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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Bundesrechtsanwaltsordnung 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 

Bundestages herbeizuführen. 
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Der in der abgelaufenen Legislaturperiode von der Bundesregierung 
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1. Deutschen Bundestag nicht mehr beraten worden. Die Änderun-
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gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf die sich aus der Anlage 2 ergebenden Änderungen vorzu-
schlagen. 

Die Bundesregierung stimmt diesen Änderungsvorschlägen zu. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 

Die Rechtsanwaltschaft 
§ 1 

Aufgabe der Rechtsanwaltschaft 

Die Rechtsanwaltschaft ist berufen, an der 
Rechtspflege mitzuwirken. 

§ 2 

Stellung des Rechtsanwalts 

(1) Der Rechtsanwalt übt einen freien Beruf aus. 

(2) Seine Tätigkeit ist kein Gewerbe. 

§ 3 

Recht zur Beratung und Vertretung 

(1) Der Rechtsanwalt ist der berufene unabhän-
gige Berater und Vertreter in allen Rechts-
angelegenheiten. 

(2) Sein Recht, in Rechtsangelegenheiten aller 
Art vor Gerichten, Schiedsgerichten oder Behörden 
aufzutreten, kann nur durch ein Bundesgesetz be-
schränkt werden. 

(3) Jedermann hat im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften das Recht, sich in Rechtsangelegen-
heiten aller Art durch einen Rechtsanwalt seiner 
Wahl beraten und vor Gerichten, Schiedsgerichten 
oder Behörden vertreten zu lassen. 

ZWEITER TEIL 

Die Zulassung des Rechtsanwalts 
ERSTER ABSCHNITT 

Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
1. Allgemeine Voraussetzung 

§ 4 

Fähigkeit zum Richteramt 

Zur Rechtsanwaltschaft kann nur zugelassen 
werden, wer die Fähigkeit zum Richteramt nach 
den Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes 
erlangt hat. 

§ 5 

Freizügigkeit 

Wer in einem deutschen Land die Fähigkeit zum 
Richteramt erlangt hat (§ 4), kann auch in jedem 
anderen Land die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
beantragen. 

2. Der Anwärterdienst 

§ 6 

Erfordernis des Anwärterdienstes 

(1) Wer seine Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
beantragen will, hat zur besonderen Vorbereitung 
auf die selbständige Ausübung des Berufes als 
Rechtsanwalt einen Anwärterdienst zu leisten. 

(2) Ein Bewerber, der zum Richter oder Staats-
anwalt auf Lebenszeit ernannt oder bereits als 
Rechtsanwalt oder Notar tätig war, ist von dem 
Anwärterdienst befreit. Das gleiche gilt für einen 
ordentlichen öffentlichen Lehrer des Rechts an einer 
deutschen Universität. 

§ 7  

Dauer des Anwärterdienstes 

(1) Der anwaltliche Anwärterdienst dauert ein 
Jahr. 

(2) Der Anwärterdienst kann abgekürzt oder er-
lassen werden, wenn der Bewerber nach seiner 
Persönlichkeit und seiner Befähigung für den Beruf 
des Rechtsanwalts vorzugsweise geeignet und mit 
den Aufgaben des Berufes bereits vertraut ist. 

(3) Der Anwärterdienst kann auf Antrag des An-
wärters ausnahmsweise bis zur Dauer eines weite-
ren Jahres verlängert werden. 

(4) Über die Abkürzung, den Erlaß oder die 
Verlängerung des Anwärterdienstes (Absätze 2 
und 3) entscheidet die Landesjustizverwaltung 
nach ihrem Ermessen. Vor der Entscheidung ist 
der Vorstand der Rechtsanwaltskammer gutachtlich 
zu hören. 

§ 8 
Antrag auf Zulassung zum Anwärterdienst 

(1) Wer in einem deutschen Land die Fähigkeit 
zum Richteramt erlangt hat (§ 4), kann auch in 
jedem anderen deutschen Land die Zulassung zum 
Anwärterdienst beantragen. 

(2) Über den Antrag auf Zulassung zum An-
wärterdienst entscheidet die Landesjustizverwal-
tung nach Anhörung des Vorstandes der Rechts-
anwaltskammer, in deren Bezirk der Bewerber 
beschäftigt werden will. 

§ g 

Ablehnung des Antrags 

(1) Der Antrag auf Zulassung zum Anwärter-
dienst kann nur abgelehnt werden, wenn ein 
Grund vorliegt, aus dem später die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft zu versagen wäre (§ 19). 



(2) Der ablehnende Bescheid ist mit Gründen zu 
versehen. Er ist dem Bewerber zuzustellen. 

(3) Gegen einen ablehnenden Bescheid kann der 
Bewerber innerhalb eines Monats nach der Zu-
stellung bei dem Ehrengerichtshof für Rechts-
anwälte den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
stellen. Zuständig ist der Ehrengerichtshof bei dem 
Oberlandesgericht, in dessen Bezirk der Bewerber 
als Anwaltsassessor beschäftigt werden will. 

(4) Hat die Landesjustizverwaltung einen An-
trag auf Zulassung zum Anwärterdienst ohne zu-
reichenden Grund innerhalb von drei Monaten 
nicht beschieden, so kann der Bewerber den An-
trag auf gerichtliche Entscheidung stellen. 

§ 10 

Leitung des Anwärterdienstes 

Der Anwärterdienst wird von dem Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer geleitet. 

§ 11 

Beginn des Anwärterdienstes 

(1) Der Präsident der Rechtsanwaltskammer 
nimmt den Bewerber bei Antritt des Anwärter-
dienstes durch Handschlag in Pflicht. Mit der Ver-
pflichtung beginnt der Anwärterdienst. 

(2) Der Bewerber führt während des Anwärter-
dienstes die Bezeichnung „Anwaltsassessor". 

§ 12 

Aufsicht über den Anwaltsassessor 

Der Anwaltsassessor untersteht der Aufsicht des 
Vorstandes der Rechtsanwaltskammer und der 
anwaltlichen Ehrengerichtsbarkeit. Der Präsident 
soll ihn bei der Verpflichtung hierauf hinweisen. 

§ 13 

Überweisung an einen Rechtsanwalt 

(1) Der Präsident der Rechtsanwaltskammer über-
weist den Anwaltsassessor einem Rechtsanwalt. 

(2) Die Auswahl des Rechtsanwalts trifft der 
Präsident der Rechtsanwaltskammer nach seinem 
Ermessen. Er soll nur einen Rechtsanwalt aus-
wählen, der seit mindestens fünf Jahren im An-
waltsberuf tätig ist. 

(3) Die Übernahme des Anwaltsassessors kann 
nur aus wichtigem Grunde abgelehnt werden. 

(4) Gegen die Überweisung kann der Anwalts-
assessor oder ein Rechtsanwalt, dessen Interessen 
sie zuwiderläuft, die Entscheidung des Vorstandes 
der Rechtsanwaltskammer anrufen. 

§ 14 

Rechte und Pflichten des Anwaltsassessors 

(1) Der Rechtsanwalt hat den Anwaltsassessor 
mit den Pfichten und Aufgaben eines Rechts-
anwalts vertraut zu machen. Er hat ihm Rechts

-

angelegenheiten aller Art, mit denen er befaßt ist. 
zur Bearbeitung zu übertragen. Er hat die Tätig-
keit des Anwaltsassessors laufend zu beaufsichti-
gen und ihn zu unterweisen. 

(2) Der Anwaltsassessor hat sich über die Pflich-
ten und Aufgaben eines Rechtsanwalts zu unter-
richten. Er hat die ihm übertragenen Geschäfte nach 
den Weisungen des Rechtsanwalts gewissenhaft zu 
erledigen. 

(3) Dem Anwaltsassessor stehen die anwaltlichen 
Befugnisse des Rechtsanwalts zu, dem er überwiesen 
ist. Er ist in dem gleichen Umfang wie der Rechts-
anwalt zur Verschwiegenheit verpflichtet und zur 
Verweigerung der Aussage berechtigt. 

(4) Der Rechtsanwalt soll dem Anwaltsassessor 
für die Dauer des Anwärterdienstes eine angemes-
sene Vergütung gewähren. 

§ 15 

Bericht über die Ableistung des Anwärterdienstes 

Vor dem Ende des Anwärterdienstes hat der 
Rechtsanwalt, dem der Anwaltsassessor überwiesen 
ist, dem Präsidenten der Rechtsanwaltskammer über 
die Dauer und die Art der Beschäftigung des An-
waltsassessors sowie über dessen Fähigkeiten und 
Leistungen zu berichten. 

§ 16 

Vorzeitiges Ausscheiden aus dem Anwärterdienst 

Der Anwaltsassessor scheidet aus dem Anwärter-
dienst vorzeitig aus: 

1. wenn er auf seinen Antrag aus dem Anwärter-
dienst entlassen wird; 

2. wenn er durch rechtskräftiges Urteil vom An-
wärterdienst ausgeschlossen ist; 

3. wenn die Zulassung zum Anwärterdienst zu-
rückgenommen wird. 

§ 17 

Zurücknahme der Zulassung zum Anwärterdienst 

(1) Die Landesjustizverwaltung kann die Zulas-
sung zum Anwärterdienst zurücknehmen, wenn ein 
Grund vorliegt, der später die Zurücknahme der 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft rechtfertigen 
würde (§ 26). 

(2) Vor der Zurücknahme der Zulassung sind der 
Anwaltsassessor und der Vorstand der Rechtsan-
waltskammer zu hören. 

(3) Die Rücknahmeverfügung ist mit Gründen zu 
versehen. Sie ist dem Anwaltsassessor zuzustellen. 

(4) Gegen die Zurücknahme der Zulassung kann 
der Betroffene innerhalb eines Monats nach der Zu-
stellung der Verfügung bei dem Ehrengerichtshof 
für Rechtsanwälte den Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung stellen. Zuständig ist der Ehrengerichts-
hof bei dem Oberlandesgericht, in dessen Bezirk 
der Betroffene als Anwaltsassessor beschäftigt war . 



(5) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung hat 
aufschiebende Wirkung. Ist es im öffentlichen Inter-
esse geboten, so kann der Ehrengerichtshof anord-
nen, daß die Verfügung der Landesjustizverwaltung 
zu  vollziehen sei. 

3. Erteilung, Erlöschen 
und Zurücknahme der Zulassung 

zur Rechtsanwaltschaft 

§ 18 

Antrag auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 

(1) Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft wird auf 
Antrag erteilt. 

(2) Ein Antrag darf nur aus den in diesem Gesetz 
bezeichneten Gründen abgelehnt werden. 

§ 19 

Versagung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 

Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ist zu ver-
sagen: 

1. wenn der Bewerber nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts ein Grundrecht ver-
wirkt hat; 

2. wenn der Bewerber infolge strafgerichtlicher 
Verurteilung die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt; 

3. wenn der Bewerber durch rechtskräftiges Ur-
teil vom Anwärterdienst oder aus der Rechts-
anwaltschaft ausgeschlossen ist; 

4. wenn der Bewerber in einem Dienststrafver-
fahren durch rechtskräftiges Urteil mit der Ent-
fernung aus dem Dienst bestraft worden ist; 

5. wenn der Bewerber sich eines Verhaltens 
schuldig gemacht hat, das ihn unwürdig erschei-
nen läßt, den Beruf eines Rechtsanwalts aus-
zuüben ;  

6. wenn der Bewerber sich so verhalten hat, daß 
die Besorgnis begründet ist, er werde als Rechts-
anwalt die Ausübung der Rechtspflege oder die 
Interessen der Rechtsuchenden gefährden; 

7. wenn der Bewerber infolge eines körperlichen 
Gebrechens oder wegen Schwäche seiner geisti-
gen Kräfte dauernd unfähig ist, den Beruf eines 
Rechtsanwalts ordnungsmäßig auszuüben; 

8. wenn der Bewerber eine Tätigkeit ausübt, die 
mit dem Beruf eines Rechtsanwalts oder mit 
dem Ansehen der Rechtsanwaltschaft nicht ver-
einbar ist; 

9. wenn der Bewerber infolge gerichtlicher An-
ordnung in der Verfügung über sein Vermögen 
beschränkt ist; 

10. wenn der Bewerber Richter oder Beamter ist, 
es sei denn, daß er die ihm übertragenen Auf-
gaben ehrenamtlich wahrnimmt. 

§ 20 

Entscheidung über den Antrag 

(1) Über den Antrag auf Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft entscheidet die Landesjustizverwaltung. 

(2) Vor der Entscheidung holt die Landesjustiz-
verwaltung von dem Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer, in deren Bezirk der Bewerber zugelassen 
werden  will (§ 30), ein Gutachten ein. In dem Gut-
achten soll zu allen Versagungsgründen, die in der 
Person des Bewerbers vorliegen können, gleichzeitig 
Stellung genommen werden. 

(3) Kann der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
das Gutachten nicht innerhalb von drei Monaten er-
statten, so hat er der Landesjustizverwaltung die 
Hinderungsgründe rechtzeitig mitzuteilen. 

(4) Die Landesjustizverwaltung kann annehmen, 
daß der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Versa-
gungsgründe nicht vorzubringen habe, wenn er 
innerhalb von drei Monaten weder das Gutachten 
erstattet noch Hinderungsgründe mitgeteilt hat. 

§ 21 

Ablehnendes Gutachten der Rechtsanwaltskammer 
in bestimmten Fällen 

(1) Erstattet der Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer das Gutachten dahin, daß bei dem Bewerber 
ein Grund vorliege, aus dem die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft nach den Nummern 5 bis 8 des 
§ 19 zu versagen sei, so setzt die Landesjustizver-
waltung die Entscheidung über den Antrag auf Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft aus und stellt dem 
Bewerber eine beglaubigte Abschrift des Gutachtens 
zu. Die Landesjustizverwaltung kann jedoch über 
den Antrag entscheiden, wenn er bereits aus einem 
der in Satz 1 nicht angeführten Versagungsgründe 
abzulehnen ist. 

(2) Der Bewerber kann innerhalb eines Monats 
nach der Zustellung des Gutachtens bei dem Ehren-
gerichtshof für Rechtsanwälte den Antrag auf ge-
richtliche Entscheidung stellen. Zuständig ist der 
Ehrengerichtshof bei dem Oberlandesgericht, in 
dessen Bezirk der Bewerber als Rechtsanwalt zuge-
lassen werden will. 

(3) Stellt der Bewerber den Antrag auf gericht-
liche Entscheidung nicht, so gilt sein Antrag auf Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft als zurückgenommen. 

(4) Stellt das Gericht auf einen Antrag nach Ab-
satz 2 rechtskräftig fest, daß der von dem Vorstand 
der Rechtsanwaltskammer angeführte Versagungs-
grund nicht vorliegt, so hat die Landesjustizverwal-
tung über den Antrag auf Zulassung zur Rechtsan-
waltschaft unter Beachtung der  Rechtsauffassung des 
Gerichts zu entscheiden. Stellt das Gericht fest, daß 
der von dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
angeführte Versagungsgrund vorliegt, so gilt der 
Antrag auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft als ab-
gelehnt, sobald die Entscheidung die Rechtskraft er-
langt hat. 

§ 22 

Aussetzung des Zulassungsverfahrens 

(1) Die Entscheidung über den Antrag auf Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft kann ausgesetzt 
werden, wenn gegen den Bewerber wegen des 
Verdachts einer strafbaren Handlung ein Ermitt-
lungsverfahren oder ein strafgerichtliches Verfah-
ren schwebt. 



(2) Die Entscheidung über den Antrag ist auszu-
setzen, wenn gegen den Bewerber wegen einer 
strafbaren Handlung, welche die Unfähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben 
kann, die öffentliche Klage erhoben ist. 

(3) Über den Antrag auf Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft ist jedoch zu entscheiden, wenn er 
bereits unbeschadet des. Ergebnisses des Ermitt-
lungsverfahrens oder des Ausganges des straf-
gerichtlichen Verfahrens abzulehnen ist. 

§ 23 

Antrag gegen einen ablehnenden Bescheid 
der Landesjustizverwaltung 

(1) Der Bescheid, durch den die Landesjustiz-
verwaltung die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
versagt, ist mit Gründen zu versehen. Er ist dem 
Bewerber zuzustellen. 

(2) Gegen einen ablehnenden Bescheid kann der 
 Bewerber innerhalb eines Monats nach der Zustel-

lung bei dem Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte 
den Antrag auf gerichtliche Entscheidung stellen. 
Zuständig ist der Ehrengerichtshof bei dem Ober-
landesgericht, in dessen Bezirk der Bewerber erst-
mals als Rechtsanwalt zugelassen werden will. 

(3) § 9 Abs. 4 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 24 

Urkunde über die Zulassung 

(1) Der Bewerber erhält über die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft eine von der Landesjustizver-
waltung ausgefertigte Urkunde. 

(2) Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft wird 
wirksam mit der Aushändigung der Urkunde. 

(3) Nach der Zulassung ist der Bewerber berech-
tigt, die Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt" zu 
führen. 

§ 25 

Erlöschen der Zulassung 

Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft erlischt, 
wenn durch ein rechtskräftiges Urteil auf Aus-
schließung aus der Rechtsanwaltschaft erkannt ist. 

§ 26 

Zurücknahme der Zulassung 
aus zwingenden Gründen 

(1) Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ist zu-
rückzunehmen: 

1. wenn zu der Zeit, als die Zulassung erteilt 
wurde, nicht bekannt war, daß Umstände 
vorlagen, aus denen sie hätte versagt 
werden müssen; 

2. wenn der Rechtsanwalt nach der Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts ein 
Grundrecht verwirkt hat; 

3. wenn der Rechtsanwalt infolge straf-
gerichtlicher Verurteilung die Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter ver-
loren hat; 

4. wenn der Rechtsanwalt infolge eines kör-
perlichen Gebrechens oder wegen Schwä-
che seiner geistigen Kräfte dauernd un-
fähig ist, den Beruf eines Rechtsanwalts 
ordnungsmäßig auszuüben; 

5. wenn der Rechtsanwalt auf die Rechte aus 
der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft der 
Landesjustizverwaltung gegenüber schrift-
lich verzichtet hat; 

6. wenn der Rechtsanwalt zum Richter oder 
Beamten auf Lebenszeit ernannt wird und 
nicht auf die Rechte aus der Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft verzichtet; 

7. wenn die Zulassung des Rechtsanwalts 
bei einem Gericht auf Grund des § 47 
Abs. 1 zurückgenommen wird. 

(2) Von der Zurücknahme der Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft kann abgesehen werden, wenn 
die Gründe des Absatzes 1 Nummer 3 oder des § 19 
Nr. 1, 2, 8, 9 und 10 in dem Zeitpunkt, in dem der 
Sachverhalt bekannt wird, nicht mehr bestehen. 

§ 27 

Zurücknahme der Zulassung aus anderen Gründen 

Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft kann zu-
rückgenommen werden: 

1. wenn der Rechtsanwalt infolge gerichtlicher 
Anordnung in der Verfügung über sein Ver-
mogen beschränkt wird; 

2. wenn der Rechtsanwalt eine Tätigkeit aus-
übt, die mit dem Beruf eines Rechtsanwalts 
oder mit dem Ansehen der Rechtsanwaltschaft 
nicht vereinbar ist. 

§ 28 

Rücknahmeverfügung 

(1) Die Zurücknahme der Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft wird von der Justizverwaltung des 
Landes verfügt, in dem der Betroffene als Rechts-
anwalt zugelassen ist. 

(2) Vor der Zurücknahme der Zulassung sind der 
Rechtsanwalt und der Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer zu hören. 

(3) Die Rücknahmeverfügung ist mit Gründen zu 
versehen. Sie ist dem Rechtsanwalt zuzustellen. 

(4) Gegen die Zurücknahme der Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft kann der Betroffene innerhalb 
eines Monats nach der Zustellung der Verfügung 
bei dem Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte den 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung stellen. Zu-
ständig ist der Ehrengerichtshof bei dem Ober-
landesgericht, in dessen Bezirk der Betroffene als 
Rechtsanwalt zugelassen ist. 

(5) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung hat 
aufschiebende Wirkung. Ist es im öffentlichen Inter-
esse geboten, so kann der Ehrengerichtshof anord-
nen, daß die Verfügung der Landesjustizverwaltung 
zu vollziehen sei. 



§ 29 

Erlöschen der Befugnis zur Führung 
der Berufsbezeichnung 

(1) Mit dem Erlöschen oder der Zurücknahme der 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft erlischt die Befug-
nis, die Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt" zu füh-
ren. Die Bezeichnung darf auch nicht mit einem Zu-
satz, der auf die frühere Berechtigung hinweist, ge-
führt werden. 

(2) Die Landesjustizverwaltung kann einem Rechts-
anwalt, der wegen hohen Alters oder wegen kör-
perlicher Leiden auf die Rechte aus der Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft verzichtet, die Erlaubnis er-
teilen, sich Rechtsanwalt mit dem Zusatz „außer 
Dienst" (a. D.) zu nennen. Sie hat vorher den Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer zu hören. 

(3) Die Landesjustizverwaltung kann eine Erlaub-
nis, die sie nach Absatz 2 erteilt hat, zurücknehmen, 
wenn nachträglich Umstände eintreten, die bei 
einem Rechtsanwalt das Erlöschen oder die Zurück-
nahme der Zulassung nach sich ziehen würden. Vor 
der Zurücknahme der Erlaubnis hat sie den früheren 
Rechtsanwalt und den Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer zu hören. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Die Zulassung bei einem Gericht 
§ 30 

Lokalisierung 

(1) Jeder Rechtsanwalt muß bei einem bestimmten 
Gericht zugelassen sein  

(2) Die erste Zulassung bei einem Gericht wird 
zugleich mit der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
erteilt. 

(3) Der Rechtsanwalt kann auf die Rechte aus der 
Zulassung bei einem Gericht nur verzichten, um bei 
einem anderen Gericht zugelassen zu werden. 

§ 31 

Antrag auf Zulassung bei einem Gericht 

(1) Die Zulassung bei einem Gericht wird auf An-
trag erteilt. 

(2) Uber den Antrag entscheidet die Landesjustiz-
verwaltung. 

(3) Vor der Entscheidung ist der Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer, in deren Bezirk der Bewer-
ber als Rechtsanwalt zugelassen werden will, gut-
achtlich zu hören. 

§ 32 

Versagung der Zulassung 

(1) Die Zulassung bei dem im Antrag bezeichne-
ten Gericht kann nur versagt werden: 

1. wenn in der Person des Bewerbers Um-
stände vorliegen, die es für die Rechtspflege 
als untragbar erscheinen lassen, daß der Be-
werber die anwaltliche Tätigkeit bei diesem 
Gericht ausübt; 

2. wenn der Bewerber innerhalb der letzten 
fünf Jahre in dem Bezirk des Landgerichts, 
in dem er zugelassen werden will, bei einem 
Gericht als Richter auf Lebenszeit angestellt 
war; 

3. wenn der Ehegatte des Bewerbers an diesem 
Gericht tätig ist, auch wenn die Ehe nicht 
mehr besteht; 

4. wenn der Bewerber mit einem Richter dieses 
Gerichts in gerader Linie verwandt, ver-
schwägert oder durch Annahme an Kindes 
Statt verbunden, in der Seitenlinie bis zum 
dritten Grade verwandt oder bis zum zwei-
ten Grade verschwägert ist, auch wenn die 
Ehe, durch welche die Schwägerschaft be-
gründet ist, nicht mehr besteht; 

5. wenn der Bewerber bei einem Oberlandes-
gericht zugelassen werden will, ohne daß 
er bereits fünf Jahre lang bei einem Land-
oder Amtsgericht als Rechtsanwalt tätig ge-
wesen ist. 

(2) Die Zulassung darf nicht deshalb versagt 
werden, well bei dem im Antrag bezeichneten Ge-
richt ein Bedürfnis für die Zulassung weiterer 
Rechtsanwälte nicht besteht. 

§ 33 

Antrag auf gerichtliche Entscheidung 

(1) Der Bescheid, durch den die Zulassung bei 
einem Gericht versagt wird, ist mit Gründen zu ver-
sehen. Er ist dem Bewerber zuzustellen. 

(2) Gegen einen ablehnenden Bescheid kann der 
Bewerber innerhalb eines Monats nach der Zustel-
lung bei dem Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte 
den Antrag auf gerichtliche Entscheidung stellen. Zu-
ständig ist der Ehrengerichtshof bei dem Oberlandes-
gericht, in dessen Bezirk der Bewerber als Rechts-
anwalt zugelassen werden will. 

(3) § 9 Abs. 4 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 34 

Erstreckung der Zulassung 
auf auswärtige Kammern für Handelssachen 

Die Zulassung bei einem Landgericht erstreckt sich 
auch auf die Kammern für Handelssachen, die ihren 
Sitz an einem anderen Ort als dem ihres Landgerichts 
haben. 

§ 35 

Gleichzeitige Zulassung 
bei dem Amts- und Landgericht 

Der bei einem Amtsgericht zugelassene Rechts-
anwalt ist auf seinen Antrag zugleich bei dem 
Landgericht zuzulassen, in dessen Bezirk das Amts-
gericht seinen Sitz hat. 

§ 36 

Gleichzeitige Zulassung 
bei einem anderen Landgericht 

(1) Ein bei einem Landgericht zugelassener Rechts-
anwalt ist auf seinen Antrag zugleich bei einem an-
deren an demselben Ort be findlichen Landgericht 



oder bei einem benachbarten Landgericht zuzulassen, 
wenn die Landesjustizverwaltung nach gutachtlicher 
Anhörung des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer 
allgemein festgestellt hat, daß die gleichzeitige Zu-
lassung unter den besonderen örtlichen Verhält-
nissen der Rechtspflege dienlich ist. 

(2) Die Zulassungen bei dem benachbarten Land-
gericht können allgemein zurückgenommen werden, 
wenn  die im Absatz 1 genannte Voraussetzung weg-
gefallen ist. 

§ 37 

Ausschließlichkeit der Zulassung 
bei dem Oberlandesgericht 

Der bei einem Oberlandesgericht zugelassene 
Rechtsanwalt darf nicht zugleich bei einem anderen 
Gericht zugelassen sein. 

§ 38 

Vereidigung des Rechtsanwalts 

(1) Alsbald nach der ersten Zulassung hat der 
Rechtsanwalt in einer öffentlichen Sitzung des Ge-
richts, bei dem er zugelassen ist, folgenden Eid zu 
leisten: 

„Ich schwöre bei Gott, dem Allmächtigen und 
Allwissenden, die verfassungsmäßige Ordnung 
zu wahren und die Pflichten eines Rechtsan-
wals gewissenhaft zu erfüllen, so wahr mir 
Gott helle." 

(2) Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung 
geleistet werden. 

(3) Bei der Eidesleistung soll der Schwörende die 
rechte Hand erheben. 

(4) Gestattet ein Gesetz den Mitgliedern einer 
Religionsgesellschaft, an Stelle des Eides andere Be-
teuerungsformeln zu gebrauchen, so kann der Rechts-
anwalt, der Mitglied einer solchen Religionsgesell

-

schaft ist, diese Beteuerungsformel sprechen. 

(5) Über die Vereidigung ist ein Protokoll aufzu-
nehmen, das auch den Wortlaut des Eides zu ent-
halten hat. Das Protokoll ist von dem Rechtsanwalt 
und dem Vorsitzenden des Gerichts zu unterschrei-
ben. Es ist zu den Personalakten des Rechtsanwalts 
zu nehmen. 

§ 39  

Wohnsitz und Kanzlei  

(1) Der Rechtsanwalt muß an dem Ort des Ge-
richts, bei dem er zugelassen ist, seinen Wohnsitz 
nehmen und eine Kanzlei einrichten. Inwieweit be-
nachbarte Orte im Sinne dieser Vorschrift als ein 
Ort anzusehen sind, bestimmt die Landesjustizver-

waltung. 

(2) Ist der Rechtsanwalt gleichzeitig bei mehreren 
Gerichten, die ihren Sitz an verschiedenen Orten 
haben, zugelassen, so hat er seinen Wohnsitz im 
Falle des § 35 am Ort des Amtsgerichts und in den 
Fällen des § 36 am Ort des Landgerichts zu nehmen, 
bei dem er ungeachtet der gleichzeitigen Zulassung 
bei einem anderen Gericht zugelassen ist. An dem 
Ort, an dem er seinen Wohnsitz zu nehmen hat, 
muß er auch seine Kanzlei einrichten. 

§ 40 

Zweigstelle und Sprechtage 

(1) Der Rechtsanwalt darf weder eine Zweigstelle 
einrichten noch auswärtige Sprechtage abhalten. Die 
Landesjustizverwaltung kann dies jedoch gestatten, 
wenn es nach den örtlichen Verhältnissen im Inter-
esse einer geordneten Rechtspflege dringend gebo-
ten erscheint. Bevor die Erlaubnis erteilt wird, ist 
der Vorstand der Rechtsanwaltskammer zu hören. 

(2) Die Erlaubnis kann widerrufen werden. Vor 
dem Widerruf sind der Rechtsanwalt und der Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer zu hören. 

(3) Der Bescheid, durch den die Erlaubnis versagt 
oder widerrufen wird, ist mit Gründen zu versehen . 

Er ist dem Rechtsanwalt zuzustellen. Gegen einen 
solchen Bescheid kann der Rechtsanwalt innerhalb 
eines Monats nach der Zustellung bei dem Ehren-
gerichtshof für Rechtsanwälte den Antrag auf ge-
richtliche Entscheidung stellen. Zuständig ist der 
Ehrengerichtshof bei dem Oberlandesgericht, in 
dessen Bezirk der Rechtsanwalt zugelassen ist. 

§ 41 

Ausnahmen von der Residenzpflicht 

(1) Im Interesse der Rechtspflege oder zur Ver-
meidung von Härten kann die Landesjustizverwal-
tung einen Rechtsanwalt von den Pflichten des § 39 
befreien. Die Befreiung kann mit Auflagen verbun-
den werden. Wird sie zur Vermeidung von Härten 
erteilt, so kann sie nur für eine bestimmte Zeit ge-
währt werden. 

(2) Bevor die Befreiung erteilt wird, ist der Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer zu hören. 

(3) Die Befreiung kann widerrufen werden, wenn 
es im Interesse einer geordneten Rechtspflege er-
forderlich ist. Vor dem Widerruf sind der Rechts-
anwalt und der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
zu hören. 

(4) Der Bescheid, durch den ein Antrag auf Be-
freiung abgelehnt oder eine Befreiung nur unter 
Auflagen erteilt oder eine Befreiung widerrufen 
wird, ist mit Gründen zu versehen. Er ist dem Rechts-
anwalt zuzustellen. Gegen einen solchen Bescheid 
kann der Rechtsanwalt innerhalb eines Monats nach 
der Zustellung bei dem Ehrengerichtshof für Rechts 
anwälte den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
stellen. Zuständig ist der Ehrengerichtshof bei dem 
Oberlandesgericht, in dessen Bezirk der Rechtsan-
walt zugelassen ist. 

(5) § 9 Abs. 4 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 42 

Zustellungsbevollmächtigter 

(1) Wohnt der Rechtsanwalt nicht an dem Ort des 
Gerichts, bei dem er zugelassen ist, und unterhält 
et  dort auch keine Kanzlei, so muß er einen am 
Ort des Gerichts wohnhaften ständigen Zustellungs-
bevollmächtigten bestellen. Ist der Rechtsanwalt 
gleichzeitig bei mehreren Gerichten, die ihren Sitz 
an verschiedenen Orten haben, zugelassen, so muß 



er am Ort des Gerichts, an dem er seinen Wohnsitz 
nicht genommen hat (§ 39 Abs. 2), einen ständigen 
Zustellungsbevollmächtigten bestellen. 

(2) An den Zustellungsbevollmächtigten kann auch 
von Anwalt zu Anwalt (§§ 198, 212a der Zivilprozeß-
ordnung) wie an den Rechtsanwalt selbst zugestellt 
werden. 

(3) Ist ein Zustellungsbevollmächtigter entgegen 
Absatz 1 nicht bestellt, so kann die Zustellung durch 
Aufgabe zur Post bewirkt werden (§§ 175, 192, 213 
der Zivilprozeßordnung). Das gleiche gilt, wenn eine 
Zustellung an den Zustellungsbevollmächtigten am 
Ort des Gerichts nicht ausführbar ist. 

§ 43 

Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte 

(1) Bei jedem Gericht wird eine Liste der bei ihm 
zugelassenen Rechtsanwälte geführt. 

(2) Der Rechtsanwalt wird in die Liste eingetra-
gen, nachdem er vereidigt ist (§ 38), seinen Wohn-
sitz genommen und eine Kanzlei eingerichtet hat 
(§ 39). Ist der Rechtsanwalt von den Pflichten des 
§ 39 befreit worden (§ 41 Abs. 1), so wird er einge-
tragen, sobald er vereidigt ist. 

(3) In der Liste sind der Zeitpunkt der Zulassung 
und der Vereidigung, der Wohnsitz und die Kanzlei 
des Rechtsanwalts sowie die Erlaubnis, auswärtige 
Sprechtage abzuhalten oder eine Zweigstelle ein-
zurichten, zu vermerken. In den Fällen des § 41 Abs. 1 
wird der Inhalt der Befreiung vermerkt. 

(4) Der Rechtsanwalt erhält über seine Eintragung 
in die Liste eine Bescheinigung. 

(5) Verlegt der Rechtsanwalt seinen Wohnsitz 
oder seine Kanzlei, so hat er dies der Landesjustiz-
verwaltung und dem Gericht, bei dem er zugelassen 
ist, zur Eintragung in die Liste unverzüglich anzu-
zeigen. 

§ 44 

Aufnahme der Tätigkeit als Rechtsanwalt 

(1) Mit der Eintragung in die Liste der Rechts-
anwälte beginnt die Befugnis, die Anwaltstätigkeit 
auszuüben. 

(2) Die rechtliche Wirksamkeit von Handlungen, 
die der Rechtsanwalt vorher vorgenommen hat, 
wird hierdurch nicht berührt. 

§ 45 

Wechsel der Zulassung 

(1) Der Rechtsanwalt kann auf seinen Antrag bei 
einem anderen Gericht zugelassen werden, wenn 
er auf die Rechte aus der bisherigen Zulassung ver-
zichtet. Der Verzicht ist der Landesjustizverwaltung 
gegenüber, welche die Zulassung erteilt hat, schrift-
lich zu erklären. 

(2) Der Rechtsanwalt kann den Antrag auf ander-
weitige Zulassung nicht stellen, solange gegen ihn 
ein ehrengerichtliches Verfahren, ein Ermittlungs-
verfahren wegen des Verdachts einer strafbaren 
Handlung oder ein strafgerichtliches Verfahren 
schwebt. 

(3) Die anderweitige Zulassung kann, abgesehen 
von den im § 32 Abs. 1 genannten Gründen, ver-
sagt werden, wenn der Rechtsanwalt innerhalb der 
letzten zwei Jahre in einem ehrengerichtlichen Ver-
fahren mit einem Verweis oder einer Geldbuße be-
straft worden ist. 

(4) Der Antrag kann nicht deshalb abgelehnt 
werden, weil der Rechtsanwalt die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft in einem anderen deutschen Land 
erhalten hat. 

(5) Die bisherige Zulassung wird von der Landes-
justizverwaltung, die sie erteilt hat, zurückgenom-
men, sobald der Rechtsanwalt bei dem anderen Ge-
richt zugelassen ist. 

§ 46 

Erlöschen der Zulassung 

Die Zulassung bei einem Gericht erlischt: 

1. wenn die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft er-
loschen ist (§ 25) ; 

2. wenn die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft zu-
rückgenommen ist (§§ 26 bis 28). 

§ 47 

Zurücknahme der Zulassung 

(1) Die Zulassung bei einem Gericht kann zurück-
genommen werden: 

1. wenn der Rechtsanwalt nicht binnen drei 
Monaten nach der ersten Zulassung bei 
einem Gericht den Eid nach § 38 leistet; 

2. wenn der Rechtsanwalt nicht binnen drei 
Monaten seit seiner Zulassung bei einem 
Gericht seiner Pflicht nachkommt, an dem 
nach § 39 bestimmten Ort seinen Wohnsitz 
zu nehmen und seine Kanzlei einzurichten; 

3. wenn der Rechtsanwalt nicht binnen drei 
Monaten die ihm nach § 41 Abs. 1 gemach-
ten Auflagen erfüllt; 

4. wenn der Rechtsanwalt in dem Falle des 
§ 42 Abs. 1 Satz 1 nicht binnen drei Monaten, 
nachdem er von der Residenzpflicht befreit 
worden (§ 41 Abs 1) oder der bisherige Zu-
stellungsbevollmächtigte weggefallen ist, 
einen Zustellungsbevollmächtigten bestellt; 

5. wenn der Rechtsanwalt seinen Wohnsitz 
oder seine Kanzlei aufgibt. 

(2) Die gleichzeitige Zulassung bei einem anderen 
Gericht (§§ 35, 36) kann zurückgenommen werden, 
wenn der Rechtsanwalt binnen drei Monaten, nach-
dem er die Zulassung bei dem anderen Gericht er-
halten hat oder der bisherige Zustellungsbevoll-
mächtigte weggefallen ist, entgegen § 42 Abs. 1 
Satz 2 einen Zustellungsbevollmächtigten nicht be-
stellt. 

(3) Die Zulassung wird von der Landesjustizver-
waltung zurückgenommen. Vor der Zurücknahme 
sind der Rechtsanwalt und der Vorstand der Rechts-
anwaltskammer zu hören. Die Rücknahmeverfügung 
ist mit Gründen zu versehen. Sie ist dem Rechtsan-
walt zuzustellen. Gegen die Zurücknahme der Zu-
lassung kann der Rechtsanwalt innerhalb eines Mo- 



nats nach der 'Zustellung der Verfügung bei dem 
Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte den Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung stellen. Zuständig ist der 
Ehrengerichtshof bei dem Oberlandesgericht, in 
dessen Bezirk er als Rechtsanwalt zugelassen ist. 
Der Antrag hat aufschiebende Wirkung. Ist es im 
öffentlichen Interesse geboten, so kann der Ehren-
gerichtshof anordnen, daß die Verfügung der Landes-
justizverwaltung zu vollziehen sei. 

§ 48 

Löschung in der Anwaltsliste 

(1) Der Rechtsanwalt wird in der Liste der zuge-
lassenen Rechtsanwälte (§ 43) außer im Falle des 
Todes gelöscht' 

1. wenn die Zulassung bei einem Gericht er-
loschen ist (§ 46); 

2. wenn die Zulassung bei einem Gericht zu-
rückgenommen ist (§ 45 Abs. 5, § 47). 

(2) Rechtshandlungen, die der Rechtsanwalt vor 
seiner Löschung noch vorgenommen hat, sind nicht 
deshalb unwirksam, weil er zur Zeit der Vornahme 
der Handlung die Anwaltstätigkeit nicht mehr aus-
üben oder vor dem Gericht nicht mehr auftreten 
durfte. Das gleiche gilt für Rechtshandlungen, die 
vor der Löschung des Rechtsanwalts ihm gegenüber 
noch vorgenommen worden sind. 

DRITTER ABSCHNITT 

Das Verfahren bei Anträgen 
auf gerichtliche Entscheidung 

in Zulassungssachen 
§ 49 

Form der Anträge 

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ist bei 
dem Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte schriftlich 
einzureichen. 

§ 50 

Antrag bei einem ablehnenden Gutachten 
der Rechtsanwaltskammer 

(1) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ist 
bei einem ablehnenden Gutachten des Vorstandes 
der Rechtsanwaltskammer (§ 21) gegen die Rechts-
anwaltskammer zu richten. 

(2) Der Antragsteller muß das Gutachten, gegen 
das er sich wendet, bezeichnen. Der Antrag geht 
dahin, festzustellen, daß der von dem Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer angeführte Versagungsgrund 
nicht vorliegt. Die zur Begründung des Antrags die-
nenden Tatsachen und die Beweismittel sollen im 
einzelnen angeführt werden . 

(3) An dem Verfahren kann sich das Land, vertre-
ten durch die Landesjustizverwaltung, beteiligen. 

§ 51 

Antrag bei Bescheiden und Verfügungen 
der Landesjustizverwaltung 

(1) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ge-
gen einen Bescheid oder eine Verfügung der Lan-
desjustizverwaltung ist gegen das Land, vertreten 
durch die Landesjustizverwaltung, zu richten. Das 

gleiche gilt für Anträge auf gerichtliche Entscheidung, 
die darauf gestützt werden, daß die Landesjustizver-
waltung innerhalb von drei Monaten einen Bescheid 
nicht erteilt hat. 

(2) Der Antragsteller muß den Bescheid oder die 
Verfügung, gegen die er sich wendet, bezeichnen 
Er muß ferner angeben, inwieweit der angefochtene 
Bescheid oder die angefochtene Verfügung aufgeho-
ben und zu welcher Amtshandlung die Landesjustiz-
verwaltung verpflichtet werden soll. Wird der Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung darauf gestützt, daß 
die Landesjustizverwaltung innerhalb von drei Mo-
naten einen Bescheid nicht erteilt . hat, so ist die 
beantragte Amtshandlung zu bezeichnen. Die zur 
Begründung des Antrags dienenden Tatsachen und 
die Beweismittel sollen im einzelnen angeführt wer-
den 

(3) Soweit die Landesjustizverwaltung ermächtigt 
ist, nach ihrem Ermessen zu befinden, kann der An-
trag nur darauf gestützt werden, daß die gesetzlichen 
Grenzen des Ermessens überschritten seien oder 
daß von dem Ermessen in einer dem Zweck der Er-
mächtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch 
gemacht worden sei. 

§ 52 

Verfahren vor dem Ehrengerichtshof 

(1) Der Ehrengerichtshof teilt den Antrag auf ge-
richtliche Entscheidung dem Antragsgegner mit und 
fordert ihn auf, sich innerhalb einer von dem Vor-
sitzenden bestimmten Frist zu äußern. Einen Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung bei einem ablehnenden 
Gutachten des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer 
teilt der Ehrengerichtshof auch dem Land, vertreten 
durch die Landesjustizverwaltung, mit. 

(2) Der Ehrengerichtshof entscheidet über den An-
trag auf Grund mündlicher Verhandlung. Einer sol-
chen bedarf es jedoch nicht, wenn die Beteiligten 
ausdrücklich auf sie verzichten. 

(3) Auf das Verfahren sind im übrigen die Vor-
schriften des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend anzu-
wenden. 

§ 53 

Entscheidung des Ehrengerichtshofes 

(1) Der Ehrengerichtshof entscheidet über den An-
trag durch Beschluß, der mit Gründen zu versehen 
ist. Zu einer dem Antragsteller nachteiligen Ent-
scheidung ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der 
Stimmen erforderlich. 

(2) Hält der Ehrengerichtshof den Antrag auf ge-
richtliche Entscheidung bei einem ablehnenden Gut-
achten des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer 
(§ 50) für begründet, so stellt er fest, daß der von 
dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer angeführte 
Versagungsgrund nicht vorliegt Weist er den An-
trag als unbegründet zurück, so stellt er zugleich 
fest, daß der von dem Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer angeführte Versagungsgrund vorliegt. 

(3) Hält der Ehrengerichtshof den Antrag, durch 
den ein Bescheid oder eine Verfügung der Landes-
justizverwaltung angefochten wird (§ 51), für begrün- 



det, so hebt er den Bescheid oder die Verfügung auf. 
Richtet sich der Antrag gegen einen ablehnenden 
Bescheid und ist die Sache zur Entscheidung reif, 
so spricht der Ehrengerichtshof zugleich die Ver-
pflichtung der Landesjustizverwaltung aus, die be-
antragte Amtshandlung vorzunehmen; ist die Sache 
noch nicht zur Entscheidung reif, so spricht er zugleich 
die Verpflichtung der Landesjustizverwaltung aus, 
den Antragsteller unter Beachtung der Rechtsauf-
fassung des Gerichts zu bescheiden. 

(4) Hält der Ehrengerichtshof den Antragsteller 
dadurch für beschwert, daß die Landesjustizverwal-
tung ihm ohne zureichenden Grund einen Bescheid 
nicht erteilt hat, so spricht er die Verpflichtung der 
Landesjustizverwaltung aus, ihn zu bescheiden. 

(5) Der Ehrengerichtshof stellt einen Beschluß, der 
über einen Antrag nach § 50 ergangen ist, dem Land, 
vertreten durch die Landesjustizverwaltung, auch 
dann zu, wenn es sich an dem Verfahren nicht be-
teiligt hat. 

§ 54 

Sofortige Beschwerde 

(1) Dem Antragsteller steht gegen die Entschei-
dung des Ehrengerichtshofes die sofortige Be-
schwerde zu, wenn der Ehrengerichtshof sein Be-
gehren auf 

1. Zulassung zurr Anwärterdienst, 
2. Aufhebung der Zurücknahme der Zulassung 

zum Anwärterdienst, 
3. Feststellung, daß der in dem Gutachten des 

Vorstandes der Rechtsanwaltskammer an-
geführte Versagungsgrund nicht vorliegt, 

4. Zulassung zur Rechtsanwaltschaft. 
5. Aufhebung der Zurücknahme der Zulassung 

zur Rechtsanwaltschaft, 
6. Zulassung bei einem Gericht oder 
7. Aufhebung der Zurücknahme der Zulassung 

bei einem Gericht 
zurückgewiesen hat. 

(2) Dem Land steht die sofortige Beschwerde zu, 
wenn der Ehrengerichtshof in den Fällen des Ab-
satzes 1 einen Bescheid oder eine Verfügung der 
Landesjustizverwaltung aufgehoben hat. Es kann 
ferner die sofortige Beschwerde selbständig erheben, 
wenn der Ehrengerichtshof über einen Antrag nach 
§ 50 entschieden hat, auch wenn es sich an dem Ver-
fahren des ersten Rechtszuges nicht beteiligt hat. 

(3) Der Rechtsanwaltskammer steht die sofortige 
Beschwerde zu, wenn der Ehrengerichtshof auf einen 
Antrag nach § 50 festgestellt hat, daß der von dem 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer angeführte Ver-
sagungsgrund nicht vorliegt. 

(4) Die sofortige Beschwerde ist binnen einer Frist 
von zwei Wochen bei dem Ehrengerichtshof schrift-
lich einzulegen. Sie hat aufschiebende Wirkung. 

(5) Über die sofortige Beschwerde entscheidet der 
Bundesgerichtshof. 

(6) Im übrigen sind die Vorschriften des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit entsprechend anzuwenden. 

DRITTER TEIL 

Die Rechte und Pflichten des 
Rechtsanwalts 

§ 55 

Allgemeine Berufspflicht 

Der Rechtsanwalt hat seinen Beruf gewissenhaft 
auszuüben. Er hat sich innerhalb und außerhalb des 
Berufes der Achtung und des Vertrauens, welche 
die Stellung des Rechtsanwalts erfordert, würdig 
zu erweisen. 

§ 56 

Mitteilung der Ablehnung eines Auftrags 

Der Rechtsanwalt, der in seinem Beruf in An-
spruch genommen wird und den Auftrag nicht an-
nehmen will muß die Ablehnung unverzüglich 
erklären. Er hat den Schaden zu ersetzen, der aus 
einer schuldhaften Verzögerung dieser Erklärung 
entsteht. 

§ 57 

Versagung der Berufstätigkeit 

Der Rechtsanwalt darf nicht tätig werden: 

1. wenn ihm ein Verhalten zugemutet wird, durch 
das er seine Berufspflichten verletzten würde; 

2. wenn er durch Weisungen seines Auftraggebers 
so weitgehend gebunden werden soll, daß 
ihm die Freiheit pflichtmäßigen Handelns ge-
nommen wird; 

3. wenn er eine andere Partei in derselben Rechts-
sache bereits im entgegengesetzten Interesse 
beraten oder vertreten hat; 

4 wenn er in derselben Rechtssache bereits als 
Richter, Schiedsrichter, Staatsanwalt oder als 
Angehöriger des öffentlichen Dienstes tätig 
geworden ist; 

5. wenn es sich um den Rechtsbestand oder um 
die Auslegung einer Urkunde handelt, die er 
oder ein mit ihm zu gemeinschaftlicher Berufs-
ausübung verbundener Rechtsanwalt als Notar 
aufgenommen hat. 

§ 58 

Rechtsanwälte in ständigen Dienstverhältnissen  

Der Rechtsanwalt darf für einen Auftraggeber, 
dem er auf Grund eines ständigen Dienst- oder 
ähnlichen Beschäftigungsverhältnisses seine Arbeits-
zeit und -kraft überwiegend zur Verfügung stellen 
muß, vor keinem Gericht oder Schiedsgericht tätig 
werden 

§ 59 

Pflicht zur Übernahme der Prozeßvertretung 

Der Rechtsanwalt muß in gerichtlichen Verfahren 
die Vertretung einer Partei übernehmen: 

1. wenn er der Partei auf Grund des § 115 Abs. 1 
Nr. 3, des § 116 Abs. 1 oder des § 116a der 
Zivilprozeßordnung, des § 11 a des Arbeits-
gerichtsgesetzes oder auf Grund anderer 
gesetzlicher Vorschriften zur vorläufig unent-
geltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte beige-
ordnet ist; 



2. wenn er der Partei auf Grund des § 78a der 
Zivilprozeßordnung beigeordnet ist; 

3. wenn er der Partei auf Grund der §§ 668, 679, 
686 der Zivilprozeßordnung als Vertreter bei-
geordnet ist. 

§ 60 
Pflichtverteidigung in Strafsachen 

(1) Der Rechtsanwalt muß in Strafsachen eine 
Verteidigung übernehmen, wenn er nach den Vor-
schriften der Strafprozeßordnung zum Verteidiger 
bestellt ist. 

(2) Der zum Verteidiger bestellte Rechtsanwalt 
kann die Übernahme der Verteidigung ablehnen, 
wenn hierfür wichtige Gründe vorliegen. 

§ 61 
Handakten des Rechtsanwalts 

(1) Der Rechtsanwalt kann seinem Auftraggeber 
die Herausgabe der Handakten verweigern, bis er 
wegen seiner Gebühren und Auslagen befriedigt ist. 
Dies gilt nicht, soweit die Vorenthaltung der Hand-
akten oder einzelner Schriftstücke nach den Um-
ständen, insbesondere wegen verhältnismäßiger 
Geringfügigkeit der geschuldeten Beträge, gegen 
Treu und Glauben verstoßen würde. 

(2) Der Rechtsanwalt hat die Handakten auf die 
Dauer von fünf Jahren nach Beendigung des Auf-
trags aufzubewahren. Diese Verpflichtung erlischt 
jedoch schon vor Beendigung dieses Zeitraumes, 
wenn der Rechtsanwalt den Auftraggeber aufgefor-
dert hat, die Handakten in Empfang zu nehmen, und 
der Auftraggeber dieser Aufforderung binnen sechs 
Monaten, nachdem er sie erhalten hat, nicht nach-
gekommen ist. 

(3) Zu den Handakten im Sinne dieser Vorschrift 
gehören alle Schriftstücke, die der Rechtsanwalt 
aus Anlaß seiner beruflichen Tätigkeit für den 
Auftraggeber erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht 
für den Briefwechsel zwischen dem Rechtsanwalt 
und seinem Auftraggeber und für die Schriftstücke, 
die dieser bereits in Urschrift oder Abschrift er-
halten hat. 

§ 62 
Verjährung von Ersatzansprüchen 

Der Anspruch des Auftraggebers auf Schadens-
ersatz aus dem zwischen ihm und dem Rechtsanwalt 
bestehenden Vertragsverhältnis verjährt in fünf 
Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der Anspruch 
entstanden ist, spätestens jedoch in fünf Jahren 
nach der Beendigung des Auftrags. 

§ 63 
Rechtsanwälte als Hilfsrichter 

oder als Beamte auf Probe, Widerruf oder dergl. 
(1) Rechtsanwälte, die als Hilfsrichter oder Beamte 

verwendet werden, ohne auf Lebenszeit ernannt zu 
sein, dürfen ihren Beruf als Rechtsanwalt nicht aus-
üben, es sei denn, daß sie die ihnen übertragenen 
Aufgaben ehrenamtlich wahrnehmen. Das gleiche 
gilt für Rechtsanwälte, die vorübergehend als An-
gestellte im öffentlichen Dienst tätig sind. 

(2) Die Landesjustizverwaltung kann dem Rechts-
anwalt auf seinen Antrag einen Vertreter bestellen 

oder ihm gestatten, seinen Beruf selbst auszuüben, 
wenn die Interessen der Rechtspflege dadurch nicht 
gefährdet werden. Vor der Entscheidung ist der 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer zu hören. 

§ 64 
Vertretung des Prozeßbevollmächtigten 

vor Kollegialgerichten 
(1) Insoweit eine Vertretung durch Anwälte ge-

boten ist (§ 78 der Zivilprozeßordnung), kann der 
bei dem Prozeßgericht zum Prozeßbevollmächtigten 
bestellte Rechtsanwalt die Vertretung nur auf einen 
bei dem Prozeßgericht zugelassenen Rechtsanwalt 
übertragen 

(2) Der bei dem Prozeßgericht zum Prozeßbevoll-
mächtigten bestellte Rechtsanwalt darf in der münd-
lichen Verhandlung einem Rechtsanwalt, der nicht 
bei dem Prozeßgericht zugelassen ist, die Ausfüh-
rung der Parteirechte in seinem Beistand überlassen. 

§ 65 
Bestellung eines allgemeinen Vertreters 

(1) Der Rechtsanwalt muß für seine Vertretung 
sorgen: 

1. wenn er länger als eine Woche daran ge-
hindert ist, seinen Beruf auszuüben; 

2. wenn er sich länger als eine Woche von 
seiner Kanzlei entfernen will. 

(2) Der Rechtsanwalt kann den Vertreter selbst 
bestellen, wenn die Vertretung die Dauer eines 
Monats nicht überschreitet und wenn sie von einem 
bei demselben Gericht zugelassenen Rechtsanwalt 
übernommen wird. In anderen Fällen wird der Ver-
treter auf Antrag des Rechtsanwalts von der Landes

-

justizverwaltung bestellt. 

(3) Die Landesjustizverwaltung kann dem Rechts-
anwalt auf seinen Antrag von vornherein für alle 
Behinderungsfälle, die während eines Kalender-
jahres eintreten können, einen Vertreter bestellen. 

(4) Die Landesjustizverwaltung soll die Ver-
tretung einem Rechtsanwalt oder einem Anwalts-
assessor übertragen. Sie kann auch andere Personen, 
welche die Fähigkeit zum Richteramt erlangt haben, 
oder Referendare, die seit mindestens zwei Jahren 
im Vorbereitungsdienst beschäftigt sind, zu Ver-
tretern bestellen. 

(5) In den Fällen des Absatzes 1 kann die Landes-
justizverwaltung den Vertreter von Amts wegen 
bestellen, wenn der Rechtsanwalt es unterlassen 
hat, eine Maßnahme nach Absatz 2 Satz 1 zu treffen 
oder die Bestellung eines Vertreters nach Absatz 2 
Satz 2 zu beantragen Der Vertreter soll jedoch erst 
bestellt werden, wenn der Rechtsanwalt vorher auf-
gefordert worden ist, den Vertreter selbst zu bestel-
len oder einen Antrag nach Absatz 2 Satz 2 ein-
zureichen, und die ihm hierfür gesetzte Frist frucht-
los verstrichen ist. 

(6) Der Rechtsanwalt hat die Bestellung des Ver-
treters in den Fällen der Absätze 2 und 3 dem 
Gericht anzuzeigen, bei dem er zugelassen ist. In 
dem Falle des Absatzes 5 ist auch der Vertreter ver-
pflichtet, seine Bestellung dem Gericht anzuzeigen 



(7) Dem Vertreter stehen die anwaltlichen Befug-
nisse des Rechtsanwalts zu, den er vertritt. 

(8) Die Bestellung kann widerrufen werden. 

§ 66 

Rechtshandlungen des Vertreters nach dem Tode 
des Rechtsanwalts 

Ist ein Rechtsanwalt, für den ein Vertreter be-
stellt .ist, gestorben, so sind Rechtshandlungen, die 
der Vertreter vor der Löschung des Rechtsanwalts 
noch vorgenommen hat, nicht deshalb unwirksam, 
weil der Rechtsanwalt zur Zeit der Bestellung des 
Vertreters oder zur Zeit der Vornahme der Hand-
lung nicht mehr gelebt hat. Das gleiche gilt für 
Rechtshandlungen, die vor der Löschung des Rechts-
anwalts dem Vertreter gegenüber noch vorgenom-
men worden sind. 

§ 67 

Bestellung eines Abwicklers der Kanzlei 

(1) Ist ein Rechtsanwalt gestorben, so kann die 
Landesjustizverwaltung einen Rechtsanwalt, einen 
Anwaltsassessor oder eine andere Person, welche 
die Befähigung zum Richteramt erlangt hat, mit der 
Abwicklung der Kanzlei beauftragen. Der Abwickler 
soll allenfalls auf die Dauer eines Jahres bestellt 
werden. 

(2) Dem Abwickler obliegt es, die schwebenden 
Angelegenheiten abzuwickeln. Ihm stehen die an-
waltlichen Befugnisse zu, die der verstorbene Rechts-
anwalt hatte Der Abwickler gilt für die schweben-
den Angelegenheiten als von der Partei bevollmäch-
tigt, sofern diese nicht für die Wahrnehmung ihrer 
Rechte in anderer Weise gesorgt hat. Er hat seine 
Bestellung dem Gericht anzuzeigen, bei dem der ver-
storbene Rechtsanwalt zugelassen war. 

(3) Der Abwickler ist auf eigene Rechnung tätig. 
Er führt die laufenden Aufträge fort. Ihm stehen 
die Gebühren und Auslagen zu, die nach seiner Be-
stellung erwachsen. Er muß sich jedoch die an den 
verstorbenen Rechtsanwalt gezahlten Vorschüsse 
anrechnen lassen. Er ist berechtigt, Kostenforderun-
gen des verstorbenen Rechtsanwalts im eigenen 
Namen für Rechnung der Erben geltend zu machen. 

(4) Die Bestellung kann widerrufen werden. 

(5) Ein Abwickler kann auch für die Kanzlei eines 
früheren Rechtsanwalts bestellt werden, dessen Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft erloschen oder zu-
rückgenommen ist. 

§ 68 

Besondere Pflichten 
gegenüber dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer 

In Aufsichts- und Beschwerdesachen hat der 
Rechtsanwalt dem Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer oder einem beauftragten Mitglied des 
Vorstandes Auskunft zu geben und auf Verlangen 
seine Handakten vorzulegen, es sei denn, daß er 
dadurch seine Verpflichtung zur Verschwiegenheit 
verletzen würde. Er ist verpflichtet, vor dem Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer oder einem beauf-
tragten Mitglied des Vorstandes zu erscheinen, 
wenn er zu seiner Anhörung geladen wird. 

§ 69 

Ordnungsstrafen 
bei Verletzung der besonderen Pflichten 

(1) Um einen Rechtsanwalt zur Erfüllung seiner 
Pflichten nach § 68 anzuhalten, kann der Vorstand 
der Rechtsanwaltskammer gegen ihn Ordnungs-
strafen bis zum Gesamtbetrage von fünfhundert 
Deutschen Mark festsetzen. Die Ordnungsstrafe 
kann zu wiederholten Malen festgesetzt werden. 

(2) Die Ordnungsstrafe muß vorher schriftlich 
angedroht werden. 

(3) Die Androhung und die Festsetzung der Ord-
nungsstrafe sind dem Rechtsanwalt zuzustellen. 

(4) Gegen die Androhung und gegen die Fest-
setzung der Ordnungsstrafe kann der Rechtsanwalt 
Beschwerde erheben. 

(5) Die Beschwerde wird bei dem Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer schriftlich eingelegt. Über 
die Beschwerde entscheidet der Ehrengerichtshof für 
Rechtsanwälte. Zuständig ist der Ehrengerichtshof 
bei dem Oberlandesgericht, in dessen Bezirk die 
Rechtsanwaltskammer ihren Sitz hat. Im übrigen 
sind die Vorschriften der Strafprozeßordnung über 
die Beschwerde anzuwenden. Die Entscheidung des 
Ehrengerichtshofes kann nicht angefochten werden. 

(6) Die Ordnungsstrafe fließt der Rechtsanwalts-
kammer zu Sie wird auf Grund einer von dem 
Schatzmeister erteilten, mit der Bescheinigung der 
Vollstreckbarkeit versehenen, beglaubigten Ab-
schrift des Festsetzungsbescheides nach den Vor-
schriften beigetrieben, die für die Vollstreckung 
von Urteilen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
gelten. 

§ 70 

Einsicht in die Personalakten 

(1) Der Rechtsanwalt hat das Recht, die über ihn 
geführten Personalakten einzusehen. 

(2) Der Rechtsanwalt kann das Recht auf Einsicht 
in seine Personalakten nur persönlich oder durch 
einen anderen bevollmächtigten Rechtsanwalt aus-
üben. 

(3) Bei der Einsichtnahme darf der Rechtsanwalt 
oder der von ihm bevollmächtigte Vertreter sich 
eine Aufzeichnung über den Inhalt der Akten oder 
Abschriften einzelner Schriftstücke fertigen. 

§ 71 

Ausbildung von Referendaren 

(1) Der Rechtsanwalt hat den Referendar, der im 
Vorbereitungsdienst bei ihm beschäftigt ist, in den 
Aufgaben eines Rechtsanwalts zu unterweisen, ihn 
anzuleiten und ihm Gelegenheit zu praktischen 
Arbeiten zu geben. 

(2) Auf den Referendar, der unter Beistand des 
Rechtsanwalts die Ausführung der Parteirechte 
übernimmt, ist § 157 Abs. 1 und 2 der Zivilprozeß-
erdnung nicht anzuwenden. Das gleiche gilt, wenn 
der Referendar den Rechtsanwalt in Fällen vertritt, 
in denen eine Vertretung durch einen Rechtsanwalt 
nicht geboten ist. 



§ 72 

Anwaltsassessoren 

Für Anwaltsassessoren gelten die §§ 55, 68 bis 70 
sinngemäß. 

VIERTER TEIL 

Die Rechtsanwaltskammern 
ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeines 

§ 73 

Zusammensetzung 
und Sitz der Rechtsanwaltskammer 

(1) Die Rechtsanwälte, die in dem Bezirk eines 
Oberlandesgerichts zugelassen sind, bilden eine 
Rechtsanwaltskammer. 

(2) Die Rechtsanwaltskammer hat ihren Sitz am 
Ort des Oberlandesgerichts. 

§ 74 

Bildung einer weiteren Rechtsanwaltskammer 

(1) Die Landesjustizverwaltung kann in dem Be-
zirk eines Oberlandesgerichts eine weitere Rechts-
anwaltskammer errichten, wenn in dem Bezirk mehr 
als eintausend Rechtsanwälte zugelassen sind. Sie 
ordnet an, welcher Kammer die bei dem Oberlandes-
gericht zugelassenen Rechtsanwälte angehören und 
wie sich die Landgerichtsbezirke auf die Kammern 
verteilen. 

(2) Die Landesjustizverwaltung bestimmt den Sitz 
der weiteren Kammer. 

§ 75 

Stellung der Rechtsanwaltskammer 

(1) Die Rechtsanwaltskammer ist eine Körper-
schaft des öffentlichen Rechts. 

(2) Die Landesjustizverwaltung führt die Staats-
aufsicht über die Rechtsanwaltskammer. Die Aufsicht 
erstreckt sich darauf, daß Gesetz und Satzung 
beachtet, insbesondere die der Rechtsanwalts-
kammer übertragenen Aufgaben erfüllt werden. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Die Organe der Rechtsanwaltskammer 

1. Der Vorstand 

§ 76 

Zusammensetzung des Vorstandes 

(1) Die Rechtsanwaltskammer hat einen Vorstand. 

(2) Der Vorstand besteht aus sieben Mitgliedern. 
Die Versammlung der Kammer kann eine höhere 
Zahl festsetzen. 

(3) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. 

§ 77 

Wahlen zum Vorstand 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes werden von 
der Versammlung der Kammer gewählt. 

(2) Das Nähere bestimmt die Geschäftsordnung 
der Kammer. 

§ 78 

Voraussetzungen der Wählbarkeit 

Zum Mitglied des Vorstandes kann nur gewählt 
werden: 

1. wer Mitglied der Kammer ist; 
2. wer das fünfunddreißigste Lebensjahr vollendet 

hat und den Beruf eines Rechtsanwalts seit 
mindestens fünf Jahren ohne Unterbrechung 
ausübt. 

§ 79 

Ausschluß von der Wählbarkeit 

Zum Mitglied des Vorstandes kann nicht gewählt 
werden ein Rechtsanwalt: 

1. der infolge gerichtlicher Anordnung in der 
Verfügung über sein Vermögen beschränkt ist; 

2. gegen den ein ehrengerichtliches Verfahren 
eingeleitet ist; 

3. gegen den  die öffentliche Klage wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens erhoben ist; 

4. der in den letzten fünf Jahren in einem ehren-
gerichtlichen Verfahren mit einem Verweis 
oder einer Geldbuße bestraft worden ist. 

§ 80 

Recht zur Ablehnung der Wahl 

Die Wahl zum Mitglied des Vorstandes kann 
ablehnen: 

1. wer das fünfundsechzigste Lebensjahr voll-
endet hat; 

2. wer in den letzten vier Jahren Mitglied des 
Vorstandes gewesen ist; 

3. wer durch Krankheit oder Gebrechen be-
hindert ist. 

§ 81 

Wahlperiode 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes werden auf 
vier Jahre gewählt. Die Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Alle zwei Jahre scheidet die Hälfte der Mit-
glieder aus. 

(3) Wird die Zahl der Mitglieder des Vorstandes 
erhöht, so werden nach der ersten Wahl der ein-
tretenden neuen Mitglieder diejenigen unter ihnen, 
die mit dem Ablauf des zweiten Jahres aus-
scheiden (Absatz 2), durch das Los bestimmt. Das. 
Los zieht das nach der Geburt älteste Mitglied unter 
ihnen. Ist die Zahl der eintretenden neuen Mitglieder 
ungerade, so scheidet die größere Zahl von Mitglie-
dern aus. 

(4) Findet die Wahl, die auf Grund der Erhöhung 
der Zahl der Mitglieder des Vorstandes erforderlich 
wird, gleichzeitig mit einer Neuwahl statt, so sind 
beide Wahlen getrennt vorzunehmen. 



§ 82 

Vorzeitiges Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes 

(1) Ein Rechtsanwalt scheidet als Mitglied des Vor-
standes aus: 

1. wenn er seine Wählbarkeit (§ 78 Nr. 1, § 79 
verliert ;  

2. wenn er sein Amt niederlegt. 

(2) Der Rechtsanwalt hat die Erklärung, daß er das 
Amt niederlege, dem Vorstand gegenüber schriftlich 
abzugeben. Die Erklärung kann nicht widerrufen 
werden. 

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird für 
den Rest seiner Amtszeit innerhalb von drei Mona-
ten ein neues Mitglied gewählt. Die Versammlung 
der Kammer kann von der Ersatzwahl absehen, 
wenn die Zahl der Mitglieder des Vorstandes nicht 
unter sieben herabsinkt und wenn der Rest der 
Amtszeit des ausgeschiedenen Mitgliedes nicht 
mehr als ein Jahr betragen hätte. 

§ 83 

Sitzungen des Vorstandes 

(1) Der Vorstand wird durch den Präsidenten ein-
berufen. 

(2) Der Präsident muß eine Sitzung anberaumen, 
wenn drei Mitglieder des Vorstandes es schriftlich 
beantragen und hierbei den Gegenstand angeben, der 
behandelt werden soll. 

(3) Das Nähere regelt die Geschäftsordnung des 
Vorstandes. 

§ 84 

Beschlußfähigkeit des Vorstandes 

Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn mindestens 
die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 

§ 85 

Beschlüsse des Vorstandes 

(1) Die Beschlüsse des Vorstandes werden  mit ein-
facher Stimmenmehrheit gefaßt. Das gleiche gilt für 
die von dem Vorstand vorzunehmenden Wahlen. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden 
den Ausschlag, bei Wahlen entscheidet das Los. 

(2) Ein Mitglied darf in eigenen Angelegenheiten 
nicht mitstimmen. Dies gilt jedoch nicht für Wahlen. 

(3) Über die Beschlüsse des Vorstandes und über 
die Ergebnisse von Wahlen ist ein Protokoll aufzu-
nehmen, das von dem Vorsitzenden und dem Schrift-
führer zu unterzeichnen ist  

§ 86 

Aufgaben des Vorstandes 

(1) Der Vorstand hat die ihm durch ein Gesetz 
zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen. Er hat die 
Belange der Kammer zu wahren und zu fördern. 

(2) Dem Vorstand obliegt insbesondere: 
1. die Mitglieder der Kammer in standes-
rechtlichen Fragen zu beraten und zu be-
lehren; 

2. auf Antrag bei Streitigkeiten unter den 
Mitgliedern der Kammer zu vermitteln; 

3. auf Antrag bei Streitigkeiten zwischen 
Mitgliedern der Kammer und ihren Auf-
traggebern zu vermitteln; 

4. die  Erfüllung der den Mitgliedern der 
Kammer obliegenden Pflichten zu über-
wachen und das Recht der Rüge zu hand-
haben; 

5. die Mitglieder des Ehrengerichts aus seiner 
Mitte zu wählen; 

6. der Versammlung der Kammer über die 
Verwaltung des Vermögens jährlich Rech-
nung zu legen; 

7. an den Aufgaben der Gesetzgebung des 
Landes und an der Gestaltung und Durch-
führung der Rechtspflege innerhalb des 
Landes gutachtlich mitzuarbeiten; 

8. Gutachten zu erstatten, die eine Landes-
justizverwaltung, ein Gericht oder eine 
Verwaltungsbehörde des Landes in An-
gelegenheiten der Rechtsanwaltschaft an-
fordert; 

9. bei der Ausbildung der Referendare und 
Anwaltsassessoren mitzuwirken; 

10. die anwaltlichen Mitglieder der juristischen 
Prüfungsausschüsse vorzuschlagen. 

(3) Der Vorstand kann die in Absatz 2 Nr. 1 bis 3 
bezeichneten Aufgaben einzelnen Mitgliedern des 
Vorstandes übertragen. 

§ 87 

Rügerecht des Vorstandes 

(1) Der Vorstand kann das Verhalten eines 
Rechtsanwalts, durch das dieser ihm obliegende 
Pflichten verletzt hat, rügen, wenn die Schuld des 
Rechtsanwalts gering ist und ein Antrag auf Ein-
leitung eines ehrengerichtlichen Verfahrens nicht 
erforderlich erscheint. 

(2) Das Rügerecht erlischt, sobald das ehren-
gerichtliche Verfahren gegen den Rechtsanwalt ein-
geleitet ist. 

(3) Bevor die Rüge erteilt wird, ist der Rechts-
anwalt zu hören. 

(4) Der Bescheid des Vorstandes, durch den das 
Verhalten des Rechtsanwalts gerügt wird, ist zu 
begründen. Er ist dem Rechtsanwalt zuzustellen. 
Eine Abschrift des Bescheides ist der Staatsanwalt-
schaft bei dem Oberlandesgericht mitzuteilen. 

(5) Gegen den Bescheid kann der Rechtsanwalt 
binnen zwei Wochen nach der Zustellung bei dem 
Vorstand Einspruch erheben. 

§ 88 

Ehrenamtliche Tätigkeit des Vorstandes 

Die Mitglieder des Vorstandes üben ihre Tätig-
keit unentgeltlich aus. Sie erhalten jedoch eine an-
gemessene Entschädigung für den mit ihrer Tätig-
keit verbundenen Aufwand sowie Ersatz ihrer Fahrt-
kosten. 



§ 89 

Pflicht der Vorstandsmitglieder zur 
Verschwiegenheit 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes haben — auch 
nach dem Ausscheiden aus dem Vorstand — über 
die Angelegenheiten, die ihnen bei ihrer Tätigkeit 
im Vorstand über Rechtsanwälte, Anwaltsassesso-
ren, Bewerber und andere Personen bekannt wer-
den, Verschwiegenheit gegen jedermann zu bewah-
ren. Das gleiche gilt für Rechtsanwälte und Anwalts-
assessoren, die zur Mitarbeit herangezogen werden, 
und für Angestellte der Rechtsanwaltskammer. 

(2) In gerichtlichen oder ehrengerichtlichen Ver-
fahren dürfen die im Absatz 1 bezeichneten Personen 
über solche Angelegenheiten, die ihnen bei ihrer 
Tätigkeit im Vorstand über Rechtsanwälte, Anwalts-
assessoren, Bewerber und andere Personen bekannt 
geworden sind, ohne Genehmigung nicht aussagen. 

(3) Die Genehmigung zur Aussage erteilt der Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer nach pflichtmäßigem 
Ermessen. Die Genehmigung soll nur versagt wer-
den, wenn Rücksichten auf die Stellung oder die Auf-
gaben der Rechtsanwaltskammer oder berechtigte 
Belange der Personen, über welche die Tatsachen 
bekannt geworden sind, es unabweisbar fordern. 
§ 28 Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesverfas-
sungsgericht bleibt unberührt. 

§ 90 

Abteilungen des Vorstandes 

(1) Der Vorstand kann mehrere Abteilungen bil-
den, wenn die Geschäftsordnung der Kammer es zu-
läßt. Er überträgt den Abteilungen die Geschäfte, 
die sie selbständig führen. 

(2) Jede Abteilung muß aus mindestens drei Mit-
gliedern des Vorstandes bestehen. Die Mitglieder 
der Abteilung wählen aus ihren Reihen einen Ab-
teilungsvorsitzenden, einen Abteilungsschriftführer 
und deren Stellvertreter. 

(3) Vor Beginn des Kalenderjahres setzt der Vor-
stand die Zahl der Abteilungen und ihre Mitglieder 
fest, überträgt den Abteilungen die Geschäfte und 
bestimmt die Mitglieder der einzelnen Abteilungen  
Jedes Mitglied des Vorstandes kann mehreren Ab-
teilungen angehören. Die Anordnungen können im 
Laufe des Jahres nur geändert werden, wenn dies 
wegen Überlastung der Abteilung oder infolge 
Wechsels oder dauernder Verhinderung einzelner 
Mitglieder der Abteilung erforderlich wird. 

(4) Der Vorstand kann die Abteilungen ermäch-
tigen, ihre Sitzungen außerhalb des Sitzes der Kam-
mer abzuhalten. 

(5) Die Abteilungen besitzen innerhalb ihrer Zu-
ständigkeit die Rechte und Pflichten des Vorstandes. 

(6) An Steile der Abteilung entscheidet der Vor-
stand, wenn er es für angemessen hält oder wenn 
die Abteilung oder ihr Vorsitzender es beantragt. 

§ 91 

Geschäftsführer der Rechtsanwaltskammer 

(1) Der Vorstand kann- ein Mitglied der Kammer 
als besoldeten Geschäftsführer anstellen. 

(2) Der Geschäftsführer darf dem Vorstand nicht 
angehören. 

(3) Die Aufgaben des Geschäftsführers werden 
durch den Vorstand bestimmt. 

2. Das Präsidium 

§ 92 

Zusammensetzung und Wahl 

(1) Der Vorstand wählt aus seiner Mitte ein 
Präsidium. 	. 

(2) Das Präsidium besteht aus: 
1. dem Präsidenten, 
2. dem Vizepräsidenten, 
3. dem Schriftführer, 
4. dem Schatzmeister. 

(3) Der Vorstand kann die Zahl der Mitglieder des 
Präsidiums erhöhen. 

(4) Die Wahl des Präsidiums findet alsbald nach 
jeder ordentlichen Wahl des Vorstandes statt. Schei-
det ein Mitglied des Präsidiums vorzeitig aus, so wird 
für den Rest seiner Amtszeit innerhalb von drei 
Monaten ein neues Mitglied gewählt. 

§ 93 

Aufgaben des Präsidiums 

(1) Das Präsidium erledigt die Geschäfte des Vor-
standes, die ihm durch dieses Gesetz oder durch Be-
schluß des Vorstandes übertragen werden. 

(2) Das Präsidium beschließt über die Verwaltung 
des Kammervermögens. Es berichtet hierüber dem 
Vorstand jedes Vierteljahr. 

§ 94 

Aufgaben des Präsidenten 

(1) Der Präsident vertritt die Kammer gerichtlich 
und außergerichtlich 

(2) Der Präsident vermittelt den geschäftlichen 
Verkehr der Kammer und des Vorstandes. Er bringt 
die Beschlüsse des Vorstandes und der Kammer zur 
Ausführung. 

(3) Der Präsident führt in den Sitzungen des Vor-
standes und in der Versammlung der Kammer den 
Vorsitz. 

(4) Durch die Geschäftsordnungen des Vor-
standes und der Kammer können ihm weitere Auf-
gaben übertragen werden. 

§ 95 	. 

Berichte über die Tätigkeit der Kammer 
und über Wahlergebnisse 

(1) Der Präsident erstattet der Landesjustizver-
waltung jährlich einen schriftlichen Bericht über 
die Tätigkeit der Kammer und des Vorstandes. 

(2) Der Präsident zeigt das Ergebnis der Wahlen 
zum Vorstand und zum Präsidium alsbald der 
Landesjustizverwaltung und der Bundesrechts-
anwaltskammer an. 



§ 96 

Aufgaben des Schriftführers 

Der Schriftführer führt das Protokoll über die 
Sitzungen des Vorstandes und über die Versamm-
lungen der Kammer. Er führt den Schriftwechsel 
des Vorstandes, soweit es sich nicht der Präsident 
vorbehält. 

§ 97 

Aufgaben des Schatzmeisters 

(1) Der Schatzmeister verwaltet das Vermögen 
der Kammer nach den Weisungen des Präsidiums. 
Er ist berechtigt, Geld in Empfang zu nehmen. 

(2) Der Schatzmeister überwacht den Eingang der 
Beiträge. 

§ 98 

Einziehung rückständiger Beiträge 

(1) Beiträge, welche die Mitglieder nicht frei-
willig leisten, werden auf Grund der von dem 
Schatzmeister ausgestellten, mit der Bescheinigung 
der Vollstreckbarkeit versehenen Zahlungsauffor-
derung nach den Vorschriften beigetrieben, die für 
die Vollstreckung von Urteilen in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten gelten. 

(2) Die Zwangsvollstreckung darf jedoch erst 
zwei Wochen nach Zustellung der vollstreckbaren 
Zahlungsaufforderung beginnen. 

(3) Auf Einwendungen, die den Anspruch selbst 
betreffen, ist die beschränkende Vorschrift des § 767 
Abs. 2 der Zivilprozeßordnung nicht anzuwenden. 
Für Klagen, durch die Einwendungen gegen den 
Anspruch selbst geltend gemacht werden, ist das 
Gericht zuständig, bei dem der Schuldner im Inland 
seinen allgemeinen Gerichtsstand hat. 

3. Die Versammlung der Kammer 
§ 99 

Einberufung der Versammlung 

(1) Die Versammlung der Kammer wird durch 
den Präsidenten einberufen. 

(2) Der Präsident muß die Versammlung der 
Kammer einberufen, wenn ein Zehntel der Mit-
glieder es schriftlich beantragt und hierbei den 
Gegenstand angibt, der in der Versammlung be-
handelt werden soll. 

(3) Wenn die Geschäftsordnung der Kammer 
nichts anderes bestimmt, soll die Versammlung am 
Sitz der Rechtsanwaltskammer stattfinden. 

§ 100 

Einladung und Einberufungsfrist 

(1) Der Präsident beruft die Versammlung der 
Kammer schriftlich oder durch öffentliche Einladung 
in den Blättern ein, die durch die Geschäftsordnung 
der Kammer bestimmt sind. 

(2) Die Versammlung ist mindestens zwei Wo-
chen vor dem Tage, an dem sie stattfinden soll, 
einzuberufen. Der Tag, an dem die Einberufung ab

-

gesandt oder die Einberufung veröffentlicht ist, und 
der Tag der Versammlung sind hierbei nicht mit-
zurechnen. 

(3) In dringenden Fällen kann der Präsident die 
Versammlung mit kürzerer Frist einberufen. 

§ 101 

Ankündigung der Tagesordnung 

(1) Bei der Einberufung der Kammer ist der Ge-
genstand, über den in der Versammlung Beschluß 
gefaßt werden soll, anzugeben. 

(2) Über andere Gegenstände, deren Verhand-
lung nicht ordnungsmäßig angekündigt ist, dürfen 
keine Beschlüsse gefaßt werden. Dies gilt nicht für 
einen in der Versammlung gestellten Antrag auf 
Vertagung oder auf Einberufung einer neuen Ver-
sammlung und auch nicht für Anträge und Ver-
handlungen, die nicht zu einem Beschluß führen. 

§ 102 

Wahlen und Beschlüsse der Kammer 

(1) Die Voraussetzungen, unter denen die Ver-
sammlung beschlußfähig ist, werden durch die Ge-
schäftsordnung der Kammer geregelt. 

(2) In der Geschäftsordnung der Kammer kann 
bestimmt werden, daß die Mitglieder ihr Wahl-
oder Stimmrecht durch einen Bevollmächtigten oder 
schriftlich ausüben können. 

(3) Die Beschlüsse der Versammlung werden mit 
einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Das gleiche gilt 
für die von der Kammer vorzunehmenden Wahlen. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor-
sitzenden den Ausschlag, bei Wahlen entscheidet 
das Los. 

(4) Ein Mitglied darf in eigenen Angelegenheiten 
nicht mitstimmen. Dies gilt jedoch nicht für Wahlen. 

(5) Über die Beschlüsse der Kammer und über 
die Ergebnisse von Wahlen ist ein Protokoll auf-
zunehmen, das von dem Vorsitzenden und dem 
Schriftführer zu unterzeichnen ist. 

§ 103 

Aufgaben der Kammerversammlung 

(1) Die Versammlung der Kammer hat die ihr 
durch ein Gesetz zugewiesenen Aufgaben zu er-
füllen. Sie hat Angelegenheiten, die von allge-
meiner Bedeutung für die Rechtsanwaltschaft sind, 
zu erörtern. 

(2) Der Versammlung obliegt insbesondere: 
1. den Vorstand zu wählen; 
2. Mitglieder des Ehrengerichts zu wählen; 
3. die Höhe und die Fälligkeit des Beitrags 

zu bestimmen; 
4. Fürsorgeeinrichtungen für Rechtsanwälte 

und deren Hinterbliebenen zu schaffen; 

5. die Mittel zu bewilligen, die erforderlich 
sind, um den Aufwand für die gemein-
schaftlichen Angelegenheiten zu bestreiten; 



6. die Höhe der Aufwandsentschädigung für 
die Mitglieder des Vorstandes und des 
Ehrengerichts festzusetzen; 

7. die Abrechnung des Vorstandes über die 
Einnahmen und Ausgaben der Kammer so-
wie über die Verwaltung des Vermögens 
zu prüfen und über die Entlastung zu be-
schließen; 

8. die Lehrlingsausbildung in Anwaltskanz-
leien zu regeln. 

(3) Die Kammer gibt sich eine Geschäftsordnung. 

4. Das Ehrengericht 

§ 104 

Bildung des Ehrengerichts 

(1) Bei der Rechtsanwaltskammer wird ein 
Ehrengericht errichtet. Es ist für die Verhandlung 
und Entscheidung im ehrengerichtlichen Verfahren 
nach Maßgabe dieses Gesetzes zuständig. 

(2) Bei dem Ehrengericht werden nach Bedarf 
mehrere Kammern gebildet. Die Zahl der Kammern 
bestimmt der Vorstand der Rechtsanwaltskammer. 

§105 

Besetzung der Kammern des Ehrengerichts 

Die Kammern des Ehrengerichts sind mit drei 
Mitgliedern einschließlich des Vorsitzenden besetzt. 

§ 106 

Vorstandsmitglieder im Ehrengericht 

Der Vorsitzende und ein weiteres Mitglied wer-
den von dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
aus seiner Mitte gewählt. Sie gehören dem Ehren-
gericht für die Dauer ihrer Tätigkeit im Vorstande 
an. 

§ 107 

Gewähltes Mitglied 

(1) Das dritte Mitglied der Kammer des Ehren-
gerichts wird von der Versammlung der Rechts-
anwaltskammer auf die Dauer von vier Jahren ge-
wählt. Es darf nicht gleichzeitig dem Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer angehören oder bei der 
Rechtsanwaltskammer im Haupt- oder Nebenberuf 
tätig sein. Zum Mitglied des Ehrengerichts kann 
nur gewählt werden, wer die Wählbarkeit zum 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer besitzt (§§ 78, 
79). Das Nähere über die Wahl bestimmt die Ge-
schäftsordnung der Rechtsanwaltskammer. 

(2) Die Wahl zum Mitglied des Ehrengerichts 
kann aus den im § 80 angeführten Gründen abge-
lehnt werden. 

(3) Das dritte Mitglied scheidet aus dem Ehren-
gericht aus 

1. wenn es seine Wählbarkeit zum Vorstand 
der Rechtsanwaltskammer verliert (§ 78 
Nr. 1, § 79); 

2. wenn es sein Amt niederlegt. 
Für die Erklärung, daß es das Amt niederlege, gilt 
§ 82 Abs. 2 entsprechend. 

(4) Scheidet das Mitglied vorzeitig aus, so wird 
für den Rest seiner Amtszeit innerhalb von drei 
Monaten ein neues Mitglied gewählt. 

§ 108 

Ehrenamtliche Tätigkeit 
der Mitglieder des Ehrengerichts 

Die Mitglieder des Ehrengerichts üben ihre Tätig-
keit unentgeltlich aus. Sie erhalten jedoch eine an-
gemessene Entschädigung für den mit ihrer Tätig-
keit verbundenen Aufwand sowie Ersatz ihrer 
Fahrtkosten. 

§ 109 

Pflicht der Mitglieder des Ehrengerichts 
zur Verschwiegenheit 

Die Mitglieder des Ehrengerichts haben über die 
Angelegenheiten, die ihnen bei ihrer Tätigkeit im 
Ehrengericht bekannt werden, Verschwiegenheit 
gegen jedermann zu bewahren. § 89 ist ent-
sprechend anzuwenden. Die Genehmigung zur Aus-
sage  erteilt der Präsident der Rechtsanwalts-
kammer. 

§ 110 

Geschäftsverteilung 

(1) Die Mitglieder des Ehrengerichts verteilen 
vor Beginn eines jeden Kalenderjahres die Ge-
schäfte unter die einzelnen Kammern. Sie bestim-
men ferner die ständigen Mitglieder der einzelnen 
Kammern sowie für den Fall ihrer Verhinderung 
die regelmäßigen Vertreter. 

(2) Die Geschäftsverteilung kann im Laufe des 
Jahres nur geändert werden, wenn dies wegen 
Überlastung einer Kammer oder infolge dauernder 
Verhinderung einzelner Mitglieder des Ehren-
gerichts erforderlich wird. 

(3) Die Mitglieder des Ehrengerichts fassen die 
Beschlüsse über die Geschäftsverteilung mit ein-
facher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des nach der Geburt ältesten Mitgliedes 
den Ausschlag. 

§ 111 

Geschäftsstelle und Geschäftsordnung 

(1) Bei dem Ehrengericht wird eine Geschäfts-
stelle eingerichtet. 

(2) Die erforderlichen Bürokräfte und Räume 
stellt die Rechtsanwaltskammer zur Verfügung. 

(3) Die Aufsicht über die Geschäftsstelle führt 
der Präsident der Rechtsanwaltskammer. 

(4) Der Geschäftsgang bei dem Ehrengericht wird 
durch eine Geschäftsordnung geregelt, die von den 
Mitgliedern des Ehrengerichts beschlossen wird. 

§ 112 

Amts- und Rechtshilfe 

(1) Die Ehrengerichte haben sich gegenseitig Amts 
und Rechtshilfe zu leisten. 



(2) Auf Ersuchen haben auch die Gerichte und Ver-
waltungsbehörden den Ehrengerichten Amts- und 
Rechtshilfe zu leisten Die gleiche Verpflichtung 
haben die Ehrengerichte gegenüber den Gerichten 
und Behörden. 

(3) Um die eidliche Vernehmung von Zeugen und 
Sachverständigen können nur die Amtsgerichte er-
sucht werden. 

DRITTER ABSCHNITT 

Nichtigkeit von Wahlen und Beschlüssen 
§ 113 

Voraussetzungen der Nichtigkeit 

(1) Wahlen oder Beschlüsse des Vorstandes, des 
Präsidiums oder der Versammlung der Kammer 
kann der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte auf 
Antrag der Landesjustizverwaltung für ungültig 
oder nichtig erklären, wenn sie unter Verletzung 
des Gesetzes oder der Satzung zustande gekommen 
oder wenn sie ihrem Inhalt nach mit dem Gesetz 
oder der Satzung nicht vereinbar sind. 

(2) Den Antrag kann auch ein Mitglied der Kam-
mer stellen, hinsichtlich eines Beschlusses jedoch nur 
dann, wenn es durch den Beschluß in seinen Rechten 
verletzt ist. 

§ 114 

Verfahren vor dem Ehrengerichtshof 

(1) Der Antrag, eine Wahl für ungültig oder einen 
Beschluß für nichtig zu erklären, ist schriftlich zu 
stellen und gegen die Rechtsanwaltskammer zu 
richten. Ist der Präsident oder ein anderes Mitglied 
des Vorstandes der Antragsteller, so wird die Kam-
mer durch ein Mitglied vertreten, das die Versamm-
lung der Kammer besonders bestellt. 

(2) In dem Antrag sind die Gründe anzugeben, 
aus denen die Wahl für ungültig oder der Beschluß 
für nichtig zu erklären sei. Die Beweismittel sollen 
im einzelnen angeführt werden. 

(3) Ein Mitglied der Kammer kann den Antrag 
nur innerhalb eines Monats nach der Wahl oder der 
Beschlußfassung stellen. 

(4) Der Ehrengerichtshof teilt den Antrag der 
Rechtsanwaltskammer mit und fordert sie auf, sich 
innerhalb einer von dem Vorsitzenden bestimmten 
Frist unter Beifügung der Vorgänge zu äußern. 

(5) Der Ehrengerichtshof entscheidet über den 
Antrag durch Beschluß, der mit Gründen zu ver-
sehen ist. Zu einer dem Antragsteller nachteiligen 
Entscheidung ist eine Mehrheit von zwei Dritteln 
der Stimmen erforderlich. 

(6) Gegen die Entscheidung des Ehrengerichts-
hofes findet die sofortige Beschwerde nur statt, 
wenn er sie in seinem Beschluß zugelassen hat. Der 
Ehrengerichtshof darf die sofortige Beschwerde nur 
zulassen, wenn die Sache grundsätzliche Bedeutung 
hat. Über die sofortige Beschwerde entscheidet der 
Bundesgerichtshof. 

(7) Auf das Verfahren sind im übrigen die Vor-
schriften des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend anzu-
wenden. 

FÜNFTER TEIL 

Das ehrengerichtliche Verfahren 
ERSTER ABSCHNITT 

Die ehrengerichtliche Bestrafung 

§ 115 

Bestrafung wegen Pflichtverletzung 

(1) Ein Rechtsanwalt, der die ihm obliegenden 
Pflichten schuldhaft verletzt, wird ehrengerichtlich 
bestraft. 

(2) Ein Rechtsanwalt kann ehrengerichtlich nicht 
bestraft werden, wenn er zur Zeit der Tat der an-
waltlichen Ehrengerichtsbarkeit nicht unterstand. 

§ 116 

Ehrengerichtliche Strafen 

(1) Die ehrengerichtlichen Strafen sind: 
1. Warnung, 

2. Verweis, 

3. Geldbuße bis zu zehntausend Deutschen 
Mark, 

4. Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft. 

(2) Die ehrengerichtlichen Strafen können nicht 
nebeneinander verhängt werden. 

§ 117 

Zulässigkeit der Bestrafung 

(1) Sind seit der Pflichtverletzung, die keine 
schwerere ehrengerichtliche Strafe als Warnung, 
Verweis oder Geldbuße gerechtfertigt hätte, mehr 
als fünf Jahre vergangen, so ist eine ehrengericht-
liche Bestrafung nicht mehr zulässig. 

(2) Der Einleitung eines ehrengerichtlichen Ver-
fahrens gegen einen Rechtsanwalt steht es nicht 
entgegen, daß der Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer ihm bereits wegen desselben Verhaltens 
eine Rüge erteilt hat (§ 87). 

ZWEITER ABSCHNITT 

Das Verfahren im ersten Rechtszug 
1. Allgemeine Vorschriften 

§ 118 

Zuständigkeit 

(1) Die ehrengerichtlichen Strafen der Warnung, 
des Verweises und der Geldbuße werden von dem 
Ehrengericht bei der Rechtsanwaltskammer ver-
hängt. 

(2) Auf die Ausschließung aus der Rechtsanwalt-
schaft kann nur der Ehrengerichtshof für Rechts-
anwälte bei dem Oberlandesgericht erkennen. 

(3) Die örtliche Zuständigkeit des Ehrengerichts 
und des Ehrengerichtshofes bestimmt sich nach dem 
Sitz der Rechtsanwaltskammer, welcher der Be-
schuldigte zur Zeit der Einleitung des Verfahrens 
angehört. 



§ 119 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft 

In dem ehrengerichtlichen Verfahren wirkt die 
Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht mit, 
in dessen Bezirk der Beschuldigte zur Zeit der Ein-
leitung des Verfahrens als Rechtsanwalt zugelassen 
ist. 

§ 120 

Keine Verhaftung des Beschuldigten 

Der Beschuldigte darf zur Durchführung des 
ehrengerichtlichen Verfahrens weder vorläufig fest-
genommen noch verhaftet oder vorgeführt werden. 
Er kann nicht zur Vorbereitung eines Gutachtens 
über seinen Geisteszustand in eine Heil- oder 
Pflegeanstalt gebracht werden. 

§ 121 

Verhältnis des ehrengerichtlichen Verfahrens 
zum strafgerichtlichen Verfahren 

(1) Ist gegen einen Rechtsanwalt, der einer Ver-
letzung seiner Pflichten beschuldigt wird, wegen 
desselben Verhaltens die öffentliche Klage im straf-
gerichtlichen Verfahren erhoben, so kann gegen 
ihn ein ehrengerichtliches Verfahren zwar ein-
geleitet, es muß aber bis zur Beendigung des straf-
gerichtlichen Verfahrens ausgesetzt werden. Ebenso 
muß ein bereits eingeleitetes ehrengerichtliches Ver-
fahren ausgesetzt werden, wenn während seines 
Laufes die öffentliche Klage im strafgerichtlichen 
Verfahren erhoben wird. Das ehrengerichtliche Ver-
fahren kann fortgesetzt werden, wenn im straf-
gerichtlichen Verfahren aus Gründen nicht verhan-
delt werden kann, die in der Person des Beschuldig-
ten liegen. 

(2) Wird der Rechtsanwalt in dem strafgericht-
lichen Verfahren freigesprochen, so kann wegen der 
Tatsachen, die Gegenstand der strafgerichtlichen 
Untersuchung waren, ein ehrengerichtliches Verfah-
ren nur dann eingeleitet oder fortgesetzt werden, 
wenn diese Tatsachen, ohne daß sie den Tatbestand 
eines Strafgesetzes erfüllen, eine Verletzung der 
Pflichten des Rechtsanwalts enthalten. 

(3) Für die Entscheidung im ehrengerichtlichen 
Verfahren sind die tatsächlichen Feststellungen des 
strafgerichtlichen Urteils bindend, auf denen die 
Entscheidung des Strafgerichts beruht. In dem 
ehrengerichtlichen Verfahren kann ein Gericht je-
doch die nochmalige Prüfung solcher Feststellungen 
beschließen, deren Richtigkeit seine Mitglieder 
übereinstimmend bezweifeln; dies ist in den Grün-
den der ehrengerichtlichen Entscheidung zum Aus-
druck zu bringen. 

§ 122 

Entsprechende Anwendung von Vorschriften 
des Gerichtsverfassungsgesetzes und 

der Strafprozeßordnung 

Auf das ehrengerichtliche Verfahren sind die 
Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes über 
die Sitzungspolizei, die Gerichtssprache, die Be-
ratung und Abstimmung und aus der Strafprozeß-
ordnung die allgemeinen Vorschriften sowie die 

Vorschriften über das Verfahren im ersten Rechts-
zug und über die Wiederaufnahme eines durch 
rechtskräftiges Urteil abgeschlossenen Verfahrens 
entsprechend anzuwenden, soweit sich nicht aus 
diesem Gesetz etwas Abweichendes ergibt. 

2. Die Einleitung des Verfahrens 

§ 123 

Einleitung des ehrengerichtlichen Verfahrens 

(1) Das ehrengerichtliche Verfahren wird dadurch 
eingeleitet, daß die Staatsanwaltschaft bei dem 
Ehrengericht entweder beantragt, das ehrengericht-
liche Untersuchungsverfahren zu eröffnen, oder eine 
A nschuldigungsschrift einreicht. Die Staatsanwalt-
schaft reicht den Antrag auf Eröffnung des ehren-
gerichtlichen Untersuchungsverfahrens oder die An-
schuldigungsschrift bei dem Ehrengericht auch dann 
ein, wenn sie erwartet, daß auf Ausschließung aus 
der Rechtsanwaltschaft erkannt werden wird. 

(2) Die Staatsanwaltschaft soll von dem Antrag, 
das ehrengerichtliche Untersuchungsverfahren zu er-
öffnen, absehen und sogleich die Anschuldigungs-
schrift einreichen, wenn der Sachverhalt einfach liegt 
und bereits hinreichend geklärt erscheint. 

(3) Das ehrengerichtliche Verfahren wird auch da-
durch eingeleitet, daß ein Rechtsanwalt selbst bei 
dem Ehrengericht beantragt, das ehrengerichtliche 
Untersuchungsverfahren gegen ihn zu eröffnen, 
damit er sich von dem Verdacht einer Pflichtver-
letzung reinigen kann. An dem weiteren Verfahren 
ist die Staatsanwaltschaft beteiligt, wie wenn sie 
selbst den Antrag gestellt hätte. 

§ 124 

Gerichtliche Entscheidung 
über die Einleitung des Verfahrens 

(1) Gibt die Staatsanwaltschaft einem Antrag des 
Vorstandes der Rechtsanwaltskammer, gegen einen 
Rechtsanwalt das ehrengerichtliche Verfahren ein-
zuleiten, keine Folge oder verfügt sie die Einstel-
lung des Verfahrens, so hat sie ihre Entschließung 
dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer unter An-
gabe der Gründe mitzuteilen. 

(2) Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer kann 
gegen den Bescheid der Staatsanwaltschaft binnen 
eines Monats nach der Bekanntmachung bei dem 
Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte die gerichtliche 
Entscheidung beantragen. Der Antrag muß die Tat-
sachen, welche die Einleitung des ehrengerichtlichen 
Verfahrens begründen sollen, und die Beweismittel 
angeben. 

(3) Auf das Verfahren vor dem Ehrengerichtshof 
sind die §§ 173 bis 175 der Strafprozeßordnung ent-
sprechend anzuwenden. 

§ 125 

Entscheidung über den Antrag auf Eröffnung des 
ehrengerichtlichen Untersuchungsverfahrens 

(1) Für die Entscheidung über den Antrag auf Er-
öffnung des ehrengerichtlichen Untersuchungsver-
fahrens ist das Ehrengericht auch dann zuständig, 



wenn zu erwarten ist, daß auf Ausschließung aus 
der Rechtsanwaltschaft erkannt werden wird. 

(2) Das Ehrengericht kann den Antrag, das ehren-
gerichtliche Untersuchungsverfahren zu eröffnen, 
sowohl aus rechtlichen als auch aus tatsächlichen 
Gründen durch Beschluß ablehnen. 

(3) Gegen den Beschluß, durch den der Antrag auf 
Eröffnung des Untersuchungsverfahrens abgelehnt 
wird, steht der Staatsanwaltschaft die sofortige Be-
schwerde zu. 

(4) Gegen den Beschluß, durch den das ehren-
gerichtliche Untersuchungsverfahren eröffnet wird, 
steht dem Beschuldigten die sofortige Beschwerde 
nur wegen örtlicher Unzuständigkeit des Ehrenge-
richts zu. 

§ 126 
Bestellung des Untersuchungsrichters 

(1) Mit der Führung des ehrengerichtlichen Unter-
suchungsverfahrens wird ein Richter beauftragt. 

(2) Die erforderliche Anzahl von Untersuchungs-
richtern wird von der Landesjustizverwaltung auf 
die Dauer eines Geschäftsjahres bestellt; sie müssen 
als Richter in dem Bezirk angestellt sein, der dem 
Oberlandesgericht zugewiesen ist. 

§ 127 

Vernehmung des Beschuldigten 

(1) Der Beschuldigte ist zu Beginn des ehren-
gerichtlichen Untersuchungsverfahrens zu laden 
und, falls er erscheint, zu vernehmen, auch wenn 
ex  bereits während der Vorermittlungen gehört 
worden ist. Kann er aus zwingenden Gründen nicht 
erscheinen und hat er dies rechtzeitig mitgeteilt, 
so ist er erneut zu laden. 

(2) Die Vernehmung erfolgt in Abwesenbeit der 
Staatsanwaltschaft und des Verteidigers. 

§ 128 

Teilnahme an Beweiserhebungen 

(1) Die Staatsanwaltschaft, der Beschuldigte und 
sein Verteidiger sind von allen Terminen, die zum 
Zwecke der Beweiserhebung anberaumt werden, 
vorher zu benachrichtigen. Sie können an den 
Beweiserhebungen teilnehmen. 

(2) Der Untersuchungsrichter kann den Beschul-
digten von der Teilnahme an einem Termin aus-
schließen, wenn zu befürchten ist, daß ein Zeuge in 
einer  Gegenwart die Wahrheit nicht sagen werde. 
Der Beschuldigte ist über das Ergebnis dieser 
Beweiserhebungen zu unterrichten. 

§ 129 

Anhörung vor Schluß 
der ehrengerichtlichen Untersuchung 

(1) Hält der Untersuchungsrichter den Zweck des 
ehrengerichtlichen Untersuchungsverfahrens für er-
reicht, so hat er der Staatsanwaltschaft und dem 
Beschuldigten Gelegenheit zu geben, sich abschlie-
ßend zu äußern Er kann dem Beschuldigten Einsicht 
in die Akten gewähren. 

(2) Beantragt die Staatsanwaltschaft oder der 
Beschuldigte, die Untersuchung zu ergänzen, so hat 
der Untersuchungsrichter, wenn er dem Antrag 
nicht stattgeben will, die Entscheidung des Ehren-
gerichts einzuholen. 

(3) Gegen den Beschluß des Ehrengerichts, durch 
den ein Antrag auf Ergänzung der Untersuchung 
abgelehnt wird, ist die sofortige Beschwerde 
zulässig. 

§ 130 

Schluß der ehrengerichtlichen Untersuchung 

(1) Nach Schluß des ehrengerichtlichen Unter-
suchungsverfahrens übersendet der Untersuchungs-
richter die Akten der Staatsanwaltschaft zur 
Stellung ihrer Anträge. 

(2) Von dem Schluß der Untersuchung ist der 
Beschuldigte in Kenntnis zu setzen. 

§ 131 

Anträge der Staatsanwaltschaft 
nach Schluß der ehrengerichtlichen Untersuchung 

(1) Hat ein ehrengerichtliches Untersuchungsver-
fahren stattgefunden, so reicht die Staatsanwaltschaft 
bei dem Ehrengericht eine Anschuldigungsschrift 
ein. Die Anschuldigungsschrift wird auch dann bei 
dem Ehrengericht eingereicht, wenn zu erwarten ist, 
daß auf Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft 
erkannt werden wird. 

(2) Die Staatsanwaltschaft kann auch beantragen, 
den Beschuldigten außer Verfolgung zu setzen oder 
das Verfahren vorläufig einzustellen. 

§ 132 

Inhalt der Anschuldigungsschrift 

(1) In der Anschuldigungsschrift (§ 123 Abs. 1, 
§ 131 Abs. 1 dieses Gesetzes sowie § 208 Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung) ist die dem Beschuldigten zur 
Last gelegte Pflichtverletzung unter Anführung der 
sie begründenden Tatsachen zu bezeichnen. Ferner 
sind die Beweismittel anzugeben, wenn in der Haupt-
verhandlung Beweise erhoben werden sollen. 

(2) Erwartet die Staatsanwaltschaft, daß auf Aus-
schließung aus der Rechtsanwaltschaft erkannt wer-
den wird, so beantragt sie gleichzeitig bei dem 
Ehrengericht, die Akten mit der Anschuldigungs-
schrift dem Ehrengerichtshof zur Entscheidung über 
den Antrag auf Eröffnung des Hauptverfahrens vor-
zulegen. 

§ 133 

Entscheidung über die Eröffnung 
des Hauptverfahrens vor dem Ehrengericht 

(1) In dem Beschluß, durch den das Ehrengericht 
das Hauptverfahren vor sich eröffnet, ist die dem 
Beschuldigten zur Last gelegte Pflichtverletzung 
unter Anführung der sie begründenden Tatsachen 
zu bezeichnen. 

(2) Der Beschluß, durch den das Hauptverfahren 
eröffnet worden ist, kann von dem Beschuldigten 
nicht angefochten werden. 



(3) Der Beschluß, durch den die Eröffnung des 
Hauptverfahrens abgelehnt wird, ist zu begründen. 
Gegen den Beschluß steht der Staatsanwaltschaft die 
sofortige Beschwerde zu. 

§ 134 
Vorlegung an den Ehrengerichtshof 

(1) Erachtet das Ehrengericht, daß die bei ihm ein-
gereichte Sache seine Zuständigkeit übersteigt, so 
legt es die Akten dem Ehrengerichtshof zur Entschei-
dung vor. Das Ehrengericht kann seine Stellung-
nahme beifügen. 

(2) Lehnt das Ehrengericht den Antrag der Staats-
anwaltschaft ab. die Akten mit der Anschuldigungs-
schrift dem Ehrengerichtshof zur Entscheidung vor-
zulegen (§ 132 Abs. 2), so hat es weiter zu be-
schließen, wie wenn der Antrag gestellt wäre, das 
Hauptverfahren vor dem Ehrengericht zu eröffnen . 

(3) Gegen den Beschluß, durch den das Ehrenge-
richt den Antrag der Staatsanwaltschaft, die Akten 
mit der Anschuldigungsschrift dem Ehrengerichtshof 
zur Entscheidung vorzulegen, ablehnt und zugleich 
das Hauptverfahren vor sich eröffnet, steht der 
Staatsanwaltschaft die sofortige Beschwerde zu. Hat 
das Ehrengericht dem Antrag der Staatsanwaltschaft 
nach § 132 Abs 2 nicht entsprochen und gleichzeitig 
die Eröffnung des Hauptverfahrens vor sich abge-
lehnt; so kann die Beschwerde auf diesen Teil der 
Entscheidung beschränkt werden. 

§ 135 
Eröffnung des Hauptverfahrens 

vor dem Ehrengericht 
Hält der Ehrengerichtshof in der ihm vorgelegten 

Sache das Ehrengericht für zuständig, so kann er das 
Hauptverfahren vor dem Ehrengericht eröffnen. Der 
Beschluß kann nicht angefochten werden. 

§ 136 
Rechtskraftwirkung eines ablehnenden Beschlusses 
Ist die Eröffnung des Hauptverfahrens durch einen 

nicht mehr anfechtbaren Beschluß abgelehnt, so kann 
der Antrag auf Einleitung des ehrengerichtlichen 
Verfahrens nur auf Grund neuer Tatsachen oder 
Beweismittel und nur innerhalb von fünf Jahren, 
seitdem der Beschluß rechtskräftig geworden ist, 
erneut gestellt werden. 

§ 137 
Zustellung des Eröffnungsbeschlusses 

Der Beschluß über die Eröffnung des ehrengericht-
lichen Hauptverfahrens ist dem Beschuldigten spä-
testens mit der Ladung zuzustellen. 

3. Die Hauptverhandlung 
vor dem Ehrengericht 

§ 138 
Hauptverhandlung trotz Ausbleibens 

des Beschuldigten 
Die Hauptverhandlung kann gegen einen Be-

schuldigten, der nicht erschienen ist, durchgeführt 
werden, wenn er ordnungsmäßig geladen und in 

der Ladung darauf hingewiesen ist, daß in seiner 
Abwesenheit verhandelt werden kann. Eine öffent-
liche Ladung ist nicht zulässig. 

§ 139 
Nichtöffentliche Hauptverhandlung 

(1) Die Hauptverhandlung vor dem Ehrengericht 
ist nicht öffentlich. 

(2) Vertretern der Landesjustizverwaltung, dem 
Präsidenten des Oberlandesgerichts oder seinem Be-
auftragten, dem ersten Beamten der Staatsanwalt-
schaft bei dem Oberlandesgericht, den Rechtsanwäl-
ten und Anwaltsassessoren im Bereich der Rechts-
anwaltskammer ist der Zutritt zu der Verhandlung 
gestattet. Das Ehrengericht kann nach Anhörung der 
Beteiligten auch andere Personen als Zuhörer zu-
lassen. 

§ 140 

Berichterstatter in der Hauptverhandlung 
(1) In der Hauptverhandlung trägt nach dem Ver-

lesen des Eröffnungsbeschlusses ein Berichterstatter 
in Abwesenheit der Zeugen die Ergebnisse des bis-
herigen Verfahrens vor. 

(2) Der Berichterstatter wird von dem Vorsitzen-
den ernannt. 

§ 141 
Umfang der Beweisaufnahme 

Das Ehrengericht hat zur Erforschung der Wahr-
heit die Beweisaufnahme von Amts wegen auf alle 
Tatsachen und Beweismittel zu erstrecken, die für 
die Entscheidung von Bedeutung sind Den Umfang 
der Beweisaufnahme bestimmt es nach pflicht-
mäßigem Ermessen, ohne an Anträge der Staats-
anwaltschaft oder des Beschuldigten gebunden zu 
sein. 

§ 142 

Beweisaufnahme durch einen beauftragten 
oder ersuchten Richter 

Das Ehrengericht kann eines seiner Mitglieder 
beauftragen, Zeugen oder Sachverständige zu ver-
nehmen. Es kann auch ein anderes Ehrengericht oder 
das Amtsgericht um die Vernehmung ersuchen. Der 
Zeuge oder Sachverständige ist jedoch auf Antrag 
der Staatsanwaltschaft oder des Beschuldigten in der 
Hauptverhandlung zu vernehmen, es sei denn, daß 
er voraussichtlich am Erscheinen in der Hauptver-
handlung verhindert ist oder ihm das Erscheinen 
wegen großer Entfernung nicht zugemutet werden 
kann. 

§ 143 

Verlesen von Protokollen 
(1) Das Ehrengericht beschließt nach pflicht-

mäßigem Ermessen, ob die Aussage eines Zeugen 
oder eines Sachverständigen, der bereits in dem 
ehrengerichtlichen oder in einem anderen gesetzlich 
geordneten Verfahren vernommen worden ist, zu 
verlesen sei. 

(2) Bevor der Gerichtsbeschluß ergeht, kann der 
Staatsanwalt oder der Beschuldigte beantragen, den 
Zeugen oder Sachverständigen in der Hauptverhand- 



lung zu vernehmen. Einem solchen Antrag ist zu 
entsprechen, es sei denn, daß der Zeuge oder Sach-
verständige voraussichtlich am Erscheinen in der 
Hauptverhandlung verhindert ist oder ihm das Er-
scheinen wegen großer Entfernung nicht zugemutet 
werden kann. Wird dem Antrag stattgegeben, so darf 
das Protokoll über die frühere Vernehmung nicht 
verlesen werden. 

(3) Ist ein Zeuge oder Sachverständiger durch 
einen beauftragten oder ersuchten Richter vernom-
men worden (§ 142), so kann der Verlesung des 
Protokolls nicht widersprochen werden. Der Staats-
anwalt oder der Beschuldigte kann jedoch der Ver-
lesung widersprechen, wenn ein Antrag gemäß § 142 
Satz 3 abgelehnt worden ist und Gründe für eine 
Ablehnung des Antrags jetzt nicht mehr bestehen. 

§ 144 

Zwangsmittel gegen Zeugen und Sachverständige 

(1) Maßregeln gegen einen Zeugen, der in der 
Hauptverhandlung nicht erscheint oder der sein 
Zeugnis oder die Eidesleistung ohne gesetzlichen 
Grund verweigert (§§ 51, 70 der Strafprozeßordnung), 
werden auf Antrag des Ehrengerichts von dem Amts-
gericht getroffen, in dessen Bezirk der Zeuge seinen 
Wohnsitz oder in Ermangelung eines solchen seinen 
Aufenthalt hat 

(2) Das gleiche gilt bei Maßregeln gegen einen 
Sachverständigen, der nicht erscheint oder der sein 
Gutachten ohne gesetzlichen Grund verweigert. 

§ 145 

Verweisung an den Ehrengerichtshof 

(1) Hält das Ehrengericht nach dem Ergebnis der 
Hauptverhandlung die Zuständigkeit des Ehren-
gerichtshofes für gegeben, so verweist es die Sache 
durch Beschluß an den Ehrengerichtshof. 

(2) In dem Beschluß wird angeführt, welche Pflicht-
verletzung dem Beschuldigten zur Last gelegt wird 
und aus welchen Gründen die Ausschließung aus 
der Rechtsanwaltschaft erforderlich erscheint. 

(3) Der Beschluß kann nicht angefochten werden. 
Er hat die Wirkung eines Beschlusses, durch den 
das Hauptverfahren vor dem Ehrengerichtshof er-
öffnet wird. Er muß den Erfordernissen eines solchen 
entsprechen. 

§ 146 

Entscheidung des Ehrengerichts 

(1) Die Hauptverhandlung schließt mit der auf 
die Beratung folgenden Verkündung der Entschei-
dung. Das Ehrengericht entscheidet durch einen zu 
begründenden Spruch. 

(2) Der Spruch lautet auf Freisprechung, Ver-
urteilung oder Einstellung des Verfahrens. 

(3) Das ehrengerichtliche Verfahren ist, abgesehen 
von dem Fall des § 260 Abs. 3 der Strafprozeß-
ordnung, einzustellen: 

1. wenn die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
erloschen ist (§ 25); 

2. wenn die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
zurückgenommen ist (§§ 26 bis 28). 

§ 147 

Protokollführer 

(1) In dem Verfahren vor dem Ehrengericht wer-
den die Aufgaben des Protokollführers von einem 
Rechtsanwalt, einem Anwaltsassessor oder einem 
Angestellten der Geschäftsstelle des Ehrengerichts 
w ahrgenommen. 

(2) Der Vorsitzende des Ehrengerichts verpflichtet 
den Protokollführer vor der ersten Dienstleistung 
durch Handschlag auf die gewissenhafte Erfüllung 
der Obliegenheiten eines Protokollführers. 

(3) Der Protokollführer hat über die Angelegen-
heiten, die ihm bei seiner Tätigkeit bekannt wer-
den, Verschwiegenheit gegen jedermann zu bewah-
ren. § 89 ist entsprechend anzuwenden. Die Geneh-
migung zur Aussage erteilt der Vorsitzende des 
Ehrengerichts. 

§ 148 

Ausfertigung der Entscheidungen 

Ausfertigungen und Auszüge der Entscheidungen 
des Ehrengerichts werden von dem Vorsitzenden 
erteilt. 

4. Die Hauptverhandlung 
vor dem Ehrengerichtshof 

§ 149 

Entsprechende Anwendung von Vorschriften 

(1) Die Hauptverhandlung vor dem Ehrengerichts-
hof ist öffentlich. Die Vorschriften des Gerichtsver-
fassungsgesetzes über die Öffentlichkeit sind ent-
sprechend anzuwenden. 

(2) Für die Hauptverhandlung gelten ferner die 
§§ 138 und 140 dieses Gesetzes entsprechend. 

§ 150 

Beweiserhebungen vor der Hauptverhandlung 
im Falle der Verweisung 

Hat das Ehrengericht eine Sache an den Ehren-
gerichtshof verwiesen (§ 145), ohne daß ein ehren-
gerichtliches Untersuchungsverfahren stattgefunden 
hat, so kann der Beschuldigte innerhalb einer bei 
der Bekanntmachung des Verweisungsbeschlusses 
zu bestimmenden Frist die Vornahme einzelner 
Beweiserhebungen vor der Hauptverhandlung be-
antragen. Über den Antrag entscheidet der Vor-
sitzende des Ehrengerichtshofes, an den die Sache 
verwiesen worden ist. 

§ 151 

Entscheidung des Ehrengerichtshofes 

(1) Das Urteil lautet auf Freisprechung, Aus-
schließung aus der Rechtsanwaltschaft oder Einstel-
lung des Verfahrens. § 146 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Wenn in dem Verfahren eine Pflichtverletzung 
des Beschuldigten festgestellt wird, ohne daß die 
Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft verwirkt 
ist, erkennt der Ehrengerichtshof auf die ehren-
gerichtliche Strafe der Warnung, des Verweises oder 
der Geldbuße. 



§ 152 

Vollzug der Ausschließung 

(1) Die Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft 
wird mit der Rechtskraft des Urteils wirksam. 

(2) Der Verurteilte wird auf Grund einer beglau-
bigten Abschrift der Urteilsformel, die der Urkunds-
beamte der Geschäftsstelle erteilt und mit der Be-
scheinigung der Rechtskraft versieht, in der Liste 
der Rechtsanwälte gelöscht. 

5. Sicherung von Beweisen 

§ 153 

Anordnung der Beweissicherung 

(1) Wird ein ehrengerichtliches Verfahren gegen 
den Beschuldigten eingestellt, weil seine Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft erloschen oder zurückgenom-
men ist, so kann das Gericht auf Antrag der Staats-
anwaltschaft zugleich die Sicherung der Beweise 
anordnen, wenn zu erwarten ist, daß auf Aus-
schließung aus der Rechtsanwaltschaft erkannt wor-
den wäre. Die Anordnung kann nicht angefochten 
werden. 

(2) Die Beweise werden von dem Untersuchungs-
richter aufgenommen. 

§ 154 

Verfahren 

(1) Der Untersuchungsrichter hat von Amts wegen 
alle Beweise zu erheben, die eine Entscheidung dar-
über begründen können, ob das eingestellte Ver-
fahren zur Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft 
geführt hätte. Den Umfang des Verfahrens bestimmt 
der Untersuchungsrichter nach pflichtmäßigem Er-
messen, ohne an Anträge gebunden zu sein; seine 
Verfügungen können insoweit nicht angefochten 
werden. 

(2) Zeugen sind, soweit nicht Ausnahmen vorge-
schrieben oder zugelassen sind, eidlich zu verneh-
men. 

(3) Die Staatsanwaltschaft und der frühere Be-
schuldigte sind an dem Verfahren zu beteiligen. Ein 
Anspruch auf Benachrichtigung von den Terminen, 
die zum Zwecke der Beweissicherung anberaumt 
werden, steht dem früheren Beschuldigten nur zu, 
wenn er sich im Inland aufhält und seine Anschrift 
dem Gericht angezeigt hat. 

(4) Erachtet der Untersuchungsrichter den Zweck 
des Verfahrens für erreicht, so übersendet er die 
Akten dem Gericht. 

6. Das ehrengerichtliche Verfahren 
gegen Anwaltsassessoren 

§ 155 

Strafen und Verfahren 

Für die ehrengerichtliche Bestrafung eines An-
waltsassessors und das Verfahren gelten die §§ 115 ff. 
entsprechend Jedoch beträgt das Höchstmaß der 
Geldbuße eintausend Deutsche Mark. 

DRITTER ABSCHNITT 

Rechtsmittel 

1. Die Rechtsmittel gegen 
Entscheidungen des Ehrengerichts 

und gegen Verfügungen 
des Untersuchungsrichters 

§ 156 

Die Beschwerde 

(1) Soweit Beschlüsse des Ehrengerichts und Ver-
fügungen des Untersuchungsrichters mit der Be-
schwerde angefochten werden können, ist für die 
Verhandlung und Entscheidung über dieses Rechts-
mittel der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte zu-
ständig. 

(2) Auf das Verfahren vor dem Ehrengerichtshof 
sind die Vorschriften der Strafprozeßordnung über 
das Beschwerdeverfahren sinngemäß anzuwenden. 

§ 157 

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung 

(1) Gegen den Spruch des Ehrengerichts ist der 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung an den Ehren-
gerichtshof für Rechtsanwälte zulässig. 

(2) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung muß 
binnen einer Woche nach Verkündung des Spruchs 
bei dem Ehrengericht schriftlich eingereicht werden. 
Ist der Spruch nicht in Anwesenheit des Beschuldig-
ten verkündet worden, so beginnt für diesen die 
Frist mit der Zustellung. 

(3) Der Ehrengerichtshof entscheidet über den An-
trag durch Beschluß, der mit Gründen zu versehen 
ist. 

(4) Auf das Verfahren sind im übrigen die Vor-
schriften der Strafprozeßordnung über das Beru-
fungsverfahren und die §§ 138, 142 und 143 dieses 
Gesetzes sinngemäß anzuwenden. 

2. Die Rechtsmittel 
gegen Entscheidungen 
des Ehrengerichtshofes 

§ 158 

Die Beschwerde 

(1) Gegen Beschlüsse und Verfügungen, die im 
Verfahren des ersten Rechtszuges vor dem Ehren-
gerichtshof ergehen, ist die Beschwerde an den Bun-
desgerichtshof zulässig. 

(2) Die Vorschriften der Strafprozeßordnung über 
die Beschwerde sind entsprechend anzuwenden. 

§ 159 

Die Berufung 

(1) Gegen das Urteil des Ehrengerichtshofes ist 
die Berufung an den Bundesgerichtshof zulässig. 

(2) Die Vorschriften der Strafprozeßordnung über 
die Berufung sind entsprechend anzuwenden. 



§ 160 

Weiterer Rechtsbehelf bei Entscheidungen 
im zweiten Rechtszug 

(1) Gegen den Beschluß, durch den der Ehren-
gerichtshof über einen Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung (§ 157) erkannt hat, findet die sofortige 
Beschwerde nur statt, wenn der Ehrengerichtshof 
sie in seinem Beschluß zugelassen hat. Er darf die 
sofortige Beschwerde nur zulassen, wenn er über 
Rechtsfragen oder Fragen des anwaltlichen Stan-
desrechts entschieden hat, die von grundsätzlicher 
Bedeutung sind. 

(2) Über die sofortige Beschwerde entscheidet der 
Bundesgerichtshof. 

(3) Die sofortige Beschwerde ist binnen einer 
Woche bei dem Ehrengerichtshof schriftlich einzu-
legen. Die Frist beginnt mit der Verkündung der 
Entscheidung. Ist der Beschluß nicht in Anwesenheit 
des Beschuldigten verkündet worden, so beginnt für 
diesen die Frist mit der Zustellung. Die Einlegung 
bei dem Bundesgerichtshof genügt zur Wahrung der 
Frist, auch wenn der Fall nicht für dringlich erachtet 
wird. Der Ehrengerichtshof ist zu einer Änderung 
seiner durch die sofortige Beschwerde angefochtenen 
Entscheidung nicht befugt. 

(4) Auf das Verfahren vor dem Bundesgerichtshof 
sind die Vorschriften der Strafprozeßordnung über 
das Beschwerdeverfahren sinngemäß anzuwenden. 

§ 161 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft 
vor dem Bundesgerichtshof 

Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft in den 
Verfahren vor dem Bundesgerichtshof werden von 
dem Oberbundesanwalt wahrgenommen. 

VIERTER ABSCHNITT 

Das Berufs- und Vertretungsverbot 

§ 162 

Voraussetzung des Verbotes 

(1) Ist gegen einen Rechtsanwalt das ehrengericht-
liche Verfahren eingeleitet, so kann gegen ihn 
durch Beschluß ein Berufs- oder Vertretungsverbot 
verhängt werden, wenn zu erwarten ist, daß gegen 
ihn auf Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft 
erkannt werden wird 

(2) Für die Verhandlung und Entscheidung ist 
das Gericht zuständig, dem der Antrag der Staats-
anwaltschaft auf Einleitung des ehrengerichtlichen 
Verfahrens vorliegt oder vor dem das ehrengericht-
liche Verfahren anhängig ist. Während des ehren-
gerichtlichen Untersuchungsverfahrens ist das 
Ehrengericht zuständig. 

§ 163 

Mündliche Verhandlung 

(1) Der Beschluß, durch den ein Berufs- oder 
Vertretungsverbot verhängt wird, kann nur auf 
Grund mündlicher Verhandlung ergehen. 

(2) Auf die Ladung und die mündliche Verhand-
lung sind die Vorschriften entsprechend anzuwen-
den, die für die Hauptverhandlung vor dem erken-
nenden Gericht maßgebend sind, soweit sich nicht 
aus den folgenden Vorschriften etwas anderes er-
gibt. 

(3) In der Ladung ist die dem Rechtsanwalt zur 
Last gelegte Pflichtverletzung durch Anführung der 
sie begründenden Tatsachen zu bezeichnen; ferner 
sind die Beweismittel anzugeben. Dies ist jedoch 
nicht erforderlich, wenn dem Rechtsanwalt die An-
schuldigungsschrift bereits mitgeteilt worden ist. 

(4) In der mündlichen Verhandlung sind der 
Staatsanwalt und der Beschuldigte zu hören. 

(5) Für den Umfang der Beweisaufnahme gilt 
§ 141 Satz 2 auch dann, wenn die mündliche Ver-
handlung vor dem Ehrengerichtshof stattfindet. 

§ 164 

Abstimmung über das Verbot 

Zur Verhängung des Berufs- oder Vertretungs-
verbotes ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der 
Stimmen erforderlich. 

§ 165 

Verbot im Anschluß an die Hauptverhandlung 

Hat der Ehrengerichtshof auf Ausschließung aus 
der Rechtsanwaltschaft erkannt, so kann er im un-
mittelbaren Anschluß an die Hauptverhandlung über 
die Verhängung des Berufs- oder Vertretungsver-
botes verhandeln und entscheiden. Dies gilt auch 
dann, wenn der Beschuldigte zu der Hauptverhand-
lung nicht erschienen ist. 

§ 166 

Zustellung des Beschlusses 

Der Beschluß ist mit Gründen zu versehen. Er ist 
dem Beschuldigten zuzustellen. 

§ 167 

Wirkungen des Verbotes 

(1) Der Beschluß wird mit der Verkündung wirk-
sam. 

(2) Der Rechtsanwalt, gegen den ein Berufs-
verbot verhängt ist, darf seinen Beruf nicht ausüben. 

(3) Der Rechtsanwalt, gegen den ein Vertretungs-
verbot verhängt ist, darf nicht vor einem Gericht, 
vor Behörden oder einem Schiedsgericht in Person 
auftreten, Vollmachten oder Untervollmachten er-
teilen und mit Gerichten, Behörden, Schiedsgerichten, 
Rechtsanwälten oder anderen Vertretern in Rechts-
sachen schriftlich verkehren. 

(4) Der Rechtsanwalt, gegen den ein Berufs- oder 
Vertretungsverbot verhängt ist, darf jedoch seine 
eigenen Angelegenheiten, die Angelegenheiten 
seiner Ehefrau und seiner minderjährigen Kinder 
wahrnehmen, soweit nicht eine Vertretung durch 
Anwälte geboten ist. 



(5) Die Wirksamkeit von Rechtshandlungen des 
Rechtsanwalts wird durch das Berufs- oder Ver-
tretungsverbot nicht berührt. Das gleiche gilt für 
Rechtshandlungen, die ihm gegenüber vorgenommen 
werden. 

§168 

Zuwiderhandlungen gegen das Verbot 

(1) Ein Rechtsanwalt, der einem gegen ihn er-
gangenen Berufs- oder Vertretungsverbot wissent-
lich zuwiderhandelt, wird mit der Ausschließung 
aus der Rechtsanwaltschaft bestraft, sofern nicht 
wegen besonderer Umstände eine mildere Strafe 
ausreichend erscheint. 

(2) Gerichte oder Behörden sollen einen Rechts-
anwalt, der entgegen einem Berufs- oder Vertre-
tungsverbot vor ihnen auftritt, zurückweisen. 

§ 169 

Beschwerde 

(1) Gegen den Beschluß, durch den ein Berufs-
oder Vertretungsverbot verhängt wird, ist die so-
fortige Beschwerde zulässig. Die Beschwerde hat 
keine aufschiebende Wirkung. 

(2) Gegen den Beschluß, durch den das Gericht 
es ablehnt, ein Berufs- oder Vertretungsverbot zu 
verhängen, steht der Staatsanwaltschaft die sofor-
tige Beschwerde zu. 

(3) Für die Zuständigkeit und das Verfahren gel-
ten die Vorschriften der Strafprozeßordnung über 
die Beschwerde und § 156 Abs. 1, § 158 Abs. 1, § 163 
Abs. 1, 2, 4 und 5 sowie die §§ 164 und 166 dieses 
Gesetzes entsprechend. 

§ 170 

Außerkrafttreten des Verbotes 

Das Berufs- oder Vertretungsverbot tritt außer 
Kraft: 

1. wenn ein nicht auf Ausschließung lautendes 
Urteil ergeht; 

2. wenn der Ehrengerichtshof die Eröffnung des 
Hauptverfahrens vor sich abgelehnt hat. 

§ 171 

Aufhebung des Verbotes 

(1) Das Berufs- oder Vertretungsverbot wird auf-
gehoben, wenn sich ergibt, daß die Voraussetzun-
gen für seine Verhängung nicht oder nicht mehr 
vorliegen. 

(2) Über die Aufhebung entscheidet das Gericht, 
bei dem das ehrengerichtliche Verfahren anhängig 
ist. 

(3) Beantragt der Beschuldigte, das Verbot auf-
zuheben, so kann eine erneute mündliche Verhand-
lung angeordnet werden. Der Antrag kann nicht 
gestellt werden, solange über eine sofortige Be-
schwerde des Beschuldigten nach § 169 Abs. 1 noch 
nicht entschieden ist. Gegen den Beschluß, durch 
den der Antrag abgelehnt wird, ist eine Beschwerde 
nicht zulässig. 

§ 172 

Mitteilung des Verbotes 

(1) Der Beschluß, durch den ein Berufs- oder Ver-
tretungsverbot verhängt wird, ist alsbald der Landes-
justizverwaltung und dem Präsidenten der Rechtsan-
waltskammer in beglaubigter Abschrift mitzuteilen. 

(2) _Eine beglaubigte Abschrift der Formel dieses 
Beschlusses ist ferner dem Gericht, bei dem der Be-
schuldigte zugelassen ist, den Amtsgerichten am 
Wohnsitz des Beschuldigten und dem örtlichen An-
waltverein mitzuteilen. Gehört der Rechtsanwalt zu-
gleich einer Notarkammer an, so ist eine beglaubigte 
Abschrift auch dem Vorstand der Notarkammer zu 
übersenden. 

(3) Tritt das Berufs- oder Vertretungsverbot außer 
Kraft oder wird es aufgehoben oder abgeändert, so 
sind die Absätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden. 

§ 173 

Bestellung eines Vertreters 

(1) Für den Rechtsanwalt, gegen den ein Berufs-
oder Vertretungsverbot verhängt ist, wird im Falle 
des Bedürfnisses von der Landesjustizverwaltung ein 
Vertreter bestellt. Vor der Bestellung sind der Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer und der Rechtsan-
walt zu hören. Der Rechtsanwalt kann einen geeig-
neten Vertreter vorschlagen. 

(2) § 65 Abs. 4 und 7 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Ein Rechtsanwalt oder ein Anwaltsassessor, 
dem die Vertretung übertragen wird, kann sie nur 
aus einem wichtigen Grund ablehnen. Über die Ab-
lehnung entscheidet die Landesjustizverwaltung. Vor 
der Entscheidung ist der Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer zu hören. 

(4) Der Vertreter führt sein Amt unter eigener 
Verantwortung, jedoch für Rechnung und auf Kosten 
des Vertretenen. An Weisungen des Vertretenen ist 
er nicht gebunden. 

(5) Der Vertretene hat dem Vertreter eine ange-
messene Vergütung zu zahlen. Auf Antrag des Ver-
tretenen oder des Vertreters setzt der Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer die Vergütung fest. Für die so 
festgesetzte Vergütung haftet die Rechtsanwalts-
kammer wie ein Bürge. 

SECHSTER TEIL 

Der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte 
und der Bundesgerichtshof 

in Anwaltssachen 
ERSTER ABSCHNITT 

Der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte 

§ 174 

Bildung des Ehrengerichtshofes 

(1) Der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte wird 
bei dem Oberlandesgericht errichtet. 

(2) Bestehen in einem Land mehrere Oberlandes-
gerichte, so kann die Landesregierung durch Rechts-
verordnung den Ehrengerichtshof für die Bezirke 



aller oder mehrerer Oberlandesgerichte bei einem 
oder einigen der Oberlandesgerichte oder bei dem 
obersten Landesgericht errichten, wenn eine solche 
Zusammenlegung der Rechtspflege in Anwaltssachen, 
insbesondere wegen der Sicherung einer einheit-
lichen Rechtsprechung, dienlich ist. 

(3) Durch Vereinbarung der beteiligten Länder 
können die Aufgaben, die in diesem Gesetz dem 
Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte zugewiesen 
sind, dem hiernach zuständigen Ehrengerichtshof 
eines Landes auch für das Gebiet eines anderen 
Landes übertragen werden. 

§ 175 

Zusammensetzung des Ehrengerichtshofes 

(1) Der Ehrengerichtshof besteht aus dem Präsi-
denten, der erforderlichen Anzahl von weiteren 
Vorsitzenden sowie aus planmäßig angestellten 
Richtern und Rechtsanwälten als Beisitzern. 

(2) Bei dem Ehrengerichtshof können nach Be-
darf mehrere Senate gebildet werden. Die nähere 
Anordnung trifft die Landesjustizverwaltung. Der 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer ist vorher zu 
hören. 

§ 176 

Berufung 
von Mitgliedern des Oberlandesgerichts 

Der Präsident des Ehrengerichtshofes, die weite-
ren Vorsitzenden und diejenigen Beisitzer, die 
planmäßig angestellte Richter sind, werden von der 
Landesjustizverwaltung aus der Zahl der ständigen 
Mitglieder des Oberlandesgerichts für die Dauer 
von vier Jahren bestellt. Der Präsident muß min-
destens Senatspräsident sein. 

§ 177 

Ernennung 
von Rechtsanwälten zu Beisitzern 

(1) Diejenigen Beisitzer, die Rechtsanwälte sind, 
werden von der Landesjustizverwaltung auf gut-
achtlichen Vorschlag des Vorstandes der Rechts-
anwaltskammer für die Dauer von vier Jahren er-
nannt. Ist in dem Bezirk des Oberlandesgerichts 
eine weitere Rechtsanwaltskammer errichtet (§ 74), 
so verteilt die Landesjustizverwaltung die Zahl der 
Beisitzer auf die Bezirke der einzelnen Rechtsan-
waltskammern; das gleiche gilt in den Fällen des 
§ 174 Abs. 2 und 3. 

(2) Zum Beisitzer kann nur ein Rechtsanwalt er-
nannt werden, der in den Vorstand der Rechts-
anwaltskammer gewählt werden kann (§§ 78, 79). 
Die Beisitzer dürfen nicht gleichzeitig dem Vorstand 
oder dem Ehrengericht der Rechtsanwaltskammer 
angehören oder bei der Rechtsanwaltskammer im 
Haupt- oder Nebenberuf tätig sein. 

(3) Die Beisitzer aus den Reihen der Rechtsan-
wälte haben während der Dauer ihres Amtes in 
Beziehung auf dasselbe alle Rechte und Pflichten 
eines Richters. Ihr Amt ist ein Ehrenamt. Sie er-
halten aus der Staatskasse eine Entschädigung für 
den mit ihrer Tätigkeit verbundenen Aufwand so

-

wie Ersatz ihrer Fahrtkosten. Für die Höhe der 
Aufwandsentschädigung und die Erstattung der 
Fahrtkosten gelten die Vorschriften der Gebühren-
ordnung für Rechtsanwälte über Geschäftsreisen 
entsprechend. 

(4) Ein Rechtsanwalt ist auf Antrag der Landes-
justizverwaltung seines Amtes als Beisitzer zu ent-
heben, wenn nachträglich ein Umstand eintritt, 
welcher der Ernennung zum Beisitzer entgegen-
steht. Über den Antrag entscheidet der Erste Zivil-
senat des Oberlandesgerichts. Vor der Entschei-
dung ist der Rechtsanwalt zu hören. Die Entschei-
dung ist endgültig. 

§ 178 

Besetzung des Ehrengerichtshofes 

Der Ehrengerichtshof entscheidet in der Be-
setzung mit dem Vorsitzenden, einem Beisitzer, der 
planmäßig angestellter Richter ist, und drei Bei-
sitzern, die Rechtsanwälte sind. 

§ 179 

Geschäftsverteilung und Geschäftsgang 

(1) Für die Geschäftsverteilung bei dem Ehren-
gerichtshof gelten die §§ 62 bis 67, § 69 und 
§ 70 Abs. 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes ent-
sprechend. 

(2) Der Geschäftsgang wird durch eine Geschäfts-
ordnung geregelt, die von den Mitgliedern des 
Ehrengerichtshofes zu beschließen ist; sie bedarf 
der Bestätigung durch die Landesjustizverwaltung. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Der Bundesgerichtshof in Anwaltssachen 

§ 180 

Besetzung des Senats des Bundesgerichtshofes 

(1) In Anwaltssachen entscheidet ein Senat des 
Bundesgerichtshofes in der Besetzung mit einem 
Richter als Vorsitzendem, vier weiteren Richtern und 
zwei Rechtsanwälten als Beisitzern. 

(2) In dem ehrengerichtlichen Verfahren entschei-
den außerhalb der Hauptverhandlung oder der 
mündlichen Verhandlung die richterlichen Mit-
glieder des Senats allein. Dies gilt jedoch nicht in 
den Fällen der sofortigen Beschwerde nach § 160. 

§ 181 

Richterliche Mitglieder und Geschäftsverteilung 

(1) Der Vorsitzende, der stellvertretende Vor-
sitzende, die richterlichen Beisitzer und deren Ver-
treter werden von dem Präsidium des Bundes-
gerichtshofes aus der Zahl der ständigen Mitglieder 
des Bundesgerichtshofes bestimmt. 

(2) Im übrigen gelten die §§ 62 bis 67 und § 69 
des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechend. 

§ 182 

Rechtsanwälte als Beisitzer 

(1) Die Beisitzer aus den Reihen der Rechtsan-
wälte werden von dem Bundesminister der Justiz 



auf die Dauer von vier Jahren berufen. Sie können 
nach Ablauf ihrer Amtszeit wieder berufen werden. 

(2) Die Beisitzer werden der Vorschlagsliste ent-
nommen, die das Präsidium der Bundesrechts-
anwaltskammer dem Bundesminister der Justiz ein-
reicht. Der Bundesminister der Justiz bestimmt, 
welche Zahl von Beisitzern erforderlich ist. Die Vor-
schlagsliste des Präsidiums der Bundesrechts-
anwaltskammer soll die doppelte Zahl von Rechts-
anwälten enthalten. 

(3) Scheidet ein Beisitzer vorzeitig aus, so wird 
ein Nachfolger berufen. 

(4) Die Beisitzer werden vor ihrer ersten Dienst-
leistung durch den Vorsitzenden des Senats eidlich 
verpflichtet. Der Eid lautet: 

„Ich schwöre bei Gott, dem Allmächtigen und 
Allwissenden, die Pflichten eines anwaltlichen 
Beisitzers gewissenhaft zu erfüllen und meine 
Stimme nach bestem Wissen und Gewissen 
abzugeben." 

§ 38 Abs. 2 bis 4 und Abs. 5 Satz 1 und 2 gilt ent-
sprechend. 

§ 183 

Voraussetzungen für die Berufung 
zum Beisitzer und Recht zur Ablehnung 

(1) Zum Beisitzer kann nur ein Rechtsanwalt be-
rufen werden, der in den Vorstand der Rechts-
anwaltskammer gewählt werden kann (§§ 78, 79). 

(2) Die Beisitzer dürfen nicht gleichzeitig dem 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer, dem Ehren-
gericht oder dem Ehrengerichtshof angehören oder 
bei der Rechtsanwaltskammer im Haupt- oder 
Nebenberuf tätig sein. 

(3) Die Übernahme des Beisitzeramtes kann aus 
den im § 80 angeführten Gründen abgelehnt werden. 

§ 184 

Enthebung vom Amt des Beisitzers 

(1) Ein Rechtsanwalt ist auf Antrag des Bundes-
ministers der Justiz seines Amtes als Beisitzer zu 
entheben: 

1. wenn nachträglich bekannt wird, daß er 
nicht hätte zum Beisitzer berufen werden 
dürfen; 

2. wenn nachträglich ein Umstand eintritt, 
welcher der Berufung zum Beisitzer ent-
gegensteht; 

3. wenn der Rechtsanwalt seine Amtspflicht 
als Beisitzer grob verletzt. 

(2) Über den Antrag entscheidet ein Senat des 
Bundesgerichtshofes, der nach § 180 Abs 1 besetzt 
ist. Bei der Entscheidung dürfen die Mitglieder des 
Senats, in dem der Rechtsanwalt als Beisitzer tätig 
ist, nicht mitwirken. 

(3) Vor der Entscheidung ist der Rechtsanwalt zu 
hören. 

(4) Die Entscheidung ist endgültig. 

§ 185 

Stellung der Rechtsanwälte als Beisitzer 
und Pflicht zur Verschwiegenheit 

(1) Die Rechtsanwälte haben in der Sitzung, zu 
der  sie als Beisitzer herangezogen werden, alle 
Rechte und Pflichten eines Richters. 

(2) Die Rechtsanwälte haben über Angelegen-
heiten, die ihnen bei ihrer Tätigkeit als Beisitzer 
bekannt werden, Verschwiegenheit gegen jeder-
mann zu bewahren. § 89 ist entsprechend anzuwen-
den. Die Genehmigung zur Aussage erteilt der Prä-
sident des Bundesgerichtshofes. 

§ 186 

Reihenfolge der Teilnahme an den Sitzungen 

Die zu Beisitzern berufenen Rechtsanwälte sollen 
an den einzelnen Sitzungen in der Reihenfolge einer 
Liste teilnehmen, die der Vorsitzende des Senats 
vor Beginn des Geschäftsjahres aufstellt. 

§ 187 

Ehrenamtliche Tätigkeit 
der Rechtsanwälte als Beisitzer 

(1) Das Amt des Beisitzers ist ein Ehrenamt. 

(2) Für die Entschädigung und den Ersatz von 
Fahrtkosten gilt § 177 Abs. 3 Satz 3 und 4 entspre-
chend. 

SIEBENTER TEIL 

Die Rechtsanwaltschaft 
bei dem Bundesgerichtshof 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeines 

§ 188 

Entsprechende Anwendung von Vorschriften 

Für die Rechtsanwaltschaft bei dem Bundesgerichts-
hof gelten der erste bis sechste Teil dieses Gesetzes, 
soweit sich nicht aus den nachstehenden Vorschriften 
etwas Besonderes ergibt. 

§ 189 

Zuständigkeit des Bundesministers der Justiz 
und des Bundesgerichtshofes 

Soweit nach den Vorschriften des ersten bis sech-
sten Teils dieses Gesetzes der Landesjustizverwal-
tung Aufgaben zugewiesen sind, tritt an deren Stelle 
der Bundesminister der Justiz. An die Stelle des 
Ehrengerichtshofes für Rechtsanwälte tritt der Bun-
desgerichtshof. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Die Zulassung als Rechtsanwalt bei dem 
Bundesgerichtshof 

§ 190 

Besondere Voraussetzung für die Zulassung 

Bei dem Bundesgerichtshof kann als Rechtsanwalt 
nur zugelassen werden, wer durch den Wahlausschuß 
für Rechtsanwälte bei dem Bundesgerichtshof be-
nannt wird. 



§ 191 

Wahlausschuß für Rechtsanwälte 
bei dem Bundesgerichtshof 

(1) Der Wahlausschuß besteht aus den Mitglie-
dern des Präsidiums des Bundesgerichtshofes, des 
Präsidiums der Bundesrechtsanwaltskammer und des 
Präsidiums der Rechtsanwaltskammer bei dem Bun-
desgerichtshof. 

(2) Den Vorsitz in dem Wahlausschuß führt der 
Präsident des Bundesgerichtshofes. Er beruft den 
Wahlausschuß ein. 

(3) Die Einladung muß die Tagesordnung für die 
Sitzung des Wahlausschusses enthalten und den 
Mitgliedern mindestens eine Woche vor der Sitzung 
zugehen. 

(4) Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

(5) Über jede Sitzung wird ein Protokoll aufge-
nommen. 

§ 192 

Vorschlagslisten für die Wahl 

(1) Die Wahl findet auf Grund von Vorschlags-
listen statt. 

(2) Vorschlagslisten können einreichen: 
1. die Bundesrechtsanwaltskammer, 
2. die Rechtsanwaltskammer bei dem Bundes-

gerichtshof. 

(3) In die Vorschlagslisten kann nur aufgenom-
men werden, wer das fünfunddreißigste Lebensjahr 
vollendet hat und den Beruf des Rechtsanwalts seit 
mindestens fünf Jahren ohne Unterbrechung ausübt. 

§ 193 

Prüfung des Wahlausschusses 

(1) Der Wahlausschuß prüft, ob der Vorgeschla-
gene die sachlichen und persönlichen Voraussetzun-
gen für die Tätigkeit als Rechtsanwalt bei dem Bun-
desgerichtshof besitzt. 

(2) Zur Vorbereitung der Wahl bestellt der Wahl-
ausschuß zwei seiner Mitglieder als Berichterstatter. 

§ 194 

Entscheidung des Wahlausschusses 

(1) Der Wahlausschuß ist beschlußfähig, wenn die 
Mehrzahl sowohl der Mitglieder des Präsidiums des 
Bundesgerichtshofes als auch der Mitglieder der Prä-
sidien der Bundesrechtsanwaltskammer und der 
Rechtsanwaltskammer bei dem Bundesgerichtshof 
anwesend ist. 

(2) Der Wahlausschuß entscheidet mit einfacher 
Stimmenmehrheit. Die Abstimmung ist geheim. 

§ 195 

Mitteilung des Wahlergebnisses 
und Zulassungsantrag 

(1) Der Vorsitzende des Wahlausschusses teilt 
das Ergebnis der Wahlen dem Bundesminister der 
Justiz mit. 

(2) Der Antrag des vom Wahlausschuß benannten 
Rechtsanwalts, ihn bei dem Bundesgerichtshof zu-
zulassen, ist der Mitteilung beizufügen. 

§ 196 

Entscheidung über den Antrag auf Zulassung 

(1) Über den Antrag auf Zulassung als Rechts-
anwalt bei dem Bundesgerichtshof entscheidet der 
Bundesminister der Justiz. 

(2) Der Antrag auf Zulassung kann nicht gestellt 
werden, solange die im § 45 Abs. 2 bezeichneten 
Gründe vorliegen. 

(3) Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer bei 
dem Bundesgerichtshof ist nur dann gutachtlich zu 
hören, wenn gegen die Zulassung Bedenken be-
stehen. 

(4) Die Zulassung kann, abgesehen von den im 
§ 32 Abs. 1 Nr. 3 und 4 und im § 45 Abs. 3 genann-
ten Gründen, nur dann versagt werden, wenn die 
im § 192 Abs. 3 bezeichneten Voraussetzungen nicht 
erfüllt sind. 

§ 197 

Ausschließlichkeit der Zulassung 

Ein Rechtsanwalt bei dem Bundesgerichtshof darf 
nicht zugleich bei einem anderen Gericht zugelassen 
sein. 

DRITTER ABSCHNITT 

Besondere Rechte und Pflichten 
der Rechtsanwälte bei dem Bundesgerichtshof 

§ 198 

Beschränkung des Auftretens vor anderen Gerichten 

(1) Die bei dem Bundesgerichtshof zugelassenen 
Rechtsanwälte dürfen nur vor dem Bundesgerichts-
hof, den anderen oberen Bundesgerichten, dem 
Obersten Bundesgericht und dem Bundesverfas-
sungsgericht auftreten. 

(2) In dem Verfahren vor dem ersuchten Richter 
dürfen sie auch vor einem anderen Gericht auftreten, 
wenn das Ersuchen von einem der im Absatz 1 ge-
nannten Gerichte ausgeht. 

§ 199 

Bestellung eines Vertreters 

(1) Kann der Rechtsanwalt in den Fällen, in denen 
seine Vertretung nach § 65 Abs. 1 erforderlich wird, 
sie nicht selbst regeln, so wird auf seinen Antrag der 
Vertreter von dem Bundesminister der Justiz bestellt. 

(2) Der Bundesminister der Justiz kann zum Ver-
treter nur einen Rechtsanwalt bestellen, der das fünf 
und dreißigste Lebensjahr vollendet hat und den 
Beruf des Rechtsanwalts seit mindestens fünf Jahren 
ohne Unterbrechung ausübt. 

VIERTER ABSCHNITT 

Die Rechtsanwaltskammer 
bei dem Bundesgerichtshof 

§ 200 

Zusammensetzung und Vorstand 

(1) Die Rechtsanwälte, die bei dem Bundesgerichts-
hof zugelassen sind, bilden die Rechtsanwaltskam-
mer bei dem Bundesgerichtshof. 



(2) Die Zahl der Mitglieder des Vorstandes wird 
durch die Geschäftsordnung der Kammer festgesetzt. 
§ 76 Abs. 2 ist nicht anzuwenden. 

ACHTER TEIL 

Die Bundesrechtsanwaltskammer 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeines 

§ 201 

Zusammensetzung und Sitz der Bundes

-

rechtsanwaltskammer 

(1) Die Rechtsanwaltskammern werden zu einer 
Bundesrechtsanwaltskammer zusammengeschlossen. 

(2) Der Sitz der Bundesrechtsanwaltskammer wird 
durch ihre Satzung bestimmt. 

§ 202 

Stellung der Bundesrechtsanwaltskammer 

(1) Die Bundesrechtsanwaltskammer ist eine Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts. 

(2) Der Bundesminister der Justiz führt die 
Staatsaufsicht über die Bundesrechtsanwaltskam-
mer Die Aufsicht erstreckt sich darauf, daß Gesetz 
und Satzung beachtet, insbesondere die der Bundes-
rechtsanwaltskammer übertragenen Aufgaben er-
füllt werden. 

§ 203 

Aufgaben der Bundesrechtsanwaltskammer 

(1) Die Bundesrechtsanwaltskammer hat die ihr 
durch ein Gesetz zugewiesenen Aufgaben zu er-
füllen. 

(2) Der Kammer obliegt insbesondere: 
1. in Fragen, welche die Gesamtheit der 

Rechtsanwaltskammern angehen, die Auf-
fassung der einzelnen Kammern zu er-
mitteln und im Wege gemeinschaftlicher 
Aussprache die Auffassung der Mehrheit 
festzustellen; 

2. Grundsätze für die Ausübung des Anwalts-
berufs aufzustellen; 

3. Grundsätze für die Fürsorgeeinrichtungen 
der Rechtsanwaltskammern (§ 103 Abs. 2 
Nr. 4) aufzustellen ;  

4. in allen die Gesamtheit der Rechtsanwalts-
kammern berührenden Angelegenheiten die 
Auffassung der Bundesrechtsanwaltskam-
mer den zuständigen Gerichten und Behör-
den gegenüber zur Geltung zu bringen; 

5. die Gesamtheit der Rechtsanwaltskammern 
gegenüber Behörden und Organisationen 
zu vertreten; 

6. an den Aufgaben der Gesetzgebung des 
Bundes und an der Gestaltung und Durch-
führung der Rechtspflege innerhalb des 
Bundes gutachtlich mitzuarbeiten; 

7. Gutachten zu erstatten, die eine an der 
Gesetzgebung beteiligte Behörde oder Kör

-

perschaft des Bundes oder ein Bundesgericht 
in Angelegenheiten der Rechtsanwaltschaft 
anfordert; 

8. Einrichtungen für die berufliche Fortbildung 
der Rechtsanwälte und Anwaltsassessoren 
zu schaffen. 

§ 204 

Beiträge zur Bundesrechtsanwaltskammer 

(1) Die Bundesrechtsanwaltskammer erhebt von 
den Rechtsanwaltskammern Beiträge, die zur Deckung 
des persönlichen und sachlichen Bedarfs bestimmt 
sind. 

(2) Die Höhe der Beiträge wird von der Haupt-
versammlung festgesetzt. 

(3) Die Hauptversammlung kann einzelnen wirt-
schaftlich schwächeren Kammern Erleichterungen 
gewähren. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Die Organe der Bundesrechtsanwaltskammer 

1. Das Präsidium 

§ 205 

Zusammensetzung des Präsidiums 

(1) Die Bundesrechtsanwaltskammer hat ein Prä-
sidium. 

(2) Das Präsidium besteht aus: 
1. dem Präsidenten, 
2. zwei Vizepräsidenten, 

3. dem Schatzmeister. 

(3) Das Präsidium gibt sich eine Geschäftsordnung. 

§ 206 

Wahlen zum Präsidium 

(1) Das Präsidium der Bundesrechtsanwaltskam-
mer wird von der Hauptversammlung aus ihrer 
Mitte gewählt. 

(2) Das Nähere bestimmt die Satzung der Kammer. 

§ 207 

Recht zur Ablehnung der Wahl 

Die Wahl zum Mitglied des Präsidiums kann ab-
lehnen: 

1. wer das fünfundsechzigste Lebensjahr voll-
endet hat; 

2. wer in den letzten vier Jahren Mitglied des 
Präsidiums gewesen ist. 

§ 208 

Wahlperiode und vorzeitiges Ausscheiden 

(1) Die Mitglieder des Präsidiums werden auf 
vier Jahre gewählt. 

(2) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird 
für den Rest seiner Amtszeit ein neues Mitglied ge-
wählt. 

(3) Ein Rechtsanwalt scheidet als Mitglied des 
Präsidiums vorzeitig aus: 



1. wenn er als Mitglied des Vorstandes der 
Rechtsanwaltskammer, die er bisher ver-
treten hat, ausscheidet; 

2. wenn er sein Amt niederlegt. 
Der Rechtsanwalt hat die Erklärung, daß er das Amt 
niederlege, dem Präsidium gegenüber schriftlich ab-
zugeben. Die Erklärung kann nicht widerrufen 
werden. 

§ 209 

Ehrenamtliche Tätigkeit des Präsidiums 

Die Mitglieder des Präsidiums üben ihre Tätig-
keit unentgeltlich aus. Sie erhalten jedoch eine an-
gemessene Entschädigung für den mit ihrer Tätigkeit 
verbundenen Aufwand sowie Ersatz ihrer Fahrt-
kosten. 

§ 210 

Pflicht der Mitglieder des Präsidiums 
zur Verschwiegenheit 

Die Mitglieder des Präsidiums haben über die An

-

gelegenheiten, die ihnen bei ihrer Tätigkeit im Prä-
sidium bekannt werden, Verschwiegenheit gegen 
jedermann zu bewahren. Das gleiche gilt für An-
gestellte der Bundesrechtsanwaltskammer. § 89 ist 
entsprechend anzuwenden 

ş  211 

Aufgaben des Präsidenten 

(1) Der Präsident vertritt die Bundesrechtsanwalts-
kammer gerichtlich und außergerichtlich. 

(2) Der Präsident vermittelt den geschäftlichen 
Verkehr der Bundesrechtsanwaltskammer und des 
Präsidiums. Er bringt die Beschlüsse des Präsidiums 
und der Hauptversammlung der Kammer zur Aus-
führung. 

(3) Der Präsident führt in den Sitzungen des Prä-
sidiums und in der Hauptversammlung den Vorsitz. 

(4) Der Präsident erstattet dem Bundesminister 
der Justiz jährlich einen schriftlichen Bericht über 
die Tätigkeit der Bundesrechtsanwaltskammer und 
des Präsidiums. Er zeigt ihm ferner das Ergebnis der 
Wahlen zum Präsidium an. 

(5) Durch die Satzung der Kammer können ihm 
weitere Aufgaben übertragen werden. 

§ 212 

Aufgaben des Schatzmeisters 

(1) Der Schatzmeister verwaltet das Vermögen der 
Bundesrechtsanwaltskammer nach den Weisungen 
des Präsidiums. Er ist berechtigt, Geld in Empfang zu 
nehmen. 

(2) Über die Einnahmen und Ausgaben sowie über 
die Verwaltung des Vermögens hat er jährlich der 
Hauptversammlung Rechnung zu legen. 

2. Die Hauptversammlung 

§ 213 

Versammlung der Mitglieder 

Die Bundesrechtsanwaltskammer faßt ihre Be-
schlüsse regelmäßig auf Hauptversammlungen. 

§ 214 

Vertreter der Rechtsanwaltskammern 
in der Hauptversammlung 

(1) Die Rechtsanwaltskammern werden in der 
Hauptversammlung durch ihre Präsidenten vertreten. 

(2) Der Präsident einer Rechtsanwaltskammer 
kann durch ein anderes Vorstandsmitglied vertreten 
werden. 

(3) Die Geschäftsführer der Rechtsanwaltskam-
mern können an der Hauptversammlung teilnehmen. 
Sie haben kein Stimmrecht. 

§ 215 

Einberufung der Hauptversammlung 

(1) Die Hauptversammlung wird durch den Präsi-
denten schriftlich einberufen. Der Präsident muß die 
Hauptversammlung einberufen, wenn mindestens 
drei Rechtsanwaltskammern es schriftlich beantragen 
und hierbei den Gegenstand angeben, der in der 
Hauptversammlung behandelt werden soll. 

(2) Bei der Einberufung ist der Gegenstand, über 
den in der Hauptversammlung Beschluß gefaßt 
werden soll, anzugeben. 

(3) Die Hauptversammlung ist mindestens drei 
Wochen vor dem Tage, an dem sie zusammentreten 
soll, einzuberufen. Der Tag, an dem die Einberufung 
abgesandt ist, und der Tag der Hauptversammlung 
sind hierbei nicht mitzurechnen. 

(4) In dringenden Fällen kann der Präsident die 
Hauptversammlung mit kürzerer Frist einberufen. 
Die Vorschrift des Absatzes 2 braucht hierbei nicht 
eingehalten zu werden. 

§ 216 

Beschlüsse der Hauptversammlung 

(1) Jede Rechtsanwaltskammer hat eine Stimme. 

(2) Die Voraussetzungen, unter denen die Haupt-
versammlung beschlußfähig ist, werden durch die 
Satzung geregelt. 

(3) Die Beschlüsse der Hauptversammlung wer-
den, soweit nicht die Satzung etwas anderes vor-
schreibt, mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Das 
gleiche gilt für die von der Hauptversammlung vor-
zunehmenden Wahlen. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag, bei 
Wahlen entscheidet das Los. 

(4) Beschlüsse, welche die Rechtsanwaltskammern 
wirtschaftlich belasten, kann die Hauptversammlung 
nur einstimmig fassen. Dies gilt jedoch nicht für die 
Beschlüsse, durch welche die Höhe der Beiträge der 
Rechtsanwaltskammern und die Höhe der Auf-
wandsentschädigung für die Mitglieder des Präsi-
diums festgesetzt werden. 

(5) Über die Beschlüsse der Hauptversammlung 
und über die Ergebnisse von Wahlen ist ein Pro-
tokoll aufzunehmen, das von dem Vorsitzenden und 
von einem Vizepräsidenten als Schriftführer zu 
unterzeichnen ist. 



3. Nichtigkeit von Wahlen 
und Beschlüssen 

§ 217 

Voraussetzungen der Nichtigkeit und Verfahren 
vor dem Bundesgerichtshof 

(1) Wahlen oder Beschlüsse des Präsidiums oder 
der Hauptversammlung kann der Bundesgerichtshof 
auf Antrag des Bundesministers der Justiz für un-
gültig oder nichtig erklären, wenn sie unter Ver-
letzung des Gesetzes oder der Satzung zustande

-

gekommen oder wenn sie ihrem Inhalt nach mit dem 
Gesetz oder der Satzung nicht vereinbar sind. 

(2) Den Antrag kann auch eine Rechtsanwalts-
kammer stellen, hinsichtlich eines Beschlusses je-
doch nur dann, wenn sie durch den Beschluß in 
ihren Rechten verletzt ist. 

(3) Im übrigen ist § 114 entsprechend anzuwenden. 

NEUNTER TEIL 

Kosten in Anwaltssachen 

ERSTER ABSCHNITT 

Gebühren der Justizverwaltung 

§ 218 

Gebühren für die Zulassung zum Anwärterdienst 

(1) Für die Zulassung zum Anwärterdienst (§ 8) 
wird eine Gebühr von zehn Deutschen Mark er-
hoben. 

(2) Die Gebühr ermäßigt sich auf die Hälfte, wenn 
der Antrag auf Zulassung zum Anwärterdienst ab-
gelehnt oder zurückgenommen wird. 

§ 219 

Gebühren für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
und die Zulassung bei einem Gericht 

(1) Für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
(§§ 18, 24) und die erste Zulassung bei einem Gericht 
(§ 30 Abs. 1, § 31) wird eine Gebühr von dreißig 
Deutschen Mark erhoben, gleichviel ob der Rechts-
anwalt bei einem oder zugleich bei mehreren Ge-
richten zugelassen wird. 

(2) Für jede weitere Zulassung bei einem Gericht 
wird eine Gebühr von zwanzig Deutschen Mark be-
sonders erhoben. 

(3) Wird die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
oder die Zulassung bei einem Gericht versagt oder 
wird der Antrag (§§ 18, 31) zurückgenommen, so be-
trägt die Gebühr zehn Deutsche Mark. Das gleiche 
gilt in den Fällen des § 21 Abs. 3 und 4. 

§ 220 

Gebühr für die Bestellung eines Vertreters 

(1) Für die Bestellung eines Vertreters (§ 65 Abs. 2 
Satz 2, Abs. 3 und 5, §§ 173, 199) wird eine Gebühr 
von fünf Deutschen Mark erhoben. 

(2) Für die Bestellung eines Abwicklers einer 
Kanzlei (§ 67) wird eine Gebühr nicht erhoben. 

§ 221 

Fälligkeit der Gebühren 

Die Gebühren nach den §§ 218 bis 220 werden mit 
der Beendigung der gebührenpflichtigen Amtshand-
lung fällig. Sie können schon vorher eingefordert 
werden. 

§ 222 

Ermäßigung oder Erlaß der Gebühren 

Aus Billigkeitsgründen kann von der Erhebung 
der Gebühren ganz oder teilweise abgesehen werden. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Kosten in dem ehrengerichtlichen Verfahren 

§ 223 

Gebührenfreiheit. Auslagen 

Für das ehrengerichtliche Verfahren werden keine 
Gebühren, sondern nur die baren Auslagen nach den 
Vorschriften des Gerichtskostengesetzes erhoben. 

§ 224 

Kostenpflicht des Verurteilten 

(1) Dem Beschuldigten, der in dem ehrengericht-
lichen Verfahren verurteilt wird, sind zugleich die 
in dem Verfahren entstandenen Kosten ganz oder 
teilweise aufzuerlegen. 

(2) Dem Beschuldigten, der in dem ehrengericht-
lichen Verfahren einen Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung zurückgenommen oder ohne Erfolg ge-
stellt hat, sind zugleich die durch dieses Verfahren 
entstandenen Kosten aufzuerlegen. Hatte der An-
trag auf gerichtliche Entscheidung teilweise Erfolg, 
so kann dem Beschuldigten ein angemessener Teil 
dieser Kosten auferlegt werden. 

(3) Für die Kosten eines Rechtsmittels des Be-
schuldigten gilt Absatz 2 entsprechend. 

§ 225 

Haftung der Rechtanwaltskammer 

(1) Kosten, die weder dem Beschuldigten noch 
einem Dritten auferlegt oder von dem Beschuldigten 
nicht eingezogen werden können, fallen der Rechts-
anwaltskammer zur Last, welcher der Beschuldigte 
angehört. 

(2) In dem Verfahren vor dem Ehrengericht haftet 
die Rechtsanwaltskammer den Zeugen und Sachver-
ständigen für die ihnen zustehende Entschädigung 
in dem gleichen Umfang, in dem die Haftung der 
Staatskasse nach der Strafprozeßordnung begründet 
ist. Bei weiterer Entfernung des Aufenthaltsorts der 
geladenen Personen ist ihnen auf Antrag ein Vor-
schuß zu bewilligen. 

§ 226 

Festsetzung der Kosten des Verfahrens 
vor dem Ehrengericht 

(1) Die Kosten, die der Beschuldigte in dem Ver-
fahren vor dem Ehrengericht zu tragen hat, werden 
von dem Vorsitzenden durch Beschluß festgesetzt. 



(2) Gegen den Festsetzungsbeschluß kann der Be-
schuldigte binnen einer Notfrist von zwei Wochen, 
die mit der Zustellung des Beschlusses beginnt, Er-
innerung einlegen. Über die Erinnerung entscheidet 
das Ehrengericht, dessen Vorsitzender den Beschluß 
erlassen hat. Gegen die Entscheidung des Ehren-
gerichts kann der Beschuldigte sofortige Beschwerde 
einlegen. 

DRITTER ABSCHNITT 

Kosten des Verfahrens bei Anträgen 
auf gerichtliche Entscheidung 
in Zulassungssachen und über 

Wahlen und Beschlüsse 

§ 227 

Anwendung der Kostenordnung 

In den Verfahren, die bei Anträgen auf gericht-
liche Entscheidung in Zulassungssachen und bei An-
trägen, Wahlen für ungültig oder Beschlüsse für 
nichtig zu erklären, stattfinden (§§ 49 bis 54, 114, 
217), werden Gebühren und Auslagen nach der 
Kostenordnung vom 25 November 1935 (Reichs-
gesetzbl. I S. 1371) erhoben. Jedoch ist § 7 Abs. 2 
und 3 der Kostenordnung nicht anzuwenden. 

§ 228 

Kostenpflicht des Antragstellers 
und der Rechtsanwaltskammer 

(1) Wird ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
zurückgenommen, zurückgewiesen oder als unzuläs-
sig verworfen, so sind die Kosten des Verfahrens 
dem Antragsteller aufzuerlegen. 

(2) Wird einem Antrag auf gerichtliche Entschei-
dung stattgegeben, so sind im Falle des § 50 die 
Kosten des Verfahrens der Rechtsanwaltskammer 
aufzuerlegen; im Falle des § 51 werden Gebühren 
und Auslagen nicht erhoben. 

(3) Wird einem Antrag, eine Wahl für ungültig 
oder einen Beschluß für nichtig zu erklären (§§ 114, 
217), stattgegeben, so sind die Kosten des Verfah-
rens der Rechtsanwaltskammer aufzuerlegen. 

§ 229 

Gebühr für das Verfahren 

(1) Für das gerichtliche Verfahren des ersten 
Rechtszuges wird die volle Gebühr erhoben. 

(2) Der Geschäftswert bestimmt sich nach § 24 
Abs. 2 der Kostenordnung. Er wird von Amts wegen 
festgesetzt. 

(3) Für das Beschwerdeverfahren wird die gleiche 
Gebühr wie im ersten Rechtszuge erhoben. 

(4) Wird ein Antrag oder eine Beschwerde zu-
rückgenommen, bevor das Gericht entschieden hat, 
so ermäßigt sich die Gebühr auf die Hälfte der 
vollen Gebühr. Das gleiche gilt, wenn der Antrag 
oder eine Beschwerde als unzulässig zurückgewiesen 
wird. 

§ 230 

Entscheidung über Erinnerungen 

(1) Über Einwendungen und Erinnerungen gegen 
den Ansatz von Kosten entscheidet stets der Ehren-
gerichtshof für Rechtsanwälte. 

(2) Die Entscheidung des Ehrengerichtshofes kann 
nicht angefochten werden. 

VIERTER ABSCHNITT 

Beitreibung der Kosten 

§ 231 

Beitreibung der Geldbußen und Kosten 
vor den Ehrengerichten 

(1) Die Geldbußen (§ 116 Abs. I Nr. 3) und die 
Kosten, die in dem Verfahren vor den Ehrengerich-
ten entstanden sind, fließen der Rechtsanwalts-
kammer zu. 

(2) Die Geldbußen werden auf Grund einer von 
dem Vorsitzenden des Ehrengerichts erteilten, mit der 
Bescheinigung der Vollstreckbarkeit versehenen, 
beglaubigten Abschrift der Entscheidungsformel 
nach den Vorschriften vollstreckt, die für die Voll-
streckung von Urteilen in bürgerlichen Rechts-
streitigkeiten gelten. Entsprechendes gilt für die 
Beitreibung der Kosten auf Grund des Festsetzungs-
beschlusses (§ 226). 

§ 232 

Beitreibung der Gerichtskosten 

(1) Die Kosten, die vor dem Ehrengerichtshof für 
Rechtsanwälte oder dem Bundesgerichtshof entstan-
den sind, werden nach den Bestimmungen einge-
zogen, die für die Beitreibung der Gerichtskosten 
gelten. 

(2) Die in dem Verfahren vor dem Bundesgerichts-
hof entstandenen Kosten sind an den Bund abzu-
führen. 

§ 233 

Beitreibung nach Ausscheiden aus der 
Rechtsanwaltschaft 

Die Beitreibung der Geldbuße und der Kosten 
wird nicht dadurch gehindert, daß der Beschuldigte 
nach rechtskräftigem Abschluß des Verfahrens aus 
der Rechtsanwaltschaft ausgeschieden ist. 

ZEHNTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 

Übergangsvorschriften 
§ 234 

Anwärterdienst 

Der nach den bisher geltenden Vorschriften abge-
leistete Anwärter- oder Probedienst wird in vollem 
Umfange auf den Anwärterdienst (§§ 6, 7) ange-
rechnet. 

 



§ 235 

Schwebende Anträge auf Zulassung 

(1) Anträge auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft, 
die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes einer nicht mehr 
zuständigen Stelle vorliegen, sind an die nunmehr 
zur Entscheidung berufene Behörde abzugeben. 

(2) Anhängige gerichtliche oder ehrengerichtliche 
Verfahren, die im Zusammenhang mit der Zulassung 
oder mit der Ablehnung eines Antrags auf Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft eingeleitet worden sind, wer-
den eingestellt. Gebühren und Auslagen werden 
nicht erhoben. Außergerichtliche Kosten werden 
nicht erstattet. 

(3) Nach der Einstellung des Verfahrens sind die 
Akten der Landesjustizverwaltung vorzulegen. Diese 
hat ohne Rücksicht auf die voraufgegangene Ab-
lehnung über den Antrag nach den §§ 18 ff. zu ent-
scheiden. 

(4) Für Anträge auf Zulassung bei einem weiteren 
oder einem anderen Gericht gilt Absatz 1 ent-
sprechend. 

§ 236 

Übernahme der Verwaltungsrechtsräte 
in die Rechtsanwaltschaft 

(1) Wer seine Zulassung als Verwaltungsrechtsrat 
vor dem 1. Juli 1952 erhalten hat und bei Inkraft-
treten dieses Gesetzes noch als solcher zugelassen 
ist (Preuß. Gesetz über die Vertretung vor den Ver-
waltungsgerichten vom 25. Mai 1926 — Preußische 
Gesetzsammlung S. 163 — in der Fassung der Ge-
setze vom 11. Januar 1932 — Preußische Gesetz-
sammlung S. 9 —, vom 4. Oktober 1933 — Preußi-
sche Gesetzsammlung S. 367 — und vom 19. April 
1937 — Preußische Gesetzsammlung S. 61 —), kann 
seine Zulassung zur Rechtsanwaltschaft beantragen. 
Den Verwaltungsrechtsräten steht i re  Lande Hessen 
gleich, wer nach den Grundsätzen der im Satz 1 
angeführten Vorschriften die vorläufige Genehmi-
gung zum Auftreten vor den Verwaltungsgerichten 
erhalten hat. 

(2) Wer in den Ländern Niedersachsen, Nordrhein

-

Westfalen und Schleswig-Holstein vor dem 1. Januar 
1950 einen Antrag auf Zulassung als Verwaltungs-
rechtsrat gestellt hat, kann seine Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft beantragen, wenn dem früheren 
Antrag nach den im Absatz 1 Satz 1 angeführten 
Vorschriften hätte stattgegeben werden müssen. Vor 
der Entscheidung über den Antrag auf Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft ist der Präsident des Ober-
verwaltungsgerichts, in dessen Bezirk der Antrag 
auf Zulassung als Verwaltungsrechtsrat gestellt war, 
zu hören. 

(3) Anträge nach den Absätzen 1 und 2 müssen 
innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes gestellt werden. Sie können nur bei 
der Justizverwaltung des Landes eingereicht werden, 
in dem der Bewerber bei Inkrafttreten dieses Ge-
setzes seinen Wohnsitz hat. 

(4) Die Anträge können nicht deshalb abgelehnt 
werden, weil die Voraussetzung des § 4 nicht ge-
geben ist. Der Bewerber ist vom Anwärterdienst 
befreit. 

§ 237 

Anträge von Beamten im Wartestand 
und von Beamten zur Wiederverwendung 

Bewerbern, die als Beamte in den Wartestand ver-
setzt worden sind oder die als Beamte zur Wieder-
verwendung gelten (§ 5 Abs. 2 des Gesetzes zur Re-
gelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen in der Fas-
sung vom 1. September 1953 — Bundesgesetzbl. I 

 S. 1287 —), kann die Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft aus den Gründen des § 19 Nr. 10 nicht versagt 
werden. 

§ 238 

Unbeachtliche Verurteilungen 

Bei der Entscheidung über einen Antrag auf Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft darf eine Verurtei-
lung als Versagungsgrund (§ 19 Nr. 2 bis 4) nicht 
berücksichtigt werden, wenn sie in der Zeit vom 
30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 ergangen ist und 
ausschließlich auf rassischen, politischen oder reli-
giösen Gründen beruht. 

§ 239 

Befreiung von der Residenzpflicht 

(1) Rechtsanwälte oder Bewerber, die sich in der 
Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 aus 
rassischen, politischen oder religiösen Gründen in 
das Ausland begeben mußten und dort noch an-
sässig sind, werden für die Dauer von drei Jahren, 
gerechnet vom Tage des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes an, von den Pflichten des § 39 befreit Sie 
sind nicht verpflichtet, einen Zustellungsbevollmäch-
tigten zu bestellen. 

(2) Ist einem Bewerber in den Fällen des Absat-
zes 1 nicht zuzumuten, daß er nach der Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft alsbald zur Vereidigung vor dem 
Gericht erscheint, bei dem er zugelassen ist, so kann 
er den Eid (§ 38) auch vor einem deutschen Konsul 
leisten, der zur Abnahme von Eiden befugt ist. Um 
die Vereidigung hat das Gericht den Konsul zu er-
suchen. Im übrigen ist § 38 entsprechend anzu-
wenden. 

§ 240 

Verbleiben im Amt des Vorstandes 

(1) Mitglieder des Vorstandes, die nach den bis-
her geltenden Vorschriften gewählt worden sind, 
bleiben für den Rest ihrer Wahlperiode im Amt. 

(2) Die Versammlung der Kammer kann jedoch die 
bisherige Zahl der Vorstandsmitglieder herabsetzen. 
Die Mitglieder, die auf Grund eines solchen Be-
schlusses ausscheiden, werden durch das Los be-
stimmt. Das Los zieht das nach der Geburt älteste 
Mitglied des Vorstandes. 

§ 241 

Bisherige Geschäftsführer der 
Rechtsanwaltskammern 

Geschäftsführer, die bei Inkrafttreten dieses Ge-
setzes bei den Rechtsanwaltskammern angestellt 
sind, können weiterhin tätig sein, auch wenn sie 
nicht Mitglieder der Kammer sind. 



§ 242 

Einrichtung der Ehrengerichte 

Die Ehrengerichte (§§ 104 ff.) sind innerhalb von 
drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes einzurichten. 

§ 243 

Erstmaliges Ausscheiden von Mitgliedern 
des Vorstandes und des Ehrengerichts 

(1) Nach der ersten Wahl der Mitglieder des Vor-
standes werden die Mitglieder, die mit dem Ablauf 
des zweiten Jahres ausscheiden (§ 81 Abs. 2), alsbald 
durch das Los bestimmt. Das Los zieht das nach der 
Geburt älteste Mitglied des Vorstandes. 

(2) Hat der Vorstand nach der ersten Wahl eine 
ungerade Zahl von Mitgliedern, so scheidet erst-
malig die größere Zahl von Mitgliedern aus. 

§ 244 

Erstmalige Berufung von anwaltlichen Beisitzern 

Bei der ersten Besetzung des Senats des Bundes-
gerichtshofes wird die Hälfte der anwaltlichen Bei-
sitzer (§ 182) nur auf die Dauer von zwei Jahren 
berufen. 

§ 245 

Überleitung ehrengerichtlicher Verfahren 
des ersten Rechtszuges 

(1) Ehrengerichtliche Verfahren, die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach den bisher 
geltenden Vorschriften im ersten Rechtszug an-
hängig sind, gehen in der Lage, in der sie sich be-
finden, auf die neu zu bildenden Ehrengerichte über. 

(2) Die besondere Vorschrift über die Einstellung 
ehrengerichtlicher Verfahren, die im Zusammenhang 
mit der Ablehnung eines Antrags auf Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft eingeleitet worden sind (§ 235 
Abs. 2), bleibt unberührt. 

(3) Die Zulässigkeit eines Rechtsmittels gegen die 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes verkündeten 
ehrengerichtlichen Entscheidungen richtet sich nach 
den bisher geltenden Vorschriften. Rechtsmittel, die 
bei Inkrattreten dieses Gesetzes noch eingelegt wer-
den können, sind nunmehr bei den nach diesem Ge-
setz zuständigen Stellen einzulegen. Solange die neu 
zu bildenden Ehrengerichte noch nicht eingerichtet 
sind, können die Rechtsmittel unmittelbar bei dem 
Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte eingelegt wer-
den. 

(4) Ist im ersten Rechtszug auf Ausschließung aus 
der Rechtsanwaltschaft erkannt und ist bei Inkraft-
treten dieses Gesetzes ein Rechtsmittel noch nicht 
eingelegt, so ist nur der Antrag zulässig, daß der 
Ehrengerichtshof das Verfahren übernehme. Der An-
trag ist von dem Beschuldigten oder der Staatsan-
waltschaft binnen einer Notfrist von zwei Wochen 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bei dem 
Ehrengerichtshof zu stellen. Der Ehrengerichtshof 
darf sich nicht für unzuständig erklären. Der Be-
schluß, durch den er das Verfahren übernimmt, hat 
die Wirkung eines Beschlusses, durch den das Haupt

-

verfahren vor dem Ehrengerichtshof eröffnet wird; 
er muß den Erfordernissen eines solchen entsprechen. 
Der Beschluß kann nicht angefochten werden. § 150 
ist entsprechend anzuwenden. 

§ 246 

Überleitung ehrengerichtlicher Verfahren 
des zweiten Rechtszuges 

(1) Ehrengerichtliche Verfahren, die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach den bisher 
geltenden Vorschriften im zweiten Rechtszug an-
hängig sind, gehen in der Lage, in der sie sich be-
finden, auf den Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte 
über. 

(2) Die Verfahren, die nach Absatz 1 auf den 
Ehrengerichtshof übergegangen sind, werden nach 
§ 157 fortgesetzt. 

(3) Soweit es sich jedoch um Verfahren handelt, 
in denen Berufung eingelegt worden ist, mit dem 
Antrag, auf Ausschließung aus der Rechtsanwalt-
schaft zu erkennen, verfährt und entscheidet der 
Ehrengerichtshof als erkennendes Gericht des ersten 
Rechtszuges nach den §§ 149 ff. Mit der Überleitung 
gilt das Hauptverfahren vor dem Ehrengerichtshof 
als eröffnet. § 150 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 247 

Aufhebung oder Änderung 
ehrengerichtlicher Verurteilungen 

(1) Ehrengerichtliche Urteile, die in der Zeit vom 
30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 ergangen sind, 
können auf Antrag aufgehoben oder geändert wer-
den, wenn sie unmittelbar oder mittelbar auf rassi-
schen, politischen oder religiösen Gründen beruhen. 

(2) Der Antrag kann von der Staatsanwaltschaft 
oder von dem Betroffenen binnen Jahresfrist nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellt werden. 

(3) Über den Antrag entscheidet das Ehrengericht, 
in dessen Bezirk der Betroffene als Rechtsanwalt 
oder Anwaltsassessor zugelassen war, und, falls 
eine solche Zuständigkeit nicht gegeben ist, das 
Ehrengericht, in dessen Bezirk der Betroffene jetzt 
seinen Wohnsitz hat oder als Anwalt zugelassen ist 
oder zugelassen werden will. Ist in dem Urteil auf 
Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft oder vom 
Anwärterdienst erkannt, so entscheidet der Ehren-
gerichtshof für Rechtsanwälte, der nach Satz 1 örtlich 
zuständig ist. 

(4) Die Entscheidung (Absatz 3) kann ohne münd-
liche Verhandlung ergehen. Sie kann nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes angefochten werden 
(§§ 157, 159). 

§ 248 

Einberufung der ersten Hauptversammlung 
der Bundesrechtsanwaltskammer 

Die erste Hauptversammlung der Bundesrechts-
anwaltskammer wird durch den Präsidenten der 
Arbeitsgemeinschaft der Anwaltskammervorstände 
im Bundesgebiet einberufen. Er führt bis zur Wahl 
des Präsidenten der Bundesrechtsanwaltskammer 
den  Vorsitz in der Hauptversammlung. 



ZWEITER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 249 

Ergänzende Vorschriften 
über den Rechtsschutz 

(1) Verwaltungsakte, die nach diesem Gesetz er-
gehen, können durch einen Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung auch dann angefochten werden, wenn 
es nicht ausdrücklich bestimmt ist. Der Antrag kann 
nur darauf gestützt werden, daß der Verwaltungs-
akt den Antragsteller in seinen Rechten beeinträch-
tige, weil er rechtswidrig sei. § 51 Abs. 3 ist ent-
sprechend anzuwenden. 

(2) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ist 
auch zulässig, wenn ein Antrag auf Vornahme eines 
Verwaltungsakts ohne zureichenden Grund inner-
halb von drei Monaten nicht beschieden worden ist. 

(3) Zuständig für die Entscheidung ist der Ehren-
gerichtshof für Rechtsanwälte. Für das Verfahren 
gelten die §§ 49, 51 bis 54, für die Kosten die §§ 227 
bis 230 entsprechend. 

§ 250 

Regelung des Fachhinweises 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem für das Sachgebiet zuständi-
gen Bundesminister durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates Vorschriften darüber zu 
erlassen, unter welchen Voraussetzungen ein Rechts-
anwalt zu seiner Berufsbezeichnung einen Zusatz 
führen darf, der darauf hinweist, daß er auf einem 
Sachgebiete vornehmlich tätig sei oder auf ihm über 
besondere Kenntnisse verfüge. 

§ 251 

Übertragung von Befugnissen 
der Landesjustizverwaltung 

Die Landesjustizverwaltung kann Befugnisse, die 
ihr nach diesem Gesetz zustehen, auf nachgeordnete 
Behörden übertragen. 

§ 252 

Auftreten der Rechtsanwälte 
vor Gerichten und Behörden der Länder 

Soweit bisherige Vorschriften des Landesrechts 
das Auftreten vor Gerichten oder Behörden eines 
Landes nur solchen Rechtsanwälten gestatten, die 
bei den Gerichten dieses Landes zugelassen sind, 
können auch bei den Gerichten eines anderen deut-
schen Landes zugelassene Rechtsanwälte auftreten. 

§ 253 

Gleichzeitige Zulassung 
bei dem Land- und Oberlandesgericht 

(1) Die bei den Landgerichten Augsburg, Bamberg, 
Braunschweig, Bremen, Frankenthal, Hamburg, Kai-
serslautern, München I, Nürnberg, Oldenburg und 
Zweibrücken zugelassenen Rechtsanwälte, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes zugleich bei dem über-
geordneten Oberlandesgericht zugelassen sind, be-
halten diese gleichzeitige Zulassung. 

(2) Die bei den Landgerichten Bremen und Ham-
burg zugelassenen Rechtsanwälte sind auf ihren An-
trag zugleich bei dem übergeordneten Oberlandes-
gericht zuzulassen. 

(3) In dem Land Bayern können die bei einem 
Landgericht zugelassenen Rechtsanwälte, an dessen 
Sitz sich das übergeordnete Oberlandesgericht oder 
ein auswärtiger Senat dieses Oberlandesgerichts 
befindet, auf ihren Antrag zugleich bei dem über-
geordneten Oberlandesgericht zugelassen werden, 
sofern sie an dem Sitz des Landgerichts ihren Wohn-
sitz oder ihre Kanzlei haben. § 32 Abs. 1 Nr. 5 gilt 
entsprechend. 

(4) Ein bei dem Landgericht Frankenthal zu-
gelassener Rechtsanwalt kann auf seinen Antrag zu-
gleich bei dem übergeordneten Oberlandesgericht 
zugelassen werden, wenn die Landesjustizverwal-
tung nach gutachtlicher Anhörung des Vorstandes 
der Rechtsanwaltskammer feststellt, daß eine gleich-
zeitige Zulassung einer geordneten Rechtspflege 
dienlich ist. 

(5) In dem Gebiet der früheren Länder Baden, 
Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern 
kann die Landesregierung innerhalb von drei Jahren, 
gerechnet vom Tage des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes an, die gleichzeitige Zulassung von Rechts-
anwälten bei den Land- und Oberlandesgerichten 
abweichend von § 37 durch Rechtsverordnung regeln, 
um den besonderen Verhältnissen in diesem Gebiet 
Rechnung zu tragen. 

(6) Für das Land Berlin gelten bis auf weiteres 
die Vorschriften der Absätze 1 und 2 entsprechend. 

(7) In den Fällen der gleichzeitigen Zulassung sind 
§ 39 Abs. 2 und § 42 entsprechend anzuwenden. 

§ 254 

Gleichzeitige Zulassung 
bei dem obersten Landesgericht 

(1) Ist in einem Land auf Grund des § 8 des Ein-
führungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz ein 
oberstes Landesgericht errichtet, so gelten die bei 
den Oberlandesgerichten dieses Landes zugelassenen 
Rechtsanwälte als bei dem obersten Landesgericht 
zugleich zugelassen. 

(2) Bei dem obersten Landesgericht wird eine Liste 
der Rechtsanwälte (§ 43 Abs. 1) nicht geführt. 

§ 255 

Bestimmung des zuständigen Ehrengerichts 
oder des zuständigen Ehrengerichtshofes 

durch das oberste Landesgericht 

(1) Ist in einem Land ein oberstes Landesgericht 
errichtet, so bestimmt es an Stelle des Bundes-
gerichtshofes das zuständige Ehrengericht, wenn 
zwischen mehreren Ehrengerichten Streit über die 
Zuständigkeit besteht oder das an sich zuständige 
Ehrengericht in einem einzelnen Fall an der Aus-
übung seiner Tätigkeit rechtlich oder tatsächlich ver-
hindert ist. Dies gilt jedoch nur dann, wenn die an 
dem Streit über die Zuständigkeit beteiligten Ehren-
gerichte oder das an der Ausübung seiner Tätigkeit 
verhinderte Ehrengericht innerhalb des Landes ge-
bildet sind. 



(2) Für die Bestimmung des zuständigen Ehren-
gerichtshofes für Rechtsanwälte ist Absatz 1 ent-
sprechend anzuwenden. 

§ 256 

Verfahren bei Zustellungen 

Für das Verfahren bei Zustellungen gelten die 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung entsprechend. 

§ 257 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

1 Nach § 78 wird folgende Vorschrift als § 78 a ein-
gefügt: 

„§ 78 a 

(1) Insoweit eine Vertretung durch Anwälte 
geboten ist, hat das Prozeßgericht einer Partei 
auf ihren Antrag für den Rechtszug einen 
Rechtsanwalt zur Wahrnehmung ihrer Rechte 
beizuordnen, wenn sie einen zu ihrer Vertre-
tung bereiten Rechtsanwalt nicht findet und die 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht 
mutwillig oder aussichtslos erscheint. 

(2) Gegen den Beschluß, durch den die Bei-
ordnung eines Rechtsanwalts abgelehnt wird, 
findet die Beschwerde statt. 

(3) Der beigeordnete Rechtsanwalt kann die 
Übernahme der Vertretung davon abhängig 
machen, daß die Partei ihm einen Vorschuß 
zahlt, der nach der Gebührenordnung für Rechts-
anwälte zu bemessen ist." 

2. § 91 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Die Gebühren und Auslagen des Rechts-
anwalts der obsiegenden Partei sind in allen 
Prozessen zu erstatten, Reisekosten eines 
Rechtsanwalts, der nicht bei dem Prozeßgericht 
zugelassen ist und am Ort des Prozeßgerichts 
auch nicht wohnt, jedoch nur insoweit, als die 
Zuziehung zur zweckentsprechenden Rechts-
verfolgung oder Rechtsverteidigung notwendig 
war. Der obsiegenden Partei sind die Mehr-
kosten nicht zu erstatten, die dadurch entstehen, 
daß der bei dem Prozeßgericht zugelassene 
Rechtsanwalt seinen Wohnsitz oder seine 
Kanzlei nicht an dem Ort hat, an dem sich das 
Prozeßgericht oder eine auswärtige Abteilung 
dieses Gerichts be findet. Die Kosten mehrerer 
Rechtsanwälte sind nur insoweit zu erstatten, 
als sie die Kosten eines Rechtsanwalts nicht 
übersteigen oder als in der Person des Rechts-
anwalts ein Wechsel eintreten mußte." 

3. § 116 erhält folgende Fassung:  

„§ 116  

(1) Insoweit eine Vertretung durch Anwälte 
nicht geboten ist, kann das Prozeßgericht einer 
Partei, der das Armenrecht bewilligt ist, auf 
ihren Antrag einen Rechtsanwalt zur vorläufig 
unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte 
beiordnen, wenn die Vertretung durch einen 
Rechtsanwalt erforderlich erscheint. 

(2) Wird der armen Partei ein Rechtsanwalt 
nach Absatz 1 nicht beigeordnet, so kann ihr 
auf Antrag zur unentgeltlichen Wahrnehmung 
ihrer Rechte ein Referendar oder ein anderer 
Justizbeamter beigeordnet werden. Die hier-
durch entstehenden baren Auslagen werden von 
der Staatkasse bestritten und als Gerichtskosten 
in Ansatz gebracht. 

(3) Gegen den Beschluß, durch den die Bei-
ordnung eines Rechtsanwalts abgelehnt wird, 
findet die Beschwerde statt." 

4. Nach § 116 werden folgende Vorschriften als 
§ 116a und § 116b eingefügt: 

„§ 116a 

(1) Einer Partei, der das Armenrecht bewilligt 
und der ein Rechtsanwalt nach § 115 Abs. 1 
Nr. 3 oder nach § 116 Abs. 1 beigeordnet ist, 
kann das Prozeßgericht auf Antrag einen be-
sonderen Rechtsanwalt zur Wahrnehmung eines 
Termins zur Beweisaufnahme vor dem ersuch-
ten Richter oder zur Vermittlung des Verkehrs 
mit dem Prozeßbevollmächtigten nur beiordnen, 
wenn besondere Umstände dies erfordern. 

(2) Gegen den Beschluß, durch den die Bei-
ordnung eines besonderen Rechtsanwalts ab-
gelehnt wird, findet die Beschwerde statt. 

§ 116b 

(1) In den Fällen des § 115 Abs. 1 Nr. 3 und 
des § 78 a wird der beizuordnende Rechtsanwalt 
durch den Vorsitzenden des Gerichts aus der 
Zahl der bei dem Prozeßgericht zugelassenen 
Rechtsanwälte ausgewählt. Im Falle des § 116 
Abs. 1 ordnet der Amtsrichter möglichst einen 
Rechtsanwalt bei, der bei dem Amtsgericht zu-
gelassen ist. 

(2) Im Falle des § 116 a Abs. 1 wird der 
Rechtsanwalt auf Ersuchen von dem Amtsgericht 
ausgewählt, in dessen Bezirk die Beweisauf-
nahme stattfinden soll oder die Partei wohnt. 
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Gegen eine Verfügung, die nach den Ab-
sätzen 1 und 2 getroffen wird, steht der Partei 
und dem Rechtsanwalt die Beschwerde zu."  

§ 258 

Änderung des Gesetzes, betreffend die Erstattung 
von Rechtsanwaltsgebühren in Armensachen 

Im Artikel I § 1 Abs. 1 des Gesetzes, betreffend 
die Erstattung von Rechtsanwaltsgebühren in 
Armensachen, vom 20. Dezember 1928 (Reichs-
gesetzbl. I S. 411) in der Fassung der Verordnung 
vom 6. Mai 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 246) wird fol-
gende Vorschrift als neue Nr. 4 angefügt: 

„4. Die Mehrkosten sind nicht zu erstatten, die 
dadurch entstehen, daß der Rechtsanwalt 
seinen Wohnsitz oder seine Kanzlei nicht an 
dem Ort hat, an dem sich das Prozeßgericht 
oder eine auswärtige Abteilung dieses Gerichts 
be findet." 



§ 259 

Aufhebung von Vorschriften 

(1) Mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes werden aufgehoben: 

1. die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
(Reichsgesetzbl. S. 177) in der Fassung des 
Gesetzes vom 22. Mai 1910 (Reichsgesetzbl. 
S. 772), der Verordnung vom 1. Juni 1920 
(Reichsgesetzbl. S. 1108), des Artikels VI 
des Gesetzes vom 11. Juli 1922 (Reichsge-
setzbl. I S. 573), des Gesetzes vom 9. Juli 
1923 (Reichsgesetzbl. I S. 647), des Artikels 
XII der Verordnung vom 6. Februar 1924 
(Reichsgesetzbl. I S. 44), des Gesetzes vom 
7. März 1927 (Reichsgesetzbl. I 'S. 71), des 
Gesetzes vom 29. Juni 1927 (Reichsgesetz-
blatt I S. 133), des Gesetzes vom 9. Juli 1927 
(Reichsgesetzbl. I S. 175), des Artikels 8 der 
Verordnung vom 30. November 1927 
(Reichsgesetzbl. I S. 334), des Kapitels XIII 
der Verordnung vom 18. März 1933 (Reichs-
gesetzbl. I S. 109), des Gesetzes vom 
20. Juli 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 522), des 
Artikels 3 des Gesetzes vom 16. Februar 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 91), des Gesetzes 
vom 28. März 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 252), des Gesetzes vom 20. Dezember 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1258) und des 
Gesetzes vom 13. Dezember 1935 (Reichs-
gesetzbl. I S. 1470), sowie in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Februar 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 107) als Reichs-Rechts-
anwaltsordnung; 

2. die Verordnung über die Gebühren für 
die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft vom 
28. Mai 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 724); 

3. das Gesetz zur Ergänzung der Rechts-
anwaltsordnung vom 20. Juni 1935 (Reichs-
gesetzbl. I S. 749) ; 

4. die Verordnung zur Ergänzung der Vor-
schriften über die Zulassung von Amts-
gerichtsanwälten beim übergeordneten 
Landgericht vom 30. April 1936 (Reichs-
gesetzbl. I S. 406) ; 

5. die Verordnung über das Auftreten von 
Rechtsanwälten vor Behörden der Länder 
vom 30. Oktober 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 936) ; 

6. die Verordnung zur Ergänzung der Vor-
schriften über das ehrengerichtliche Ver-
fahren gegen Rechtsanwälte vom 31. August 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 919) ; 

7. die Verordnung über die Vertretung von 
Rechtsanwälten vom 18. September 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1847) ; 

8. die Verordnung zur Ergänzung der Reichs

-

Rechtsanwaltsordnung und der Reichs-
notarordnung vom 22. Januar 1940 (Reichs-
gesetzbl. I  S. 223), soweit sie sich auf die 
Reichs-Rechtsanwaltsordnung bezieht; 

9. die Verordnung zur weiteren Ergänzung 
der Reichs-Rechtsanwaltsordnung vom 
24. Juni 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 333); 

10. die Verordnung zur Änderung und Ergän-
zung der Reichs-Rechtsanwaltsordnung vom 
1. März 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 123) ; 

11. die badische Rechtsanordnung über die 
Anwendung der Rechtsanwaltsordnung 
vom 19. Juli 1946 (Amtsblatt der Landes-
verwaltung Baden S. 43); 

12. die Rechtsanordnung des Oberregierungs-
präsidiums Hessen-Pfalz über die Anwen-
dung der Rechtsanwaltsordnung vom 
31. August 1946 (Amtliche Mitteilungen 
des Oberregierungspräsidiums Hessen-
Pfalz S.524); 

13. die Rechtsanordnung über die Anwendung 
der Rechtsanwaltsordnung und die Bildung 
einer Rechtsanwaltskammer vom 6. Sep-
tember 1946 (Amtsblatt des Staatssekre-
tariats für das französisch besetzte Gebiet 
Württembergs und Hohenzollerns S. 245) 
und die Rechtsanordnung des Kreispräsi-
denten des Kreises Lindau vom 30. Juni 
1947 (Amtsblatt des bayerischen Kreises 
Lindau Nr. 50 vom 1. Juli 1947); 

14. die Verordnung über die Ehrengerichte 
bei den Rechtsanwaltskammern vom 8. Ok-
tober 1946 (Verordnungsblatt für die Bri-
tische Zone 1947 S. 4; Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen 1946 S. 110); 

15. der Präsidialerlaß des Oberpräsidenten 
von Rheinland-Hessen-Nassau über die 
Anwendung der Rechtsanwaltsordnung 
vom 18. Oktober 1946 (Amtsblatt für das 
Oberpräsidium von Rheinland-Hessen-
Nassau und für die Regierungen in Koblenz 
und Montabaur S. 228) ; 

16. die bayerische Rechtsanwaltsordnung 1946 
vom 6. November 1946 (Bayerisches Ge-
setz- und Verordnungsblatt S. 371) nebst 
der Ausführungsverordnung Nr. 1 zur 
Rechtsanwaltsordnung 1946 vom 9. Januar 
1947 (Bayerisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt S. 86) ; 

17. die Verordnung über den Zusammen-
schluß der Rechtsanwaltskammern in der 
Britischen Zone vom 25. Februar 1948 (Ver-
ordnungsblatt für die Britische Zone S. 45); 

18. das württembergbadische Gesetz Nr. 222 
(Rechtsanwaltsordnung) vom 4. März 1948 
(Regierungsblatt der Regierung Baden-
Württemberg S. 101) in der Fassung des 
Gesetzes Nr. 243 zur Änderung der Rechts-
anwaltsordnung vom 30. November 1948 
(Regierungsblatt der Regierung Baden-
Württemberg 1949 S. 3) und die Verord-
nung Nr. 265 des Justizministeriums zur 
Ausführung der Rechtsanwaltsordnung 
vom 13. April 1949 (Regierungsblatt der 
Regierung Baden-Württemberg S. 207); 

19. die hessische Rechtsanwaltsordnung vom 
18. Oktober 1948 (Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Hessen S. 126) 
'und das hessische Gesetz zur Einführung 
der Rechtsanwaltsordnung vom 13. Dezem-
ber 1948 (Gesetz- und Verordnungsblatt 



für das Land Hessen 1949 S. 1) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des 
hessischen Gesetzes zur Einführung der 
Rechtsanwaltsordnung vom 20. Dezember 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 830) ; 

20. das württemberg-hohenzollernsche Gesetz 
über die Ergänzung der Rechtsanwaltsord-
nung vom 1. Juli 1878 (RGBl. Seite 177) 
vom 22. Dezember 1948 (Regierungsblatt 
für das Land Württemberg-Hohenzollern 
1949 S. 15) ; 

21. §§ 1, 2 der bremischen Dritten Durchfüh-
rungsverordnung zum Übergangsgesetz zur 
Regelung der Gewerbefreiheit vom 3. März 
1949 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt 
Bremen S. 43), soweit sie sich auf Rechts-
anwälte beziehen; 

22. die Rechtsanwaltsordnung für die Bri-
tische Zone vom 10. März 1949 (Verord-
nungsblatt für die Britische Zone S. 80); 

23. die Verordnung zur Einführung der Rechts-
anwaltsordnung für die Britische Zone 
vom 10. März 1949 (Verordnungsblatt für 
die Britische Zone S. 79); 

24. das badische Landesgesetz über die Än-
derung der Rechtsanwaltsordnung vom 
28. April 1949 (Gesetz- und Verordnungs-
blatt S. 251) ; 

25. das bremische Gesetz, betreffend Über-
gangsregelung für die Rechtsanwalts-
kammer, vom 18. Juli 1950 (Gesetzblatt 
der Freien Hansestadt Bremen S. 83). 

(2) Ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
verliert das preußische Gesetz über die Vertretung 
vor den Verwaltungsgerichten vom 25. Mai 1926 
(Preußische Gesetzsammlung S. 163) in der Fassung 
der Gesetze vom 11. Januar 1932 (Preußische Ge-
setzsammlung S. 9), vom 4. Oktober 1933 (Preußische 
Gesetzsammlung S. 367) und vom 19. April 1937 
(Preußische Gesetzsammlung S.61) seine Geltung. In 
dem gleichen Zeitpunkt erlöschen die Zulassungen, 
die auf Grund jenes Gesetzes erteilt sind; das gleiche 
gilt für die vorläufigen Genehmigungen, die im 
Lande Hessen zum Auftreten vor den Verwaltungs-
gerichten erteilt worden sind (§ 236 Abs. 1 Satz 2). 

§ 260 

Besondere Vorschriften 
über die Fähigkeit zum Richteramt 

Unberührt bleiben die besonderen gesetzlichen 
Vorschriften, nach denen die Fähigkeit zum Richter-
amt (§ 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes) Personen 
verliehen werden kann, welche die Prüfungen zur 
Erlangung einer solchen Fähigkeit nicht im Inland 
abgelegt haben. 

§ 261 

Besondere landesrechtliche Beschränkungen 
für den Zugang zur Rechtsanwaltschaft 

Beschränkungen für den Zugang zur Rechtsanwalt-
schaft, die sich aus landesrechtlichen Vorschriften 
über den Abschluß der politischen Befreiung er-
geben, bleiben unberührt. Sie gelten auch für den 
Wechsel der Zulassung. 

§ 262 

Verweisungen in anderen Vorschriften 

Soweit in anderen Gesetzen und Verordnungen 
auf die durch dieses Gesetz aufgehobenen oder ab-
geänderten Vorschriften verwiesen ist, treten die 
entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes an ihre 
Stelle. 

§ 263 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts-
verordnungen, die auf Grund der in diesem Gesetz 
enthaltenen Ermächtigung erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs-
gesetzes. 

§ 264 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 	 in Kraft. 
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Einleitung 
I. 

Geschichtliche Entwicklung 
1. Die Rechtsanwaltschaft hatte nach jahrzehntelangen 

Bestrebungen erstmals in der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juh 1878 (RGBl. S. 177) ein einheitliches Berufsrecht 
erhalten Mit diesem Gesetz, das zusammen mit dem Ge-
richtsverfassungsgesetz, der "Zivilprozeßordnung, der 
Strafprozeßordnung und der Konkursordnung am 1. Ok-
tober 1879 in Kraft trat, war das lang ersehnte Ziel der 
freien Advokatur erreicht: die Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft war grundsätzlich nicht mehr von dem freien 
Ermessen einer Behörde oder einer anderen Stelle ab-
hängig. 

Nach diesem Recht lebte die Rechtsanwaltschaft bis zum 
Jahre 1933. Zwar war die Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 durch einige Novellen t) geändert und ergänzt 
worden, jedoch wurden ihre Grundsätze nicht angetastet. 

2. Dagegen wurde das Anwaltsrecht in der national-
sozialistischen Zeit grundlegend umgestaltet. Zunächst 
wurden durch die Notverordnung vom 18. März 1933 
(RGBl. I S 109) einige „Sofortmaßnahmen" 2) getroffen. 
Sie trugen noch nicht den Stempel nationalsozialistischer 
Prägung, weil sie bereits vor 1933 vorbereitet waren. 
Bald aber zeigten sich in einer Reihe von Gesetzen rein 
nationalsozialistische Tendenzen 3 ). Diese Entwicklung 
kam in dem Zweiten Gesetz zur Änderung der Rechts-
anwaltsordnung vom 13 Dezember 1935 (RGBl. I  S. 1470) 
und der ihm am  21. Februar 1936 folgenden Bekannt-
machung der neuen Fassung der Rechtsanwaltsordnung 
als „Reichs-Rechtsanwaltsordnung" (RGBl. 1936 I S. 107) zu 
einem gewissen Abschluß. Vor allem war der freie Zu-
gang zur Rechtsanwaltschaft, also der Grundsatz der freien 
Advokatur, aufgegeben Es sollte nunmehr der Grund-
satz der „Auslese" gelten. Der Rechtsanspruch auf die 
Zulassung wurde beseitigt. Über die Zulassung entschied 
der Reichsminister der Justiz nach freiem Ermessen. Die 
Organisation der Anwaltschaft wurde grundlegend ge-
ändert: die früheren Rechtsanwaltskammern wurden 
aufgehoben. Die gesamte Anwaltschaft wurde in der 
Reichs-Rechtsanwaltskammer, die nach nationalsozialisti-
schen Grundsätzen aufgebaut war, zusammengefaßt. 

3. Nach dem Zusammenbruch von 1945 zeigten sich in 
dem wieder beginnenden Rechtsleben bald Ansätze zu 
einer neuen Ordnung des Anwaltsrechts. Sie war not-
wendig, denn die Reichs-Rechtsanwaltsordnung von 1936 
war in ihrem nationalsozialistischen Gepräge faktisch 
außer Kraft getreten. Es konnte nicht daran gedacht wer-
den, sie, wenn auch nur in abgewandelter Form, wieder 
erstehen zu lassen. Bei dieser Neuordnung ging bedauer

-1) 
1. Gesetz betr Änderungen der Rechtsanwaltsordnung vom 22. Mai 

1910 - RGBl. S 772 - (Einfügung der §§ 32a, 41a; Änderung 
des § 90) 

2. Verordnung, betr die Zulassung von Rechtskundigen im Vor-
bereitungsdienste zur Stellvertretung von Rechtsanwälten, vom 
1 Juni 1920 - RGBl S 1108 - (Änderung des § 25 Abs 1, 3). 

3. Gesetz über die Zulassung der Frauen zu den Ämtern und Be-
rufen der Rechtspflege vom 11 Juli 1922 - RGBl I S. 573 - 
(Art  VI: Änderung des § 14). 

4. Gesetz zur Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 9. Juli 1923 
- RGBl I S 647 - (Änderung des § 18, des § 20 Abs 4, des 
1 24 Abs 2, des § 42 Abs 2 und der §§ 47, 67; Einfügung der 
§1 58 a, 58h) 

5. Verordnung über Vermögensstrafen und Bußen vom 6. Februar 
1924 - RGBl I S 44 - (Artikel XII: Änderung des § 6 Nr. 3, 
des § 15 Nr 1, des § 43 Abs. 3 Nr 3, des § 58 Abs 2 und des 
§ 63 Nr 3) 

6. Gesetz über die Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 
7 März 1927 - RGBl I S 71 - (Änderung des § 8 Abs 2, des 
§ 9 und des § 18 Abs 4) 

7. Gesetz über die Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 
29 Juni 1927 - RGBl I5 133 - (Änderung des § 42 Abs. 2, 
des § 44 und des § 67 Abs. 2). 

8. Gesetz zur Änderung der Bezeichnungen „Gerichtsschreiberei", 
„Gerichtsschreiber" und „Gerichtsdiener" vom 9 Juli 1927 - 
RGBl I S 175 - (Änderung des § 81) 

9 Verordnung über die Abänderung des Wortlauts verschiedener 
Gesetze und Verordnungen aus Anlaß des Fortfalls der Be-
zeichnungen „Gerichtsschreiberei" und „Gerichtsschreiber" vom 
30 November 1927 - RGBl. I S. 334 - (Art. 8: formelle Ände-
rung des § 81). 

licherweise die Einheit verloren. Dies war eine Folge der 
neuen staatsrechtlichen Gliederung, die dazu nötigte, daß 
in den einzelnen Zonen und Ländern die jeweils zustän-
digen gesetzgebenden Organe an das Werk gehen muß-
ten. Es war zwar in verhältnismäßig kurzer Zeit in allen 
Ländern eine Umstellung erreicht, jedoch zeigen sich 
Verschiedenheiten, die auf die Dauer nicht erträglich sind. 
So gelten zur Zeit in den einzelnen Ländern folgende Vor-
schriften: 

Bayern 

a) die Rechtsanwaltsordnung 1946 vom 6. November 
1946 (GVBl. S. 371); 

b) die Ausführungsverordnung Nr. 1 zur Rechts-
anwaltsordnung 1946 vom 9. Januar 1947 (GVBl. 
S. 86) ; 

c) § 18 des Gesetzes Nr. 124 über  die  Wiedererrichtung 
des Bayerischen Obersten Landesgerichts vom 
11. Mai 1948 (GVBl. S. 83) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. November 1953 (GVBl. 
S. 191). 

Hessen 

a) die Rechtsanwaltsordnung vom 18. Oktober 1948 
(GVBl. S. 126) ; 

b) das Gesetz zur Einführung der Rechtsanwaltsord-
nung vom 13. Dezember 1948 (GVBl. 1949 S. 1) in 
der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Hessi-
schen Gesetzes zur Einführung der Rechtsanwalts-
ordnung vom 20. Dezember 1952 (BGBl. I S. 830). 

früheres Land Württemberg-Baden 

a) das Gesetz Nr. 222 (Rechtsanwaltsordnung) vom 
4. März 1948 (Reg. Bl. S. 101) ; 

b) das Gesetz Nr. 243 zur Änderung der Rechtsanwalts-
ordnung vom 30 November 1948 (Reg. B1. 1949 S. 3); 

c) die Verordnung Ni. 265 des Justizministeriums zur 
Ausführung der Rechtsanwaltsordnung vom 
13. April 1949 (Reg. B1, S. 207). 

Bremen 

a) die Reichs-Rechtsanwaltsordnung in der Fassung 
vom 21 Februar 1936 (RGBl. I  S. 107); 

b) die Verordnung über die Ehrengerichte bei den 
Rechtsanwaltskammern vom 8. Oktober 1946 (Brem. 
Ges.-B1. S. 110); 

c) §§ 1 2 der Dritten Durchführungsverordnung zum 
Übergangsgesetz zur Regelung der Gewerbefrei-
heit vom 3. März 1949 (Brem. Ges.-Bl. S. 43); 

d) das Gesetz, betreffend Ubergangsregelung für die 
Rechtsanwaltskammer, vom 18. Juli 1950 (Brem. 
Ges.-Bl. S. 83). 

2) Verordnung des Reichspräsidenten über Maßnahmen auf dem Ge-
biete der Finanzen, der Wirtschaft und der Rechtspflege vom 
18. März 1933 - RGBl I S 109 - (Kap. XIII: Änderung des § 49 
Abs 2, des § 63 Nr 3 und des § 65 Abs. 1; Einfügung der §§ 61 a, 
91 a bis e und des § 93 Abs. 2). 

3) Hierher gehören: 

1. das Gesetz fiber die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft vom 
7. April 1933 (RGBl. I S 188) nebst den Durchführungsverordnun-
gen vom 20 April 1933 (RGBl. I S. 528) und vom 1 Oktober 1933 
(RGBl I S. 699) ; 

2. das Gesetz zur Änderung einiger Vorschriften der Rechtsan-
waltsordnung, der Zivilprozeßordnung und des Arbeitsgerichts-
gesetzes vom 20 Juli 1933 - RGBl I Sl 522 - (Änderung des 
§ 23; Einfügung des § 5 Nr 7. des § 6 Nrn. 4 und 5, des § 14 a 
und des § 21 a) ; 

3. das Erste Gesetz zur Überleitung der Rechtspflege auf das Reich 
vom 16 Februar 1934 - RGBl I S. 91 - (Art. 3: Änderung des 
§ 2, Aufhebung des § 4); 

4. das Gesetz zur Änderung des  Vorschriften über die Ehren-
gerichtsbarkeit der Rechtsanwaltschaft vom 28. März 1934 - 
RGBl I S 252 - (Änderung der §§ 67. 90, 91, 95, 102) ; 

5. das Gesetz zur Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 20. De-
zember 1934 - RGBl. I S 1258 - (Änderung der §§ 5, 13, des 
§ 16 Abs 2, des § 21 a und des § 36 Abs. 1; Einfügung des 
§ 6 Nr 6, des § 24 a, des § 25 Abs. 1 Satz 2, des § 31 Abs. 2, 
des § 61 a Abs. 5 und des § 86 Abs 1 Satz 2) ; 

6. das Zweite Gesetz zur Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 
13 Dezember 1935 (RGBl I S 1470) ; 

7. Bekanntmachung der neuen Fassung der Rechtsanwaltsordnung 
als „Reichs-Rechtsanwaltsordnung" (Bekanntmachung vom 21. Fe 
bruar 1936 - RGBl. I S. 107 -) 



Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein, Hamburg 

a) die Rechtsanwaltsordnung für die Britische Zone 
vom 10 März 1949 (VO. B1. BZ. S. 80); 

b) die Verordnung zur Einführung der Rechtsanwalts-
ordnung für die Britische Zone vom 10. März 1949 
(VO. B1. BZ S 79); 

c) §§ 5, 6 der Verordnung über die Ehrengerichte bei 
den Rechtsanwaltskammern vom 8. Oktober 1946 
(VO. Bl. BZ. 1947 S. 4); 

d) die Verordnung über den Zusammenschluß der 
Rechtsanwaltskammern in der Britischen Zone 
vom 25. Februar 1948 (VO. Bl. BZ. S. 45). 

Rheinland-Pfalz 

a) Rechtsanordnung des Oberregierungspräsidiums 
Hessen-Pfalz vom 31. August 1946 (Amtliche Mit-
teilungen des Oberregierungspräsidiums Hessen-
Pfalz S.524); 

b) der Präsidialerlaß des Oberpräsidenten von Rhein-
land-Hessen-Nassau vom 18. Oktober 1946 (Amts-
blatt für das Oberpräsidium von Rheinland-Hessen-
Nassau und für die Regierungen in Koblenz und 
Montabaur S. 228). 

früheres Land Baden 

a) die Rechtsanordnung über die Anwendung der 
Rechtsanwaltsordnung vom 19. Juli 1946 (Amtsblatt 
der Landesverwaltung Baden S. 43) ; 

b) das Landesgesetz über die Änderung der Rechts-
anwaltsordnung vom 28. April 1949 (Badisches 
GVBl. S 251). 

früheres Land Württemberg-Hohenzollern 

a) die Rechtsanordnung über die Anwendung der 
Rechtsanwaltsordnung und die Bildung einer 
Rechtsanwaltskammer vom 6. September 1946 
(Amtsblatt des Staatssekretariats für das franzö-
sisch besetzte Gebiet Württembergs und Hohen-
zollerns S. 245); 

b) das Gesetz über die Ergänzung der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 (RGBl. S. 177) vom 22. De-
zember 1948 (RegBl. 1949 S. 15) und das Gesetz zur 
Verlängerung des Gesetzes über die Ergänzung der 
Rechtsanwaltsordnung vom 22. Dezember 1948 
(RegBl. 1949 S. 15) vom 19. Dezember 1951 (RegBl. 
S. 128). 

Ferner gelten in 
Berlin 

a) die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 in der 
gemäß Artikel I des Gesetzes über vorläufige Maß-
nahmen auf dem Gebiete des Anwaltsrechts vom 
6. Mai 1952 (GVBl. S. 311) anzuwendenden Fassung; 

b) das Gesetz über vorläufige Maßnahmen auf dem Ge-
biete des Anwaltsrechts vom 6. Mai 1952 (GVBl. 
S. 311). 

II 

Überblick über den jetzigen Rechtszustand 
1. So verschiedenartig auch die gesetzlichen Regelun-

gen der Länder sind, so sind sie doch durch eine gemein-
same Grundeinstellung miteinander verbunden. Sie ist 
durch die Anlehnung an die Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 gegeben. Dies zeigt sich besonders deutlich 
in den Ländern Rheinland-Pfalz und in den früheren Län-
dern Baden und Württemberg-Hohenzollern, in denen die 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 in der am 
30. Januar 1933 geltenden Fassung ausdrücklich wieder 
in Kraft gesetzt worden ist, allerdings mit wichtigen Er-
gänzungen und Änderungen. Die Anlehnung an die 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 ist ebenso bei den 
Rechtsanwaltsordnungen der Länder Bayern, Hessen und 
des früheren Landes Württemberg-Baden unverkennbar, 
wenn auch diese Gesetze - und zwar ebenfalls mit Er-
gänzungen und Änderungen gegenüber dem früheren 
Rechtszustand - neu verabschiedet worden sind. Sie ist 
schließlich bei der Rechtsanwaltsordnung für die Britische 

Zone vom 10. März 1949 gegeben, mag auch dieses Ge-
setz zum Teil, so vor allem bei der Zulassung und in der 
Ehrengerichtsbarkeit, neue Wege beschritten haben. 
Überall ist der Grundsatz der sogenannten „Auslese", der 
in nationalsozialistischer Zeit den Zugang zur Rechts-
anwaltschaft versperrte, bereits wieder verlassen. 

2. Andererseits ist das Ziel der freien Advokatur bis-
her noch nicht in vollem Umfange erreicht. Zwar beken-
nen sich alle Anwaltsordnungen zu diesem Grundsatz. 
Jedoch zeigen die einzelnen Gesetze und Verordnungen 
zahlreiche und bedeutsame Beschränkungen der Zulas-
sung zur Anwaltschaft. So kann die Zulassung zur An-
waltschaft in dem Lande Rheinland-Pfalz im Bezirk des 
Oberlandesgerichts Koblenz wegen mangelnden Bedürf-
nisses versagt werden, so daß hier noch der numerus 
clausus gilt (§ 4 des Präsidialerlasses vom 18. Oktober 
1946 - Amtsblatt von Rheinland-Hessen-Nassau S. 228 -, 
nach dem die §§ 4, 13 der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 bis auf weiteres nicht anzuwenden sind). In 
den Ländern der britischen Zone ist zwar diese Beschrän-
kung, die zunächst bis zum 31. Dezember 1950 befristet 
war (Art. VII der Verordnung zur Einführung der Rechts-
anwaltsordnung für die Britische Zone vom 10. März 1949 
- VO. Bi. BZ. S. 79 -) jetzt nicht mehr gegeben, nachdem 
der Bundestag eine Verlängerung der Frist wegen der aus 
Artikel 12 des Grundgesetzes herzuleitenden Bedenken 
abgelehnt hat (vgl Drucksachen des ersten Bundestages 
Nr. 1615 und 1796; Verhandlungen des Deutschen Bundes-
tages - 104. Sitzung vom 6. Dezember 1950 - S. 3822 ff. 
- und 116. Sitzung vom 1. Februar 1951 - S.4409/11 -). 
Es gelten aber heute formell noch andere Beschränkun-
gen, die mit einem freien Zugang zur Rechtsanwaltschaft 
unvereinbar sind So kann die Zulassung u. a. versagt 
werden, wenn der Antragsteller das 55. Lebensjahr voll-
endet hat und nicht während eines zusammenhängenden 
Zeitraumes von fünf Jahren Rechtsanwalt war (§ 16 Nr. 3 
der Rechtsanwaltsordnung für die Britische Zone vom 
10. März 1949 - VO. Bl. BZ. S. 80 --). Eine Beschränkung 
anderer Art besteht in dem Land Bayern 1), den früheren 
Ländern Württemberg-Baden 2), Baden 3), Württemberg

-Hohenzollern 4) und in dem Bezirk des Oberlandesgerichts 
Neustadt 5). Dort ist ein Recht auf Zulassung grundsätz-
liche) nur den Bewerbern eingeräumt, die in dem Lande 
der Zulassung. die zum Richteramt befähigende Prüfung 
abgelegt haben In diesem Zusammenhang ist schließlich 
die hessische Regelung 7) zu erwähnen, nach der die Zu-
lassung auswärtiger Bewerber von der Verbürgung der 
Gegenseitigkeit abhängig ist. 

Neben diesen Unterschieden in den Voraussetzungen 
der Zulassung zeigen sich auch erhebliche Abweichungen 
in dem Zulassungsverfahren. Während in den Ländern 
Bayern, Hessen, Bremen, Nordrhein-Westfalen, Nieder-
sachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg und in dem frühe-
ren Land Württemberg-Baden die Zulassung von der 
Landesjustizverwaltung zu erteilen ist, entscheiden über 
die Anträge auf Zulassung zur Anwaltschaft in dem Land 
Rheinland-Pfalz und in den früheren Ländern Baden und 
Württemberg-Hohenzollern die Vorstände der Anwalts-
kammern. Aber selbst unter den Ländern, in denen für 
die Zulassung die Landesjustizverwaltung zuständig ist, 
bestehen Verschiedenheiten, so vor allem in der Frage, 
inwieweit die Landesjustizverwaltung an das Gutachten 
des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer gebunden sein 
soll. 

1) s. § 4 der Rechtsanwaltsordnung 1946 (Bayer. GVBl 1946 S. 371). 
2) s § 4 der Rechtsanwaltsordnung (Reg.Bl 1948 S 101). 
3) s § 1 der Rechtsanordnung über die Anwendung der Rechtsanwalts-

ordnung vom 19 Juli 1946 (Amtsblatt der Landesverwaltung Baden 
S 43) und Art. III des Landesgesetzes über die Änderung der 
Rechtsanwaltsordnung vom 28 April 1949 (Bad GVBl S. 251) in Ver-
bindung mit § 4 der Rechtsanwaltsordnung vom 1 Juli 1878 

4) s. § 12 des Gesetzes über die Ergänzung der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 (RGBl. S. 177) vom 22. Dezember 1948 (Reg. B1 1949 
S 15( 

5) s. § 1 der Rechtsanordnung des Oberregierungspräsidiums Hessen

-

Pfalz vom 31 August 1946 (Amtliche Mitteilungen des Oberregie-
rungspräsidiums Hessen-Pfalz S 524) in Verbindung mit § 4 der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1 Juli 1878 

6) Uber die Ausnahmen für Vertriebene in dem Land Bayern und in 
den früheren Ländern Württemberg-Baden, Baden und Württemberg

-

Hohenzollern s die in Anm 1) bis 4) angeführten Gesetze 
7) s. die §§ 1, 9, 117 der Rechtsanwaltsordnung vom 18. Oktober 1948 

(liess. GVBl. S. 126). 



Die einheitliche Neuregelung des Zulassungsverfahrens 
wird um so dringlicher, als der Bayerische Verfassungs-
gerichtshof in seiner Entscheidung vom 10. März 1951 
(Bayer. GVBl. 1951 S. 43) die Vorschriften der bayerischen 
Rechtsanwaltsordnung (§ 5 Nrn. 4, 5, 6), nach denen die 
Landesjustizverwaltung die Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft entsprechend dem Gutachten des Vorstandes der 
Rechtsanwaltskammer versagen mußte, für verfassungs-
widrig und nichtig erklärt hat. 

3. Das Recht des Anwaltstandes ist aber nicht nur auf 
dem Gebiete der Zulassung, sondern auch hinsichtlich der 
Ordnung innerhalb der Gemeinschaft selbst weitgehend 
zersplittert. So weichen die einzelnen landesrechtlichen 
Vorschriften über das ehrengerichtliche Verfahren erheb-
lich voneinander ab. Zwar sind die Länder für den ersten 
Rechtszug übereinstimmend zu der Besetzung mit Mit-
gliedern des Vorstandes der Anwaltskammern zurück-
gekehrt, wie sie in § 67 der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 vorgesehen war; jedoch weist die Besetzung 
der zweiten Instanz starke Verschiedenheiten auf, wie 
sich aus der folgenden Übersicht ergibt: 

Bayern 

Ehrengerichtshof für Bayern in München 
Besetzung: 7 Mitglieder 

(4 Rechtsanwälte, 
3 Richter der Oberlandesgerichte) 

Vorsitz: ein Rechtsanwalt 
(Gesetzliche Vorschriften: 
a) § 91 der Rechtsanwaltsordnung 1946 — GVBl. 

S. 371 —; 
b) Ausführungsverordnung Nr. 1 zur Rechtsanwalts-

ordnung 1946 vom 9. Januar 1947 — GVBl. 
S.86 —). 

Hessen 

Ehrengerichtshof am Sitz des Oberlandesgerichts 
Besetzung: 5 Mitglieder 

(3 Richter des Oberlandesgerichts, 
2 Rechtsanwälte) 

Vorsitz: Wahl aus der Mitte der Mitglieder 
(Gesetzliche Vorschriften: § 99 der Rechtsanwaltsord-
nung vom 18. Oktober 1948 — GVBl. S. 126 —). 

früheres Land Württemberg-Baden 

Ehrengerichtshof am Sitz des Oberlandesgerichts 
Stuttgart 
Besetzung: 7 Mitglieder 

(4 Richter des Oberlandesgerichts, 
3 Rechtsanwälte) 

Vorsitz: ein Rechtsanwalt 

(Gesetzliche Vorschriften: § 91 des Gesetzes Nr. 222 — 
Rechtsanwaltsordnung — vom 4. März 1948 — Reg. Bl. 
S. 101 — in der Fassung des Art. 5 des Gesetzes Nr. 243 
zur Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 30. No-
vember 1948 — Reg. Bl. 1949 S. 3 —). 

Bremen 

Ehrengerichtshof beim Oberlandesgericht 
Besetzung: 5 Mitglieder 

(3 Mitglieder des Oberlandesgerichts, 
2 Rechtsanwälte) 

Vorsitz: Wahl aus der Mitte der Mitglieder 
(Gesetzliche Vorschriften: § 11 des Gesetzes, betref-
fend Übergangsregelung für die Rechtsanwaltskam-
mer, vom 18. Juli 1950 — Brem. Ges.-B1. S. 83 —). 

Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein, Hamburg 

Ehrengerichtshof bei dem Hanseatischen Oberlandes-
gericht in Hamburg, 
zwei Senate: 
1. Senat in Hamburg, 
2. Senat in Düsseldorf 

Besetzung: 5 Mitglieder 
(4 Rechtsanwälte, 
1 Senatspräsident oder Richter des Ober-
landesgerichts) 

Vorsitz: ein Rechtsanwalt 

(Gesetzliche Vorschriften: § 108 der Rechtsanwalts-
ordnung für die Britische Zone vom 10. März 1949 — 
VO. BI. BZ. S. 80 —). 

Rheinland-Pfalz 

Ehrengerichtshöfe an den Oberlandesgerichten in 
Koblenz und Neustadt a. d. Weinstraße. 
Besetzung: 5 Mitglieder 

(der Präsident des Oberlandesgerichts, 
2 weitere richterliche Mitglieder des 
Oberlandesgerichts, 
2 Rechtsanwälte) 

Vorsitz: der Oberlandesgerichtspräsident 

(Gesetzliche Vorschriften: 
a) § 9 des Präsidialerlasses des Oberpräsidenten 

von Rheinland-Hessen-Nassau vom 18. Oktober 
1946 — Amtsblatt für das Oberpräsidium von 
Rheinland-Hessen-Nassau und für die Regie-
rungen in Koblenz und Montabaur S. 228 —; 

b) § 4 der Rechtsanordnung des Oberregierungs-
präsidiums Hessen-Pfalz vom 31. August 1946 — 
Amtliche Mitteilungen des Oberregierungsprä-
sidiums Hessen-Pfalz S. 524 —). 

früheres Land Baden 

Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte am Oberlandes-
gericht Karlsruhe 
Besetzung: 5 Mitglieder 

(der Präsident des Oberlandesgerichts, 
2 weitere richterliche Mitglieder des 
Oberlandesgeridits, 
2 Rechtsanwälte) 

Vorsitz: der Oberlandesgerichtspräsident 

(Gesetzliche Vorschriften: Ş  4 der Rechtsanordnung 
über die Anwendung der Rechtsanwaltsordnung vom 
19. Juli 1946 — Amtsblatt der Landesverwaltung 
Baden S.43 —). 

früheres Land Württembeig-Hohenzollern 

Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte am Oberlandes-
gericht Stuttgart 
Besetzung: 5 Mitglieder 

(der Präsident des Oberlandesgerichts, 
2 weitere richterliche Mitglieder des 
Oberlandesgerichts, 
2 Rechtsanwälte) 

Vorsitz: der Oberlandesgerichtspräsident 

(Gesetzliche Vorschriften: § 4 der Rechtsanordnung 
über die Anwendung der Rechtsanwaltsordnung und 
die Bildung einer Rechtsanwaltskammer vom 6. Sep-
tember 1946 — Amtsblatt des Staatssekretariats für 
das französisch besetzte Gebiet Württembergs und 
Hohenzollerns S. 245 —). 

In den landesrechtlichen Ehrengerichtshöfen als der 
zweiten Instanz überwiegen bei einer Gruppe (Bayern, 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein, 
Hamburg) die anwaltlichen Mitglieder, während bei der 
zweiten Gruppe (Hessen, Bremen, Rheinland-Pfalz und die 
früheren Länder Württemberg-Baden, Baden, Württem-
berg-Hohenzollern) die Richter in der Mehrheit sind. Die 
Ausgestaltung und die Besetzung der Ehrengerichtshöfe 
kann nicht, wie schon hier bemerkt werden soll, allein 
unter dem Gesichtspunkt betrachtet werden, ob die An-
waltschaft in dem gebührenden Maße an der Ehren-
gerichtsbarkeit mitwirkt. Entscheidend ist vielmehr, ob 
diese Ehrengerichtshöfe den Anforderungen genügen, die 
an ein staatliches Gericht zu stellen sind. Die näheren 



Ausführungen hierzu werden dem besonderen Teil des 
Entwurfs, der sich mit dem ehrengerichtlichen Verfahren 
befaßt, vorzubehalten sein. 

III. 

Aufgaben des vorliegenden Entwurfs 
Die Übersicht über den Rechtszustand, der sich nach 

1945 in den Ländern in mancherlei Hinsicht verschieden 
entwickelt hat, zeigt, wie notwendig es ist, das Recht der 
Anwaltschaft wieder einheitlich zu regeln. Nach Artikel 
74 Nr. 1 des Grundgesetzes ist es Aufgabe des Bundes, 
wieder ein allgemein gültiges Anwaltsrecht zu schaffen. 

1. Der Entwurf dient deshalb in erster Linie der Wie-
derherstellung der Rechtseinheit auf dem Gebiete des 
anwaltlichen Berufsrechts. Die Aufgabe wird dadurch er-
leichtert, daß bereits in der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 ein einheitliches Recht bestanden hat und daß 
gemeinsame Grundzüge bereits wieder in den Landes-
gesetzen vorhanden sind. Jedoch kann nicht in Erwägung 
gezogen werden, lediglich zu dem früheren Rechtszustand, 
wie er nach der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
gegeben war, zurückzukehren. Ein solches Vorhaben ver-
bietet sich durch die Entwicklung der seither verflossenen 
Jahrzehnte von selbst. Ihr aber muß Rechnung getragen 
werden, wenn die Rechtsanwaltschaft die ihr gebührende 
Stellung innerhalb der -Rechtspflege erhalten soll. Wohl 
sind altbewährte Grundsätze, die auch heute gelten müs-
sen, wie z. B. der Grundsatz der freien Advokatur, bei-
zubehalten. Daneben aber wird das Anwaltsrecht weiter 
entwickelt, damit der Zusammenhang zwischen diesem 
Teilgebiet und dem Rechtswesen im allgemeinen gewahrt 
bleibt. So müssen vornehmlich die neuen rechtsstaatlichen 
Gebote des Grundgesetzes, die allgemein bindend sind, 
auch auf dem Gebiete des Anwaltsrechts beachtet werden. 
Daraus folgt zwingend, daß der Rechtsschutz des einzel-
nen Rechtsanwalts verstärkt wird, wie es nach Artikel 19 
Abs. 4 des Grundgesetzes erforderlich ist. So muß der 
Rechtsweg gegen die Versagung der Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft dem Betroffenen jetzt allgemein offen 
stehen, während die Ablehnung der Zulassung nach § 16 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 nur in weni-
gen Fällen anfechtbar war. 
Neben diesen allgemeinen gesetzlichen Vorschriften 

muß auch den Erkenntnissen der Rechtslehre Rechnung 
getragen werden. Wenn jetzt die Rechtsanwaltskammern 
ausdrücklich als Körperschaften des öffentlichen Rechts 
errichtet werden (§ 75), so ist damit zwangsläufig nach 
allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungsrechts die 
Staatsaufsicht verbunden. Ebenso nötigen die wissen-
schaftlichen Erkenntnisse des Wesens und der Befugnisse 
der Körperschaft des öffentlichen Rechts dazu, die Zu-
ständigkeit der Ehrengerichte auf die Zwangsmittel zu 
beschränken, die sich aus der Mitgliedschaft als solcher 
ergeben. Deshalb können die Ehrengerichte künftig nur 
die ehrengerichtlichen Strafen der Warnung, des Ver-
weises und der Geldbuße (§ 118 Abs. 1) verhängen. Die 
Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft, die nicht nur 
die  Mitgliedschaft in dem engeren Verbande der Rechts-
anwaltskammer beendet, sondern darüber hinaus dem 
Betroffenen die Befugnis zur Ausübung des anwaltlichen 
Berufes überhaupt nimmt, ist dagegen der Zuständigkeit 
der Ehrengerichtshöfe vorzubehalten (§ 118 Abs. 2). 
2. Der Entwurf soll neben der Vereinheitlichung und 

Weiterbildung des Anwaltsrechts gleichzeitig die Einrich-
tungen schaffen, die sich für die Rechtsanwaltschaft aus 
der Bildung der Bundesrepublik ergeben. 
So ist das Recht der Rechtsanwaltschaft bei dem Bun-

desgerichtshof, das bei der Errichtung des Bundesgerichts-
hofes zunächst nur in den Grundzügen festgelegt wurde 
und das auch nur für eine kurze Übergangszeit gelten 
soll (Artikel 8 Nr. 89 des Gesetzes zur Wiederherstellung 
der Rechtseinheit auf dem Gebiete der Gerichtsverfas-
sung, der bürgerlichen Rechtspflege, des Strafverfahrens 
und des Kostenrechts vom 12. September 1950 — BGBl. 
S. 455 —), nunmehr erschöpfend und abschließend zu 
regeln (§§ 188 bis 200). 
Des weiteren wird als öffentlich rechtliche korporative 

Organisation die Bundesrechtsanwaltskammer (§§ 201 bis 
217) errichtet. Sie wird aus den Rechtsanwaltskammern 
als Mitgliedern gebildet. Dieser Zusammenschluß soll ein

-

mal die einzelnen Rechtsanwaltskammern in ihrer gemein-
samen Arbeit verbinden; zum anderen eröffnet er den 
Weg, auf dem die Organe des Bundes und die Gesamtheit 
der Rechtsanwaltskammern auf dem Gebiete des Rechts-
wesens innerhalb der Zuständigkeiten des Bundes zusam-
menwirken können. 

IV. 
Grundsätze des Entwurfs 

Aus dem Bestreben heraus, Bewährtes zu übernehmen 
und das anwaltliche Recht nach neuen rechtsstaatlichen 
Ideen weiterzuentwickeln, ergeben sich folgende Grund-
sätze: 

1. Freie Advokatur 

Der Entwurf folgt der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878, indem er den Zugang zur Rechtsanwaltschaft 
jedem Befähigten freigibt (§ 4). Er schützt hierin das 
Grundrecht der Berufsfreiheit vor irgendwelchen Be-
schränkungen. Deshalb wird die Zulassung zur Anwalt-
schaft nicht von der Prüfung des Bedürfnisses abhängig 
gemacht (§ 18 Abs. 2, § 32 Abs 2), weil bei ihr die Wesens-
züge einer wettbewerblichen Regelung schwerlich auszu-
schließen sind. 
Der Entwurf geht bei der näheren Ausgestaltung in 

zweifachet Hinsicht über die frühere Ordnung hinaus. Ein-
mal sind Grunde, aus denen früher die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft versagt werden konnte (sogen. fakul-
tative Versagungsaründe, § 6 der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878, nicht mehr vorgesehen. Zum andern 
wird die Freizügigkeit verwirklicht (§ 5). Sie war bei den 
Beratungen der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
wegen grundlegender Unterschiede in dem Ausbildungs 
und Prüfungswesen noch nicht zu erreichen. Diese Hinder-
nisse bestehen jetzt nicht mehr. 

2. Anwärterdienst 

Der Entwurf sieht vor der Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft einen Anwärterdienst von einem Jahr vor (§§ 6, 7). 
Dieser Anwärterdienst hat nichts gemein mit einer Warte-
zeit, von der man sich früher mindestens die Neben-
wirkung versprach, daß der Zustrom zur Anwaltschaft ein-
gedämmt werden könnte (vgl. Anwaltsblatt 1929 S. 119). 
Er ist auch wesensverschieden von dem Probe- und An-
wärterdienst der Reichs-Rechtsanwaltsordnung von 1936 
(§§ 2 ff.). Dieser wirkte durch seine Länge von vier Jah-
ren als Zulassungsbeschränkung (s. auch den Vorspruch 
in der Bekanntmachung vom 21 Februar 1936 — RGBl. I 
S. 107 —). Wohl aber erscheint er von großem Nutzen für 
die besondere Vorbereitung auf die selbständige Aus-
übung des Berufes als Rechtsanwalt. Es ist ein selbstver-
ständliches Gebot, irgendwelche Härten zu vermeiden. 
Deshalb soll der Anwärterdienst nur ein Jahr dauern (§ 7 
Abs. 1). Aus diesem Grunde wird auch vorgesehen, daß 
er abgekürzt oder ganz erlassen werden kann (§ 7 Abs. 2). 

3. Aufteilung der Zuständigkeiten 
unter den Ehrengerichten und den Ehrengerichtshöfen 

im ehrengerichtlichen Verfahren 

In dem ehrengerichtlichen Verfahren kann das Ehren-
gericht als Organ der Rechtsanwaltskammer nur auf die 
Zwangsmittel erkennen, die der Rechtsanwaltskammer 
als Körperschaft des öffentlichen Rechts übertragen 
werden können, um die Ordnung innerhalb ihrer Ge-
meinschaft zu wahren. In diesem Rahmen halten sich 
die Ehrenstrafen der Warnung, des Verweises und der 
Geldbuße (§ 118 Abs. 1). 
Dagegen kann die Ausschließung aus der Rechts-

anwaltschaft, die nicht nur die Mitgliedschaft in der 
Rechtsanwaltskammer beendet, sondern die den Betrof-
fenen aus dem Berufe entfernt, mir von dem Ehren-
gerichtshof als einem staatlichen Gericht verhängt wer-
den (§ 118 Abs. 2). 
Die nähere Begründung ist den Ausführungen zu dem 

Fünften Teil des Entwurfs (§§ 115 ff.) vorzubehalten. 

4. Rechtsschutz 

Im Hinblick auf Artikel 19 Abs. 4 des Grundgesetzes 
ist in allen Fällen, in denen ein Betroffener durch Akte 
der öffentlichen Gewalt in seinen Rechten verletzt sein 



kann, der Rechtsweg zuzulassen (§ 9 Abs. 3, § 17 Abs. 4, 
§ 23 Abs. 2, § 28 Abs. 4, § 33 Abs. 2, § 40 Abs. 3, § 41 
Abs. 4, § 47 Abs. 3, § 113 Abs. 2, § 157 und § 249). 

5. Selbstverwaltung der Anwaltschaft 

Die Rechtsanwaltschaft soll in ihrer Organisation 
grundsätzlich die Befugnis zur Selbstverwaltung erhalten, 
wie es für Verbände oder Vereinigungen innerhalb 
eines freien Berufes zur Wahrung ihrer Eigenheit er-
forderlich ist. Deshalb wird den Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, zu denen die Rechtsanwälte nach 
Bezirken zusammengeschlossen werden, und ihren Or-
ganen eine Reihe von Aufgaben zur selbständigen Wahr-
nehmung übertragen; hierher gehören u. a. die Aufsicht 
über die Anwaltsassessoren (§ 12), die Ordnungsstraf-
gewalt (§ 69), die innere Ordnung innerhalb der Kam-
mern (§§ 73 ff.), die Aufsicht über die Mitglieder der 
Kammer (§ 86 Abs. 2 Nr. 4), das Rügerecht (§ 87), das 
ehrengerichtliche Verfahren, soweit es zur Zuständigkeit 
der Ehrengerichte gehört (§§ 104 ff., § 118 Abs. 1). 

Der Entwurf will diese selbständige Stellung der 
Rechtsanwaltskammer gegenüber der Regelung in der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 verstärken. So 
ist der Vorstand der Rechtsanwaltskammer bei allen 
Entschließungen, welche das eigenständige Leben der 
Rechtsanwaltschaft berühren, von der Landesjustizver-
waltung vorher gutachtlich zu hören (§§ 29, 31, 36, 40, 
41, § 47 Abs. 3, § 173 Abs. 1, § 175 Abs. 2, § 177 Abs. 1, 
§ 182 Abs. 2). In Zulassungssachen wird der Rechts-
anwaltskammer das Recht der sofortigen Beschwerde 
eingeräumt, wenn der Ehrengerichtshof entgegen dem 
Gutachten des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer 
festgestellt hat, daß bei dem Bewerber ein Versagungs-
grund nicht vorliegt (§ 54 Abs. 3). Damit erhält die 
Rechtsanwaltskammer die Möglichkeit, ihre Bedenken 
gegen die Person des Bewerbers im Interesse der Rein-
haltung des Anwaltsstandes auch im Wege des Rechts-
mittels vor dem Bundesgerichtshof geltend zu machen, 
während sie früher nach der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 ihre Rechte nicht selbst verfolgen konnte. 
Ferner ist hervorzuheben, daß der Vorstand der Rechts-
anwaltskammer als ein Organ der Selbstverwaltung 
nicht mehr wie früher (§ 59 Abs. 1 der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878) hinsichtlich des Geschäfts-
betriebes der Aufsicht des Oberlandesgerichtspräsidenten 
unterliegt. Gegenüber dieser nun beseitigten Dienst-
aufsicht sind der Staatsaufsicht, die für die Rechts-
anwaltskammern als Körperschaften des öffentlichen 
Rechts im § 75 Abs. 2 vorgesehen wird, wesentlich 
engere Grenzen gezogen. Die Stellung des Vorstandes 
und damit auch diejenige der Rechtsanwaltskammer 
wird weiterhin dadurch verstärkt, daß dem Vorstand 
im § 124 des Entwurfs in Anlehnung an § 172 StPO die 
Befugnis eingeräumt wird, das Gericht um Entscheidung 
anzurufen, wenn die Staatsanwaltschaft einem Antrag 
des Vorstandes, das ehrengerichtliche Verfahren einzu-
leiten, nicht entspricht. Dieses sogen. Klageerzwingungs-
verfahren war in der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 noch nicht enthalten. Ferner wird der Rechtsanwalt-
schaft das alleinige Vorschlagsrecht für die Zulassung 
der Rechtsanwälte bei dem Bundesgerichtshof und die 
Mitwirkung bei der Wahl selbst eingeräumt (§ 191, § 192 
Abs. 2), während die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
bei dem früheren Reichsgericht durch das Präsidium des 
Reichsgerichts erteilt wurde und die Rechtsanwaltschaft 
somit nicht unmittelbar beteiligt war (§ 99 der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878). 

Begründung 
zu den einzelnen Vorschriften 

ERSTER TEIL 

Die Rechtsanwaltschaft 

Der erste Teil des Entwurfs handelt von der Aufgabe, 
der Stellung und der Bedeutung der Rechtsanwaltschaft 
als Organ der Rechtspflege (§§ 1 bis 3). Diese einleitenden 

Vorschriften enthalten Grundsätze, die für das überkom-
mene Berufsbild des Rechtsanwalts wesentlich sind. Sie 
gehen die Gesamtheit der Rechtsanwälte an. 

Der ethische Gehalt dieser Grundsätze bestimmt das 
Wesen und den Umfang der Pflichten des Rechtsanwalts. 
Er gibt auch die innere Begründung dafür, daß der Beruf 
des Anwalts im Interesse eines gesunden Rechtslebens 
frei sein muß. 

Die Bedeutung der Grundsätze rechtfertigt es, sie in das 
Gesetz ausdrücklich aufzunehmen Der Entwurf enthält 
damit gegenüber der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 eine Ergänzung, die für die Eigenart des Berufes 
bezeichnend ist. Es mochte im Jahre 1878 angehen, die 
Erkenntnisse des Wesensgehalts des Anwaltsberufes dem. 

 Schrifttum zu überlassen. Nachdem aber das Wesen der 
Anwaltschaft später durch den Vorspruch zur Reichs

-

Rechtsanwaltsordnung vom 21. Februar 1936 als „Dienst 
am Recht" im Sinne der damaligen Auffassung gekenn-
zeichnet worden ist, soll die Rückkehr zur inneren Frei-
heit des Berufes in dem Gesetz selbst zum Ausdruck ge-
bracht werden, wie es bereits nach 1945 ähnlich in den 
§§ 1, 2 der Rechtsanwaltsordnung für die Britische Zone 
vorn 10. März 1949 geschehen ist. 

Zu § 1 

Aufgabe der Rechtsanwaltschaft 

Der Rechtsanwalt, der einen Auftraggeber Rat oder 
Beistand gewährt, muß die Rechte seines Mandanten 
sorgfältig wahren. Aber so. wie die Rechte des Auftrag-
gebers nur innerhalb der Gesamtheit der staatlichen 
Rechtsordnung denkbar sind, muß auch die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts über den engeren Bereich seines Auftrag-
gebers hinaus im Rahmen der Allgemeinheit gesehen 
werden. Deshalb muß für den Rechtsanwalt die Aufrecht-
erhaltung der staatlichen Rechtsordnung die Richtschnur 
seines Handelns sein. Mit dieser Aufgabe, das Recht 
zu pflegen, tritt die Rechtsanwaltschaft an die Seite der 
Gerichte und der Staatsanwaltschaften. Deshalb bezeich-
net es § 1 als Aufgabe der Rechtsanwaltschaft, an der 
Rechtspflege mitzuwirken. 

Diese Stellung innerhalb der Rechtspflege verpflichtet 
den einzelnen Rechtsanwalt, bei der Ausübung des Be-
rufes auf sie Bedacht zu nehmen. So darf der Rechts-
anwalt als Bevollmächtigter in einem Zivilprozeß oder als 
Verteidiger in einem Strafverfahren nicht bewußt dem 
Unrecht dienen oder die Rechtsfindung erschweren. 

Zu § 2 

Stellung des Rechtsanwalts 

Die Vorschrift enthält die Feststellung, daß der An-
waltsberuf zu den freien Berufen zählt. Sie soll aus den 
Gründen, die in der Vorbemerkung zu § 1 erwähnt wor-
den sind, in das Gesetz aufgenommen werden. 

Der Anwalt kann seine Aufgabe nur erfüllen, wenn er 
seinen Beruf frei ausübt (Gneist: Freie Advocatur, S.50 ff.). 
Mit seiner besonderen Stellung innerhalb der Rechts-
pflege wäre es unvereinbar, wenn er zu dem Staate in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhälntis stünde. So 
wird in den Motiven zu dem Entwurf der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 in der Allgemeinen Begründung 
folgendes angeführt: 

„Ebensowenig bedarf es einer besonderen Begrün-
dung, daß die Rechtsanwaltschaft kein Staatsamt sein 
und daß daher der Rechtsanwalt weder die Rechte 
noch die Pflichten der Staatsbeamten haben soll. Es 
genügt auch in dieser Beziehung auf die Verhandlun-
gen der Kommission des Reichstages zu verweisen 
(Prot. S. 288, 303) " 

Das Wesen des freien Berufes erschöpft sich aber nicht 
darin, daß seine Angehörigen nicht in einem Abhängig-
keitsverhältnis zum Staat oder zu einem Auftraggeber 
stehen. Vielmehr liegt die Eigenart des freien Berufes 
vornehmlich darin begründet, daß seine Angehörigen sich 
nicht vom Streben nach Gewinn bestimmen lassen dürfen 
(vgl. Feuchtwanger: Die freien Berufe, S. 17 ff.). So wer-
den die Handlungen und Unterlassungen eines Anwalts, 
der von der ethischen Aufgabe seines Berufes erfüllt ist, 



von dem Motiv geleitet sein, das Recht zu verwirklichen. 
Von diesem idealen Streben her gesehen übt der Rechts-
anwalt einen freien Beruf aus. In dieser Feststellung soll 
keine Wertung gegenüber anderen Berufsgruppen lie-
gen. Das Wesen des freien Berufes zu betonen, ist aber 
deshalb wichtig, weil es den Standespflichten im einzel-
nen das Gepräge gibt. So ist es einem Anwalt in seinem 
Beruf nicht erlaubt, Wettbewerb zu treiben, seine Kolle-
gen zu unterbieten oder sich am Gewinn eines Prozesses 
zu beteiligen. Damit sind natürliche Grenzen zum Ge-
werbe gezogen. Deshalb rechtfertigt sich auch die Fest-
stellung nach der negativen Seite, daß die Tätigkeit des 
Anwalts kein Gewerbe ist. 

Zu §3 
Recht zur Beratung und Vertretung 

Die Vorschrift umschreibt den Wirkungskreis des 
Rechtsanwalts, Sie sichert zugleich sein Arbeitsgebiet vor 
ungerechtfertigten Einengungen. 

Nach der geschichtlichen Entwicklung liegt das Schwer-
gewicht der anwaltlichen Tätigkeit in der Wahrnehmung 
der Rechte Beteiligter vor den Gerichten. So befaßte sich 
die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 26) ledig-
lich mit den Funktionen des Rechtsanwalts in gerichtlichen 
Verfahren. Diese auf die Tätigkeit des „Gerichtsanwalts" 
beschränkte Regelung ist jedoch zu eng geworden. 
Nicht nur bei Gerichten, sondern vor zahlreichen Be-

hörden und Stellen, die keine Gerichte sind, finden Ver-
fahren statt, in denen das Bedürfnis besteht, eine rechts-
kundige Person zur Wahrnehmung der Interessen Betei-
ligter zuzulassen. Ferner wird der Anwalt nicht nur vor 
den Gerichten oder Behörden tätig, sondern er erteilt auch 
auf allen Rechtsgebieten Rat, selbst wenn die einzelne 
Rechtssache nicht bei einer öffentlichen Stelle anhängig 
wird. Diese vorsorgende Rechtspflege, in der Streitig-
keiten möglichst frühzeitig beigelegt und Prozesse ver

-

mieden werden, ist für die Allgemeinheit von unschätz-
barem Wert. 
Bei dieser Mannigfaltigkeit der anwaltlichen Tätigkeit 

ist es weder möglich noch zweckmäßig, den Wirkungs-
kreis des Anwalts nach Sachgebieten im einzelnen fest-
zulegen. Deshalb bestimmt Absatz 1 allgemein, daß der 
Anwalt der berufene Berater und Vertreter des recht

-

suchenden Publikums in allen Rechtsangelegenheiten ist. 
Dieser universelle Anspruch, die Rechtsuchenden in 

allen Rechtsangelegenheiten beraten und vertreten zu 
dürfen, wird durch die Bedeutung des Anwalts für das 
Rechtsleben gerechtfertigt. Deshalb verdient auch die 
uneingeschränkte Berufsausübung einen besonderen 
Schutz. Bei dem Recht zur Beratung bedarf es einer 
solchen Sicherung nicht, weil sich in der geschichtlichen 
Entwicklung zu keiner Zeit Bestrebungen gezeigt haben, 
diese Tätigkeit des Rechtsanwalts einzuschränken. An-
ders liegt es dagegen auf dem Gebiete der Vertretung, 
auf dem mit Bestimmungen dieser Art gerechnet werden 
könnte. Wenn nunmehr das Anwaltsrecht im Rahmen 
des Artikels 74 Nr. 1 des Grundgesetzes einheitlich ge-
regelt wird, so soll der Anwaltschaft die Gewähr ge-
geben werden, daß ihr Recht zur Vertretung vor 
Gerichten, Schiedsgerichten oder Behörden nur auf ge-
setzlicher Grundlage und zwar nur durch ein Bundes-
gesetz (vgl. auch § 252) beschränkt werden kann (Ab-
satz 2). 
Diese Regelung ist bedingt durch die Interessen der 

Rechtsuchenden. Sie haben einen Anspruch darauf, daß 
sie sich in ihren Rechtsangelegenheiten durch einen 
Rechtsanwalt beraten und durch ihn vor Gerichten, 
Schiedsgerichten oder Behörden vertreten lassen können. 
Dieses an sich selbstverständliche Recht wird im Absatz 3 
ausdrücklich festgelegt, um Unklarheiten auszuschließen. 
Dabei wird die Befugnis des Rechtsuchenden anerkannt, 
den Rechtsanwalt selbst auszuwählen. Diesem Wahlrecht 
gehen indes abweichende gesetzliche Vorschriften vor, 
wie zur Beseitigung von Zweifeln hervorgehoben wird, 
die zu der ähnlichen Vorschrift des § 2 Alps. 2 der Rechts-
anwaltsordnung der Britischen Zone vom 10. März 1949 
entstanden sind (vgl. OLG Braunschweig in der Juristen-
zeitung 1951 S.142 mit Anm. von C lippers). So wird 
der im Armenrecht beizuordnende Rechtsanwalt nach 

§ 116b ZPO, der durch § 257 Nr. 4 des vorliegenden 
Entwurfs in die Zivilprozeßordnung eingefügt werden 
soll, von dem Vorsitzenden des Gerichts ausgewählt. 
Damit wird nicht ausgeschlossen, daß bei der Auswahl 
berechtigten Wünschen der armen Partei Rechnung ge-
tragen wird. 

ZWEITER TEIL 

Die Zulassung des Rechtsanwalts 
Der zweite Teil des Entwurfs, der die §§ 4 bis 54 

umfaßt, handelt von der Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft, von der Zulassung bei einem Gericht und dem 
gerichtlichen Verfahren in Zulassungssachen. 

Im Schrifttum zu der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 ist darauf hingewiesen worden, daß ihr Sprach-
gebrauch hinsichtlich der Zulassung wenig genau sei 
(Friedlaender: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878, 3. Aufl., Vorbemerkungen vor § 1). Die 
Rechtsanwaltsordnung verwendete den Begriff der Zu-
lassung in verschiedenem Sinne. So waren folgende 
Fälle zu unterscheiden: 

1. die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft im engeren 
Sinne, die ein zur Zeit nicht zugelassener Bewerber an-
strebte (§ 1 a. a. O.). Hierbei konnte es sich handeln 
a) um eine erste Zulassung, d. h. um die Zulassung 

eines Bewerbers, der vorher noch nicht Rechts-
anwalt gewesen war (§ 17 a. a. O.), oder 

b) um die Zulassung eines Bewerbers, der früher schon 
Rechtsanwalt gewesen war (§ 6 Nr. 3 a. a. O.); 

2. die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft im weiteren 
Sinne: 
a) ein bereits zugelassener Rechtsanwalt, der seine 

bisherige Zulassung bei einem Gericht aufgab, 
strebte seine Zulassung bei einem anderen Gericht 
an (Zulassungswechsel); 

b) ein bereits zugelassener Rechtsanwalt beantragte, 
ihn gleichzeitig bei einem weiteren Gericht zuzu-
lassen (§§ 9, 10 a. a. O.). 

Die „Zulassung zur Rechtsanwaltschaft" sollte sich bei 
der ersten Gruppe von Fällen auf die Aufnahme in die 
Rechtsanwaltschaft beziehen, während sie bei der zwei-
ten Gruppe von Fällen nur die Zulassung bei einem 
bestimmten Gericht betraf. So wurde also der gleiche 
Ausdruck für zwei verschiedene Akte (die Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft und die Zulassung bei einem 
Gericht) gebraucht. Es konnte deshalb nicht ausbleiben, 
daß viele Mißverständnisse entstanden (vgl. Friedlaen-
der: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878, 3. Aufl., Vorbem. 10 vor § 1). 
Das Fehlen einer scharfen Unterscheidung zwischen 

der „Zulassung zur Rechtsanwaltschaft" und der „Zu-
lassung bei einem Gericht" wirkte sich besonders nach-
teilig aus, als die Rechtsstellung der Rechtsanwälte zu 
klären war, die nach dem ersten Weltkrieg die ab-
getrennten Gebiete verlassen mußten. Es wurde damals 
die Auffassung vertreten, daß die Rechtsanwälte, die 
ihre Zulassung bei einem Gericht in dem abgetrennten 
Gebiet verloren hatten, damit auch aufhörten, Rechts-
anwält zu sein, und daß sie erst einer neuen „Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft" bedürften (s. Friedlaen-
der: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878, 2. Aufl., Nachtrag S. 411). Die gleichen Zweifel ent-
standen nach 1945, als die Rechtsanwälte jenseits der 
Oder-Neiße-Linie ihre Tätigkeit einstellen und abwan-
dern mußten (vgl. Clippers: Rechtsanwaltsordnung für 
die Britische Zone, S. 134). Die Frage, ob sie noch Rechts-
anwälte seien, wurde in der Praxis meist durch eine 
neue „Zulassung" gelöst. Indes konnten sich hier für 
den einzelnen Betroffenen erhebliche Schwierigkeiten 
ergeben. Bei diesen „Neuzulassungen" wurden nämlich 
alle Versagungsgründe geprüft, die bei einer „Erst-
zulassung eine Bedeutung haben. So konnte jetzt eine 
geringfügige, lange Zeit zurückliegende Vorstrafe, die 
seinerzeit die „erste Zulassung" nicht gehindert hatte, 
bei der „Neuzulassung" von anderen Instanzen anders 
gewertet werden und ihr entgegenstehen, wenn auch 
der Bewerber inzwischen schon als Rechtsanwalt un-
bescholten gewirkt hatte. 



Aus diesen Erfahrungen soll die Lehre gezogen wer-
den, daß die „Zulassung zur Rechtsanwaltschaft" von 
der „Zulassung bei einem Gericht" nicht nur begrifflich, 
sondern auch sachlich zu trennen ist, wie es in dem 
ersten und zweiten Abschnitt dieses Teils nunmehr 
geschieht. Die „Zulassung zur Rechtsanwaltschaft" soll 
grundsätzlich, sofern sie nicht zurückzunehmen ist, er-
halten bleiben und durch einen Wegfall oder Wechsel 
des Gerichts nicht berührt werden. 

Außer der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ist ent-
sprechend dem Grundsatz der Lokalisierung, der bei-
behalten wird, die Zulassung bei einem Gericht erforder-
lich. So ist mit der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
zugleich die erste Zulassung bei einem Gericht zu er-
teilen (§ 30 Abs. 2). Während aber die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft erhalten bleibt, kann die lokale Zu-
lassung wechseln (§ 45). Bei einem solchen Zulassungs-
wechsel ist also - anders als früher — weder innerhalb 
des Landes, in dem die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
erteilt worden ist, noch in einem anderen Lande zu 
prüfen, ob die Voraussetzungen für die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft gegeben sind. Es wird lediglich fest-
gestellt, ob gegen die Zulassung bei dem bestimmten 
Gericht Bedenken bestehen (vgl. §§ 45, 32). Die Gründe, 
aus denen die lokale Zulassung abgelehnt werden kann, 
sind dabei wesentlich anderer Natur als die, aus denen 
die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft versagt werden 
kann (vgl. § 19 einerseits, §§ 32, 45 andererseits). 

Gibt der Rechtsanwalt seine erste oder eine spätere 
lokale Zulassung auf, so muß er für eine neue lokale 
Zulassung Sorge tragen, wenn er nicht Gefahr laufen 
will, daß seine Zulassung zur Rechtsanwaltschaft zurück-
genommen wird. Ein Rechtsanwalt kann sich also nicht 
etwa nur die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft sichern, 
ohne daß er zugleich bei einem Gericht zugelassen wäre. 

Erster Abschnitt 

Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 

1. Allgemeine Voraussetzung 

Zu § 4 

Fähigkeit zum Richteramt 

Der Entwurf setzt in Übereinstimmung mit § 1 der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 für die Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft dieselbe Befähigung voraus, wie 
sie für das Richteramt gefordert wird. Er stellt also keine 
geringeren, aber auch keine höheren Anforderungen. 

Die Fähigkeit zum Richteramt wird nach § 2 GVG durch 
die Ablegung zweier Prüfungen erlangt. Zum Richteramt 
befähigt ist ferner jeder ordentliche öffentliche Lehrer 
des Rechts an einer deutschen Universität (§ 4 GVG). Die 
Befähigung zum Richteramt kann auch in besonderen Fäl-
len nach der Verordnung über die Zuerkennung der 
Fähigkeit zum Richteramt an Volksdeutsche vom 8. De-
zember 1939 (RGBl. I  S. 2390) oder nach den in den Län-
dern Bayern, Hessen, Bremen und in dem früheren Land 
Württemberg-Baden geltenden Gesetzen über die Rich-
teramtsbefähigung umgesiedelter und heimatvertriebener 
Juristen 

(Bayern : Gesetz vom 16. Juni 1948 — GVBl. S. 109, 
154 —. 

Hessen:  Gesetz vom 21. Juni 1948 — GVBl. S. 79, 
82 —, 

Bremen : Gesetz vom 2. Juni 1948 — GBl. S. 133 —, 
früheres Land Württemberg-Baden: 

Gesetz vom 2. Juni 1948 — Reg. B1. S. 91, 
148 —) 

erlangt sein. Auf die  Weitergeltung dieser Vorschriften 
wird in § 260 des Entwurfs besonders hingewiesen. 

Frauen sind bereits nach dem Gesetz über die Zulassung 
der Frauen zu den Ämtern und Berufen der Rechtspflege 
vom 11. Juli 1922 (RGBl. I S. 573) den Männern gleich-
gestellt. 

Zu § 5 

Freizügigkeit 

Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 erkannte 
ein Recht auf die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft nur in 
dem Bundesstaat an, in dem der Bewerber die zum Rich-
teramt befähigende Prüfung bestanden hatte (§ 4 Abs. 1). 
Die Freizügigkeit wurde damals noch nicht eingeführt, 
weil die landesrechtlichen Vorschriften über die zweite 
Staatsprüfung noch zu verschieden waren. Es wurde in 
den Motiven zu der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 darauf hingewiesen, daß ein Bewerber, der die 
zweite Staatsprüfung nach den geringeren Anforderun-
gen eines Bundesstaates bestanden habe, bei der Frei-
zügigkeit besser gestellt sein würde als ein Bewerber, der 
die höheren Anforderungen des anderen Bundesstaates 
habe erfüllen müssen (Motive zur Rechtsanwaltsordnung, 
Drucksache des Deutschen Reichstags, 3. Legislaturperiode 
— II. Session 1878 — Nr. 5 S. 70). Bei den Beratungen des 
Entwurfs in der Kommission (Drucksache des Deutschen 
Reichstags, 3. Legislaturperiode — II. Session 1878 — 
Nr. 173 S. 1089) wurde die Einführung der Freizügigkeit 
bis zum Erlaß einer einheitlichen deutschen Prüfungs-
ordnung zurückgestellt. 

Die Anwaltschaft hat nach dem Erlaß der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 die Frage der Freizügigkeit 
wiederholt erörtert (21. Deutscher Anwaltstag vom 
12./13. September 1913 in Breslau — Jur. Wochenschrift 
1913 Beilagen zu Heft 13 und 20 S. 13 ff. —; Anwaltsblatt 
1927 S. 56, 155 ff.). So führte Magnus: „Die Rechtsanwalt-
schaft" (1929) S. 31 aus, der Ruf nach der Freizügigkeit der 
Anwälte werde immer lauter ;  eine wirklich freie deutsche 
Advokatur sei erst gegeben, wenn auch diese Schranke 
als Anachronismus falle. Es kam indes vor 1933 nicht zu 
einer gesetzlichen Änderung. In der nationalsozialistischen 
Zeit war die Frage unerheblich, weil die Zulassung völlig 
in das freie Ermessen des Reichsjustizministers gestellt 
war (§ 16 der Reichs-Rechtsanwaltsordung von 1936). 

Das Problem gewann nach 1945 infolge des Zustroms 
aus anderen Gebieten eine erhöhte Bedeutung. Die Län-
der versuchten, diesen Zustrom zur Anwaltschaft teils 
durch die Klausel, daß nur derjenige ein Recht auf die 
Zulassung habe, der in dem Lande die Richteramtsprü-
fung bestanden habe, teils durch den „numerus clausus" 
zu regeln (s oben in der Einleitung unter II 2). Beide 
Maßnahmen wirkten gleichmäßig wie eine Sperre. Zwi-
schen beiden bestand auch in der Wirkung eine große 
innere Verbindung. Deshalb haben auch die Länder, die 
sich zu dem „numerus clausus" entschlossen hatten, nicht 
auch die erwähnte Klausel eingeführt und umgekehrt 
haben die Länder. die zu der Prüfungsklausel zurück-
kehrten, nicht auch den „numerus clausus" vorgesehen. 

Zu der Frage, ob das Recht auf Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft davon abhängig gemacht werden dürfe, daß 
der Bewerber die Richteramtsprüfung in dem Lande der 
Zulassung bestanden haben müsse, hat der Bayerische 
Verfassungsgerichtshof in zwei Entscheidungen vom 
4. November 1949 und 10 März 1951 (Sammlung von Ent-
scheidungen des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs 
und Entscheidungen des Bayerischen Verfassungsgerichts-
hofs Bd 2 Teil II S. 127 und Bayer. GVBl. 1951 S. 43) fol-
gendes festgestellt: eine solche Bestimmung (§ 4 Abs. 1 
Satz 1 der bayer. Rechtsanwaltsordnung 1946) verstoße 
nicht gegen die Bayerische Verfassung, weil sachlich be-
gründete Unterscheidungen getroffen würden. Es werde 
bei der Regelung nicht vom landsmannschaftlichen Ge-
sichtspunkt, sondern vom Gesichtspunkt der Eignung aus-
gegangen. Wer das Recht des Landes, seine Behörden-
einrichtungen, seine Bevölkerung und die örtliche 
Gerichtsübung am besten kennengelernt habe, besitze 
eine besondere Befähigung und Eignung, zur Berufsaus-
übung. 

Andererseits hat der Württembergisch-Badische Verwal-
tungsgerichtshof in dem Urteil vom 10. März 1950 (Neue 
Jur. Wochenschrift 1950 S. 837) eine solche Beschränkung 
für unzulässig erklärt. 

Der Entwurf kann sich einer Stellungnahme zu der Frage, 
ob es mit der Berufsfreiheit vereinbar ist, daß einem Be-
werber nur dann ein Recht auf Zulassung zur Rechtsan-
waltschaft einzuräumen ist, wenn er in dem Lande der 



Zulassung die Richteramtsprüfung bestanden hat, aus fol-
genden Gründen enthalten: Das Hindernis, das 1878 der 
Einführung der Freizügigkeit in Gestalt der Verschieden-
heit der Prüfungsanforderungen entgegenstand, ist weg-
gefallen. Zwar sind die Prüfungs- und Ausbildungsord-
nungen, rein formal gesehen, nicht einheitlich; sie stim-
men aber in ihrer Grundeinstellung dank der Zusammen-
arbeit der Länder weitgehend überein. Vor allem ist er-
reicht, daß die Prüfungsanforderungen und damit auch die 
Prüfungen gleichwertig sind. Deshalb ist der Grund zu 
einem Zögern, der 1878 bestanden hat, nicht mehr gege-
ben. Wird aber der Entschluß, die Freizügigkeit einzufüh-
ren, bereits aus diesen Erwägungen heraus gefaßt, so er-
übrigt sich eine nähere Prüfung, ob er nicht auch mit 
Rücksicht auf das Grundrecht der Berufsfreiheit geboten 
wäre. 

2. Der Anwärterdienst 

Für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft wird neben 
der Richteramtsfähigkeit die Ableistung eines anwaltlichen 
Anwärterdienstes gefordert. Dieser Anwärterdienst be-
steht bereits in allen Ländern 1 ), mit Ausnahme des Landes 
Rheinland-Pfalz. Auf die Unterschiede in den landesrecht-
lichen Regelungen wird später einzugehen sein. 

Anders als früher ist er nicht mehr als eine reine Zu-
lassungsbeschränkung, auch nicht als eine Zulassungsbe-
schränkung und gleichzeitig als Mittel der Sonderausbildung 
(so Levin: Schutz der freien Rechtsanwaltschaft, S.104 ff.) ge-
dacht; er ist vielmehr lediglich dazu bestimmt, den Bewer-
ber auf die selbständige Ausübung des Berufes als Rechts-
anwalt besonders vorzubereiten (s. Einleitung unter IV 2). 
Die Ausbildung bei einem Anwalt während des Vorberei-
rungsdienstes als Referendar (§ 2 Abs. 3 GVG) kann nur 
einen allgemeinen Überblick über die anwaltliche Tätig-
keit vermitteln. Sie wird aber dem Referendar nicht in 
vollem Umfang die Selbstprüfung ermöglichen, ob er die 
für den Beruf erforderlichen Eigenschaften besitzt. So wie 
der Gerichtsassessor sich in der Regel mit den richter-
lichen Aufgaben noch besonders vertraut machen muß, 
bevor er zum Richter auf Lebenszeit ernannt wird, so soll 
auch der Anwaltsassessor noch weitere Erfahrungen sam-
meln, bevor er die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
erhält. 

Diese innere Beziehung zwischen der Stellung des Ge-
richtsassessors und derjenigen des Anwaltsassessors legt 
es auch nahe, dem Anwaltsassessor anwaltliche Befugnisse 
einzuräumen, ebenso wie dem Gerichtsassessor als Hilfs-
richter bereits richterliche Befugnisse zustehen. Deshalb 
soil für die besondere Vorbereitung auf den Anwaltsberuf 
nicht ein Probedienst, dem anwaltliche Befugnisse fremd 
sind 2), sondern der anwaltliche Anwärterdienst vorgese-
hen werden, bei dem der Anwaltsassessor die anwaltlichen 
Befugnisse des Rechtsanwalts besitzt, dem er überwiesen 
ist 3). 

1) Bayern:  §§ 2 a bis 2 i der Rechtsanwaltsordnung 1946 vom 6. No-
vember 1946 (GVBl. S 371); 

Hessen:  §§ 1 bis 8 der Rechtsanwaltsordnung vom 18. Oktober 
1948 (GVB1. S. 126); 

früheres Land Württemberg-Baden: §§ 2a bis 2i des Ge-
setzes Nr. 222 - Rechtsanwaltsordnung - vom 4. März 
1948 (Reg.B1. S. 101); 

Bremen:  in abgewandelter Form nach der Reichs-Rechtsanwalts-
ordnung von 1936; 

Nordrhein-Westfalen:  
Niedersachsen: 	§§ 4 bis 10 der Rechtsanwalts

-

Schleswig Holstein: 	ordnung für die Britische Zone 

Hamburg: 	 vom 10. März 1949 (VO. Bl. BZ. S. 80h 

früheres Land  Baden:  §§ 2 a bis 2 i des Landesgesetzes über 
die Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 28. April 
1949 (GVBl. S. 251); 

früheres Land Württemberg-Hohenzollern: §§ 1 bis 8 
des Gesetzes über die Ergänzung der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 (RGBl. S. 177) vom 22. De-
zember 1948 (RegBl. 1949 S. 15). 

2) Vgl. §§ 2 a-i der bayer. Rechtsanwaltsordnung vom 6. November 
1946 (GVBl. S 371) in Verbindung mit der Bekanntmachung über 
den anwaltschaftlichen Probedienst vom 31. Mai 1947 (JMBl 1948 
S. 1) ; §§ 1 bis 5, § 6 Abs. 1 der hess. Rechtsanwaltsordnung vom 
18. Oktober 1948 (GVBl. S. 126) ; §§ 2 a-f, § 2 q Abs. 1 und 2 des 
württemb.-badischen Gesetzes Nr. 222 - Rechtsanwaltsordnung - 
vom 4. März 1948 (Reg. Bl. S. 101). 

s) Vgl. § 7 Abs. 3 der Rechtsanwaltsordnung für die Britische Zone 
vom 10. März 1949 (VO. Bl. BZ. S 80); § 2f des bad. Landesgesetzes 
über die Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 28. April 1949 
(GVBl. S.251); § 6 des württemb.-hohenz. Gesetzes über die Er-
gänzung der Recbtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (RGBl. S. 177) 
vom 22. Dezember 1948 (RegBl. 1949 S. 15). 

Zu § 6 

Erfordernis des Anwärterdienstes 

Diese Vorschrift enthält in Absatz 1 den Grundsatz, daß 
vor der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ein Anwärter-
dienst von einem Jahr (vgl. § 7 Abs. 1) zu leisten ist. Sie 
weist ausdrücklich darauf hin, daß der Zweck dieser Ein-
richtung in der besonderen Vorbereitung auf die selbstän-
dige Ausübung des Berufes als. Rechtsanwalt liegt. 

Richter, Staatsanwälte, Notare, ordentliche öffentliche 
Rechtslehrer an einer deutschen Universität und frühere 
Rechtsanwälte werden im Absatz 2 von dem Anwärter-
dienst befreit. Bei ihnen ist davon auszugehen, daß sie 
bereits mit den anwaltlichen Aufgaben vertraut sind, wie 
umgekehrt bei einem Rechtsanwalt, der zum Richter er-
nannt wird, die Kenntnis der richterlichen Aufgaben ohne 
weiteres vorauszusetzen ist. Es verbietet sich auch von 
selbst, Unterschiede nach der einen oder anderen Richtung 
vorzusehen, weil die Tätigkeit in den verschiedenen 
Zweigen der Rechtspflege ausnahmslos gleich gewertet 
werden muß. - Der Grund, aus dem die Befreiung hier 
gewährt wird, zeigt zugleich, daß der Anwärterdienst nur 
der rein fachlichen Vorbereitung dient. Die Ausnahme 
wäre wohl sachlich nicht zu rechtfertigen, wenn der An-
wärterdienst als eine Beschränkung des Zugangs zur An-
waltschaft gedacht wäre. 

Zu § 7 

Dauer des Anwärterdienstes 

Der Anwärterdienst wird auf ein Jahr bemessen (Ab-
satz 1). Der Entwurf folgt damit der Regelung der Länder 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein, 
Hamburg und der früheren Länder Baden und Württem-
berg-Hohenzollern 4). Die gleiche Dauer hat auch Bayern 
für den anders gearteten Probedienst (s. die Vorbem. vor 
§ 6) vorgesehen 5), während Hessen und das frühere Land 
Württemberg-Baden den anwaltlichen Probedienst, der 
dort nach einem Jahr ohne eine Änderung der Bezeich-
nung in einen Anwärterdienst übergeht, auf zwei Jahre 
erstrecken 6). 

Der Zweck der besonderen anwaltlichen Vorbereitung 
kann nach den Erfahrungen der Länder, die bisher schon 
den anwaltlichen Anwärterdienst auf ein Jahr bemessen 
haben, während eines Jahres erreicht werden. In den Aus-
nahmefällen, in denen der Bewerber noch nicht die er-
forderliche Sicherheit zur selbständigen Ausübung des 
anwaltlichen Berufes erlangt haben sollte, bleibt die Mög-
lichkeit offen, die Vorbereitungszeit auf seinen Antrag zu 
verlängern (Absatz 3). Solche Fälle nötigen aber nicht 
dazu, den Anwärterdienst allgemein länger als ein Jahr 
dauern zu lassen. Wenn diese unterste Grenze eingehalten 
wird, können Zweifel, ob nicht die Zeit, die für die Vor-
bereitung bestimmt ist, in Wahrheit eine Wartezeit sein 
solle, nicht auftreten. 

Daß lediglich das Ziel der besonderen Vorbereitung 
auf die selbständige Ausübung des Anwaltsberufes für 
den Anwärterdienst bestimmend ist, ergibt sich auch aus 
§ 7 Abs. 2, der im Einzelfall eine Abkürzung oder den Er-
laß des Dienstes vorsieht. Anders als im § 6 Abs. 2, der 
gesetzlich eine allgemeine Befreiung gewährt, kommt es 
hier darauf an, ob in der Person des einzelnen Bewerbers 
die Voraussetzungen für ein Abweichen von der Norm 
gegeben sind. Der Bewerber muß nach seiner Persönlich-
keit und seiner Befähigung für den Beruf des Rechtsan-
walts vorzugsweise geeignet und mit den Aufgaben des 
Berufes bereits vertraut sein. Eine innere Notwendigkeit 
für den Anwärterdienst ist bei einem solchen Bewerber 
nicht gegeben. Es wäre deshalb nicht zu vertreten, hier 

4) Vgl. § 4 Abs. 1 der Rechtsanwaltsordnung für die Britische Zone 
vom 10. März 1949 (VO.Bl.BZ. S. 80); § 2c des bad. Landesgesetzes 
über die Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 28 April 1949 
(GVB1. S.251); § 3 des württemb.-hohenz. Gesetzes über die Er-
gänzung der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (RGBl. S. 177) 
vom 22. Dezember 1948 (RegBl 1949 S. 15). 

5) Vgl § 2 d der bayer. Rechtsanwaltsordnung 1946 vom 6. November 
1946 (GVBl. S. 371). 

6) Vgl. §§ 3, 6 Abs 3 der hess Rechtsanwaltsordnung vom 18. Oktober 
1948 (GVBl. S. 126); § 2 d, § 2g Abs. 3 des württemb.-bad Gesetzes 
Nr. 222 - Rechtsanwaltsordnung - vom 4. März 1948 (Reg.Bl. 
S. 101). 



starr an der normalen Dauer des Anwärterdienstes fest-
zuhalten oder in besonders gelagerten Fällen ihn über-
haupt zu fordern. 

Andererseits ist der Möglichkeit Rechnung zu tragen, daß 
ein Bewerber, der die Vorbereitungszeit infolge Krankheit 
oder aus anderen Gründen nicht voll nützen konnte, sich 
noch nicht sicher genug fühlt, um nach Ablauf des Jahres 
den Anwaltsberuf selbständig auszuüben. Es soll in solchen 
Ausnahmefällen eine Verlängerung der Anwärterdienstzeit 
auf die Dauer eines weiteren Jahres zugelassen werden. Die 
Verlängerung darf aber nicht von Amts wegen verfügt 
werden. Sie soll des Charakters einer Maßnahme der 
Dienstaufsicht entkleidet werden. Deshalb kann die Ver-
längerung nur auf Antrag des Bewerbers selbst ausge-
sprochen werden. Es bleibt also seiner freien Entschließung 
überlassen, ob er diesen Antrag stellen will, z. B. wenn 
ihm Zweifel kommen, ob er den Anwärterdienst bereits 
mit Erfolg abgeleistet haben wird. Solche Zweifel wird 
er durch eine vertrauensvolle Fühlungnahme mit dem 
Rechtsanwalt, dem er überwiesen ist, und mit dem Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer (§ 10) klären können. 

Die Entscheidung über die Abkürzung, den Erlaß oder 
die Verlängerung des Anwärterdienstes wird der Landes-
justizverwaltung vorbehalten (Absatz 4). Diese Fragen 
stehen im engen Zusammenhang mit der Zulassung zum 
Anwärterdienst. Da diese zur Zuständigkeit der Landes-
justizverwaltung gehört (vgl. § 8 Abs. 2), sind ihr auch 
die zusätzlichen Entscheidungen zu überlassen. Vor der 
Entscheidung ist der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
zu hören. Seine Stellungnahme kann nicht entbehrt wer-
den, weil ei den Anwärterdienst leitet (§ 10) und weil er 
naturgemäß über besondere Erfahrungen verfügt. 

Zu § 8 

Antrag auf Zulassung zum Anwärterdienst 

Für die Zulassung zum Anwärterdienst gilt ebenso wie 
für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft (§ 5) der Grund-
satz der Freizügigkeit. Die näheren Gründe für diese Re-
gelung sind bereits bei § 5 dargelegt. 

Uber den Antrag auf Zulassung zum Anwärterdienst hat 
die Landesjustizverwaltung zu entscheiden (Absatz 2), in 
deren Hand später auch die Entscheidung über den Antrag 
auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft liegt (§20 Abs. 1). Die 
Zuständigkeit auf den Vorstand der Anwaltskammer zu 
übertragen, wie es in dem früheren Land Baden (§§ 2 a, 2 b 
des Landesgesetzes über die Änderung der Rechtsanwalts-
ordnung vom 28. April 1949 — GVBl. S.251 —) und in 
dem früheren Land Württemberg-Hohenzollern (§§ 1, 2 des 
Gesetzes über die Ergänzung der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 — RGBl. S. 177 — vom 22. Dezember 1948 
— RegBl. 1949 S. 15 —) entsprechend der Regelung für 
die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft geschehen ist, kann 
hier ebenso wie hei der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
nicht in Erwägung gezogen werden, weil es sich nicht 
um eine typische Selbstverwaltungsaufgabe der Rechts-
anwaltschaft handelt. Wohl aber ist Mitwirkung des 
Vorstandes vorzusehen, wie es bisher nach § 5 Abs. 2 der 
Rechtsanwaltsordnung für die Britische Zone vom 10. März 
1949 (VO. Bl. BZ. S. 80) in den Ländern Nordrhein-West-
falen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg und 
nach der Rechtsanwaltsordnung 1 ) der Länder Bayern, 
Hessen und des früheren Landes Württemberg-Baden der 
Fall ist. 

Zu § 9 

Ablehnung des Antrags 

In der Zulassung zum Anwärterdienst liegt eine gewisse 
Vorentscheidung für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft, 
auch wenn sie für die nachfolgende Entschließung keine 
bindende Wirkung haben kann. Steht in einem Einzelfall 
bereits fest, daß dem Bewerber später die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft nicht erteilt werden wird, so entbehrt 
die Zulassung zum Anwärterdienst, der für den Bewerber 
nutzlos wäre, der inneren Berechtigung. Deshalb wird im 

1) Vgl. § 2 c der bayer. Rechtsanwaltsordnung vom 6. November 1946 
(GVBl. S. 371); § 2 der hess Rechtsanwaltsordnung vom 18. Oktober 
1948 (GVBl. S. 126); § 2c des württemb.-had. Gesetzes Nr. 222 — 
Rechtsanwaltsordnung — vom 4. März 1948 (Reg.Bl. S. 101). 

Absatz 1 vorgesehen, daß der Antrag auf Zulassung zum 
Anwärterdienst abzulehnen ist, wenn ein Grund vorliegt, 
aus dem später die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft zu 
versagen wäre (§ 19). Andere Ablehnungsgründe werden 
dagegen nicht zugelassen. Insbesondere kann die Zulas-
sung zum Anwärterdienst nicht deshalb versagt werden, 
weil ein Bedürfnis für die Zulassung weiterer Anwalts-
assessoren nicht bestehe. 

Der ablehnende Bescheid muß mit Gründen versehen 
werden. Es sind also die Tatsachen und die rechtlichen 
Bedenken anzugeben, die der Zulassung zum Anwärter-
dienst entgegenstehen. Der Bewerber erhält damit die er-
forderlichen Unterlagen für seine Entschließung, ob er 
den Bescheid anfechten will. 

Der ablehnende Bescheid kann mit dem Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung angefochten werden (Absatz 3). 
Dem Betroffenen wird so der Rechtsweg eröffnet, wie es 
nach Artikel 19 Abs. 4 des Grundgesetzes unerläßlich ist. 

Der Antrag kann nur innerhalb eines Monats nach der 
Zustellung des Bescheides gestellt werden. Das gericht-
liche Verfahren schließt sich also unmittelbar an den Ver-
waltungsakt an. Der Antrag ist an den Ehrengerichtshof 
für Rechtsanwälte bei dem Oberlandesgericht zu richten, 
in dessen Bezirk der Bewerber als Anwaltsassessor be-
schäftigt werden will. Die näheren Einzelheiten des An-
fechtungsverfahrens sind in den §§ 49, 51 bis 54 geregelt. 
Hervorzuheben ist, daß dem Bewerber gegen die Ent-
scheidung des Ehrengerichtshofes, durch die seine Zu-
lassung zum Anwärterdienst abgelehnt wird, die sofortige 
Beschwerde an den Bundesgerichtshof zusteht (§ 54 Abs. 1 
Nr. 1). Dieses Rechtsmittel wird ihm gewährt, weil die 
Ablehnung für seine Laufbahn und sein Fortkommen von 
entscheidender Bedeutung ist. 

Der Rechtsweg wird nach Absatz 4 auch dann eröffnet, 
wenn die Landesjustizverwaltung den Antrag auf Zulas-
sung zum Anwärterdienst innerhalb von drei Monaten 
ohne zureichenden Grund nicht beschieden hat. Hierdurch 
soll dem Bewerber ähnlich wie nach § 35 Abs. 2 der süd-
deutschen Gesetze über die Verwaltungsgerichtsbarkeit 2 ) 
und § 24 der MilRegVO. Nr. 165 (Amtsblatt der Brit. Mil

-
Reg.  S. 799) ein Rechtsschutz dagegen gewährt werden, 
daß die Entscheidung über seinen Antrag erheblich ver-
zögert wird. In der Regel wird eine Frist von drei Mona-
ten für die abschließende Prüfung des Antrags ausreichen. 
Sind in einem Einzelfall umfangreiche und schwierige Er-
mittlungen erforderlich, so wird die Landesjustizverwal-
tung dem Bewerber einen Zwischenbescheid erteilen end 
darin die Gründe angeben, die einer Erledigung des An-
trags bisher entgegengestanden haben. Ein derartiger 
Bescheid zeigt dem Bewerber, daß die Landesjustizver-
waltung nicht untätig geblieben ist. Würde der Bewerber 
nach einem solchen Zwischenbescheid alsbald den Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung stellen, so liefe er Gefahr, 
daß sein Antrag als verfrüht zurückgewiesen würde. Die 
Vorschrift wird also nur für krasse Fälle Bedeutung haben. 

Zu 10 

Leitung des Anwärterdienstes 

Der Anwärterdienst soll von dem Vorstand der Rechts-
anwaltskammer geleitet werden. Diese Regelung fügt sich 
organisch in das Gesamtbild des anwaltlichen Anwärter-
dienstes ein, der die Aufnahme des Anwaltsassessors in 
die Rechtsanwaltschaft vorbereitet. Sie besteht bereits in 
den Ländern Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schles-
wig-Holstein, Hamburg — § 6 der Rechtsanwaltsordnung 
für die Britische Zone vom 10. März 1949 (VO.BI.BZ . 
S. 80) —, in dem früheren Land Baden (§ 2d des Landes-
gesetzes über die Änderung der Rechtsanwaltsordnung 
vom 28. April 1948 — GVBl. S. 251 —) und in dem früheren 
Land Württemberg-Hohenzollern (§ 4 des Gesetzes über 
die Ergänzung der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 

2) Bayern:  Gesetz Nr. 39 vom 25. September 1946 (GVBl. S. 281) in 
der Fassung des Gesetzes vom 30. September 1949 
(GVBl. S, 258); 

Hessen:  Gesetz vom 31. Oktober 1946 (GVBl. S. 194) in der 
Fassung des Gesetzes vom 30. Juni 1999 (GVBl. S. 137); 

früheres Land Württemberg-Baden: Gesetz Nr. 110 vom 
16. Oktober 1946 (Reg.Bl. S. 221) ; 

Bremen:  Gesetz vom 5. August 1947 (GBl. S. 171). 



— RGBl. S. 177 — vom 22. Dezember 1948 — RegBl. 1949 
S. 15 —). Dagegen obliegt die Leitung und Aufsicht über 
den Probedienst in den Ländern Bayern (§ 2 f der Rechts-
anwaltsordnung 1946 vom 6 November 1946 — GVBl. 
S. 371 —1, Hessen (§ 5 der Rechtsanwaltsordnung vom 
18. Oktober 1948 — GVBl. S. 126 —) und in dem früheren 
Land Württemberg-Baden (§ 2 f des Gesetzes Nr. 222 —
Rechtsanwaltsordnung — vom 4 März 1948 — Reg. Bl 
S 101 —) bisher dem Präsidenten des Landgerichts im 
Benehmen mit dem Vorsitzenden des Vorstandes der 
Rechtsanwaltskammer In diesen letztgenannten Ländern 
wird also künftig eine Änderung eintreten. Sie ist dadurch 
geboten, daß es sich hier  um  anwaltliche Fragen handelt, 
die der Selbstverwaltung der Anwaltschaft überlassen 
werden können. 

Zu § 11 

Beginn des Anwärterdienstes 

Der Bewerber führt während des Anwärterdienstes 
die Bezeichnung „Anwaltsassessor" (Absatz 2), wie es 
jetzt schon nach den landesrechtlichen Regelungen der 
Fall ist. 

Da die Leitung des Anwärterdienstes dem Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer anvertraut ist (§ 10) und der An-
waltsassessor auch der Aufsicht des Vorstandes unter-
steht (§ 12), wird er durch den Präsidenten der Rechtsan-
waltskammer als den Repräsentanten des Vorstandes in 
Pflicht genommen. Diese so hervorgehobene Einführung 
in den Anwärterdienst einem Organ der Justizverwaltung 
vorzubehalten, wie es in den Ländern Bayern, Hessen und 
in dem früheren Land Württemberg-Baden geschehen ist 
(s. die bei § 10 angeführten gesetzlichen Vorschriften), 
erscheint nicht notwendig. Es ist vielmehr darauf Bedacht 
zu nehmen, die engen Beziehungen des Bewerbers zur 
Anwaltschaft bereits hei Beginn des Anwärterdienstes 
deutlich in Erscheinung treten zu lassen. 

Der Anwärterdienst beginnt nach Absatz 1 Satz 2 mit 
der Verpflichtung des Bewerbers. Durch diese Bestimmung 
wird die im Geltungsbereich des § 6 der Rechtsanwalts-
ordnung der Britischen Zone vom 10. März 1949 (VO.Bl. 
BZ. S. 80) aufgetretene Streitfrage, welcher Zeitpunkt für 
den Beginn des Anwärterdienstes maßgebend sein soll, 
wenn der Bewerber erst nach Antritt seines Dienstes in 
Pflicht genommen wird (vgl. Clippers: Rechtsanwaltsord-
nung für die Britische Zone, § 6 Anm. 3), eindeutig ge-
klärt. Die Regelung soll dazu beitragen, daß der Bewer-
ber alsbald nach seiner Zulassung in Pflicht genommen 
wird, damit seine rechtliche Stellung (vgl. § 12) keinem 
Zweifel unterliegen kann. 

Zu § 12 

Aufsicht über den Anwaltsassessor 

In den Ländern Bayern (§ 2 f der Rechtsanwaltsordnung 
1946 vom 6. November 1946 — GVBl. S 371 —), Hessen 
(§ 5 der Rechtsanwaltsordnung vom 18. Oktober 1948 — 
GVB1. S. 126 —) und in dem früheren Land Württemberg-
Baden (§ 2 f des Gesetzes Nr. 222 — Rechtsanwaltsordnung 
— vom 4. März 1948 — Reg.Bl. S 101 —) untersteht der An-
waltsassessor bisher der Dienstaufsicht des Präsidenten 
des Landgerichts, in dessen Bezirk er sich dem Probedienst 
unterzieht. Er unterliegt in diesen Ländern auch nicht 
der anwaltlichen Ehrengerichtsbarkeit; eine Ausnahme ist 
in Hessen für die Ausschließung aus dem Vorbereitungs-
dienst insofern vorgesehen, als in diesem Falle die Vor-
schriften über die Ausschließung eines Rechtsanwalts aus 
der Rechtsanwaltschaft entsprechend anzuwenden sind (§ 5 
Abs. 3 der hess. Rechtsanwaltsordnung vom 18. Oktober 
1948 — GVBl. S. 126 —). 

Dagegen ist der Anwaltsassessor in den Ländern Nord-
rhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein und 
Hamburg nach § 6 Abs. 3 der Rechtsanwaltsordnung für 
die Britische Zone vom 10 März 1949 (VO.Bl. BZ S. 80) und 
auch in den früheren Ländern Baden (§ 2d des Landes-
gesetzes über die Änderung der Rechtsanwaltsordnung 
vom 28. April 1949 — GVBl. S. 251 —) und Württemberg-
Hohenzollern (§ 4 des Gesetzes über die Ergänzung der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 — RGBl. S. 177 — 

vom 22. Dezember 1948 — RegBl. 1949 S. 15 —) der Auf-
sicht des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer und der 
Ehrengerichtsbarkeit unterstellt. 

Der Entwurf übernimmt diese letzte Regelung. Maßge-
bend hierfür sind die gleichen Erwägungen, aus denen die 
Leitung des Anwärterdienstes dem Vorstand der Rechts-
anwaltskammer übertragen wird (s. bei § 10). Der Natur 
des anwaltlichen Anwärterdienstes und der Stellung des 
Anwaltsassessors zur Anwaltschaft entspricht es eher, 
ihn in die Selbstverwaltung der Anwaltschaft einzubezie-
hen, als ihn der unmittelbaren Dienstaufsicht staatlicher 
Behörden zu unterstellen Die Ausschließung vom An-
wärterdienst muß indes ebenso wie die Ausschließung 
aus der Rechtsanwaltschaft der staatlichen Gerichtsgewalt 
vorbehalten bleiben (vgl. § 155 in Verbindung mit § 118 
Abs. 2) 

Der Anwaltsassessor soll über seine Stellung zur Rechts-
anwaltskammer unterrichtet sein. Deshalb ist der Präsident 
der Rechtsanwaltskammer gehalten, ihn bei der Verpflich-
tung darauf hinzuweisen daß er nunmehr der Aufsicht 
des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer und der an-
waltlichen Ehrengerichtsbarkeit untersteht. 

Zu § 13 

Überweisung an einen Rechtsanwalt 
Entsprechend dem Grundsatz, daß der anwaltliche An-

wärterdienst von dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
zu leiten ist (§ 10), wird die Aufgabe, den Anwaltsassessor 
einem geeigneten Rechtsanwalt zu überweisen, dem Prä-
sidenten der Rechtsanwaltskammer übertragen. Fühlt sich 
der Anwaltsassessor oder ein Rechtsanwalt durch die ge-
troffene Auswahl beschwert, so kann der Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer angerufen werden (Absatz 4). Seine 
Aufgabe ist es, für einen Ausgleich zwischen den sich 
etwa widerstreitenden Interessen zu sorgen. 

Der verantwortungsvollen Aufgabe. den Anwaltsasses-
sor mit dem Beruf des Rechtsanwalts vertraut zu machen, 
können in der Regel nur Rechtsanwälte gerecht werden, 
die schon längere Zeit hindurch in dem Beruf tätig sind. 
Deshalb soll der Präsident nach Absatz 2 Satz 2 nur einen 
Rechtsanwalt auswählen, der seit mindestens fünf Jahren 
den Beruf ausübt. 

Die Übernahme des Anwaltsassessors ist eine allgemeine 
Standespflicht. Sie kann deshalb nach Absatz 3 nur aus 
einem wichtigen Grunde abgelehnt werden. 

Zu § 14 

Rechte und Pflichten des Anwaltsassessors 

Die Rechte und Pflichten des Anwaltsassessors ergeben 
sich aus dem Zweck des Anwärterdienstes Ihnen entspre-
chen Rechte und Pflichten des Rechtsanwalts, der den ihm 
überwiesenen Anwaltsassessor mit dem Beruf vertraut 
machen soll. Die enge Zusammenarbeit zwischen dem 
Rechtsanwalt und dem Anwaltsassessor muß von dem 
Verantwortungsbewußtsein beider getragen sein. Deshalb 
darf der Anwaltsassessor sich nicht auf die Anleitung, die 
er durch den Rechtsanwalt erhält (Absatz 1), beschränken, 
sondern er muß sich auch selbst über den Pflichtenkreis 
des Rechtsanwalts unterrichten und sich so auf die selb-
ständige Ausübung des Anwaltsberufes vorbereiten (Ab-
satz 2). 

Dieser Vorbereitung wird es besonders förderlich sein, 
wenn der Anwaltsassessor gelegentlich die anwaltlichen 
Befugnisse des Rechtsanwalts ausüben darf, dem er über-
wiesen ist (Absatz 3) In dem Entwurf kann diese Frage 
nur allgemein geregelt werden. Es wird auch davon ab-
gesehen, die Befugnisse des Anwaltsassessors zu beschrän-
ken, um dem Rechtsanwalt, dem der Anwaltsassessor über-
wiesen ist, für die Übertragung von Geschäften einen 
möglichst weiten Raum zu lassen Der Entwurf folgt hier 
der Regelung, wie sie bereits nach § 7 Abs. 3 der Rechts-
anwaltsordnung für die Britische Zone vom 10. März 1949 
(VO.Bl BZ S 80) in den Ländern Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg und in den 
früheren Ländern Baden (§ 2 f Satz  I  des Landesgesetzes 
über die Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 



28. April 1949 - GVBl. S. 251 -) und Württemberg-Ho-
henzollern (§ 6 Satz 1 des Gesetzes über die Ergänzung 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 - RGBl. S. 177 
- vom 22. Dezember 1948 - Reg.Bl.  1949  S. 15 -) besteht. 
Er findet sich auch in Übereinstimmung mit § 6 Abs. 3 der 
hess. Rechtsanwaltsordnung vom 18. Oktober 1948 (GVBl. 
S. 126) und § 2 g Abs. 3 des württemb.-bad. Gesetzes Nr. 222 
- Rechtsanwaltsordnung - vom 4. März 1948 (Reg.-Bl. 
S. 101), die dem Anwaltsassessor die amtlichen Befugnisse 
des Rechtsanwalts allerdings erst im zweiten Jahr des 
Probedienstes einräumen. Wenn jetzt der Probedienst in 
den Ländern Bayern, Hessen und in dem früheren Land 
Württemberg-Baden durch den Anwärterdienst ersetzt 
wird, fällt künftig die Beschränkung weg, die in Bayern 
allgemein und in Hessen und in dem früheren Land 
Württemberg-Baden für das erste Jahr bestand. 
Wenn auch der Anwaltsassessor während des Anwärter-

dienstes vornehmlich darauf bedacht sein muß, sich unter 
der Anleitung des Rechtsanwalts weiterzubilden, und wenn 
somit auch seine Tätigkeit in erster Linie dem eigenen 
Fortkommen dient, so wird er gleichwohl auch dem Rechts-
anwalt, dem er überwiesen ist, Hilfe leisten können. Das 
Ausmaß der Dienste, die im Interesse des Rechtsanwalts 
geleistet werden, läßt sich allgemein nicht bewerten. Darin 
liegt einer der Gründe, aus denen der Entwurf davon ab-
sieht, die Frage der Vergütung gesetzlich zu regeln. 
Die bisherigen landesrechtlichen Vorschriften enthalten 

zum Teil den Grundsatz, daß der Anwaltsassessor für die 
Dauer des Probedienstes eine Vergütung erhält, die ihm 
von dem Rechtsanwalt zu zahlen ist, dem er überwiesen 
ist (§ 2 b der bayer. Rechtsanwaltsordnung 1946 vom 6. No-
vember 1946 - GVB1. S. 371 -; § 4 der hess. Rechtsan-
waltsordnung vom 18 Oktober 1948 - GVB1. S. 126 -; 
§ 2 b des württemb.-bad. Gesetzes Nr. 222 - Rechtsan-
waltsordnung - vom 4. März 1948 - Reg. Bl. S. 101 -). 
In dem früheren Land Württemberg-Baden ist darüber 
hinaus bestimmt, daß die Vergütung die gleiche wie die 
eines Assessors im staatlichen Dienst im ersten und 
zweiten Jahr seiner Tätigkeit sein muß (§ 2 b Abs. 2 
a. a. O.). In den früheren Ländern Baden und Württem-
berg-Hohenzollern erhält der Anwaltsassessor von dem 
Rechtsanwalt, dem er überwiesen ist, eine Mindestver-
gütung in Höhe von 60 Prozent der einem ledigen Assessor 
im staatlichen Anwärterdienst zustehenden Bezüge (§ 2 g 
Abs. 1 des bad Landesgesetzes über die Änderung der 
Rechtsanwaltsordnung vom 28. April 1949 - GVBl. 
S. 251 -; § 7 Abs. 1 des württemb.-hohenz. Gesetzes über 
die Ergänzung der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
- RGBl. S. 177 - vom 22. Dezember 1948 - RegBl. 1949 
S. 15 -). In der Rechtsanwaltsordnung für die Britische 
Zone vom 10. März 1949 (VO.B1. BZ. S. 80) - § 7 Abs. 4 - 
blieb die nähere Regelung einer Durchführungsverord-
nung vorbehalten; diese ist jedoch nicht mehr erlassen 
worden. Bei den Beratungen der ersten Entwürfe hat es 
sich übrigens gezeigt, wie schwierig es ist, bei der Viel-
gestaltigkeit der Verhältnisse eine allgemeine Norm zu 
finden, die allen Teilen gerecht wird. 
Die bisherigen landesrechtlichen Lösungen wurden da-

durch wesentlich erleichtert, daß die Zahl der Anwalts-
assessoren annähernd feststand, weil grundsätzlich nur 
die Bewerber übernommen werden, die in dem Lande die 
zweite Staatsprüfung abgelegt haben. Wenn jetzt diese 
Schranke fällt (§ 8 Abs. 1) und die Zulassung zum An-
wärterdienst allgemein freigegeben ist, so läßt sich die 
weitere Entwicklung der Verhältnisse nicht mit genügen-
der Sicherheit übersehen, so daß es an einer geeigneten 
festen Grundlage für eine neue gesetzliche Regelung fehlt. 
Wenn auch die Vergütung von dem Gesetzgeber nicht 

geregelt werden kann, so ist es jedoch für den Rechts-
anwalt ein Gebot des Standesrechts, dem Anwaltsassessor, 
den er übernommen hat und den er zu seiner Unterstüt-
zung heranziehen kann, eine angemessene Vergütung 
zu gewähren. Auf diese Standespflicht wird im Absatz 4 
ausdrücklich hingewiesen. Damit dürfte den Belangen 
aller Beteiligten hinreichend Rechnung getragen sein. 
Sollte statt der Möglichkeit, die Vergütung im einzelnen 
Fall frei zu regeln, eine Verpflichtung im Gesetz zwingend 
vorgesehen werden, so wäre zu befürchten, daß es bei 
einem stärkeren Andrang von Anwaltsassessoren schwie-
rig werden könnte, alle Bewerber unterzubringen. Solche 
Erfahrungen haben bereits Länder machen müssen, die 

eine Vergütung gesetzlich festgelegt haben. Zudem wäre 
ein derartiger Zwang, eine bestimmte Vergütung zu ge-
währen, mit dem völlig freien Zutritt zum Anwärterdienst 
nicht recht vereinbar. 

Zu § 15 

Bericht über die Ableistung des Anwärterdienstes 

Der Rechtsanwalt, dem der Anwaltsassessor überwiesen 
ist, hat vor dem Ende des Anwärterdienstes dem Präsiden-
ten der Rechtsanwaltskammer über die Dauer und die Art 
der Beschäftigung des Anwaltsassessors und über dessen 
Fähigkeiten und Leistungen zu berichten. Dieser Bericht 
soll dazu dienen, das Gutachten des Vorstandes der Rechts-
anwaltskammer für die Zulassung des Anwaltsassessors 
zur Rechtsanwaltschaft (§ 20 Abs. 2) vorzubereiten. 

Zu § 16 

Vorzeitiges Ausscheiden aus dem Anwärterdienst 

In dieser Vorschrift sind die Fälle aufgezählt, in denen 
der Anwaltsassessor aus dem Anwärterdienst vorzeitig 
ausscheidet. 
Der Anwaltsassessor kann jederzeit beantragen, ihn 

aus dem Anwärterdienst zu entlassen (Nr. 1). Dem Antrag 
muß entsprochen werden. 
Der in Nr. 2 erwähnte Ausschluß vom Anwärterdienst 

(§ 155 in Verbindung mit § 118 Abs. 2 und § 152 Abs. 1) 
wird mit der Rechtskraft des Urteils wirksam und hat 
automatisch das Ausscheiden des Betroffenen zur Folge. 
Ebenso scheidet der Anwaltsassessor kraft Gesetzes vor-

zeitig aus, wenn die Zulassung zum Anwärterdienst zu-
rückgenommen wird (Nr. 3). 

Zu § 17 

Zurücknahme der Zulassung zum Anwärterdienst 

Die Zulassung zum Anwärterdienst kann aus den gleichen 
Gründen zurückgenommen werden, aus denen später die 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft zurückzunehmen wäre. 
Die einzelnen Gründe sind im § 26 aufgeführt. 
So wie die Zulassung zum Anwärterdienst zur Zustän-

digkeit der Landesjustizverwaltung gehört (§ 8 Abs. 2), so 
muß auch die Zurücknahme der Zulassung ihrer Entschlie-
ßung vorbehalten bleiben. Vor der Zurücknahme hat sie 
den Anwaltsassessor und den Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer zu hören, damit der Sachverhalt nach jeder Rich-
tung hin geprüft werden kann. 
Die Rücknahmeverfügung ist mit Gründen zu versehen 

(Absatz 3). Der Betroffene wird also, wie es zu seinem 
Rechtsschutz erforderlich ist, über die Erwägungen, die 
zu der Zurücknahme der Zulassung geführt haben, unter-
richtet. 
Im Hinblick auf Artikel 19 Abs. 4 des Grundgesetzes 

wird dem Betroffenen der Rechtsweg gegen die Zurück-
nahme der Zulassung eröffnet (Absatz 4). Der Betroffene 
kann deshalb innerhalb eines Monats nach der Zustellung 
der Verfügung bei dem Ehrengerichtshof für Rechtsan-
wälte den Antrag auf gerichtliche Entscheidung stellen. 
Das gerichtliche Verfahren ist in den §§ 49, 51 bis 54 näher 
geregelt. Wegen der Bedeutung der hier zur Entscheidung 
stehenden Fragen wird dem Betroffenen gegen die Ent-
scheidung des Ehrengerichtshofes, durch die sein Begeh-
ren auf Aufhebung der Zurücknahme der Zulassung zum 
Anwärterdienst zurückgewiesen wird, die sofortige Be-
schwerde an den Bundesgerichtshof gewährt (§ 54 Abs. 1 
Nr. 2). 
Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung hat ebenso 

wie die Anfechtungsklage im verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren (§ 51 Abs. 1 der süddeutschen Gesetze über die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit') und § 51 Abs. 1 der Mil.Reg. 

1) Bayern:  Gesetz Nr. 39 vom 25. September 1946 (GVBl. S. 281) in 
der Fassung des Gesetzes vom 30. September 1949 
(GVBl. S. 258); 

Hessen:  Gesetz vom 31. Oktober 1946 (GVBl. S. 194) in der 
Fassung des Gesetzes vom 30. Juni 1949 (GVBl. S. 137); 

früheres Land Württemberg -Baden ; Gesetz Nr. 110 vom 
16. Oktober 1946 (Reg:Bl. S. 221); 

Bremen:  Gesetze vom 5. August 1947 (GBl. S. 171). 



VO. Nr. 165 — Amtsblatt der Brit. Mil. Reg. S. 799) --
grundsätzlich aufschiebende Wirkung. Erfordert es jedoch 
das öffentliche Interesse, daß die Rücknahmeverfügung 
sofort vollzogen werde, so kann der Ehrengerichtshof 
dies anordnen (Absatz 5). 

3. Erteilung, Erlöschen und Zurücknahme 
der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 

In Zukunft wird zwischen der „Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft" als der bleibenden Grundlage für die Stel-
lung des Rechtsanwalts und der „Zulassung bei einem Ge-
richt" als einem veränderlichen lokalen Faktor unterschie-
den. Die Gründe hierfür sind bereits oben in der Vor-
bemerkung zum Zweiten Teil vor § 4 dargelegt. 

Zu § 18 

Antrag auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 

Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft wird nur auf An-
trag erteilt Der Antrag wird zweckmäßig bei der Landes-
justizverwaltung als der Stelle eingereicht, die über ihn 
zu entscheiden hat (§ 20 Abs. 1), zumal erst vom Tage des 
Eingangs bei ihr die Frist von drei Monaten rechnet, nach 
deren fruchtlosem Ablauf für den Bewerber der Rechts-
weg nach § 23 Abs. 3 in Verbindung mit § 9 Abs. 4 eröff-
net wird. Das Gesetz zwingt indes den Bewerber nicht, 
den Antrag sogleich bei der Landesjustizverwaltung zu 
stellen, er kann ihn auch bei dem Vorstand der Rechts-
anwaltskammer anbringen. 

Da ein Rechtsanwalt nach dem Grundsatz der Lokalisie-
rung stets bei einem Gericht zugelassen sein muß (s. Vor-
bemerkung zum Zweiten Teil vor § 4), wird nach § 30 
Abs. 2 vorausgesetzt, daß der Antrag auf Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft nicht für sich allein gestellt werden 
soll, sondern daß mit ihm der Antrag a uf Zulassung bei 
einem Gericht, das der Bewerber zu bezeichnen hat, ver-
bunden sein wird. 

Nach Absatz 2 kann der Antrag auf Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft nur aus den in dem Gesetz vorgesehe-
nen Gründen abgelehnt werden. Die Gründe, aus denen 
die Zulassung versagt werden muß, sind in dem folgen-
den § 19 positiv aufgezählt. Aus der Beschränkung auf 
diese Gründe ergibt sich, daß der Antrag auf Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft nicht etwa deshalb abgelehnt 
werden darf, weil der Bewerber in einem anderen deut-
schen Land die Fähigkeit zum Richteramt erlangt hat oder 
weil bei dem Gericht, bei dem der Bewerber zugelassen 
werden will, ein Bedürfnis für die Zulassung weiterer 
Rechtsanwälte nicht bestehe. Entscheidungen di eser Art 
wären wegen Verletzung des § 5, des § 18 Abs. 2 oder des 
§ 32 Abs. 2 fehlsam. 

Zu § 19 

Versagung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 

Der Entwurf geht, wie in der Einleitung unter IV 1 
näher ausgeführt ist, von dem Grundsatz der freien 
Advokatur aus. Er garantiert damit das Grundrecht der 
Berufsfreiheit. Der einzelne muß sich jedoch mit seinen 
Freiheitsrechten in die Allgemeinheit einordnen (Artikel 2 
Abs. 1 des Grundgesetzes) Er darf in der Freiheit der 
Berufsausühung nicht die Rechte anderer, insbesondere 
nicht die Rechte der Allgemeinheit gefährden. Ist nach der 
Erfahrung des Lebens damit zu rechnen, daß in einem 
konkreten Einzelfall ein Bewerber in der Ausübung des 
Berufes die Allgemeinheit gefährden wird, so muß solchen 
Gefahren vorgebeugt werden. Wenn insbesondere der 
Staat den Rechtsuchenden gebietet, sich in bestimmten 
Fällen vor den Gerichten durch einen Rechtsanwalt ver-
treten zu lassen, so ist er auch verpflichtet, dafür Sorge zu 
tragen, daß nur geeignete und zuverlässige Rechtsanwälte 
den Beruf ausüben. So hat sich im Laufe der Zeiten ein 
Berufsbild des Anwalts geformt, nach dem der Bewerber 
nicht nur die fachlichen Voraussetzungen erfüllen, sondern 
ouch bestimmte persönliche Qualitäten besitzen muß. 
Sind diese Bedingungen nicht gegeben und sind deshalb 
Gefahren für die Allgemeinheit zu befürchten, so ist es 
verfassungsmäßig gerechtfertigt und auch geboten, den 
Bewerber von der Ausübung des Berufes fernzuhalten. 

Im § 19 sind nur noch zwingende Versagungsgründe 
vorgesehen. Dagegen sind in dem Entwurf sogenannte 
fakultative Versagungsgründe nicht enthalten. Der Ent-
wurf weicht in dieser Hinsicht von der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 ab So konnte nach § 6 Nr. 1 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1 Juli 1878 die Landes-
justizverwaltung die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
ablehnen, wenn der Bewerber nach der Erlangung der 
Richteramtsbefähigung während eines zusammenhängen-
den Zeitraumes von 3 Jahren weder als Rechtsanwalt noch 
im öffentlichen Dienst, insbesondere im Justizdienst, noch 
als Lehrer des Rechts an einer deutschen Universität tätig 
gewesen war. Diese Bestimmung beruhte nach dem Be-
richt der Kommission (Anlagen zu den Verhandlungen 
des Deutschen Reichstags, 3. Legislaturperiode — II. Ses-
sion 1878, Aktenstück Nr. 173 S. 1091) auf der Erwägung, 
Bewerber, die während einer gewissen Zeit den Zusam-
menhang mit der Rechtswissenschaft verloren hatten, von 
der Zulassung auszuschließen Die Landesjustizverwal-
tung hatte für ihre Entschließung, ob sie den Bewerber 
zulassen oder ablehnen wollte, freien Spielraum. Ihre 
Entscheidung war nicht von der Feststellung abhängig, 
ob der Bewerber die Ausübung der Rechtspflege oder die 
Interessen der Rechtsuchenden gefährden würde. Eine 
solche Feststellung ist heute angesichts des Grundrechts 
der Berufsfreiheit erforderlich. Für eine typische Ermes-
sensentscheidung ist daher jetzt kein Raum mehr. — Fer-
ner wird auch eine Vorschrift ähnlich dem § 6 Nr. 2 der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 in den Entwurf 
nicht übernommen. Nach jener Bestimmung konnte einem 
Bewerber, der früher einmal infolge strafgerichtlicher 
Verurteilung zeitweilig unfähig gewesen war, ein öffent-
liches Amt zu bekleiden, die Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft versagt werden. Auch hier sah die Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 vor, daß die Landesjustizver-
waltung nach ihrem Ermessen die Zulassung aussprechen 
oder versagen konnte. Nach heutiger Auffassung kann 
es sich gegenüber einem solchen Sachverhalt nicht mehr 
um einen Fall der Ausübung des Ermessens, sondern nur 
um einen solchen der Rechtsanwendung handeln. Die 
Landesjustizverwaltung hätte jetzt festzustellen, ob dem 
Bewerber der Anspruch auf die Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft nicht zusteht, weil von ihm eine Gefähr-
dung der Rechtspflege oder der Interessen -der Recht

-

suchenden zu befürchten wäre. Diese Feststellung wäre 
auch in den Fällen erforderlich, die früher im § 6 Nr. 3 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 im Rahmen 
der fakultativen Versagungsgründe geregelt waren. So 
war es nach jener Bestimmung möglich. daß die Landes-
justizverwaltung einem Bewerber, der früher Rechts-
anwalt gewesen war und der innerhalb der letzten zwei 
Jahre im ehrengerichtlichen Verfahren mit einem Ver-
weis oder einer Geldstrafe von mehr als 50 RM bestraft 
worden war, die Zulassung versagte. Heute würde bei 
solchen Bewerbern, die an sich erheblich belastet erschei-
nen, festzustellen sein, ob sie eine Gefahr für die Allge-
meinheit bedeuten. Auch hier würde es sich also nicht 
mehr um eine typische Ermessensentscheidung handeln. 
Da bei den sogenannten fakultativen Versagungsgründen 
des früheren Rechts der gleiche Maßstab anzulegen wäre 
wie bei den zwingenden Versagungsgründen, hat eine 
Unterscheidung zwischen diesen beiden Gruppen ihre 
innere Berechtigung verloren. 

Nach dem historisch geformten Berufsbild kann ein 
Rechtsanwalt seinen Beruf erst ausüben, wenn er zur 
Rechtsanwaltschaft zugelassen ist. In dem Zulassungs-
verfahren wird geprüft, ob Tatbestände vorliegen, welche 
die Besorgnis rechtfertigen, daß der Bewerber nach der 
Aufnahme des Berufes die Allgemeinheit gefährden wür-
de. Dagegen darf der Bewerber nicht etwa deshalb zurück-
gewiesen werden, weil der Wettbewerb beschränkt wer-
den soll. 

Unter diesem Gesichtspunkt sind die Gründe, aus denen 
die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft versagt werden 
muß, zu betrachten 

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 
Zu Nr. 1: 
Hat das Bundesverfassungsgericht in einem Verfahren 

über die Verwirkung von Grundrechten (Art. 18 des Grund-
gesetzes, § 39 des Gesetzes über das Bundesverfassungs- 



Bericht) festgestellt, daß der Bewerber ein Grundrecht 
verwirkt hat, so erscheint es unerläßlich, ihm die Zulas-
sung zur Rechtsanwaltschaft zu versagen. Ein solcher Be-
werber, der ein Grundrecht zum Kampfe gegen die frei-
heitliche demokratische Grundordnung mißbraucht hat, 
stellt eine Gefahr für die Rechtspflege dar. 

Zu Nr. 2: 

Diese Vorschrift, die bei Unfähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter die Versagung zwingend vorschreibt, 
entspricht § 5 Nr. 1 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878. Sie schließt sich an die §§ 31, 32, 34 bis 36 StGB an. 

Zu Nr. 3: 

Daß die Ausschließung vom Anwärterdienst (§ 155 in 
Verbindung mit § 118 Abs. 2, § 151 Abs. 1 und § 152 Abs. 1) 
oder die Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft (§ 118 
Abs. 2, § 151 Abs. 1, § 152) zur Versagung der Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft führen muß (ebenso auch § 5 Nr. 2 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 für die Aus-
schließung aus der Rechtsanwaltschaft), bedarf keiner 
näheren Begründung. 

Zu Nr. 4: 

Die Entfernung aus dem Dienst war bisher nicht aus-
drücklich als zwingender Versagungsgrund vorgesehen. 
Sie wurde durch § 5 Abs. 5 der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 (Versagung der Zulassung wegen eines Ver-
haltens, welches die Ausschließung aus der Rechtsanwalt-
schaft bedingen würde) erfaßt. Es empfiehlt sich jedoch, 
diesen Grund zur Klarstellung besonders aufzuführen. 
Er ist gerechtfertigt durch die Erwägung, daß der Bewer-
ber, der als Beamter im Disziplinarverfahren mit der Ent-
fernung aus dem Dienst bestraft worden ist, mit großer 
Wahrscheinlichkeit als Anwalt eine Gefahr für die Rechts-
pflege bedeuten wird. Ein so schwer bestrafter Bewerber 
wird die nach dem Berufsbild des Anwalts erforderliche 
Lauterkeit und Zuverlässigkeit nicht besitzen. 

Zu Nr. 5: 

Der in Nr. 5 vorgesehene Versagungsgrund knüpft an 
den Tatbestand an, der im § 5 Nr. 5 der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 enthalten war. Jedoch tritt in 
der Betrachtungsweise ein grundlegender Wandel ein. 
Nach § 5 Nr. 5 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
konnte die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft versagt wer-
den, wenn der Bewerber nach dem Gutachten des Vor-
standes der Anwaltskammer sich eines Verhaltens schul-
dig gemacht hatte, das die Ausschließung aus der Rechts-
anwaltschaft bedingen würde Das Gesetz zwang damit 
zu der Fiktion eines ehrengerichtlichen Verfahrens, das 
wegen des Verhaltens hätte stattfinden müssen, wenn der 
Bewerber bereits Rechtsanwalt gewesen wäre. Es sollte 
dabei gleichgültig sein, ob die Handlung ganz in derselben 
Art im Anwaltsberuf vorkommen konnte (EGH Bd. 14 
S. 18). Daraus ergaben sich in der Praxis Schwierigkeiten 
und Härten (vgl. Lehmann in JW 1913 S. 790; Verhand-
lungen des XXI. Deutschen Anwaltstages 1913 in JW 1913 
Beilage zu Nr. 20 S. 20). Sie wurden in der Rechtsprechung 
gemildert. So führte der Ehrengerichtshof für Rechts-
anwälte in seinem Urteil vom 20. November 1930 (EGH 
Bd. 24 S. 22) aus, daß nicht jedes Verhalten, welches die 
Ausschließung eines Anwalts aus dem Anwaltsstande 
nach sich ziehen würde, als Versagungsgrund erachtet 
werden könne; sei das Verhalten derart, daß es als Hand-
lung einer nicht dem Anwaltsstand angehörenden Person 
keinen Verstoß gegen Recht, Sittlichkeit oder Anstand 
darstelle, so könne die Zulassung nicht auf Grund des § 5 
Nr. 5 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 versagt 
werden, auch wenn dasselbe Verhalten bei einem Rechts-
anwalt gegen die Standeswürde verstieße. — Die Recht-
sprechung gelangte so zu Ergebnissen, die allein dem Sinn 
des Gesetzes entsprechen konnten. 

Der Entwurf gibt die mißliche Fiktion des Disziplinar-
verfahrens gegen einen Nichtanwalt auf. Das Verhalten 
des Bewerbers ist in sich unabhängig von dem anwalt-
lichen Standesrecht zu betrachten. Es kommt darauf an, 
ob der Bewerber nach seinem Verhalten unter Berück-
sichtigung seiner Gesamtpersönlichkeit unwürdig ist, in 

den Anwaltsstand aufgenommen zu werden. Das drin-
gende allgemeine Interesse, den Stand reinzuhalten, muß 
dazu führen, einem Bewerber den Zutritt zur Anwaltschaft 
zu versagen, von dem nicht zu erwarten ist, daß er den 
ethischen Anforderungen des Anwaltstandes entsprechen 
und ein würdiges Mitglied der Gemeinschaft werden wird. 
Diese Bewertung des Verhaltens eines Bewerbers wird 
durch die Generalklausel ermöglicht, wie sie in Nr. 5 ent-
halten ist. Eine ins einzelne gehende Regelung, bei der 
konkrete Tatbestände aufzuzählen wären, kann nicht ge-
geben werden. Die jetzt vorgeschlagene Fassung lehnt 
sich an frühere Anregungen an (vgl. Verhandlungen des 
XXI. Deutschen Anwaltstages 1913 in JW 1913 Beilage 
Nr. 20 S. 20); sie steht in Einklang mit der Regelung, die 
im § 2 Abs. 2 Nr. 5 des Patentanwaltsgesetzes vom 28. Sep-
tember 1933 (RGBl. I  S. 669) aus dem früheren Gesetz, be-
treffend die Patentanwälte vom 21. Mai 1900, übernom-
men worden ist. 

Zu Nr. 6: 

Eine Bestimmung dieser Art war in der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 nicht ausdrücklich enthalten. Die 
Grundsätze, auf denen diese neue neben Nr. 5 stehende 
Generalklausel beruht, sind in der Rechtsprechung des 
Ehrengerichtshofes für Rechtsanwälte entwickelt worden. 
So hat der Ehrengerichtshof in einem Urteil vom 7. Mai 
1921 (EGH Bd. 18 S, 32) folgendes ausgeführt: Ein Bewer-
ber, der wegen nicht allzu erheblicher eigener Vorteile 
die Rechtsordnung bereits mehrfach verletzt habe, müsse 
die Befürchtung erwecken, daß er als Berater Dritter in 
gleicher Weise rechtliche Bedenken beiseite schieben 
werde, lediglich urn die ihm und seinen Auftraggebern 
erwünscht scheinenden Ziele zu erreichen. — Ähnlich hat 
der Ehrengerichtshof in einem weiteren Urteil vom 2. Juli 
1924 (EGH Bd. 19 S. 31) einem Bewerber die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft versagt, weil dieser nach seinem Ge-
samtbild die Sorge erwecke, daß er in schwierigen Lagen 
der Versuchung unterliegen könne, sich über das Recht 
hinwegzusetzen. 

In diesen und ähnlichen Fällen ist die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft zu versagen, weil die Besorgnis be-
gründet ist, daß der Bewerber die Ausübung der Rechts-
pflege und die Interessen der Rechtsuchenden gefährden 
könnte, weil er den im Anwaltsberuf unausbleiblichen 
Konflikten nicht gewachsen sein wird. 

Bei dem Versagungsgrund des § 19 Nr. 6 steht somit das 
objektive Moment der Gefährdung im Vordergrund. Die 
Vorschrift ermöglicht es, über § 19 Nr. 5 hinaus Bewerber 
von der Anwaltschaft fernzuhalten, auch wenn ihrem Ver-
halten aus besonderen Gründen der Makel des Unsitt-
lichen oder Ehrlosen nicht anhaftet. Allerdings wird wohl 
in der Regel ein Bewerber, der unwürdig ist, den An-
waltsberuf auszuüben, auch eine Gefahr für die Rechts-
pflege oder die Rechtsuchenden darstellen, so daß die 
Versagungsgründe der Nr. 5 und der Nr. 6 nebeneinander 
gegeben sein können. 

Auch für den Versagungsgrund, der in Nr. 6 geregelt 
wird, können einzelne Tatbestände nicht festgelegt wer-
den. Es muß vielmehr bei einer Generalklausel sein Be-
wenden haben. 

Zu Nr. 7: 

Die Versagung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
bei körperlichen Gebrechen oder bei Schwäche der geisti-
gen Kräfte in einem solchen Ausmaß, daß der Bewerber 
den Beruf dauernd nicht ordnungsmäßig ausüben kann, 
war bereits in der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
(§ 5 Nr. 6) zwingend vorgeschrieben. Sie ist in den Moti-
ven (Anlagen zu den Verhandlungen des Deutschen 
Reichstags, 3. Legislaturperiode, II Session 1878, Akten-
stück Nr. 5, zu § 4 Nr. 5) wie folgt begründet: 

„Die Einführung des Anwaltszwanges erfordert, 
daß den Gerichts-Eingesessenen Gewähr dafür gelei-
stet werde, daß zur Wahrnehmung ihrer Interessen 
nicht körperlich oder geistig überhaupt unfähige Per-
sonen zugelassen werden." 

Auch hier ist also der Zweck der Gefahrenabwehr unver-
kennbar. 



Zu Nr. 8: 
Der hier angeführte Versagungsgrund war bereits in 

der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 5 Nr. 4) ent-
halten. Er kann angesichts der Vielgestaltigkeit der denk-
baren Fälle nur allgemein dahin umschrieben werden, 
daß die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft nicht erteilt 
wird, wenn der Bewerber eine Tätigkeit ausübt, die mit 
dem Beruf oder mit dem Ansehen der Rechtsanwaltschaft 
nicht vereinbar ist. 

Bei der Prüfung im Einzelfall wird der Maßstab anzu-
legen sein, der sich aus dem allgemeinen Berufsbild des 
Rechtsanwalts ergibt. Der Rechtsanwalt muß als solcher 
in der Beratung und Vertretung unabhängig und objektiv 
sein. Will der Bewerber z. B. eine Tätigkeit beibehalten, 
die seine ganze Arbeitskraft in Anspruch nimmt und in 
der er streng an fremde Weisungen gebunden ist, so 
bleibt für eine Ausübung des Berufes als Anwalt, an den 
sich jeder Rechtsuchende wenden könnte, kein Raum 
mehr. Die Berufsbezeichnung Rechtsanwalt würde in 
einem solchen Fall zu einem inhaltleeren Titel werden. — 
Unter ähnlichen Gesichtspunkten lassen sich die Grenzen 
für den sogen. Syndikusanwalt bestimmen, der in einem 
Dienst- oder Anstellungsverhältnis zu einem bestimmten 
Arbeitgeber steht. Zwar wird ein Bewerber, der Syndi-
kus und Rechtsanwalt zugleich sein will, in seiner Eigen-
schaft als Syndikus eine juristische Tätigkeit ausüben, 
wenn er seinem Arbeitgeber in Rechtsangelegenheiten 
Rat und Beistand gewährt; diese Tätigkeit kann, rein 
fachlich betrachtet, der beratenden Tätigkeit eines Rechts-
anwalts durchaus entsprechen; seine Stellung als Syndi-
kus mag auch so bedeutend sein, daß er seinem Arbeit-
geber gegenüber selbständig und eigenverantwortlich zu 
handeln vermag. Jedoch würde eine ausschließliche Tä-
tigkeit für ein Unternehmen nicht dem Bild entsprechen, 
das bei dem Beruf des Rechtsanwalts, von der Allgemein 
heit der Rechtsuchenden her gesehen, in seiner Stellung 
innerhalb der Rechtspflege gegeben sein muß. Das Be-
rufsbild des Rechtsanwalts kann nur dann vorhanden 
sein, wenn der Syndikus rechtlich und tatsächlich in der 
Lage ist, neben seiner Tätigkeit in dem Unternehmen 
Rechtsuchende als freier Anwalt zu beraten und zu ver-
treten. Sind diese Voraussetzungen nicht gegeben, so 
wäre einem Bewerber die Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft zu versagen. — Nach ähnlichen Gesichtspunkten 
ist auch die Frage zu beurteilen, ob z. B. einem Wirt-
schaftsprüfer oder Steuerberater die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft erteilt werden kann. Diese Tätigkeiten 
sind an sich miteinander vereinbar. Es kommt aber im 
Einzelfall darauf an, ob der Bewerber in der Lage und 
willens ist, abgesehen von seiner anderen Tätigkeit, den 
anwaltlichen Beruf tatsächlich auszuüben. Kann er die 
Pflichten der beiden Berufe ordnungsmäßig erfüllen, so 
besteht kein Bedenken, die Zulassung zu erteilen. In 
einem solchen Falle darf der Bewerber, nachdem er die 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft erhalten hat, neben der 
Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt" die Bezeichnung die-
ses anderen Berufes führen. 

Unvereinbar mit dem anwaltlichen Beruf ist z. B. eine 
Tätigkeit, die gegen die Staatsordnung, die guten Sitten 
oder die Interessen der Rechtspflege verstößt. Hierher 
würde u. a. die Beschäftigung in einem Unternehmen zu 
rechnen sein, das unter Umgehung des Gesetzes zur Ver-
hütung von Mißbräuchen auf dem Gebiete der Rechts-
beratung vom 13. Dezember 1935 (RGBl. I S. 1478) Recht

-

suchende berät. 
Eine Tätigkeit führt auch dann zur Versagung, wenn 

sie dem Ansehen der Anwaltschaft abträglich ist. Beide 
Wesensmerkmale (Unvereinbarkeit mit dem Beruf, Un-
vereinbarkeit mit dem Ansehen der Rechtsanwaltschaft) 
werden häufig ineinander übergehen. So wäre es mit dem 
anwaltlichen Beruf und mit dem Ansehen der Rechts-
anwaltschaft nicht vereinbar, wenn der Bewerber nach 
seiner Zulassung zur Rechtsanwaltschaft weiter als Rei-
sender oder Agent für irgendwelche Unternehmungen 
tätig bleiben wollte, 

Zu Nr. 9: 

Die Regelung, daß einem Bewerber die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft zu versagen ist, wenn er infolge ge-
richtlicher Anordnung in der Verfügung über sein Ver- 

mögen beschränkt ist — z. B. §§ 6, 104, 114, 1906 BGB; 
§§ 645, 661, 683 ZPO; §§ 6, 106 Abs. 1 KO —, steht in Ein-
klang mit § 5 Nr. 3 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878. An den gleichen Tatbestand knüpft § 32 Nr. 3 des 
Gerichtverfassungsgesetzes die Folge, daß der Betroffene 
zu dem Amt eines Schöffen unfähig ist. Die Versagung 
dient in diesem Fall der Abwehr der Gefahren, die der 
Allgemeinheit aus der Berusausübung eines solchen Be-
werbers drohen müßten. 

Zu Nr. 10: 

Ein Richter oder Beamter, einerlei ob er auf Lebenszeit, 
Probe oder Widerruf ernannt ist, könnte den anwaltlichen 
Beruf, sofern eine solche Verbindung der Berufe über-
haupt vorstellbar wäre, nur als genehmigungspflichtige 
Nebenbeschäftigung ausüben (vgl die §§ 65, 189 des Bun-
desbeamtengesetzes vom 14. Juli 1953 — BGBl. I S. 551 —). 
Eine solche Art der Ausübung des anwaltlichen Berufes 
ist mit dem Berufsbild unvereinbar. Deshalb ist es künf-
tig allgemein ausgeschlossen, daß ein Richter oder ein 
Beamter die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft erhalten 
kann. Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 sah im 
Grundsatz ebenfalls die Inkompatibilität der Berufsaus-
übung als Anwalt mit dem Amt des Richters oder eines 
Beamten als natürlich gegeben an (vgl. Motive zu § 4 Nr. 4 
in den Anlagen zu den Verhandlungen des Deutschen 
Reichstags, 3. Legislaturperiode, II. Session 1878, Akten-
stück Nr. 5). Nur wollte der Reichstag damals im Wege 
der Reichsgesetzgebung die Frage nicht allgemein-ver-
bindlich regeln. Deshalb wurde im § 5 Nr. 4 der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878 vorgesehen, daß im Ein-
zelfall zu entscheiden sei, ob das Amt mit dem Beruf des 
Rechtsanwalts vereinbar sei. 

In der Entwicklung seit 1878 hat sich das Berufsbild des 
Rechtsanwalts klar geformt. Auch die beamtenrechtlichen 
Gesetze, die in dem Bund und in den Ländern ergangen 
sind, zeigen in dieser Hinsicht gemeinsame Wesenszüge. 
Deshalb erscheint es nunmehr vertretbar und im Interesse 
der Klarheit geboten, die Frage einheitlich zu regeln. 

Aus der Vorschrift darf indes nicht geschlossen wer-
den, daß ein Richter oder Beamter schlechthin von der 
Rechtsanwaltschaft ausgeschlossen sei. Sucht der Richter 
oder Beamte seine Entlassung aus dem Amt nach, so kann 
nicht etwa aus der früheren Stellung als solcher ein Grund 
zur Versagung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft nach 
§ 19 Nr. 10 hergeleitet werden. 

Ebenso kann auch einem Richier oder Beamten im Ruhe-
stand  die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft nicht im Hin-
blick auf seine frühere Stellung versagt werden. Durch 
den Eintritt in den Ruhestand ist das Dienstverhältnis be-
endet (vgl. § 6 Abs. 3, § 189 des Bundesbeamtengesetzes), 
so daß für einen solchen Bewerber der Versagungsgrund 
des § 19 Nr. 10 nicht mehr besteht. Der im Ruhestand be-
findliche Richter oder Beamte kann über seine Arbeits-
kraft frei verfügen und jede Erwerbstätigkeit, die erlaubt 
ist, neu beginnen. 

Aus § 19 Nr. 10 ergibt sich der Grundsatz, daß eine 
gleichzeitige Verbindung des Berufes des Richters oder 
eines Beamten auf der einen Seite mit dem Beruf eines 
Rechtsanwalts auf der anderen Seite nicht möglich ist. 
Umgekehrt kann auch ein Rechtsanwalt, der zum Richter 
oder Beamten auf Lebenszeit ernannt wird, nicht weiter 
in seinem Beruf verbleiben. Er muß daher auf die Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft verzichten. Gibt er seinen 
anwaltlichen Beruf nicht auf, so muß nach § 26 Abs. 1 Nr. 6 
die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft zurückgenommen 
werden. Eine Lockerung ist im § 63 nur für den Fall vor-
gesehen, daß ein Rechtsanwalt als Hilfsrichter oder als 
Beamter auf Probe, Widerruf oder dergl. in den öffent-
lichen Dienst eintritt. Unter diesen besonderen Umstän-
den wird nicht verlangt, daß er sogleich seine Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft aufgibt. Hier handelt es sich um 
eine Ausnahme, die sich dadurch rechtfertigt, daß nur ein 
zeitweiliger Schwebezustand bestehen wird, der natur-
gemäß sein Ende findet. Zudem wird hier Vorsorge ge-
troffen, daß der Rechtsanwalt während seiner vorüber-
gehenden Tätigkeit als Hilfrichter oder Beamter auf 
Probe, Widerruf oder dergl. seine Praxis nicht selbst aus-
üben darf. 



Der Versagungsgrund des § 19 Nr. 10 ist, wie ausdrück-
lich hervorgehoben wird, nicht gegeben, wenn der Be-
werber Ehrenbeamter ist. Die Ausübung eines Ehren-
amtes kann nicht schlechthin als mit der Stellung eines 
Rechtsanwalts unvereinbar angesehen werden (vgl. die 
Entscheidung des Bayer. Verfassungsgerichtshofes vom 
23. Juni 1954 im Bayer. GVBl. 1954 S. 138 ff.). Die in Nr. 10 
für den Ehrenbeamten vorgesehene Ausnahme steht je-
doch nicht einer Prüfung entgegen, ob sich etwa im Ein-
zelfall Bedenken gegen die Zulassung eines Ehrenbeam-
ten aus § 19 Nr. 8 ergeben könnten. 

Zu § 20 

Entscheidung über den Antrag 

Nach der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 3) 
wurde die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft durch die 
Landesjustizverwaltung erteilt. Bei den Beratungen im 
Reichstag bestand damals volle Übereinstimmung, daß 
für diesen Verwaltungsakt ein Organ des Staates zustän-
dig sein müsse Der Entwurf sieht im Einklang mit der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 die Zuständigkeit 
der Landesjustizverwaltung vor. Damit wird in der Bun-
desrepublik Deutschland die Rechtseinheit wiederher-
gestellt. Während in den Ländern Bayern, Hessen, Bre-
men, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein, Hamburg und in dem früheren Land Württem-
berg-Baden auch nach 1945 die Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft weiter wie früher von der Landesjustizver-
waltung zu erteilen war hatte die französische Militär
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regierung durch die in der Einleitung unter I erwähnten 
Rechtsanordnungen in dem Land Rheinland-Pfalz und in 
den früheren Ländern Baden und Württemberg-Hohen-
zollern die Entschließung über Anträge auf Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft den Vorständen der Rechtsanwalts-
kammern übertragen. Diese Regelung war offensichtlich 
an das französische Recht angelehnt, nach dem der Zutritt 
zur Rechtsanwaltschaft von der Aufnahme in das 
„Barreau" (Anwaltskammer) abhängig ist. Das franzö-
sische Recht sieht die Mitgliedschaft im „Barreau" als 
Voraussetzung für die Befugnis an, als Rechtsanwalt 
tätig zu werden. Dieser Grundsatz des französischen 
Anwaltsrechts kann jedoch nicht ohne weiteres auf die 
deutschen Verhältnisse übertragen werden. Das franzö-
sische und das deutsche Rechtssystem unterscheiden sich 
auf dem Gebiete des Anwaltsrechts grundlegend von-
einander. So kennt das französische Verfahrensrecht kei-
nen allgemeinen Anwaltszwang, während er im deutschen 
Recht seit Jahrzehnten ein fester Bestandteil der Rechts-
ordnung (vgl. u. a. § 78 ZPO) ist. Der Anwaltszwang des 
deutschen Rechts verpflichtet andererseits den Staat, der 
für die Rechtspflege. verantwortlich ist, die Gewähr dafür 
zu übernehmen, daß den Rechtsuchenden zur Wahrneh-
mung ihrer Interessen nur einwandfreie Personen zur 
Verfügung stehen (vgl. Anlagen zu den Verhandlungen 
des Deutschen Reichstags, 3. Legislaturperiode, II. Session 
1878, Aktenstück Nr. 5, zu § 4 Nr. 5 des Entwurfs einer 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878). Diese Gefahren-
abwehr, die durch den Anwaltszwang bedingt ist, kann 
nur der Staat selbst übernehmen. Deshalb muß die Ent-
scheidung über die Zulassung in seiner Hand bleiben. Sie 
kann der Rechtsanwaltskammer auch um deswillen nicht 
übertragen werden, weil es sich nicht um eine typische 
Aufgabe der Selbstverwaltung der Rechtsanwaltschaft 
handelt. Die anwaltliche Selbstverwaltung ist natur-
gemäß auf das Zusammenleben der bereits zugelassenen 
Rechtsanwälte als Mitglieder in der Gemeinschaft und auf 
die Überwachung gerichtet, ob sie die Standespflichten 
einhalten. Die Aufnahme in die Anwaltschaft liegt des-
halb außerhalb des Wirkungskreises der Selbstverwal-
tungskörperschaft (vgl. auch Erler: Freiheit und Grenze 
berufsständischer Selbstverwaltung, 1952, S. 55). Dies gilt 
entsprechend für die Ausschließung aus der Rechtsanwalt-
schaft. 

Wenn mithin die Entscheidung über Anträge auf Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft auch künftig wieder ein-
heitlich den Landesjustizverwaltungen vorbehalten ist, 
so ist es anderseits ein natürliches Gebot, daß die Anwalt-
schaft bei der Entscheidung in Fragen, die ihre Gemein-
schaft berühren. mitwirken muß. Deshalb ist im Absatz 2 
bestimmt, daß vor der Entscheidung über den Antrag auf 

Zulassung zur Rechtsanwaltschaft der Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer, deren Mitglied der Bewerber wer-
den würde, gutachtlich zu hören ist. In dieser Hinsicht 
folgt der Entwurf der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 (§ 3 Abs. 2). 

Wie sich aus § 20 Abs. 2 ergibt, ist der Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer zu jedem Antrag auf Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft vorher zu hören. Er erhält damit 
Gelegenheit, selbständig zu prüfen, ob in der Person des 
Bewerbers irgendeiner der Versagungsgründe, die im § 19 
enthalten sind, vorliegen könnte. 

Da der Bewerber naturgemäß ein Interesse daran hat, 
daß über seinen Antrag möglichst bald entschieden wird, 
ist Vorsorge dafür zu treffen, daß die Vorbereitung der 
Entschließung über den Antrag nicht ungebührlich viel 
Zeit in Anspruch nimmt. Wie sich aus § 20 Abs. 3 und § 23 
Abs. 3 ergibt, wird damit gerechnet, daß im allgemeinen 
über einen Zulassungsantrag innerhalb von drei Monaten 
entschieden werden wird. Um das Zulassungsverfahren 
zu beschleunigen, wird es im § 20 Abs. 2 Satz 2 dem Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer zur Pflicht gemacht, sich 
in seinem Gutachten zu der Person des Bewerbers ab-
schließend zu äußern und zugleich zu allen Versagungs-
gründen Stellung zu nehmen, die vorliegen könnten. Es 
soll also erreicht werden, daß der Vorstand nur ein ein-
ziges Gutachten erstattet und daß Nachtragsgutachten, 
die zu einer Verzögerung führen könnten, vermieden
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werden. 

Die Landesjustizverwaltung muß dem Bewerber inner-
halb von drei Monaten mindestens einen Zwischen-
bescheid erteilen, wenn sie nicht einer Untätigkeitsklage 
nach § 23 Abs. 3 in Verbindung mit § 9 Abs. 4 ausgesetzt 
sein will. Deshalb ist der Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer nach dem Absatz 3 des § 20 gehalten, der Landes-
justizverwaltung für den Fall, daß er das erforderte Gut-
achten nicht innerhalb von drei Monaten erstatten kann, 
die Hinderungsgründe rechtzeitig mitzuteilen. Auf diese 
Weise soll die Landesjustizverwaltung in die Lage ver-
setzt werden, den Bewerber ihrerseits zu unterrichten. 

Geht das Gutachten des Vorstandes der Rechtsanwalts-
kammer innerhalb von drei Monaten nicht ein und wer-
den der Landesjustizverwaltung von dem Vorstand auch 
keine Hinderungsgründe mitgeteilt, so soll die Landes-
justizverwaltung nach Absatz 4 berechtigt sein, über den 
Antrag auf Zulassung nach Lage der Sache zu befinden. 
Ist der Vorstand der Rechtsanwaltskammer vor Ablauf 
des Zeitraumes von drei Monaten mit der Landesjustiz-
verwaltung nicht in Verbindung getreten, so kann unter-
stellt werden, daß er Versagungsgründe gegenüber dem 
Zulassungsantrag nicht anzuführen habe Nach frucht-
losem Ablauf dieser Frist muß im Interesse der Beschleuni-
gung des Zulassungsverfahrens auf eine Stellungnahme 
des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer verzichtet 
werden. 

Zu § 21 

Ablehnendes Gutachten der Rechtsanwaltskammer 
in bestimmten Fällen 

Das Gutachten des Vorstandes der Rechtsanwaltskam-
mer, das die Landesjustizverwaltung nach § 20 Abs. 2 ein-
holt, erstreckt sich auf alle Versagungsgründe, die im 
§ 19 enthalten sind. An die Tatbestände, auf die sich die 
Nrn. 1 bis 4, 9 und 10 des § 19 beziehen, knüpft sich die 
automatische Folge, daß dem Bewerber die Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft zu versagen ist. Deshalb kann die 
Versagung ohne Bedenken durch Verwaltungsakt aus-
gesprochen werden (§ 21 Abs. 1 Satz 2, § 23 Abs. 1). Anders 
liegt es dagegen bei den Tatbeständen der Nrn. 5 bis 8 
des § 19. Bei ihnen werden regelmäßig in tatsächlicher Hin-
sicht umfangreichere Ermittlungen erforderlich sein; ihr 
Ergebnis muß rechtlich unter dem Gesichtspunkt gewür-
digt werden, ob der Bewerber im konkreten Falle eine 
Gefährdung für die  Rechtspflege bedeuten würde. Schon 
in der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 waren diese 
Fälle durch eine besondere Regelung hervorgehoben. Bei 
ihnen war eine Bindung der Landesjustizverwaltung an 
das ablehnende Gutachten des Vorstandes der Rechts-
anwaltskammer vorgesehen. Die hier in Betracht kom-
menden Vorschriften lauten: 



„§ 5 

Die Zulassung muß versagt werden: 
1 	 

2 	 

3 	 

4. wenn der Antragsteller ein Amt bekleidet oder 
eine Beschäftigung betreibt, welche 	 nach 
dem Gutachten des Vorstandes der Anwaltskammer 
mit dem Beruf oder der Würde der Rechtsanwalt-
schaft nicht vereinbar sind; 

5. wenn der Antragsteller nach dem Gutachten des 
Vorstandes der Anwaltskammer sich eines Ver-
haltens schuldig gemacht hat, welches die Aus-
schließung aus der Rechtsanwaltschaft bedingen 
würde; 

6. wenn der Antragsteller nach dem Gutachten des 
Vorstandes der Anwaltskammer infolge eines kör-
perlichen Gebrechens oder wegen eingetretener 
Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte 
zur Erfüllung der Pflichten eines Rechtsanwalts 
dauernd unfähig ist.” 

Diese Vorschriften sind wörtlich fast gleichlautend in die 
bayerische Rechtsanwaltsordnung 1946 vom 6. November 
1946 GVBl. S. 371) übernommen worden (a. a. O. § 5 Nrn. 4, 
5, 6). Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat sie in 
seiner Entscheidung vom 10. März 1951 (Bayer. GVBl. 1951 
S. 43) 

insoweit für verfassungswidrig und nichtig erklärt, 
als sie vorschreiben, daß die Landesjustizverwaltung 
„nach dem Gutachten des Vorstandes der Rechtsan-
waltskammer" die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
versagen muß. 

Er hat hierzu in der Begründung unter IX Nr. 1 (Bayer. 
GVBl. 1951 S. 55) ausgeführt: 

Der Justizverwaltung ist mit dieser Bindung 
keinerlei Spielraum für eine eigene materielle Ent-
scheidung gelassen. Trotzdem ist sie es, die die Zu-
lassung versagen muß, unter Umständen gegen ihre 
eigene Überzeugung. Der Grundsatz der Rechtsstaat-
lichkeit (Art. 3 BV) verlangt, daß ein Staatsorgan, 
das eine Entscheidung zu treffen hat, dafür die Ver-
antwortung trägt. Verantwortung kann nicht tragen, 
wer in seiner Entscheidung inhaltlich in vollem Um-
fang an die Willensentschließung eines anderen ge-
bunden ist. Die Bestimmung der RAO in § 5 Ziff. 4, 
zweite Alternative, 5 und 6, wonach die Landesjustiz-
verwaltung ,nach dem Gutachten des Vorstands der 
Rechtsanwaltskammer entscheiden muß, widerspricht 
also dem Gebot der  Rechtsstaatlichkeit und macht 
diese Bestimmung insoweit verfassungswidrig und 
nichtig. Damit entfällt auch in § 16 Abs. 2 RAO die 
Einschränkung ,nach dem Gutachten des Vorstands 
der Rechtsanwaltskammer'." 

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof leitet die verfas-
sungsrechtlichen Bedenken entsprechend seiner Kompe-
tenz speziell aus Artikel 3 der Bayerischen Verfassung her. 
Der Grundsatz, daß ein Staatsorgan, das eine Entscheidung 
zu treffen hat, dafür auch die Verantwortung tragen muß 
und deshalb nicht an die Willensentschließung eines an-
deren gebunden sein kann, ist allgemeiner Natur. In ihm 
liegt ein Wesenskern der Rechtsstaatlichkeit, die das 
Staatsleben beherrscht. Dieses allgemein geltende Gebot 
schreibt deshalb zwingend vor, die frühere Bindung der 
Landesjustizverwaltung an das Gutachten des Vorstandes 
der Rechtsanwaltskammer unter rechtsstaatlichen Gesichts-
punkten aufzugeben. 

Da indes bei der rechtlichen Würdigung der Tatbestände 
in den Nrn.5 bis 8 des § 19 dem ablehnenden Gutachten 
des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer eine besondere 
Bedeutung zukommt, verschafft der Entwurf dem Gut-
achten die ihm gebührende Geltung auf einem neuen Weg. 
Wenn der Vorstand der Rechtsanwaltskammer in den 
Fällen der Nrn. 5 bis 8 des § 19 sich vom Standpunkt der 
anwaltlichen Berufsauffassung aus dahin gutachtlich 
äußert, daß der Bewerber unwürdig erscheine, den Beruf 
eines Rechtsanwalts auszuüben, oder daß die Besorgnis be
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gründet sei, der Bewerber werde die Ausübung der Rechts-
pflege oder die Interessen der Rechtsuchenden gefährden, 
oder daß der Bewerber eine Tätigkeit ausübe, die mit dem 
Beruf eines Rechtsanwalts oder mit dem Ansehen der 
Rechtsanwaltschaft nicht vereinbar sei, so werden damit 
gegen die Persönlichkeit des Bewerbers so schwerwie-
gende Bedenken erhoben, daß es geboten ist, über den 
Zulassungsantrag nicht durch einen Verwaltungsakt zu 
entscheiden. Bei schwerwiegenden Eingriffen in die Rechts-
sphäre des einzelnen enthält sich der Staat zweckmäßig 
des Verwaltungsaktes und überläßt die Entscheidung 
einem gerichtlichen Verfahren (vgl. Anschütz-Thoma: 
Handbuch des Deutschen Staatsrechts, Bd. II S. 131, 510 
N 9; Jellinek: Verwaltungsrecht, 3. Aufl., S. 315; so wird 
die Entfernung eines Beamten aus dem Amt nicht durch 
eine Disziplinarverfügung, sondern im Wege eines ge-
richtlichen Disziplinarverfahrens ausgesprochen — § 11 der 
Bundesdisziplinarordnung in der Fassung vom 28. Novem-
ber 1952, BGBI. I  S 761 —). Deshalb wird auch hier auf 
die Entscheidung durch einen Verwaltungsakt verzichtet 
und schon in diesem Stadium der Weg für ein gericht-
liches Verfahren eröffnet. Nach der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 konnte der Bewerber das Ehrengericht 
im sogenannten objektiven Verfahren (§ 16) erst anrufen, 
nachdem die Landesjustizverwaltung die Zulassung ver-
sagt hatte. Die neue Regelung des Entwurfs enthält dem-
gegenüber für den Bewerber eine Verstärkung seines 
Rechtsschuttes und für die Rechtsanwaltskammer eine 
Steigerung ihres Einflusses. Dem Bewerber wird der ge-
richtliche Rechtsschutz, den er gegenüber einem ableh-
nenden Verwaltungsakt erst im Wege der Anfechtungs-
klage in Anspruch nehmen könnte, schon jetzt gewährt. 
Andererseits wird der Rechtsanwaltskammer die Möglich-
keit gegeben, ihre Bedenken gegen die Zulassung in einem 
gerichtlichen Verfahren zur Geltung zu bringen, in dem 
sie über die frühere Regelung der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 (§ 16 Abs. 2, § 93) hinaus als Antrags-
gegnerin Anträge stellen und selbständig Rechtsmittel 
einlegen kann (§§ 50, 52, § 54 Abs. 3). 

Aus diesen Gründen wird im Absatz 1 des § 21 vor-
gesehen, daß die Landesjustizverwaltung bei einem ab-
lehnenden Gutachten des Vorstandes der Rechtsanwalts-
kammer in den Fällen des § 19 Nrn. 5 bis 8 die Entschei-
dung über den Zulassungsantrag aussetzt und dem Be-
werber die Möglichkeit gibt, den Ehrengerichtshof für 
Rechtsanwälte anzurufen (§ 50). Für eine Aussetzung ist 
dann kein Raum, wenn gleichzeitig ein Tatbestand ge-
geben ist, aus dem nach § 19 Nrn. 1 bis 4, 9 oder 10 die 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft durch Verwaltungsakt 
zu versagen wäre. 

Gegenstand des gerichtlichen Verfahrens, das auf An-
trag des Bewerbers eingeleitet wird (§ 21 Abs. 2), bildet 
die Feststellung, ob der von dem Vorstand der Rechts-
anwaltskammer angeführte Versagungsgrund vorliegt. Es 
handelt sich also nicht um die Anfechtungsklage gegen 
einen Verwaltungsakt, sondern um ein Verfahren nach 
Art einer Feststellungsklage, welche die Voraussetzungen 
für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft klären soll. 

Den Anlaß für das gerichtliche Verfahren gibt das ab-
lehnende Gutachten des Vorstandes der Rechtsanwalts-
kammer, mit dem bestimmte Bedenken gegen die Eignung 
des Bewerbers geltend gemacht werden. In das Verfahren 
zum Zwecke der Feststellung, ob der Versagungsgrund, 
den der Vorstand der Rechtsanwaltskammer gegen den 
Bewerber anführt, vorliegt, sind zwangsläufig der Bewer-
ber als Antragsteller und die Rechtsanwaltskammer als 
Antragsgegnerin verfangen. Der Landesjustizverwaltung 
kann die Stellung einer Antragsgegnerin nicht zugedacht 
werden, weil eine Entschließung über den Zulassungs-
antrag von ihrer Seite noch nicht vorliegt. Jedoch ist 
sicherzustellen, daß sie sich an dem Verfahren beteiligen 
kann (§ 50 Abs. 3), weil sie allgemein für die Rechtspflege 
verantwortlich und in dem bestimmten Zulassungsver-
fahren an die gerichtliche Entscheidung gebunden ist (§ 21 
Abs. 4). 

Für den Antrag auf gerichtliche Entscheidung ist eine 
Frist von einem Monat vorgesehen (Absatz 2). Stellt der 
Bewerber den Antrag nicht, so kann davon ausgegangen 
werden, daß er nicht in der Lage oder nicht willens ist, 
die von dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer erhobe- 



nen Bedenken auszuräumen. Deshalb gilt nach ungenutz-
tem Ablauf der Frist von einem Monat sein Antrag auf 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft als zurückgenommen 
(Absatz 3). 

Über den Antrag entscheidet der Ehrengerichtshof für 
Rechtsanwälte in der Besetzung mit zwei Berufsrichtern 
und drei Rechtsanwälten als ehrenamtlichen Richtern 
(§ 178). Gegen die Entscheidung des Ehrengerichtshofes 
kann der Bewerber die sofortige Beschwerde einlegen, 
wenn sein Begehren auf Feststellung, daß der in dem Gut-
achten des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer ange-
führte Versagungsgrund nicht vorliegt, zurückgewiesen 
ist (§ 54 Abs. 1 Nr. 3). Über die sofortige Beschwerde ent-
scheidet ein Senat des Bundesgerichtshofes in der Be-
setzung mit fünf Mitgliedern des Bundesgerichtshofes und 
zwei Rechtsanwälten als Beisitzern (§ 54 Abs. 5, § 180 
Abs. 1). Die Voraussetzungen für das Beschwerderecht der 
Rechtsanwaltskammer und der Landesjustizverwaltung er-
geben sich aus § 54 Abs. 3 und Absatz 2 Satz 2. 

Ist in dem gerichtlichen Verfahren rechtskräftig fest-
gestellt, daß der von dem Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer angeführte Versagungsgrund nicht vorliegt, so ist 
die Landesjustizverwaltung. an diese Feststellung ge-
bunden (Absatz 4 Satz 1). In der Regel wird also die Lan-
desjustizverwaltung jetzt die Zulassung des Bewerbers 
zur Rechtsanwaltschaft verfügen. Anders liegt es jedoch, 
wenn sich ausnahmsweise Versagungsgründe ergeben, die 
nicht Gegenstand des gerichtlichen Verfahrens gewesen 
sind. Da sich die Rechtskraft der gerichtlichen Entschei-
dung auf diese Versagungsgründe nicht erstreckt, ist die 
Landesjustizverwaltung nicht gehindert, sie zu berücksich-
tigen. 

Durch die rechtskräftige gerichtliche Entscheidung des 
Inhalts, daß der von dem Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer angeführte Versagungsgrund vorliegt, gelangt 
das Zulassungsverfahren zum Abschluß. Die Rechtskraft 
dieser Entscheidung hat nach Absatz 4 Satz 2 die Wir-
kung, daß der Antrag des Bewerbers auf Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft als abgelehnt gilt, ohne daß es eines be-
sonderen Ausspruches bedarf. Es wäre überflüssig, für die 
Ablehnung etwa noch einen Verwaltungsakt der Landes-
justizverwaltung vorzusehen, da der Bewerber diesen 
wegen der Rechtskraftwirkung der gerichtlichen Entschei-
dung, die in dem voraufgegangenen Verfahren getroffen 
worden ist, ohnehin nicht mit Aussicht auf Erfolg an-
fechten könnte. 

Zu § 22 

Aussetzung des Zulassungsverfahrens 

Im § 22 ist neben der obligatorischen Aussetzung, die 
im § 7 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 für die 
Entscheidung über den Antrag auf Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft enthalten war, auch eine fakultative vorge-
sehen. Nach Absatz 1 kann die Entscheidung ausgesetzt 
werden, wenn gegen den Bewerber wegen des Verdachts 
einer strafbaren Handlung ein Ermittlungsverfahren oder 
ein strafgerichtliches Verfahren schwebt. Den Ausgang 
eines solchen Verfahrens abzuwarten, wird sich immer 
dann empfehlen, wenn damit zu rechnen ist, daß sich ein 
Versagungsgrund ergibt. 

Im Absatz 2 ist die Aussetzung in Anlehnung an § 7 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 für den Fall 
zwingend vorgeschrieben, daß gegen den Bewerber wegen 
einer strafbaren Handlung, welche die Unfähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann, die 
öffentliche Klage erhoben ist. Diese Aussetzung erscheint 
sowohl im Interesse des Antragstellers als auch im Inter-
esse der Allgemeinheit geboten, solange nicht geklärt 
ist, ob ein Versagungsgrund nach § 19 Nr. 2 gegeben sein 
wird. Sie wird zwingend vorgeschrieben, weil vor dem 
Abschluß des strafgerichtlichen Verfahrens für eine Ent-
scheidung in dem einen oder anderen Sinne keine geeig-
nete Grundlage vorhanden ist. Liegt dagegen bereits ein 
Grund vor, aus dem die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
nach § 19 zu versagen ist, so ist über den Antrag auf Er-
teilung der Zulassung zu entscheiden, bevor das Straf-
verfahren beendet ist (Absatz 3). In einem solchen Falle, 
der entscheidungsreif ist, fehlt es an einem inneren 
Grunde, aus dem die Aussetzung zwingend vorzusehen 
wäre. 

Zu § 23 

Antrag gegen einen ablehnenden Bescheid 
der Landesjustizverwaltung 

Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 kannte eine 
Anfechtung eines Bescheides, der einem Antragsteller die 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft versagte, nur in be-
schränktem Umfange (§ 16 a.a.O.). Die Versagung der Zu-
lassung aus einem fakultativen Grunde war überhaupt 
nicht anfechtbar. Bei einer Versagung aus zwingenden 
Gründen war nur in drei Fällen ein Rechtsbehelf in Ge-
stalt des sogen. objektiven Verfahrens vor den Ehren-
gerichten (§ 93 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878) 
gegeben. 

Bei der weittragenden Bedeutung der Versagung der 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft wird dem Bewerber 
nunmehr nach rechtsstaatlichen Grundsätzen (Artikel 19 
Abs. 4 des Grundgesetzes) in den Fällen der Versagung 
nach § 19 Nrn. 1 bis 4, 9 und 10, ein Anfechtungsrecht ein-
geräumt. Als Rechtsbehelf wird ein besonders ausge-
staltetes Verfahren vor dem Ehrengerichtshof für Rechts-
anwälte und dem Bundesgerichtshof vorgesehen. 

Der Bescheid, durch den die Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft versagt wird, unterliegt nach Absatz 1 dem 
Begründungszwang. Die Angabe der Gründe, aus denen 
die Zulassung versagt wird, ist einmal im Interesse des 
Bewerbers erforderlich, um ihm die Entschließung zu er-
möglichen, ob er den Bescheid anfechten will. Sie ist aber 
auch deshalb vorzusehen, weil der Bescheid die Grund-
lage der Nachprüfung in dem sich anschließenden gericht-
lichen Verfahren bildet. Ebenso soll auch die Zustellung, 
die im Absatz 1 Satz 2 vorgeschrieben wird, eine ein-
wandfreie Feststellung über den Zugang des ablehnen-
den Bescheides und die Wahrung der Frist für den An-
trag auf gerichtliche Entscheidung ermöglichen. 

Der ablehnende Bescheid kann mit dem Antrag auf ge-
richtliche Entscheidung angefochten werden (Absatz 2). 
Der Antrag kann nur innerhalb eines Monats nach der 
Zustellung des Bescheides gestellt werden. Er ist bei dem 
Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte schriftlich einzu-
reichen, der bei dem Oberlandesgericht gebildet ist, in 
dessen Bezirk der Bewerber erstmals als Rechtsanwalt 
zugelassen werden will (§ 23 Abs. 2). Die näheren Einzel-
heiten des Anfechtungsverfahrens sind in den §§ 49, 51 
bis 54 geregelt. 

Gegen die Entscheidung des Ehrengerichtshofes kann 
der Bewerber die sofortige Beschwerde einlegen, wenn 
der Ehrengerichtshof sein Begehren auf Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft zurückgewiesen hat (§ 54 Abs. 1 Nr. 4). 
Über die sofortige Beschwerde entscheidet ein Senat 
des Bundesgerichtshofes (§ 54 Abs. 5). Dieser umfassende 
Rechtsschutz wird dem Bewerber gewährt, weil es sich 
bei der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft für ihn um eine 
Existenzfrage handelt. 

Wegen der entsprechenden Anwendung des § 9 Abs. 4, 
die im Absatz 3 vorgesehen ist, kann auf die Ausfüh-
rungen zu § 9 Bezug genommen werden. 

Zu § 24 

Urkunde über die Zulassung 

Für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft war im § 3 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 eine beson-
dere Form nicht vorgesehen. Nunmehr soll der Akt seiner 
Bedeutung entsprechend, ähnlich wie dies in anderen 
freien Berufen, z. B. bei der Bestallung von Notaren (§ 13 
der Reichsnotarordnung), bei der Approbation oder der 
Bestallung von Ärzten, schon früher der Fall war, in einer 
besonderen Form vollzogen werden. Deshalb wird im 
Absatz 1 vorgesehen, daß über die Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft eine Urkunde auszustellen ist. 

Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft wird wirksam mit 
der Aushändigung der Urkunde (Absatz 2). Mit der Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft wird zugleich die erste Zu-
lassung bei einem Gericht erteilt (§ 30 Abs. 2), so daß eine 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ohne eine erste lokale 
Zulassung nicht denkbar ist. 



Nach der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 war es 
zweifelhaft, in welchem Zeitpunkt ein Bewerber nach der 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft und nach der Zulas-
sung bei einem Gericht die Eigenschaft als. Rechtsanwalt 
erlangte. Die wohl herrschende Meinung maß erst der 
Eintragung in die Anwaltsliste (§ 20 a.a.O.) konstitutive Be-
deutung bei (Friedlaender: Kommentar zur Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878, 3. Aufl., § 20 Anm. 13). Erst 
dieser Akt, dem die Eidesleistung und die Erfüllung der 
Residenzpflicht vorausgehen mußten, sollte die Zuge-
hörigkeit des Antragstellers zum Anwaltsstande begrün-
den. Eine solche Auffassung wurde der Bedeutung der 
Akte, die bereits vorlagen (der Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft und der Zulassung bei einem Gericht), nicht 
gerecht. Es geht auch nicht an, bis zur Eintragung in die 
Liste einen Schwebezustand zu schaffen, während dessen 
der bereits Zugelassene in keiner inneren Verbindung zur 
Anwaltschaft stehen würde. 
Der Entwurf will nunmehr diese Zweifelsfrage klären. 

Er sieht deshalb im Absatz 3 vor, daß der Bewerber 
bereits nach der Aushändigung der Urkunde über die Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft berechtigt ist, die Berufs-
bezeichnung Rechtsanwalt zu führen. 
Durch die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft und die 

Zulassung bei einem Gericht (§ 30 Abs. 2) wird künftig 
automatisch die Mitgliedschaft bei der Rechtsanwalts-
kammer begründet, in deren Bezirk der Rechtsanwalt zu-
gelassen ist (§ 73 Abs. 1). Er untersteht damit der Aufsicht 
des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer und auch der 
Ehrengerichtsbarkeit der Kammer. Damit werden die 
früher geäußerten Zweifel, ob ein Rechtsanwalt vor der 
Eintragung in die Liste bereits der anwaltlichen Ehren-
gerichtsbarkeit unterlag, in bejahendem Sinne geklärt. 
Von dieser Stellung innerhalb der Anwaltschaft ist zu 

unterscheiden die Aufnahme der Tätigkeit nach außen. 
Die prozessualen Befugnisse des Anwalts können, wie 
aus § 44 hervorgeht, erst mit der Eintragung in die Liste 
der Rechtsanwälte ausgeübt werden. 
Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft bleibt solange 

bestehen, wie sie nicht nach den §§ 25 bis 28 unwirksam 
geworden ist. Sie wird dadurch nicht berührt, daß die 
lokale Zulassung des Rechtsanwalts sich ändert. Sie hat 
nicht nur in dem Lande, in dem sie erteilt ist, Wirkung, 
sondern in jedem anderen Lande, in dem der Rechts-
anwalt sich bei einem Wechsel der Zulassung niederlassen 
will. Sie verbürgt so die Freizügigkeit im gesamten 
Bundesgebiet (§ 45 Abs. 4). 

Zu § 25  

Erlöschen der Zulassung 

Ein rechtskräftiges Urteil, in dem auf Ausschließung aus 
der Rechtsanwaltschaft erkannt ist, beendet sämtliche 
Rechtsbeziehungen zur Rechtsanwaltschaft (§ 152). Mit 
der Rechtskraft des Urteils muß daher auch die Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft ohne weiteres erlöschen. 

Zu § 26 

Zurücknahme der Zulassung aus zwingenden Gründen 

Die Zurücknahme der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
war in der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§§ 21 
bis 23) nur unvollkommen geregelt. Der Gesetzgeber 
hatte mit Bedacht eine gewisse Zurückhaltung geübt, weil 
der Verwaltungsakt der Zurücknahme nach der damali-
gen Regelung nicht anfechtbar war. Wegen dieses feh-
lenden Rechtsschutzes wurde z. B die Ahndung von Hand-
lungen, die ein Rechtsanwalt vor seiner Zulassung began-
gen hatte, dem ehrengerichtlichen Verfahren vorbehalten 
(§ 64 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878), obwohl 
eine Zuständigkeit des Ehrengerichts streng genommen 
nicht begründet war (vgl Friedlaender Kommentar zur 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878, 3. Aufl., § 64 
Anm. 1; vgl auch die Bemerkungen unten zu § 115 Abs 2). 
Die Anwaltschaft hatte deshalb vor 1933 dringend eine 
Änderung der Rechtsanwaltsordnung in dieser Hinsicht 
gefordert (vgl. Friedlaender a a. O § 21 Anm. 7; Anwalts-
blatt 1930 S 236 ff.). Mit der Reform sollte eine An-
gleichung der Gründe für die Zurücknahme an die Gründe, 
aus denen die Zulassung zur Anwaltschaft versagt wer

-

den mußte, erreicht werden. Die Bestrebungen fanden 
nach längeren. Erörterungen erst in  dam Gesetz zur Ände-
rung einiger Vorschriften der Rechtsanwaltsordnung, der 
Zivilprozeßordnung und des Arbeitsgerichtsgesetzes vom 
20. Jali 1933 (RGBl. I S 522) ihren Abschluß. 
Der vorliegende Entwurf ordnet die Zurücknahme der 

Zulassung zur Rechtsanwaltschaft in systematischem Zu-
sammenhang mit der Versagung der Zulassung. Er sieht 
in jedem Falle der Zurücknahme für den Betroffenen die 
Möglichkeit vor, den Akt der Zurücknahme in einem 
gerichtlichen Verfahren nachprüfen zu lassen (§ 28 Abs. 4). 
Damit sind nunmehr die erforderlichen Rechtsgarantien 
gegeben, die früher fehlten. 
Anders als bei der Versagung der Zulassung zur 

Rechtsanwaltschaft (§ 19) sind bei der Zurücknahme 
obligatorische und fakultative Gründe vorgesehen (§§ 26, 
27), weil hier typische Ermessensentscheidungen denkbar 
sind. 
Zu dem Absatz 1 des § 26, der von den zwingenden 

Gründen handelt, ist im einzelnen folgendes zu bemer-
ken: 

Zu Nr. 1: 
Hat die Landesjustizverwaltung die Zulassung zur 

Rechtsanwaltschaft erteilt, weil ihr Tatsachen, die nach 
§ 19 zur Versagung geführt hätten, nicht bekannt waren, 
so ist die Zurücknahme gerechtfertigt, weil der Verwal-
tungsakt fehlerhaft war. 

Zu Nr. 2: 
Die Vorschrift ist ein Gegenstück zu § 19 Nr. 1. Es ist 

durch die dort angeführten Gründe gerechtfertigt, daß die 
Landesjustizverwaltung die Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft zurücknehmen kann, wenn der Rechtsanwalt nach 
der Zulassung ein Grundrecht verwirkt hat. 

Zu Nr. 3: 
Der hier geregelte Tatbestand (Verlust der Fähigkeit 

zur Bekleidung öffentlicher Ämter) ist anders als die in 
Nr. 1 aufgeführten Gründe erst nach der Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft eingetreten. Die Unfähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter (§§ 31 . 32, 33, § 34 Nr. 3, § 35 
StGB) erstreckt sich nach § 31 Abs. 2 StGB auch auf die 
Anwaltschaft. Sie hat den Verlust der Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft ohne weiteres zur Folge, so daß ihre 
Zurücknahme durch die Landesjustizverwaltung nur 
deklaratorische Bedeutung hat. 

Zu Nr. 4: 
Der hier angeführte Grund steht in innerem Zusammen-

hang mit § 19 Nr. 7. Auch wenn er erst nach der Zulassung 
eingetreten ist, rechtfertigt er die Zurücknahme, weil 
durch das weitere Verbleiben des Rechtsanwalts eine 
ernste Gefahr für die Allgemeinheit entstehen könnte. 

Zu Nr. 5: 
Der Entwurf geht ebenso wie die Rechtsanwaltsord-

nung vom 1. Juli 1878 (vgl. § 24 a. a.0 — Aufgabe der 
Zulassung — und Motive zu § 19 des Entwurfs — Anlagen 
zu den Verhandlungen des Deutschen Reichstags, 3. Legis-
laturperiode — II Session 1878, Nr. 5 S. 79) davon aus, 
daß ein Verzicht „auf die Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft" (d i. auf die Rechte aus der Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft) zulässig ist. Ebensowenig wie jemand ge-
zwungen werden kann, gegen seinen Willen Rechtsanwalt 
zu werden, so kann er auch nicht gegen seinen Willen in 
der Rechtsanwaltschaft festgehalten werden. 
Der Verzicht muß klar und bestimmt sein. Er darf keine 

echten Bedingungen enthalten. Im Hinblick auf diese Be-
deutung des Verzichts wird für ihn die Schriftform erfor-
dert. Der Verzicht maaß der Landesjustizverwaltung 
gegenüber erklärt werden. 
Auf Grund des Verzichts hat die Landesjustizverwal-

tang die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft zurückzuneh-
men. 
Mit der Zurücknahme der Zulassung werden alle Be-

ziehungen zum Anwaltsstande gelöst und alle Rechte und 
Pflichten des Anwalts, insbesondere gegenüber der An-
waltschaft im allgemeinen and der Rechtsanwaltskammer 
beendet. 



Die Wirksamkeit des Verzichts ist nicht von einer Zu-
stimmung der Rechtsanwaltskammer abhängig. Eine der-
artige Beschränkung würde den Rechtsanwalt in  seiner 

 freien Entschließung behindern;  sie wäre unzulässig. Der 
Rechtsanwalt kann den Verzicht auch erklären, wenn 
gegen ihn ein ehrengerichtliches Verfahren (§§ 115 ff.) 
eingeleitet ist. Sobald die Landesjustizverwaltung auf 
Grund des Verzichts die Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft zurückgenommen hat, muß das Verfahren dieser 
Art eingestellt werden (§ 146 Abs. 3 Nr. 2, § 151 Abs. 1 
Satz 1). 

Zu Nr. 6: 

Wird der Rechtsanwalt nach der Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft zum Richter oder Beamten auf Lebenszeit er-
nannt, so tritt damit der Tatbestand ein, der zur Ver-
sagung der Zulassung geführt hätte, wenn er in jenem 
Zeitpunkt bereits vorgelegen hätte. Im Hinblick auf die 
Inkompatibilität der beiden Berufe (vgl. die Ausführun-
gen zu § 19 Nr 10) wird der Rechtsanwalt in aller Regel 
durch den Verzicht auf die Rechte aus der Zulassung 
(Nr. 5) aus der Anwaltschaft ausscheiden. Erklärt er die-
sen Verzicht nicht, so muß die Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft von Amts wegen zurückgenommen werden,. 

 weil die beiden Berufe nicht gleichzeitig ausgeübt werden 
können. 

Zu Nr. 7: 

De neben der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft auch 
eine örtliche Zulassung bei einem Gericht bestehen muß, 
hat die Landesjustizverwaltung die Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft zurückzunehmen, wenn sie nach § 47 Abs. 1 
die Zulassung des Rechtsanwalts bei einem Gericht zurück-
nimmt Durch diese Verbindung zwischen der Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft und der örtlichen Zulassung soll 
zugleich vermieden werden, daß jemand als Rechtsanwalt 
zugelassen ist, ohne gleichzeitig bei einem Gericht zuge-
lassen zu sein. 

Die zwingenden Gründe, aus denen die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft nach Absatz 1 zurückzunehmen ist, 
werden im Absatz 2 für die Fälle des § 19 Nrn. 1, 2, 8, 9 
und 10 und des § 26 Abs. 1 Nr 3 zu fakultativen gemildert, 
wenn sie zwar bestanden, in der Zwischenzeit aber wieder 
weggefallen sind. Hier ist es dem pflichtmäßigen Er-
messen der Landesjustizverwaltung überlassen, ob sie im 
Einzelfall unter Wiirdiqung aller Umstände die Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft zurücknehmen will. 

Zu § 27 

Zurücknahme der Zulassung aus anderen Gründen 

Die hier angeführten Gründe wiegen anders als die im 
§ 26 Abs 1 enthaltenen Tatbestände nicht so schwer, daß 
die Zurücknahme zwingend vorgeschrieben werden 
müßte Die Zurücknahme wird deshalb in den Fällen des 
§ 27 nur fakultativ vorgesehen. 

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

Zu Nr. 1: 

Der hier vorgesehene Tatbestand, der mit § 19 Nr. 9 im 
inneren Zusammenhang steht, bildete schon nach § 22 der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 einen fakultativen 
Zurücknahmegrund. 

Zu Nr. 2: 

Wie eine Tätigkeit, die mit dem Beruf eines Rechts-
watls oder mit dem Ansehen der Anwaltschaft nicht ver-
einbar ist, zur Versagung der Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft führt (§ 19 Nr. 8), so kann sie umgekehrt die 
Zurücknahme der Zulassung zur Folge haben. 

In der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 war für 
einen ihrem § 5 Nr. 4 entsprechenden Tatbestand eine 
Zurücknahme der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft nicht 
vorgesehen Dies wurde als ein schwerer Mangel empfun-
den (Friedlaender: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung 
vom 1 Juli 1878, 3. Aufl., § 21 Anm. 7). — Deshalb wurde 
eine entsprechende Ergänzung des Gesetzes angestrebt. 

Der Deutsche Anwaltverein hatte in einem Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung der Rechtsanwaltsordnung (An-
waltsblatt 1931 S. 91) vorgeschlagen, auch für den hier 
erörterten Fall die Zurücknahme der Zulassung einzu-
führen. Die Frage wurde später durch das Gesetz zur 
Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 20. Dezember 
1934 (Reichsgesetzbl.I  S. 1258) dahin geregelt, daß die 
Zulassung zurückzunehmen sei (a.a.O. Artikel 1 Nr. 5). 

Die Zurücknahme ist nicht zwingend vorgeschrieben. 
Bei einer obligatorischen Zurücknahme, die im Hinblick 
auf die entsprechende Regelung bei der Zulassung (§ 19 
Nr. 8) naheliegen würde, könnten sich Härten ergeben, 
weil den Besonderheiten des einzelnen Falles nicht ge-
bührend Rechnung getragen werden könnte. Deshalb 
empfiehlt es sich, der Landesjustizverwaltung für ihre 
Entschließung, ob in dem konkreten Fall die Zurücknahme 
der Zulassung ausgesprochen werden soll, einen ge-
wissen Spielraum des Ermessens, zu geben. Praktische 
Bedeutung wird die Vorschrift u. a. in den Fällen des 
§ 63 erlangen, wenn der Rechtsanwalt die Frage, ob er 
die anwaltliche Tätigkeit wiederaufnehmen oder ob er 
aus dem Anwaltsberuf endgültig ausscheiden will, ohne 
beachtliche Gründe über Gebühr offen läßt. 

Zu § 28 

Rücknahmeverfügung 

Die Zurücknahme der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
wird durch einen Verwaltungsakt vollzogen. Zuständig 
zum Erlaß dieser Verfügung ist die Landesjustizverwal-
tung, in deren Bereich der Rechtsanwalt zuletzt zuge-
lassen ist (Absatz 1). Hat also der Rechtsanwalt die lokale 
Zulassung in dem Lande, in dem ihm die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft erteilt worden ist, aufgegeben und hat 
er sich bei dem Wechsel der lokalen Zulassung (§ 45) in 
einem anderen Land niedergelassen, so ist nunmehr die 
Landesjustizverwaltung dieses letzteren Landes als 
oberste Aufsichtsbehörde zuständig. 

Bei der weittragenden Bedeutung der Rücknahmever-
fügung ist die vorherige Anhörung des Rechtsanwalts 
zwingend vorgeschrieben. Ebenso ist auch der Vorstand 
der Rechtsanwaltskammer vor Erlaß der Verfügung zu 
hören, damit bereits frühzeitig eine umfassende Prüfung 
des Sachverhalts sichergestellt ist (Absatz 2). 

Ebenso wie der Bescheid, durch den die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft versagt wird (§ 23 Abs. 1), ist auch 
diese Verfügung mit Gründen zu versehen und dem 
Rechtsanwalt zuzustellen (Absatz 3). Diese Vorschriften 
sind zwingender Natur, da die Begründung der Verfü-
gung und die Zustellung in dem nachfolgenden Verfahren 
Bedeutung erlangen. 

Der Rechtsschutz des Betroffenen gegenüber der Rück-
nahmeverfügung ist im Absatz 4 ebenso ausgestaltet wie 
der Rechtsbehelf, der im Falle der Versagung der Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft nach § 23 Abs. 2 gewährt 
wird. 

Entsprechend dem in der Verwaltungsrechtspflege 
herrschenden Grundsatz, daß Rechtsbehelfe gegen Ver-
waltungsakte aufschiebende Wirkung haben, wird auch 
hier der Vollzug der Rücknahmeverfügung durch den 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung gehemmt. Diese 
Suspensivwirkung ist erforderlich, um keine vollendeten 
Tatsachen zu schaffen und bei der Schwere des Eingriffs 
behutsam vorzugehen. Erfordert dagegen das öffentliche 
Interesse eine alsbaldige Vollziehung der Verfügung, so 
kann der Ehrengerichtshof sie anordnen (Absatz 5). Die 
Befugnis, diese Maßnahme zu treffen, liegt damit aus-
schließlich in der Hand des Gerichts, das bereits ange-
rufen ist. 

Zu § 29 

Erlöschen der Befugnis zur Führung der 
Berufsbezeichnung 

Die Bezeichnung „Rechtsanwalt" ist, wie bereits aus 
§ 24 Abs. 3 hervorgeht, kein Titel, sondern eine Berufs-
bezeichnung. Das Recht, sie zu führen, wird mit der Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft begründet (§ 24 Abs. 3). 
Es geht unter, wenn die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 



ihre Wirkung verliert, sei es, daß sie kraft Gesetzes 
erlischt (§ 25) oder daß sie durch einen Verwaltungsakt 
zurückgenommen wird (§§ 26 bis 28). Die Berufsbezeich-
nung darf deshalb nicht mehr geführt werden, selbst wenn 
ihr ein Zusatz wie z. B. „a. D." beigefügt wird (Absatz 1). 

Unter besonderen Voraussetzungen kann die Landes-
justizverwaltung Rechtsanwälten die Erlaubnis erteilen, 
sich „Rechtsanwalt a. D." zu nennen. In dieser Erlaubnis 
liegt eine Anerkennung für das bisherige Wirken als 
Rechtsanwalt. Sie wird deshalb in Anlehnung an § 31 
Abs. 2 der Rechtsanwaltsordnung für die Britische Zone 
vom 10. März 1949 nur bei einem ehrenvollen freiwilligen 
Ausscheiden vorgesehen (Absatz 2). Da die Belange der 
Rechtsanwaltschaft berührt werden, ist nach Satz 2 der 
Vorstand der Anwaltskammer vor der Erteilung der Er-
laubnis zu hören. 

Für Ausnahmefälle, in denen sich später Bedenken 
ergehen, ob der frühere Rechtsanwalt der Erlaubnis wür-
dig ist, wird in Absatz 3 der Widerruf der Erlaubnis vor-
gesehen. 

Zweiter Abschnitt 

Die Zulassung bei einem Gericht 

Der Entwurf unterscheidet, wie bereits in der Vor-
bemerkung zum Zweiten Teil (vor § 4) ausgeführt ist, 
zwischen der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft und der 
örtlichen Zulassung bei einem Gericht. Dadurch wird nicht 
nur die begriffliche Abgrenzung klarer, sondern es tritt 
auch der Unterschied zwischen beiden Instituten deut-
licher hervor. Dies zeigt sich besonders bei den Gründen, 
aus denen eine Zulassung zur Rechtsanwaltschaft versagt 
werden muß (§ 19), und den Tatbeständen, die einer Zu-
lassung bei einem Gericht entgegenstehen können 
(§§ 32, 45). 

Der Entwurf geht davon aus, daß jeder Rechtsanwalt 
bei einem bestimmten Gericht zugelassen sein muß (§ 30). 
Er behält damit den Grundsatz der Lokalisation der An-
waltschaft, der einheitlich erstmals in der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 (§ 8) gesetzlich festgelegt wurde, 
auch für das neue Recht bei. Zwar haben nach dem Inkraft-
treten der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 einige 
Vertreter der Anwaltschaft wiederholt gefordert, die 
Lokalisierung möge beseitigt werden (vgl. Prölss im An-
waltsblatt 1928 S. 127 ff.; 1929 S. 43 ff. einerseits und an-
dererseits das Gutachten von Berger „Freizügigkeit und 
Simultanzulassung" für den XXI. Deutschen Anwaltstag 
[1913] in der Beilage zur Jur. Wochenschrift 1913 Nr. 13; 
vgl. auch Magnus: Die Rechtsanwaltschaft, S. 30/31). Der 
Grundsatz ist jedoch die verflossenen Jahrzehnte hin-
durch erhalten geblieben. Auch die Reichs-Rechtsanwalts-
ordnung von 1936 (§ 15) ließ ihn unberührt. Er ist schließ-
lich auch in den Rechtsanwaltsordnungen, die nach 1945 
in den Ländern erlassen wurden, unverändert wieder-
zufinden. 

Mit Recht ist in den Motiven zur Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 (Anlagen zu den Verhandlungen des 
Deutschen Reichstags, 3. Legislaturperiode — II. Session 
1878, Aktenstück Nr. 5 S.71) ausgeführt, daß die Frage 
der Lokalisierung im Grunde bereits durch die Zivilpro-
zeßordnung entschieden sei, wenn sie in den Anwalts-
prozessen vor den Kollegialgerichten die Vertretung 
durch einen hei dem Prozeßgericht zugelassenen Anwalt 
forderte (§ 78 ZPO). Ferner ist in den Beratungen der 
Kommission darauf hingewiesen worden, daß es schon 
deswegen nicht angehe, die Anwaltschaft von jedem Zu-
sammenhang mit einem bestimmten Gericht zu lösen, 
weil die Mitgliedschaft bei einer bestimmten Anwalts-
kammer und die Unterstellung unter die Ehrengerichts-
barkeit der Kammer die örtliche Gebundenheit des An-
walts voraussetze (vgl. Anlagen zu den Verhandlungen 
des Deutschen Reichstags, 3. Legislaturperiode — II. Ses-
sion 1878, Aktenstück Nr. 173 S. 1098). Würde der Grund-
satz, daß die Zulassung bei einem bestimmten Gericht zu 
fordern sei, aufgegeben, so würde der Rechtsanwalt 
"ambulant"; er würde nur noch seinen geschäftlichen 
Wohnsitz beibehalten. Die sich hieraus ergebenden Fol-
gen wären für das rechtsuchende Publikum und für die 
Rechtspflege sehr nachteilig: der Anwalt würde häufig 

auf Reisen und deshalb schwer erreichbar sein; es würde 
schwierig sein, die Termine so zu legen, daß alle Beteilig-
ten anwesend sein könnten. Die Folge wären Vertagun-
gen und erhebliche Prozeßverzögerungen. 

Bei der Prüfung, ob der Rechtszustand jetzt geändert 
werden soll, dürfte weiter vor allem ins Gewicht fallen, 
daß aus den Kreisen der Rechtsuchenden ein solches Ver-
langen bisher nicht gestellt worden ist. Es ist deshalb an-
zunehmen, daß den Belangen des Publikums durch die 
jetzige Regelung wohl am besten gedient ist. Dabei wird 
ein Moment mitsprechen, das von großem inneren Wert 
ist: die Lokalisierung verbindet das Gericht und die An-
waltschaft zu einer vertrauensvollen Zusammenarbeit, 
die durch den persönlichen Kontakt eine besondere Note 
erhält. Nach dem Idealbild soll die Anwaltschaft bei 
einem Gericht zusammen mit dem Gericht eine Einheit 
darstellen, die nicht zerstört oder gelockert werden soll. 
Die Aufgabe der Lokalisierung würde für die Anwalt-
schaft selbst gerade unter den heutigen Verhältnissen 
eine derart tiefgreifende Umwälzung in ihrer inneren 
Ordnung bedeuten, daß sie nicht ohne schwere Rück-
schläge für die Mehrheit der Anwälte bleiben würde; ins-
besondere wäre eine Zusammenballung der Mandate bei 
einer kleinen Zahl von Anwälten zu besorgen. 

Bei der Abwägung aller Interessen wird schließlich zu 
berücksichtigen sein, daß der Grundsatz der Lokalisierung 
nicht starr durchgeführt, sondern durch die später zu 
erörternde Simultanzulassung (§§ 35 und 36) abgewandelt 
wird, soweit es geboten ist. 

Die Vorschriften dieses Abschnittes beziehen sich, wie 
hervorzuheben ist, sowohl auf die erste lokale Zulassung, 
die zugleich mit der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
erteilt wird, als auch auf die Fälle eines Wechsels der 
lokalen Zulassung ire Laufe der anwaltlichen Tätigkeit. 

Zu § 30 

Lokalisierung 

Der Entwurf geht, wie in der Vorbemerkung ausgeführt 
ist, von dem Grundsatz aus, daß jeder Rechtsanwalt bei 
einem bestimmten Gericht zugelassen sein muß. Deshalb 
kann die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft nicht für sich 
allein erteilt werden. Vielmehr muß mit ihr zeitlich die 
erste Zulassung bei einem Gericht verbunden sein (Ab-
satz 2). Die Urkunde über die Zulassung zur Rechtsan-
waltschaft (§ 24) kann deshalb dem Bewerber erst aus-
gehändigt werden, wenn auch die Fragen der lokalen 
Zulassung geklärt sind. 

Die Lokalisierung muß lückenlos durchgeführt werden. 
Deshalb wird im Absatz 3 vorgesehen, daß. ein Verzicht 
auf die Rechte der lokalen Zulassung nur im Falle des 
örtlichen Zulassungswechsels (§ 45) möglich ist. 

Zu § 31 

Antrag auf Zulassung bei einem Gericht 

Die lokale Zulassung wird ebenso wie die Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft (§ 18) nur auf Antrag erteilt 
(Absatz 1). Der Bewerber ist in der Wahl des Gerichts 
grundsätzlich frei, jedoch können sich aus § 32 im Einzel-
fall Bedenken gegen die Zulassung bei einem bestimm-
ten Gericht ergeben, denen der Bewerber von vornherein 
Rechnung tragen sollte. 

Bei der ersten lokalen Zulassung muß der Antrag auf 
Zulassung bei einem bestimmten Gericht zusammen mit 
dem Antrag auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ein-
gereicht werden, um die gleichzeitige Entscheidung über 
beide Anträge zu ermöglichen. Für die erste lokale Zu-
lassung kann nur ein Gericht des Landes, dessen Landes-
justizverwaltung über beide Anträge befinden soll, in 
Betracht kommen, da - - die entscheidende Behörde die 
lokale Zulassung nur innerhalb ihres Bereiches erteilen 
kann. 

Die Entscheidung über die lokale Zulassung ist ebenso 
wie die Entschließung über den Antrag auf Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft (s. die Bemerkungen zu § 20) der Lan-
desjustizverwaltung vorzubehalten (Absatz 2). 



Den Belangen der Rechtsanwaltskammer, deren Mit-
glied der Bewerber nach der Zulassung werden wird, ist 
dadurch Rechnung zu tragen, daß der Vorstand vor der 
Entscheidung gutachtlich zu hören ist (Absatz 3). 

Zu § 32 

Versagung der Zulassung 

Das Recht auf Zulassung bei einem Gericht unterliegt 
nur geringfügigen Beschränkungen. Die hier vorgesehe-
nen Tatbestände sind so gelagert, daß sie nicht zwingend 
zu einer Versagung der lokalen Zulassung führen müssen. 
Sie tragen deshalb nur fakultativen Charakter. 

Zu Absatz 1 ist im einzelnen folgendes zu bemerken: 

Zu Nr. 1: 

Bei der ersten lokalen Zulassung, beim Zulassungs-
wechsel innerhalb des Landes oder bei einem Zulassungs-
wechsel von dem Gericht eines Landes zu dem Gericht 
eines anderen Landes können besondere Umstände vor-
liegen, welche die Aufnahme der Tätigkeit des Bewer-
bers bei dem Gericht, das er in dem Antrag bezeichnet, 
als eine Gefahr für die Rechtspflege oder eine erhebliche 
Beeinträchtigung der Rechtspflege erscheinen lassen. Des-
halb wird der Landesjustizverwaltung die Möglichkeit 
eröffnet, in solchen Fällen die Zulassung bei dem im An-
trag bezeichneten Gericht zu versagen. 

Zu Nr. 2: 

War der Bewerber im Bereich des Gerichts, bei dem 
er als Anwalt tätig werden will, in den letzten fünf Jahren 
vor der Antragstellung bereits als Richter angestellt, so 
können einzelne Rechtsuchende leicht der Auffassung 
sein, der Bewerber könne persönliche Beziehungen bei 
der Wahrnehmung von Parteiinteressen nutzbar machen. 
Ein solcher Anschein, der zu Zweifeln an der Objektivität 
des Gerichts führen kann, muß unbedingt vermieden wer-
den. Deshalb wird auch hier der Landesjustizverwaltung 
die Befugnis eingeräumt, in derartigen Fällen die Zu-
lassung bei dem bestimmten Gericht zu versagen. Dem 
Bewerber bleibt es unbenommen, die Zulassung bei einem 
anderen Gericht nachzusuchen, bei. dem Besorgnisse dieser 
Art nicht auttreten können. 

Zu Nr. 3: 

Im Interesse des Ansehens des Gerichts und der An-
waltschaft muß in der Bevölkerung auch nur der An-
schein vermieden werden, als ob der Rechtsanwalt, der 
mit einer Beamtin oder einer Angestellten des Gerichts 
verheiratet ist, über besonders gute Beziehungen zu dem 
Gericht verfüge und daraus Vorteile ziehen könne. Das 
gleiche gilt naturgemäß auch für eine Rechtsanwältin. 
Deshalb wird die Landesjustizverwaltung in solchen 
Fällen enter Berücksichtigung der näheren Umstände nach 
pflichtmäßigem Ermessen prüfen, ob sich aus der Zulas-
sung gerade bei diesem Gericht Bedenken ergeben 
können. 

Zu Nr. 4: 

Der hier vorgesehene Versagungsgrund ist aus der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 14) übernommen 
worden. Er enthält die gleichen Umstände, die einen Rich-
ter nach § 41 Nr. 3 der Zivilprozeßordnung oder § 22 Nr. 3 
der Strafprozeßordnung ven der Ausübung des Richter-
amtes kraft Gesetzes ausschließen. Diese Regelung soll 
innere Konflikte verhüten. Sie nimmt auch darauf Bedacht, 
daß nicht aus verwandtschaftlichen Beziehungen zwischen 
Richtern und Rechtsanwälten irgendwelche Zweifel ent-
stehen könnten, ob Organe der Rechtspflege im Einzelfall 
wirklich unparteiisch gewesen seien. Die Landesjustizver-
waltung ist im Rahmen ihres pflichtmäßigen Ermessens in 
der Lage, den Besonderheiten des einzelnen Falles Rech-
nung zu tragen. So kann unter Umständen die Größe des 
Gerichts Bedenken solcher Art ausschließen. 

Zu Nr. 5: 

Der für die alsbaldige Zulassung bei einem Oberlandes-
gericht vorgesehene fakultative Versagungsgrund ist für 
einige Länder neu. Dagegen besteht er bereits in dem 

gleichen Umfange in den früheren Ländern Baden und 
Württemberg-Hohenzollern 1). Nach dem insoweit überein-
stimmenden Recht dieser Länder kann die Zulassung bei 
dem Oberlandesgericht versagt werden, wenn der Antrag-
steller nicht fünf Jahre lang bei einem Gericht des ersten 
Rechtszuges als Rechtsanwalt tätig war. Eine weiter-
gehende Beschränkung enthalten die Rechtsanwaltsord-
nungen der Länder Bayern, Hessen und des früheren Lan-
des Württemberg-Baden 2); sie machen die Zulassung bei 
einem Oberlandesgericht davon abhängig, daß der Rechts-
anwalt seit mindestens fünf Jahren am Landgericht tätig 
war. 

Diese landesrechtlichen Regelungen, die sich bewährt 
haben, sollen im Grundsatz beibehalten und auf das ge-
samte Bundesgebiet ausgedehnt werden. Sie tragen dem 
Umstande Rechnung, daß der bei dem Oberlandesgericht 
zugelassene Rechtsanwalt bereits fiber anwaltliche Erfah-
rungen verfügen muß, wenn er seinen Aufgaben gerecht 
werden soll. Der Anwalt am Oberlandesgericht wird für 
die Mitwirkung an der Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
und an der Rechtspflege in der Rechtsmittelinstanz eines 
genauen Einblicks in das Arbeitsgebiet der Amts- und 
Landgerichtsanwälte nicht entbehren können, ähnlich wie 
auch die Richter an den Oberlandesgerichten vorher regel-
mäßig längere Zeit hindurch an den Gerichten der ersten 
Instanz tätig gewesen sein müssen. 

Bei einem Wechsel der Zulassung können neben den 
im Absatz 1 des § 32 erwähnten Versagungsgründen auch 
die im § 45 Abs. 3 enthaltenen Tatbestände Bedeutung 
erlangen. 

Im Absatz 2 wird der aus § 18 Abs. 2 in Verbindung mit 
§ 19 für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft zu entneh-
mende Grundsatz, daß die Entscheidung nicht von der 
Prüfung des Bedürfnisses abhängig gemacht werden darf, 
für die lokale Zulassung nochmals hervorgehoben. Er war 
in der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 13) eben-
falls festgelegt, aber in  mehrfacher Hinsicht durchbrochen 
(§ 10 Abs. 2, § 12 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878), so daß er an Bedeutung verlor. In der Reichs-Rechts-
anwaltsordnung von 1936 war er völlig aufgegeben (§ 15 
Abs. 2 a. a. O.). Der Entwurf führt demgegenüber den 
Grundsatz der freien Advokatur auch bei der lokalen 
Zulassung ohne wesensfremde Einschränkungen durch. 

Zu § 33 

Antrag auf gerichtliche Entscheidung 

In der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Job 1878 war ein 
Rechtsbehelf gegen einen Bescheid der Landesjustizver-
waltung, durch den ein Antrag auf die Zulassung bei einem 
Gericht abgelehnt wurde, nicht vorgesehen. Im Hinblick 
auf Artikel 19 Abs. 4 des Grundgesetzes kann die Ent-
scheidung der Landesjustizbehörde nicht mehr endgültig 
sein. Vielmehr ist für den Bewerber hier ebenso wie bei 
der Versagung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft (§ 23) 
die Möglichkeit zu schaffen, daß er den Ehrengerichtshof 
für Rechtsanwälte anrufen kann. 

Wegen der Einzelheiten kann auf die Ausführungen zu 
§ 23 Bezug genommen werden. 

Zu § 34 

Erstreckung der Zulassung auf auswärtige Kammern 
für Handelssachen 

Die Rechtsanwaltsverordnung vom 1. Juli 1878 (§ 8 
Abs. 2) erklärte die auswärtigen Kammern für Handels-
sachen (§ 93 Abs. 2 GVG) zu besonderen Gerichten im 

1) Früheres Land Baden : § 10 a Abs. 2 des Landesgesetzes über die 
Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 28. April 1949 (Badisches 
GVBl. S. 251); 	. 

früheres Land Württemberg-Hohenzollern: § 15 Abs. 2 
des Gesetzes über die Ergänzung der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 (RGBl S 177) vom 22. Dezember 1948 (RegBl. 
1949 S. 15). 

2) B a y e r n : § 10 Abs. 1 der Rechtsanwaltsordnung 1946 vom 6. No-
vember 1946 (GVBl. S. 371); 

Hessen:  § 15 der Rechtsanwaltsordnung vom 18. Oktober 1948 
(GVBl. S. 126); 

früheres Land Württemberg-Baden: § 10 Abs. 1 des Ge-
setzes Nr. 222 — Rechtsanwaltsordnung — vom 4. März 1948 
(Reg.Bl. S. 101). 



Sinne der Rechtsanwaltsordnung. Es sollte damit im Inter-
esse einer straffen Lokalisierung erreicht werden, daß für 
die Rechtsanwälte an solchen auswärtigen Kammern eine 
besondere Zulassung erforderlich war. Die bei dem Land-
gericht zugelassenen Rechtsanwälte waren daher nicht be-
rechtigt, vor den auswärtigen Kammern für Handelssachen 
aufzutreten, Durch Artikel 1 Nr. 1 des Gesetzes über die 
Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 7. März 1927 
(RGBl. I S. 71) wurde es später den Landgerichtsanwälten 
ermöglicht, daß sie auf besonderen Antrag auch die Zu-
lassung bei der auswärtigen Kammer für Handelssachen 
erwirken konnten. Umgekehrt konnten die bisher nur bei 
der auswärtigen Kammer zugelassenen Anwälte nunmehr 
auch die Simultanzulassung bei dem Landgericht bean-
tragen. 

Diese Regelung trug dem Umstand, daß die auswärtigen 
Kammern für Handelssachen in der Gerichtsorganisation 
zu dem Landgericht gehören, nicht gebührend Rechnung. 
Die künstliche Teilung, welche die Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 nur für die Zulassung der Rechtsanwälte 
vornahm, war deshalb innerlich nicht gerechtfertigt. Sie 
widersprach auch den Interessen der Rechtsanwaltschaft 
und der Rechtsuchenden. 

Der Entwurf geht von der bisherigen Regelung ab. Er 
stellt klar, daß die Zulassung bei einem Landgericht sich 
ohne weiteres auch auf auswärtige Kammern für Handels-
sachen erstreckt. 

Dagegen ist es nicht erforderlich, den Wirkungsbereich 
der Zulassung bei einem Oberlandesgericht hinsichtlich 
der auswärtigen Senate zu regeln, die nach § 116 Abs. 2 
GVG in der Fassung des Artikels 1 Nr. 45 des Gesetzes 
zur Wiederherstellung der Rechtseinheit auf dem Gebiete 
der Gerichtsverfassung, der bürgerlichen Rechtspflege, des 
Strafverfahrens und des Kostenrechts vom 12. September 
19.50 (BGBl S. 455) gebildet werden können. Die Zulassung 
bei dem Oberlandesgericht erstreckt sich ohne weiteres 
auch auf diese auswärtigen Senate, da sie Teile des ein-
heitlichen Gerichtskörpers sind. 

Zu § 35 
Gleichzeitige Zulassung bei dem Amts- und Landgericht 
Diese Vorschrift steht nach ihrem Zweck in einem in-

neren Zusammenhang mit dem nachfolgenden § 36, der 
ebenfalls von der gleichzeitigen lokalen Zulassung han-
delt. Die Fälle der gleichzeitigen Zulassung bei verschie-
denen Gerichten (Simultanzulassung) mildern den Lokali-
sierungszwang. Wie bereits bei den Beratungen des Ent-
wurfs der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 deutlich 
hervortrat, kann der Grundsatz der Lokalisierung nicht 
starr durchgeführt werden (vgl. den sten. Bericht über die 
3. Beratung, Verhandlungen des Deutschen Reichstags, 
3. Legislaturperiode — II. Session 1878, 2. Bd. S. 1462 ff.). 
So erklärt sich die Kompromißlösung der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 (§ 9) zugunsten der Amtsgerichts-
anwälte, auf die im Interesse der Rechtspflege besonders 
in ländlichen Bezirken nicht verzichtet werden kann. Den 
Amtsgerichtsanwälten wurde damals ein Anspruch auf die 
gleichzeitige Zulassung bei dem übergeordneten Land-
gericht nur eingeräumt, wenn im Einzelfall festgestellt 
wurde, daß die Simultanzulassung nach dem übereinstim-
menden Gutachten des Oberlandesgerichts und des Vor-
standes der Rechtsanwaltskammer dem Interesse der 
Rechtspflege förderlich war. In der praktischen Anwen-
dung des § 9 ergab sich, daß in Preußen und Bayern eine 
gleichzeitige Zulassung fast regelmäßig abgelehnt wurde. 
Deshalb setzten sehr. bald Bestrebungen ein, die Simultan-
zulassung neu zu regeln (vgl. die Nachweise bei Fried-
laender: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878, 3. Aufl., § 9 Fußnote 1). Sie führten zu dem Gesetz 
über die Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 7. März 
1927 (RGBl. I S. 71), durch dessen Artikel 1 Nr. 2 ein An-
spruch auf die Simultanzulassung allgemein begründet 
wurde, Damit war der bisherige ,Grundsatz aufgegeben. 
Jedoch enthielt auch die neue Regelung noch insofern eine 
Einschränkung, als dem Präsidium des Oberlandesgerichts 
zur Wahrung der Interessen der Rechtspflege ein Wider-
spruchsrecht eingeräumt wurde. 

Die Verhältnisse haben sich nach dem Gesetz vom 
7. März 1927 sehr bald in der Richtung gefestigt, daß die 
Simultanzulassung der Amtsgerichtsanwälte bei dem über

-

geordneten Landgericht in der Übergangszeit von 1928 bis 
1935 ohne Ausnahme bewilligt wurde, ohne daß von seiten 
der Oberlandesgerichte ein Widerspruch erhoben wurde. 
Deshalb sah § 18 der Reichs-Rechtsanwaltsordnung von 
1936 die Simultanzulassung ohne eine solche Einschrän-
kung vor. 

Nach dem Zusammenbruch ist in allen Rechtsanwalts-
ordnungen die Simultanzulassung der Amtsgerichtsan-
wälte bei dem übergeordneten Landgericht beibehalten 
worden, und zwar zunächst wieder in der Ausgestaltung, 
wie sie zuletzt vor der Reichs-Rechtsanwaltsordnung von 
1936 bestanden hatte. Darüber hinaus hat aber die Mehr-
zahl der Länder 1 ) das Widerspruchsrecht des Präsidiums 
des Oberlandesgerichts ausdrücklich wegfallen lassen. 

Der Entwurf übernimmt die in der Mehrheit der Länder 
bestehende Regelung, weil sie sich bewährt hat. Damit 
entfällt in einigen Ländern künftig wieder das Wider-
spruchsrecht des Präsidiums des Oberlandesgerichts. Diese 
Änderung hat indes praktisch keine Bedeutung, weil das 
Widerspruchsrecht nicht ausgeübt wurde. 

Die gleichzeitige Zulassung bei dem Landgericht schließt 
nach § 34 auch die Zulassung bei allen auswärtigen Kam-
mern für Handelssachen ein Der Entwurf geht damit über 
die Regelung der Reichs-Rechtsanwaltsordnung von 1936 
(§ 18 Abs. 1) hinaus. Von 1936 bis zum Zusammenbruch 
war in diesem Falle die Doppelzulassung nur bei der Kam-
mer für Handelssachen gestattet, die für den Bezirk des 
Amtsgerichts zuständig war, bei welcher der Rechtsanwalt 
zugelassen war Eine solche Ausnahme von dem Grund-
satz, daß die Zulassung sich jeweils auf das ganze Gericht 
erstreckt, erscheint jedoch nicht geboten. 

Die Simultanzulassung nach § 35 wird wie früher nur 
auf Antrag erteilt. 

Da die gleichzeitige Zulassung des § 35 nur eine Unter-
art der lokalen Zulassung ist, gelten für sie naturgemäß 
auch die allgemeinen Versagungsgründe des § 32, ebenso 
wie es früher bei der entsprechenden Vorschrift des § 9 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 der Fall war 
(vgl. Friedlaender: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878, 3. Aufl , § 9 Anm. 14). 

Zu § 36 

Gleichzeitige Zulassung 
bei einem anderen Landgericht 

Nach der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 10) 
war der bei einem Kollegialgericht zugelassene Rechts-
anwalt auf seinen Antrag zugleich bei einem anderen, an 
seinem Wohnsitz befindlichen Kollegialgericht zuzulassen, 
wenn das Oberlandesgericht durch Plenarbeschluß die Zu-
lassung dem Interesse der Rechtspflege für förderlich er-
klärte. Bei dieser Simultanzulassung wurde vornehmlich 
auf die größeren Städte, in denen sich ein Oberlandes-
gericht und gleichzeitig ein Landgericht befanden. Bedacht 
genommen. Aber auch in den Städten mit mehreren Land-
gerichten, wie München und Berlin (vor 1933), sollte die 
Simultanzulassung zulässig sein, weil die starre Durch-
führung der Lokalisierung, die zur Beschränkung auf ein 
Gericht geführt hätte, hier Schwierigkeiten bereitet hätte. 
Zu dieser Simultanzulassung bei mehreren Landgerichten 
konnte auch die Simultanzulassung bei dem Oberlandes-
gericht hinzutreten, wie dies z. B. in München der Fall war. 

Die Regelung des § 10 war wegen der verschiedenen 
Tatbestände, die hier in Betracht kommen konnten, wenig 
übersichtlich. Die Simultanzulassung bei einem Land-
gericht und einem Oberlandesgericht hat zudem nur in 
wenigen Oberlandesgerichtsbezirken Bedeutung erlangt. 

Im Interesse der größeren Klarheit behandelt der Ent-
wurf im § 36 nur die Simultanzulassung bei den Land- 

1) Bayern:  § 9 der Rechtsanwaltsordnung 1946 vom 6. November 
1946 (GVBl. S. 371); 

Hessen:  § 14 der Rechtsanwaltsordnung vom 18. Oktober 1948 
(GVBl. S. 126) ; 

früheres Land Württemberg-Baden: § 9 des Gesetzes Nr. 222 
— Rechtsanwaltsordnung — vom 4. März 1948 (Reg.Bl. S. 101); 

Nordrhein-Westfalen: 	§ 14 Abs. 1 der Rechtsanwaltsord

-

Niedersachsen: 	nung für die Britische Zone vom 
Schleswig-Holstein: 	10. März 1949 (VO. Bl. BZ. S. 80). 
Hamburg: 



gerichten. Dabei wird zugleich der Fall der Simultan-
zulassung bei einem benachbarten Landgericht geregelt, 
über den früher Näheres im § 12 der Rechtsanwaltsord-
nung vom 1. Juli 1878 bestimmt war. 

Eine Simultanzulassung bei den Kollegialgerichten 
erster Instanz kann als eine Milderung des Grundsatzes 
der Lokalisierung nur für einen engen Bereich in Betracht 
gezogen werden. Würden die bei einem Landgericht zu-
gelassenen Rechtsanwälte bei allen anderen Landgerich-
ten desselben Oberlandesgerichtsbezirks gleichzeitig zu-
gelassen, so wäre das Prinzip der Lokalisierung praktisch 
aufgegeben und es würden, wie in der Vorbemerkung 
dargelegt ist, die Interessen der Rechtspflege erheblichen 
Schaden leiden (vgl Berger: Freizügigkeit und Simultan-
zulassung, Gutachten für den XXI. Deutschen Anwaltstag, 
in Jur. Wochenschrift 1913 Beiheft zu Nr. 13 S. 12). Die 
Versuche, die mit einer derartig weitgehenden Durch-
brechung des Grundsatzes der Lokalisierung im Kriege 
und in der ersten Nachkriegszeit unter der Geltung des 
§ 6 der Zweiten Kriegsmaßnahmenverordnung vom 
27 September 1944 (RGBl I S 229) gemacht worden sind, 
hatten ein so ungünstiges Ergebnis, daß jene Vorschrift 
nach der Wiederherstellung normaler Verhältnisse in den 
Ländern schon vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Wiederherstellung der Rechtseinheit auf dem Gebiete der 
Gerichtsverfassung, der bürgerlichen Rechtspflege, des 
Strafverfahrens und des Kostenrechts vom 12. September 
1950 (BGBl. S. 455) aufgehoben worden ist (vgl. die Über-
sicht in der Begründung zu dem Entwurf jenes Gesetzes 
— Anlage zur BT-Drucksache Nr. 530 S.74 —). Es wird 
hier genügen, darauf hinzuweisen, daß die Anwaltskosten 
durch die Reisen im Bezirk des Oberlandesgerichts 
beträchtlich ansteigen würden und daß die Rechtsuchenden 
sich mit Recht dagegen wehren würden, diese Mehrkosten 
zu tragen. 

Soll die Lockerung des Lokalisierungszwanges zu Er-
gebnissen führen, die sowohl im Interesse der Rechts-
pflege als auch im Interesse der Rechtsuchenden liegen, so 
kann sie nur unter besonderen lokalen Verhältnissen 
vorgenommen werden. Die starre Lokalisierung kann 
dort ihrer inneren Berechtigung entbehren, wo sich an 
demselben Ort, wie in München, mehrere Landgerichte 
be finden. Sie kann ferner unter Umständen da nicht mehr 
tragbar sein, wo zwei Landgerichtsbezirke benachbart 
sind. Deshalb wird die Simultanzulassung für diese bei-
den Fälle vorgesehen (Absatz 1). 

Die Simultanzulassung kann indes ihrer Zweckbestim-
mung nach nur in Betracht kommen, wenn sie der Rechts-
pflege unter den besonderen örtlichen Verhältnissen dien-
lich ist Diese Feststellung hat die Landesjustizverwaltung 
nach Anhörung des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer 
zu treffen. Die Frage kann nur einheitlich entschieden 
werden, wie sich aus Absatz 1 Halbsatz 2 ergibt. Damit 
sind zugleich die früher aufgetretenen Zweifel (Fried-
laender Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878, 3. Aufl., § 10 Anm. 5), ob die Voraussetzung 
für die Simultanzulassung von Fall zu Fall geprüft und 
bei den einzelnen Bewerbern verschieden beurteilt wer-
den könne, in verneinendem Sinne geklärt. Die Auffas-
sung in der Praxis ging im übrigen schon früher über-
wiegend dahin, daß nur eine allgemeine Feststellung in 
Betracht kommen könne (vgl. Friedlaender a. a. O.). 

So wie die positive Feststellung, daß die Simultan-
zulassung zweckmäßig sei, nur einheitlich getroffen wer-
den kann, so kann auch die Entscheidung bei einem Weg-
fall der Voraussetzungen nur einheitlich sein. Stellt die 
Landesjustizverwaltung eine solche grundlegende Ände-
rung in den Verhältnissen fest. daß die Simultanzulassung 
nicht mehr zu vertreten ist, so können die Simultan-
zulassungen zurückgenommen werden. Dies muß jedoch 
allen beteiligten Anwälten gegenüber einheitlich ge-
schehen (Absatz 2). 

Zu § 37 

Ausschließlichkeit der Zulassung 
bei dem Oberlandesgericht 

An der Lokalisierung (vgl. die Vorbemerkung vor § 30) 
muß auch im Verhältnis zwischen den Landgerichten und 
den Oberlandesgerichten festgehalten werden. Dies war 

auch der Grundsatz des § 10 der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878. Nach dieser Vorschrift mußten für die 
gleichzeitige Zulassung eines Landgerichtsanwalts bei 
dem Oberlandesgericht zwei Voraussetzungen erfüllt sein: 

1. das Oberlandesgericht mußte sich am Ort des Wohn-
sitzes des Rechtsanwalts be finden, 

2. das Oberlandesgericht mußte durch Plenarbeschluß 
die Zulassung dem Interesse der Rechtspflege für förder-
lich erklärt haben. 

Die erste Voraussetzung, die durch die besonderen 
lokalen Verhältnisse bedingt war, traf an sich auf fast alle 
größeren Städte zu, in denen neben dem Oberlandes-
gericht auch ein Landgericht seinen Sitz hatte. Die 
fakultative Simultanzulassung hat jedoch in der langen 
Entwicklung bis 1933 nur bei wenigen Oberlandesgerich-
ten Bedeutung erlangt, so in Bamberg, Hamburg, Mün-
chen, Stuttgart und Zweibrücken und zu einem Teil auch 
bei den Oberlandesgerichten Braunschweig, Nürnberg und 
Oldenburg. Nur bei diesen Oberlandesgerichten war 
also die zweite Voraussetzung, daß die Simultanzulassung 
dem Interesse der Rechtspflege förderlich sei, allgemein 
oder in beschränktem Umfange bejaht worden. Im Laufe 
der Jahre hatte sich ein so fester Rechtszustand heraus-
gebildet, daß eine Änderung auf dem XXI. Deutschen 
Anwaltstag in Breslau 1913 (vgl. Verhandlungen des 
XXI. Deutschen Anwaltstages in Jur. Wochenschrift 1913 
Beilage zu Nr. 20 S. 49, 97) abgelehnt wurde. 

Der Entwurf kann daher von dem Zustand, wie er sich 
entwickelt hat und wie er seit Jahrzehnten konstant ge-
blieben ist, ausgehen und deshalb in § 37 als Grundsatz 
festlegen, daß die bei einem Oberlandesgericht zugelasse-
nen Rechtsanwälte nicht zugleich bei einem anderen Ge-
richt zugelassen werden dürfen. Als Ausnahme wird die 
Simultanzulassung bei dem Landgericht und Oberlandes-
gericht im § 253 auf die Gerichtsbezirke beschränkt, in 
denen sie sich in der historischen Entwicklung eingebür-
gert hat. Für eine Ausdehnung auf andere Gebiete läßt 
er dagegen keinen Raum. 

Zu § 38 

Vereidigung des Rechtsanwalts 

Bevor der Rechtsanwalt nach der Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft und der ersten lokalen Zulassung seine 
Tätigkeit aufnimmt (§ 44), ist er auf die gewissenhafte 
Erfüllung der Pflichten eines Rechtsanwalts zu vereidigen. 

Diese feierliche Form der Verpflichtung war schon vor 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 in fast allen 
Anwaltsordnungen der Partikulargesetzgebung vorge-
sehen. Sie wurde auch von der Reichstagskommission bei 
den Beratungen des Entwurfs eines Gerichtsverfassungs-
gesetzes empfohlen (Verhandlungen des Deutschen 
Reichstags, 2. Legislaturperiode — IV Session 1876, Akten-
stück Nr. 81 S. 303) und bei den Verhandlungen über den 
Entwurf einer Rechtsanwaltsordnung beibehalten (Ver-
handlungen des Deutschen Reichtstags, 3. Legislatur-
periode — II. Session 1878, Aktenstück Nr. 5 S. 18 und 
Aktenstück Nr. 173 S 1097) 

Der Entwurf folgt dieser Überlieferung (§17 der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878) und schlägt deshalb 
vor, die Vereidigung beizubehalten. 

Die Form der Eidesleistung ist unter Beachtung des Ar-
tikels 140 des Grundgesetzes und des Artikels 136 Abs. 4 
der Deutschen Verfassung vom 11. August 1919 festgelegt 
worden. 

Verweigert der Rechtsanwalt die Eidesleistung, so kann 
die lokale Zulassung zurückgenommen werden (§47 Abs. 1 
Nr. 1). Der Zurücknahme dieser Zulassung schließt sich 
nach § 26 Abs. 1 Nr. 7 die Zurücknahme der Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft zwingend an. 

Auf die besondere Regelung für die Vereidigung eines 
Bewerbers, der aus Gründen der Wiedergutmachung Er-
leichterungen beanspruchen kann und der sich im Aus-
land aufhält, wird bei § 239 eingegangen. 



Zu § 39  

Wohnsitz und Kanzlei  

Die Residenzpflicht, die im § 39 des Entwurfs in An-
lehnung an § 18 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
geregelt wird, steht mit der Lokalisierung (vgl. Vorberner-
kung vor § 30) in innerem Zusammenhang. 

Der Rechtsanwalt kann mit dem Gericht und mit den 
Rechtsuchenden nur in enger Verbindung bleiben, wenn 
er an dem Sitz des Gerichts, bei dem er zugelassen ist, 
seinen Wohnsitz nimmt und dort eine Kanzlei einrichtet. 
Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 sah in der 
ursprünglichen Fassung nur vor, daß der Rechtsanwalt am 
Ort der Zulassung seinen Wohnsitz begründen müsse. 
Jedoch ergab sich für den Rechtsanwalt die Notwendigkeit, 
eine Kanzlei zu unterhalten, ohne weiteres aus der Natur 
der Sache und mittelbar auch aus § 183 der Zivilprozeß-
ordnung, wonach bei der Zustellung das Bestehen einer 
Kanzlei vorausgesetzt wird. Um Zweifel zu klären, mit 
denen sich bereits der Ehrengerichtshof hatte befassen 
müssen (Entscheidungen des Ehrengerichtshofes Bd. 1  
S. 242 ff.,  Bd. 3 S. 103 ff.,  Bd. 5 S. 9 ff.,  Bd. 24 S. 34), ist 
später in der Novelle vom 9. Juli 1923 (RGBl. I S. 647), die 
dem § 18 einen neuen Absatz 5 einfügte, ausdrücklich auf 
die Pflicht, eine Kanzlei zu unterhalten, hingewiesen wor-
den. 

Der Ort des Gerichts, von dem im Absatz 1 ausgegangen 
wird, umfaßt die ganze politische Gemeinde, in der das 
Gericht seinen Sitz hat. Nach Absatz 1 Satz 2 kann die 
Landesjustizverwaltung bestimmen, daß Nachbarorte, die 
nicht zur politischen Gemeinde des Gerichtssitzes gehören, 
für die Residenzpflicht als zu dem Ort des Gerichts ge-
hörend rechnen. Solche Bestimmungen, die nicht notwen-
dig in der Form einer Rechtsverordnung getroffen werden 
müssen, sind schon auf Grund des bisher geltenden Rechts 
verschiedentlich ergangen (vgl. z. B. in Schleswig-Holstein 
zuletzt die Vierte Verordnung nach § 20 Abs. 1 der Rechts-
anwaltsordnung für die Britische Zone vom 30. November 
1951 — GVBl, S. 209 -, nach der die Stadt Kiel und die 
Gemeinde Kronshagen im Sinne des § 20 Abs. 1 a. a. O. 
als ein Ort anzusehen sind). 

Bei einer Simultanzulassung in den Fällen der §§ 35 und 
36 muß der Rechtsanwalt den Wohnsitz am Ort des Ge-
richts der sogenannten Stammzulassung nehmen (Ab-
satz 2). Tritt die Simultanzulassung zu der Stammzulassung 
bei dem Amtsgericht hinzu (§ 35), so muß der Rechtsanwalt 
am Ort des Amtsgerichts wohnen. Hat er seine Stammzu-
lassung bei dem Landgericht (§ 36), so muß er im Falle der 
Zulassung bei einem anderen Landgericht seinen Wohnsitz 
am Ort des Stamm-Landgerichts begründen. — Auch in 
den Fällen der Simultanzulassung erfüllt der Rechtsanwalt 
seine Residenzpflicht nur, wenn er am Ort des Stamm-
gerichts seinen Wohnsitz begründet und dazu auch eine 
Kanzlei einrichtet. Die Kanzlei darf sich, wie aus Absatz 2 
Satz 2, hervorgeht, nicht außerhalb des Wohnsitzes be-
finden. 

Die in den Absätzen 1 und 2 enthaltenen Grundsätze 
können zur Vermeidung von Härten, die sich insbesondere 
bei der Wohnungsfrage aus den Schwierigkeiten der Nach-
kriegszeit ergeben, nicht ohne jede Ausnahme durch-
geführt werden. Deshalb ist im § 41 vorgesehen, daß die 
Landesjustizverwaltung Ausnahmen bewilligen kann. Auf 
diese Lockerung wird später bei § 41 einzugehen sein. 

Die Erfüllung der Residenzpflicht hat erhebliche Bedeu-
tung für die Befugnis des Rechtsanwalts, seine Tätigkeit 
aufzunehmen. Erst wenn er seinen Wohnsitz begründet 
und eine Kanzlei eingerichtet hat und wenn er außerdem 
vereidigt ist (§ 38), wird er nach § 43 Abs. 2 in die Liste 
der Rechtsanwälte eingetragen. Erst von diesem Zeitpunkt 
an ist er nach § 44 befugt, die Tätigkeit als Rechtsanwalt 
auszuüben. 

Für die Erfüllung' der Residenzpflicht wird dem Rechts-
anwalt mittelbar eine Frist gesetzt. Kommt er den Pflichten, 
die sich aus § 39 Abs. 1 und 2 ergeben, nicht innerhalb von 
drei Monaten nach, so kann seine lokale Zulassung zu-
rückgenommen werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2). Die 
Zurücknahme der lokalen Zulassung in dem Falle des 
§ 47 Abs. 1 Nr. 2 hat zwingend die Zurücknahme der Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft nach § 26 Abs. 1 Nr. 7 zur 

 Folge. Kann der Rechtsanwalt die Residenzpflicht wegen 

besonderer Schwierigkeiten nicht rechtzeitig erfüllen, so 
kann er eine Befreiung nach § 41 nachsuchen. Die Sank-
tionen werden daher nur in Fällen schuldhafter Säumnis 
verhängt, 

Die Residenzpflicht besteht während der ganzen Dauer 
der Zulassung. Hat der Rechtsanwalt zunächst seine Pflicht, 
einen Wohnsitz zu begründen und eine Kanzlei einzu-
richten, erfüllt und gibt er später seinen Wohnsitz oder 
seine Kanzlei auf, so läuft er Gefahr, daß seine lokale Zu-
lassung und seine Zulassung zur Rechtsanwaltschaft zu-
rückgenommen werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 5, § 26 Abs. 1 Nr. 7). 
Auch hier besteht auf Grund des § 41 die Möglichkeit, auf 
Härtefälle Rücksicht zu nehmen. 

Zu § 40  

Zweigstelle und Sprechtage  

Der Rechtsanwalt darf grundsätzlich weder eine Zweig-
stelle einrichten noch außerhalb der Kanzlei Sprechtage 
abhalten. Diese Frage war in der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 nicht ausdrücklich geregelt. Es wurde 
unter ihrer Geltung verschiedentlich die Ansicht vertreten, 
daß aus § 18, der die Einrichtung einer Kanzlei vorsah, 
ein Verbot, gleichzeitig mehrere Kanzleien zu unterhalten, 
nicht mit voller Sicherheit abzuleiten sei. Der Ehren-
gerichtshof hatte zunächst die Einrichtung von Zweigkanz-
leien für zulässig erachtet (Entscheidungen des Ehren-
gerichtshofes Bd. 24 S. 66 ff.,  Bd. 25 S. 84 ff.). In der Ent-
scheidung vom 6. Juli 1933 (Bd. 27 S. 124) hat er diese 
Ansicht in Übereinstimmung mit den Ausführungen von 
Friedlaender (Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878, 3. Aufl., Exkurs II zu § 28, Anm, 96, 97) auf-
gegeben. Um künftig erneute Zweifel über die Absichten 
des Gesetzgebers zu vermeiden, empfiehlt es sich, diese 
Frage ausdrücklich zu regeln, wie es im § 21 der Rechts-
anwaltsordnung für die Britische Zone vom 10. März 1949 
bereits geschehen ist. 

Die Einrichtung von Zweigstellen und von auswärtigen 
Sprechtagen kann nach der Grundauffassung, daß der 
Rechtsanwalt ein Organ der Rechtspflege ist, nur dann 
gestattet werden, wenn eine solche Ausnahme im Inter-
esse der Rechtspflege nach den örtlichen Verhältnissen 
dringend geboten erscheint. Im Interesse der Klarheit wird 
im Absatz 1 Satz 1 eine ausdrückliche Erlaubnis gefordert, 
so daß der Rechtsanwalt nicht aus eigenem Antrieb han-
deln darf. 
Da die Frage in engstem Zusammenhang mit der Aus-

übung der Rechtspflege steht, für die in den Ländern die 
Landesjustizverwaltung die Verantwortung trägt, wird 
die Entschließung darüber, ob die Erlaubnis zu erteilen 
ist, der Landesjustizverwaltung vorbehalten. Diese Rege-
lung ist auch deshalb geboten, weil in vielen Fällen neben 
der Erlaubnis, eine anwaltliche Zweigstelle einzurichten 
oder auswärtige Sprechtage abzuhalten, auch die Geneh-
migung, deren ein Notar für eine weitere Geschäftsstelle 
oder auswärtige Sprechtage bedarf (§ 11 Abs. 4 der Reichs-
notarordnung), in Frage stehen wird. Dem Notar kann eine 
Genehmigung dieser Art nur von der Landesjustizverwal-
tung erteilt werden. Bei dem engen inneren Zusammen-
hang beider Arten der Genehmigungen für Notare und 
Rechtsanwälte ist die Entschließung in beiden Fällen 
zweckmäßig von derselben Stelle zu treffen. Wie im Ab-
satz 2 ausdrücklich hervorgehoben ist, kann die Erlaubnis 
widerrufen werden, 
Der Rechtsanwalt kann nach Absatz 3 die Entscheidung 

des Ehrengerichtshofes für Rechtsanwälte und zwar sowohl 
in dem Fall, daß ihm die beantragte Erlaubnis versagt, als 
auch dann, wenn später die Erlaubnis widerrufen wird, 
anrufen. Ein solcher Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
kann indes nach § 51 Abs. 3 nur Erfolg haben, wenn die 
Landesjustizverwaltung im einzelnen Fall die Grenze ihres 
Ermessens überschritten oder von ihm in einer dem Zweck 
der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch 
gemacht haben sollte. 

Zu § 41  

Ausnahmen von der Residenzpflicht  

Die Residenzpflicht (§ 39) läßt sich nicht ohne jede Aus-
nahme durchführen. Der Entwurf will daher auf Schwierig-
keiten, die nach den Erfahrungen der Länder und der An- 



waltschaft im Einzelfall auftreten können, im Rahmen des 
Möglichen Bedacht nehmen. 

Die Residenzpflicht (§ 18 der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878) war schon nach dem ersten Weltkrieg 
mit Rücksicht auf die allgemeine Wohnungsnot erheblich 
gemildert worden (Nr. 1 des Gesetzes zur Änderung der 
Rechtsanwaltsordnung vom 9. Juli 1923 — RGBl. I 
S. 647 —). Es wurde damals den Landesjustizverwaltungen 
die Ermächtigung erteilt, Ausnahmen von der Residenz-
pflicht zu bewilligen. Nach der Begründung zu der Novelle 
war hierbei an die Fälle gedacht, in denen ein Rechts-
anwalt an dem Ort, an dem er seinen Wohnsitz zu nehmen 
hatte, keine Wohnung fand. Die Landesjustizverwaltung 
konnte ihm alsdann gestatten, seinen Wohnsitz an einem 
anderen Ort vorerst beizubehalten. Es blieb aber die Ver-
pflichtung bestehen, an dem Ort, an dem er an sich seinen 
Wohnsitz hätte begründen müssen, eine Kanzlei einzu-
richten (§ 18 Abs 5 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 in der Fassung der Novelle von 1923). 

Unter den Verhältnissen nach dem Zusammenbruch von 
1945 reicht diese Milderung nicht mehr aus. Die Landes-
justizverwaltungen haben in Einzelfällen, in denen es 
Rechtsanwälten trotz ernsthafter Bemühungen unmöglich 
war, an dem Zulassungsort eine Wohnung oder auch nur 
einen Raum für eine Kanzlei zu finden, von der Verpflich-
tung, eine Kanzlei einzurichten, Befreiung erteilen müs-
sen. Die Härtefälle können unter den örtlichen Verhält-
nissen so verschieden gelagert sein, daß für eine wirksame 
Hilfe ein weiter Spielraum bleiben muß. 

Die Landesjustizverwaltungen haben aber nicht nur aus 
Gründen, die in der Person des Rechtsanwalts lagen, 
sondern auch im Interesse der Allgemeinheit Befreiungen 
erteilt. So ist es wiederholt Rechtsanwälten gestattet wor-
den, in größeren vom Gerichtssitz abgelegenen Gemeinden 
ihren Wohnsitz zu nehmen und ihre Kanzlei einzurichten, 
um der Bevölkerung die Inanspruchnahme der Rechts-
anwälte und des Gerichts zu erleichtern. 

Der Entwurf läßt die Befreiung von der Residenzpflicht 
sowohl im Interesse der Rechtspflege als auch in Härte-
fällen zu. 

Die Anforderungen, die im Einzelfall bei einer Milde-
rung der Pflichten noch gestellt werden können, lassen sich 
nur unter Würdigung aller Umstände bestimmen. Deshalb 
wird der Rahmen für diese Anforderungen dadurch 
elastisch gehalten, daß sie durch Auflagen von Fall zu Fall 
festgelegt werden können. So ist es möglich, daß dem 
Rechtsanwalt bei Schwierigkeiten in der Wohnungsbe-
schaffung — wie es bereits früher zulässig war — gestattet 
wird, seine bisherige auswärtige Wohnung beizubehalten, 
wenn er nur seine Kanzlei am Zulassungsort einrichtet. 
Unter ganz besonderen Umständen kann auch soweit 
Nachsicht geübt werden, daß es einem Rechtsanwalt er

-

lessen wird, eine Kanzlei einzurichten. 

Das Ausmaß der Befreiungen wird sich naturgemäß da-
nach richten, in welchem Umfang die Residenzpflicht nicht 
erfüllt werden kann Bei der Befreiung in Härtefällen wird 
aber zu berücksichtigen sein daß die Verhältnisse sich 
im Laufe der Zeit günstiger gestalten werden. Deshalb 
kann die Befreiung ihrem Ausnahmecharakter ent-
sprechend in diesen Fällen our befristet erteilt werden 
(Absatz 1 Satz 3). Ebenso ist ein Widerruf der Befreiung 
vorzusehen (Absatz 3). Er wird dann zugelassen, wenn 
die Interessen einer geordneten Rechtspflege eine Fort-
dauer der Befreiung nicht tragbar erscheinen lassen. 

Da die Befreiung und der Widerruf für die Rechtsan-
waltskammer von Bedeutung sind, hat die Landesjustiz-
verwaltung vor Erlaß dieser Verwaltungsakte die Stel-
lungnahme des Kammervorstandes einzuholen (Absatz 2, 
Absatz 3 Satz 2). Vor dem Widerruf ist auch der Rechts-
anwalt zu hören (Absatz 3 Satz 2). 

Soweit der Rechtsanwalt durch eine Entscheidung, die 
cine Ausnahme von der Residenzpflicht betrifft, zu seinem 
Nachteil berührt wird (sei es, daß ein Antrag auf Befrei-
ung abgelehnt wird oder eine Befreiung nur unter Auf-
lagen erteilt wird, sei es, daß eine Befreiung widerrufen 
wird), wird ihm die Möglichkeit eröffnet, den Ehren-
gerichtshof für Rechtsanwälte um Entscheidung anzurufen 
(Absatz 4) Er kann den Antrag auf gerichtliche Entschei-
dung auch dann stellen, wenn die Landesjustizverwaltung 

ihm auf seinen Antrag innerhalb von drei Monaten keinen 
zureichenden Bescheid erteilt hat (Absatz 5 in Verbindung 
mit § 9 Abs. 4). Für das gerichtliche Verfahren gelten die 
§§ 49, 50 bis 54. 

Auf die besondere Befreiung in Wiedergutmachungs-
fällen wird bei § 239 einzugehen sein. 

Die Frage, wer die Mehrkosten zu tragen hat, die einer 
Partei dadurch entstehen können, daß ein Rechtsanwalt 
seinen Wohnsitz oder seine Kanzlei nicht am Ort des 
Prozeßgerichts hat, wird durch § 91 Abs. 2 Satz 2 der Zivil-
prozeßordnung in der Fassung des § 257 Nr. 2 dieses Ge-
setzes geregelt. 

Zu § 42 

Zustellungsbevollmächtigter 

Die erleichterten Formen der Zustellung von Anwalt zu 
Anwalt und der Zustellung von Amts wegen an einen 
Anwalt, die in der Zivilprozeßordnung (§§ 198, 212a) vor-
gesehen sind, würden an Bedeutung verlieren, wenn diese 
Arten der Zustellung nicht uneingeschränkt bewirkt wer-
den könnten. Diese Unmöglichkeit, so zu verfahren, würde 
sich dann ergeben, wenn der Rechtsanwalt an dem Ort des 
Gerichts, bei dem er zugelassen oder zugleich zugelassen 
ist, nicht wohnt und dort auch keine Kanzlei unterhält. 
Solche Fälle müssen zwangsläufig bei der Simultanzulas-
sung (§§ 35 und 36) eintreten, da der Rechtsanwalt nur 
am Ort des Stammgerichts wohnen und auch nur dort 
seine Kanzlei einrichten kann (vgl § 39 Abs. 2), so daß er 
an dem Sitz des anderen Gerichts nicht ohne weiteres zu 
erreichen ist. Sie können sich ferner ergeben, wenn der 
Rechtsanwalt im Rahmen des § 41 von der Verpflichtung 
befreit ist, am Ort des Gerichts eine Kanzlei zu errichten. 

Um diese Lücken im Zustellungsverkehr zu schließen, 
ist der Anwalt nach § 42 gehalten, bei dem Gericht, bei 
dem er nicht ohne weiteres erreichbar ist, einen dort wohn-
haften ständigen Zustellungsbevollmächtigten zu bestel-
len (Absatz 1). Diese Regelung steht im Einklang mit § 19 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878. Sie bringt 
aber gegenüber dem früheren Rechtszustand insofern eine 
Erleichterung, als nunmehr die Bestellung eines ständigen 
Zustellungsbevollmächtigten nicht gefordert wird, wenn 
der Anwalt zwar nicht am Sitz des Gerichts wohnt, dort 
aber eine Kanzlei unterhält. Unter der Geltung der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juh 1878 mußte der Rechtsanwalt 
auch in diesem Falle grundsätzlich einen Zustellungsbe-
vollmächtigten bestellen, obwohl dies nach den äußeren 
Umständen nicht notwendig war. 

Für die Folgen, die an die Säumnis eines Rechtsanwalts, 
einen Zustellungsbevollmächtigten zu bestellen, geknüpft 
werden, sind die Fälle zu unterscheiden, in denen die Be-
stellung erforderlich werden kann. Ist der Rechtsanwalt 
nur bei einem Gericht zugelassen und hat er nach § 42 
Abs. 1 Satz 1 einen Zustellungsbevollmächtigten zu be-
stellen, so kann die lokale Zulassung nach § 47 Abs. 1 
Nr. 4 zurückgenommen werden, wenn er seiner Verpflich-
tung, einen Zustellungsbevollmächtigten zu benennen, 
binnen drei Monaten nicht nachkommt. Die Zurücknahme 
der lokalen Zulassung zieht in diesem Falle zwingend 
die Zurücknahme der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
nach sich (§ 26 Abs. 1 Nr. 7). Nicht so schwerwiegend sind 
die Folgen bei einer Säumnis des simultan zugelas-
senen Rechtsanwalts. Hat der Rechtsanwalt in einem sol-
chen Falle nur am Ort des Gerichts, bei dem er simultan 
zugelassen ist, einen Zustellungsbevollmächtigten zu be-
stellen (§ 42 Abs. 1 Satz 2), so kann es gegenüber der 
Verletzung dieser Pflicht bei der Sanktion, daß nur die 
Simultanzulassung zurückgenommen wird, sein Bewenden 
haben (§ 47 Abs. 2). 

In der Auswahl des Zustellungsbevollmächtigten ist der 
Rechtsanwalt frei. Es wird insbesondere nicht gefordert, 
daß der Zustellungsbevollmächtigte ein Rechtsanwalt sein 
müsse. 

Die Bestellung hat der Rechtsanwalt dem Gericht, bei 
dem sie erforderlich wird, anzuzeigen. 

Bei der Zustellung von Anwalt zu Anwalt (§ 198 der 
Zivilprozeßordnung) und bei der Zustellung, die an einen 
Anwalt von Amts wegen zu erfolgen hat (§ 212a der 



Zivilprozeßordnung), wird der Zustellungsbevollmächtigte 
dem Anwalt, an den die Zustellung zu bewirken ist, gleich-
gestellt (Absatz 2). Er ist deshalb befugt, das Empfangs-
bekenntnis mit Wirkung für den Zustellungsempfänger 
zu unterzeichnen 

Kommt der Rechtsanwalt der Verpflichtung, einen Zu-
stellungsbevollmächtigten zu bestellen, nicht nach, sei es, 
daß er es von Anfang an unterläßt, die Bestellung vorzu-
nehmen, oder daß er bei Wegfall des Zustellungsbevoll-
mächtigten nicht für einen Ersatz sorgt, so macht er durch 
sein Verhalten die Durchführung der erleichterten Zustel-
lung unmöglich. Deshalb rechtfertigt es sich, ähnlich wie 
im Falle des § 175 der Zivilprozeßordnung die Folge daran 
zu knüpfen, daß die Zustellung nunmehr durch Aufgabe 
zur Post bewirkt werden kann (Absatz 3 Satz 1). Diese 
Möglichkeit ist auch dann einzuräumen, wenn zwar ein 
Zustellungsbevollmächtigter bestellt, die Zustellung an ihn 
aber nicht ausführbar ist. 

Zu § 43 

Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte 

Die im § 43 vorgesehene Liste der Rechtsanwälte soll 
den Rechtsuchenden die für Anwaltsprozesse (§ 78 der 
Zivilprozeßordnung) bedeutsame Feststellung erleichtern, 
welche Rechtsanwälte bei dem Prozeßgericht zugelassen 
sind. Sie dient auch sonst im Rechtsverkehr der Klärung 
der Frage, ob ein Rechtsanwalt bei einem Gericht zuge-
lassen ist. 

Die Listen werden bereits seit der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 (§ 20) bei allen Gerichten geführt, so daß 
sie nach dem Inkrafttreten der neuen Rechtsanwaltsord-
nung lediglich weiterzuführen sind. Eine Ausnahme ist nur 
für ein Oberstes Landesgericht vorgesehen (§ 254 Abs. 2). 

In die Liste werden nur die Rechtsanwälte eingetragen, 
die bei dem Gericht zugelassen sind. In den Fällen der 
Simultanzulassung (§§ 35 und 36) wird der Rechtsanwalt 
sowohl in die Liste des Stammgerichts als auch in die Liste 
des anderen Gerichts eingetragen. 

Die Eintragung in die Liste schließt sich dem Akt der 
lokalen Zulassung (§ 31 Abs. 1) an. Sie wird jedoch nicht 
schon auf Grund der Zulassungsverfügung bewirkt. 
Vielmehr muß der Rechtsanwalt, wie sich aus Absatz 2 
ergibt, noch weitere Voraussetzungen erfüllen. Bei der 
Erstzulassung (§ 30 Abs. 2) wird der Rechtsanwalt vor der 
Eintragung vereidigt (§ 38). Er muß ferner bereits am Ort 
des Gerichts seinen Wohnsitz genommen und eine Kanzlei  
eingerichtet haben (§ 39). 

Wird dem Rechtsanwalt nach § 41 Abs. 1 Befreiung von 
der Residenzpflicht dahin erteilt, daß er am Ort des Ge-
richts weder seinen Wohnsitz zu begründen noch eine 
Kanzlei einzurichten hat, so kann er im Falle der Erst-
zulassung alsbald nach der Vereidigung in die Liste einge-
tragen werden (Absatz 2 Satz 2). Wird ihm nur nach-
gelassen, einen Wohnsitz zu begründen, so daß die Pflicht, 
eine Kanzlei einzurichten, bestehen bleibt, so muß er 
diese Verpflichtung erfüllt haben, ehe er in die Liste 
eingetragen werden kann. 

Die Eintragung hat nach Absatz 3 neben dem Namen 
die für den Rechtsverkehr wesentlichen Angaben (den 
Zeitpunkt der Zulassung, den Tag der Vereidigung, den 
Wohnsitz, die Kanzlei, die Befreiung von der Residenz-
pflicht) zu enthalten. Ferner ist die Erlaubnis, auswärtige 
Sprechtage abzuhalten oder eine Zweigstelle einzurich-
ten, in die Liste einzutragen, weil auch sie für die Recht

-

suchenden von Bedeutung sein kann. Änderungen, die 
später im Wohnsitz oder hinsichtlich der Kanzlei eintreten, 
hat der Rechtsanwalt unverzüglich den Gerichten, bei 
denen er in die Liste der Rechtsanwälte eingetragen ist, 
anzuzeigen, damit sie nachgetragen werden können (Ab-
satz 5). Die Änderungen hat er auch der Landesjustiz-
verwaltung mitzuteilen. 

Über die Eintragung in die Liste erhält der Rechts-
anwalt eine Bescheinigung (Absatz 4). Sie soll ihm den 
Nachweis, daß er bei dem Gericht zugelassen ist, erleich-
tern, falls er einer solchen Legitimation einmal bedarf. 

Die Bedeutung der Eintragung wird bei dem folgenden 
§ 44 erörtert. 

Zu § 44 

Aufnahme der Tätigkeit als Rechtsanwalt 

Mit der Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte er-
langt der Rechtsanwalt die Befugnis, die Anwaltstätig-
keit auszuüben (Absatz 1). In diesem Zeitpunkt wird die 
von der Landesjustizverwaltung verfügte Zulassung bei 
einem Gericht für den Rechtsverkehr nach außen wirk-
sam, so daß der Rechtsanwalt nunmehr mit der Eintra-
gung in die Liste die Eigenschaft eines bei dem Prozeß-
gericht zugelassenen Rechtsanwalts im Sinne des § 78 der 
Zivilprozeßordnung erlangt. 

Prozeßhandlungen, die der Rechtsanwalt dem in § 44 
Abs. 1 enthaltenen Verbot zuwider vor der Eintragung 
in Anwaltsprozessen vorgenommen hat, würden an sich 
unwirksam sein. Da das Fehlen der Vertretungsbefugnis 
im Rechtsverkehr nicht ohne weiteres erkennbar ist, 
müssen im Interesse der Rechtssicherheit die Beteiligten 
geschützt werden. Deshalb sollen die Handlungen, die 
der Rechtsanwalt vor der Eintragung vorgenommen hat, 
rechtlich wirksam sein (Absatz 2) ebenso wie die Hand-
lungen eines Rechtsanwalts, gegen den ein Berufs- oder 
Vertretungsverbot erlassen ist (§ 167 Abs. 5). 

Die rechtliche Beurteilung der anwaltlichen Handlungen, 
die der Rechtsanwalt vor der Eintragung in die Liste der 
Rechtsanwälte vorgenommen hat, berührt nicht die stan-
desrechtliche Würdigung des Verhaltens. Wie sich aus 
§ 44 Abs. 1 ergibt, muß sich der Rechtsanwalt vor der Ein-
tragung jeder anwaltlichen Tätigkeit enthalten. Handelt 
er diesem Gebot zuwider, so verletzt er die ihm obliegen-
den Pflichten und kann deshalb zur Verantwortung ge-
zogen werden (§ 115 ff.). Die früher aufgetretenen Zweifel, 
ob gegen einen Rechtsanwalt, der zwar bereits zur Rechts-
anwaltschaft zugelassen, aber noch nicht in die Liste der 
Rechtsanwälte eingetragen war (vgl. Friedlaender: Kom-
mentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878, 
3. Aufl., § 68 Anm. 2, § 20 Anm. 12 ff.), ein ehrengericht-
liches Verfahren eingeleitet werden durfte, können sich 
künftig nicht mehr ergeben, weil nach § 24 Abs. 2 fest-
steht, daß die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft die Eigen-
schaft als Rechtsanwalt begründet, und weil mit der 
lokalen Zulassung (§ 30 Abs. 2) die Mitgliedschaft bei der 
Rechtsanwaltskammer entsteht (§ 73 Abs. 1), 

Zu § 45 

Wechsel der Zulassung 

Der im § 45 behandelte Wechsel der lokalen Zulassung 
ist von der Simultanzulassung zu unterscheiden, die in den 
§§ 35 und 36 geregelt ist. Bei der Simultanzulassung wird 
die bisherige Zulassung bei dem Stammgericht beibehalten. 
Zu ihr tritt eine weitere Zulassung bei einem Gericht, das 
mit dem Stammgericht in engerer Verbindung steht, hinzu, 
so daß der Rechtsanwalt gleichzeitig bei mehreren Gerichten 
zugelassen ist. Bei dem Wechsel der Zulassung gibt der 
Rechtsanwalt dagegen seine bisherige lokale Zulassung 
auf und beantragt die Zulassung bei einem anderen Ge-
richt (Absatz 1). Die Eintragung in die Anwaltsliste bei 
dem neuen Gericht kann wie früher (vgl. Friedlaender: 
Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878, 
3. Aufl., § 20 Anm. 8) erst bewirkt werden, wenn die Ein-
tragung in der Liste des Gerichts, bei dem der Rechts-
anwalt bisher zugelassen war, gelöscht worden ist. 

Für die anderweitige lokale Zulassung gelten die Vor-
schriften, die allgemein für lokale Zulassungen vorge-
sehen sind. Es treten jedoch Besonderheiten hinzu, die 
durch den Wechsel der lokalen Zulassung bedingt sind 
(Absatz 3). Bei der anderweitigen Zulassung können nicht 
nur die im § 32 Abs. 1 enthaltenen Gründe, sondern auch 
der weitere im § 45 Abs 3 genannte Grund zu einer Ab-
lehnung führen. Ist der Rechtsanwalt innerhalb der letz-
ten zwei Jahre in einem ehrengerichtlichen Verfahren mit 
einem Verweis oder einer Geldbuße bestraft worden, so 
wird es grundsätzlich eher im Interesse der Allgemein-
heit hegen, daß er zunächst noch in dem Bereich der 
Rechtsanwaltskammer verbleibt, bei der er bekannt ist, 
als daß er sich in einem neuen Bezirk niederläßt. Würde 
der Wechsel nur von dem Willen des Rechtsanwalts ab-
hängig sein, so könnte die anderweitige Zulassung im 
Einzelfall leicht dazu mißbraucht werden, eine engere 



Verbindung mit der Rechtsanwaltskammer nach Möglich-
keit zu vermeiden, so daß sie von der Persönlichkeit des 
Rechtsanwalts kein vollständiges Bild gewinnen kann. 
Beruht der Wechsel dagegen auf der lauteren Absicht, 
in einer anderen Umgebung ein neues Berufsleben zu be-
ginnen, so werden Bedenken gegen die anderweitige 
lokale Zulassung nicht bestehen. Da im Einzelfall die 
gesamten Umstände zu würdigen und die Interessen 
gegeninander abzuwägen sind, wird diesem Versagungs-
grund kein zwingender Charakter beigelegt. Die inneren 
Gründe, die in einem solchen Fall bei dem Zulassungs-
wechsel zu einer Versagung führen können, sind bei der 
Simultanzulassung nicht gegeben, weil bei ihr der Rechts-
anwalt im Bereich der Rechtsanwaltskammer, der er bis-
her angehörte, verbleibt. Würde der Versagungsgrund 
bei der gleichzeitigen Zulassung ebenfalls zu gelten 
haben, wie dies früher nach § 15 Nr. 1 der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 der Fall war, so würde der 
Rechtsanwalt praktisch zusätzlich bestraft werden. Ein 
solches Ergebnis wäre nicht zu rechtfertigen. Der Entwurf 
sieht daher diesen Versagungsgrund nur bei dem Wech-
sel der lokalen Zulassung vor, weil in dem neuen Wir-
kungskreis des Rechtsanwalts eine Gefährdung der Recht-
suchenden zu besorgen sein könnte. 
Auf ähnlichen Erwägungen beruht die zeitweilige 

Sperre, die im Absatz 2 für den Antrag auf anderweitige 
lokale Zulassung unter bestimmten Voraussetzungen 
vorgesehen wird. Ist gegen den Rechtsanwalt ein ehren-
gerichtliches Verfahren, ein Ermittlungsverfahren wegen 
des Verdachts einer strafbaren Handlung oder ein straf-
gerichtliches Verfahren eingeleitet, so könnte ein Wech-
sel der lokalen Zulassung die Durchführung eines solchen 
Verfahrens wesentlich erschweren. Es ist auch nicht 
unbillig, dem Rechtsanwalt in einem solchen Falle zuzu-
muten, daß er zunächst den Ausgang des Verfahrens ab-
warten soil. Die Lage ist bier ähnlich der bei der Aus-
setzung der Entscheidung über einen Antrag auf Zulas-
sung zur Rechtsanwaltschaft (§ 22). 
Der Grundsatz der Freizügigkeit, der das neue anwalt-

liche Berufsrecht beherrscht (§ 5), garantiert bei der ander-
weitigen lokalen Zulassung, daß der Rechtsanwalt sich 
auch in einem anderen Lande niederlassen kann. Die Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft hat nicht nur in dem 
Land, in dem sie erteilt ist, Wirkung, sondern ebenso in 
jedem anderen Land, in dem der Rechtsanwalt bei einem 
Wechsel der lokalen Zulassung seine Praxis begründen 
will. Deshalb ist im Absatz 4 ausdrücklich bestimmt, daß 
der Antrag auf anderweitige lokale Zulassung nicht des-
halb abgelehnt werden kann, weil der Rechtsanwalt die 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft in einem anderen deut-
schen Land erhalten hat. 
Die bisherige lokale Zulassung wird dadurch aufge-

geben, daß der Rechtsanwalt auf die Rechte, die aus ihr 
entstanden sind, verzichtet (Absatz 1). Sie wird jedoch 
erst dann zurückgenommen, worm  der Rechtsanwalt die 
anderweitige lokale Zulassung erhalten hat (Absatz 5). Auf 
diese Weise bleibt der Rechtsanwalt so lange Mitglied 
der alten Rechtsanwaltskammer (§ 73 Abs. 1) und damit 
auch der Ehrengerichtsbarkeit jener Kammer unterworfen 
(§ 118 Abs. 31, bis er Mitglied einer neuen Kammer ge-
worden ist Nach der Zurücknahme der bisherigen lokalen 
Zulassung wird der Rechtsanwalt in der Anwaltsliste des 
Gerichts. hei dem er seine Zulassung aufgegeben hat, ge-
löscht (§ 48 Abs. 1 Nr. 2). 

Zu § 46 

Erlöschen der Zulassung 

Die Zulassung bei einem Gericht kann nur auf der 
Grundlage der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft (§ 24) 
bestehen Verliert die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
ihre Wirksamkeit, sei es. daß sie erloschen ist (§ 25), sei 
es, daß sie zurückgenommen ist (§§ 26 bis 28), so erlischt 
damit auch die lokale Zulassung. 

Zu § 47 

Zurücknahme der Zulassung 

Der Entwurf stellt die Zurücknahme der lokalen Zulas-
sung abweichend von § 21 der Rechtsanwaltsordnung vom 

1. Juli 1878, der sie zwingend vorschrieb, in das Ermessen 
der Landesjustizverwaltung Diese Milderung ist schon 
um  deswillen gerechtfertigt. weil unter den obligatorischen 
Rücknahmegründen der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 vornehmlich Tatbestände enthalten waren, die nach 
dem vorliegenden Entwurf zu einer Zurücknahme der Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft führen (vgl. § 21 Abs. 1 
Nr. 3 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878, § 26 
Abs. 1 Nrn. 1, 3 und 4 des vorliegenden Entwurfs). Nachdem 
jetzt anders als früher die Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft und die Zulassung bei einem Gericht in dem Ent-
wurf gesondert behandelt werden (vgl. die Vorbemerkung 
vor § 30), können als Gründe für die Zurücknahme der 
lokalen Zulassung nur noch Tatbestände berücksichtigt 
werden, die mit ihr selbst unmittelbar in Zusammenhang 
stehen. Die Vorgänge, die unter diesem Gesichtspunkt in 
Betracht kommen können, sind in den Absätzen 1 und 2 
enthalten Die erwähnten Verstöße sind sämtlich Ord-
nungswidrigkeiten, die ihrer Natur nach nicht ohne 
weiteres zu einer Rücknahme der lokalen Zulassung 
zwingen. 

Im einzelnen ist zu Absatz 1 folgendes zu bemerken: 

Zu Nr. 1: 

An eine Säumnis bei der Eidesleistung oder an die Ver-
weigerung des Eides war in der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 nicht ausdrücklich eine Folge geknüpft. 
In der Praxis wurde in einem Fall, in dem der Bewerber 
auch nach besonderer Aufforderung den Eid nicht geleistet 
hatte, angenommen, daß er von der Zulassung keinen 
Gebrauch machen und so auf die Rechte aus der Zulassung 
verzichten wolle (vgl Friedlaender: Kommentar zur 
Rechtsanwaltsordnung vom 1 Job 1878, 3. Aufl., § 20 Anm. 
10). Wenn auch ein Fall dieser Art nur selten vorkom-
men  wird,  so ist es doch vorzuziehen, ihn ausdrücklich zu 
regeln . 

Zu den Nrn. 2 und 3: 

Bei der Nichterfüllung der Residenzpflicht (§ 39) oder 
der Auflagen, die im Falle der Befreiung nach § 41 Abs. 1 
cf macht werden, wird unter den Nachkriegsverhältnissen 
eine besonders behutsame Prüfung der einzelnen Hinde-
rungsgründe erforderlich sein Wenn auch dem Rechts-
anwalt für die Erfüllung der Pflichten ebenso wie bei der 
Eidesleistung eine Frist von drei Monaten bleibt, so kön-
nen sich hier unter dem Zwang der Verhältnisse Schwie-
rigkeiten ergeben, die er nicht ohne weiteres überwinden 
kann. Es ist der Landesjustizverwaltung überlassen, im 
Einzelfall unter Würdigung aller Umstände nach pflicht-
mäßigem Ermessen zu entscheiden, ob die lokale Zulas-
sung zurückgenommen werden soll oder ob weitere Nach-
sicht am Platze ist. 

zu Nr. 4: 

Bei dieser Vorschrift wird an die Verpflichtung des 
Rechtsanwalts, unter den Voraussetzungen des § 42 Abs. 1 
Satz 1 einen Zustellungsbevollmächtigten zu bestellen, 
angeknüpft. Kommt er dieser Pflicht nicht nach, so er-
schwert er den Zustellungsverkehr wie bei § 42 näher dar-
gelegt ist. Wenn der Rechtsanwalt seinen Wohnsitz nicht 
am Ort des Gerichts hat und auch dort keine Kanzlei 
unterhält, so muß er uribedingt dafür Sorge tragen, daß 
die Zustellungen von Anwalt zu Anwalt oder die Zustel-
lungen, die an ihn von Amts wegen zu bewirken sind 
(§§ 198, 212a der Zivilprozeßordnung), in der erleichter-
ten Form durchgeführt werden können. Die Frist von drei 
Monaten, die dem Rechtsanwalt für die Bestellung des 
Zustellungsbevollmächtigten zur Verfügung steht, wird 
durch die Befreiung von der Residenzpflicht oder durch 
den Wegfall des bisherigen Zustellungsbevollmächtigten 
in Lauf gesetzt Unterläßt es der Rechtsanwalt, innerhalb 
dieser Frist einen Zustellungsbevollmächtigten erstmalig 
oder nach Wegfall des bisherigen zu bestellen, so kann 
die lokale Zulassung zurückgenommen werden. 

Zu Nr. 5: 

Gibt der Rechtsanwalt seinen Wohnsitz oder seine 
Kanzlei auf, so wird die Entschließung wesentlich von der 
Klärung der Frage abhängen, welche Beweggründe ihn zu 
diesem Schritt veranlaßt haben. Wenn auch dieser Fall 



grundsätzlich nicht die Nachsicht verdient, die in den 
vorerwähnten Fällen zu üben ist, so erscheint es gleich-
wohl nicht geboten, die Zurücknahme der lokalen Zulas-
sung zwingend vorzuschreiben. 

Die Zurücknahme der lokalen Zulassung in den Fällen 
des Absatzes 1 hat auch die Zurücknahme der Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft zur Folge (§ 26 Abs. 1 Nr. 7). 

Während Absatz 1 Nr. 4 den in der Bestellung eines 
Zustellungsbevollmächtigten säumigen Rechtsanwalt be-
trifft, der nur bei einem Gericht zugelassen ist (§ 42 
Abs. 1 Satz 1), bezieht sich Absatz 2 auf einen simultan 
zugelassenen Anwalt der es unterläßt, am Ort des Ge-
richts, bei dem er nach den §§ 35 und 36 gleichzeitig zuge-
lassen ist, einen Zustellungsbevollmächtigten zu bestellen 
(§ 42 Abs. 1 Satz 2). In einem solchen Fall wiegt die Ver-
letzung der Pflicht "nicht so schwer, wenn nur am Stamm-
gericht alle Pflichten erfüllt sind. Deshalb soll nach 
Absatz 2 die Zurücknahme der Simultanzulassung, auf die 
allein die Sanktion sich erstrecken kann, in das Ermessen 
der Landesjustizverwaltung gestellt werden. 

Für die Zurücknahme der lokalen Zulassung ist ebenso 
wie für deren Erteilung (§ 31 Abs. 2) die Landesjustiz-
verwaltung zuständig (Absatz 3). Bei der Tragweite der 
Entscheidung kann die vorherige Anhörung des Rechts-
anwalts und des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer 
nicht entbehrt werden. Gegen die Zurücknahme der 
lokalen Zulassung wird dem betroffenen Rechtsanwalt — 
abweichend von früher - der erforderliche Rechtsschutz 
dadurch gewährt, daß er bei dem Ehrengerichtshof für 
Rechtsanwälte den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
stellen kann. Der Antrag hat aufschiebende Wirkung. 
Jedoch kann der Ehrengerichtshof hier ebenso wie bei 
der Anfechtung der Zurücknahme der Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft (§ 28 Abs 5) anordnen, daß die Rück-
nahmeverfügung zu vollziehen sei, wenn dies im öffent-
lichen Interesse geboten ist. 

Zu § 48 

Löschung in der Anwaltsliste 

Der Rechtsanwalt ist in der Liste der Rechtsanwälte zu 
löschen, sobald die lokale Zulassung ihre Wirksamkeit 
verloren hat. Die einzelnen Fälle, in denen diese Zu-
lassung ihr Ende findet, sind im § 48 aufgeführt. 

Gegenüber der früheren Regelung im § 24 der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878 ist lediglich hervorzu-
heben, daß der Fall der Aufgabe der „Zulassung", der zu 
Zweifeln Anlaß gegeben hat (RGZ Bd. 19 S. 394; Seuff. 
Archiv  Bd. 43 Nr. 90), in dem Entwurf eindeutig geregelt 
ist. Während unter „Aufgabe der Zulassung" nach dem 
Sprachgebrauch der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 sowohl ein Verzicht auf die Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft als auch ein Verzicht nur auf die lokale Zu-
lassung bei dem konkreten Gericht verstanden werden 
konnte (vgl Friedlaender: Kommentar zur Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878, 3. Aufl., § 24 Anm. 2 b), werden 
nach dem vorliegenden Entwurf beide Tatbestände ge-
trennt behandelt. Der Verzicht auf die Rechte aus der Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft ist im § 26 Abs. 1 Nr. 5 ge-
regelt. Nur dieser Verzicht führt zum Ausscheiden aus der 
Rechtsanwaltschaft mit der Folge, daß die lokale Zu-
lassung erlischt (§ 46 Nr. 2). Der zweite Tatbestand, der 
Verzicht auf die Rechte aus der lokalen Zulassung, ist nur 
möglich, wenn der Rechtsanwalt gleichzeitig die Zulassung 
bei einem anderen Gericht anstrebt (§ 45 Abs. 1). In diesem 
Falle hat die Löschung in der Anwaltsliste (§ 45 Abs. 5, 
§ 48 Abs. 1 Nr. 2) nur eine lokale Bedeutung. 

In einer Reihe von Fällen, die zur Löschung in der An-
waltsliste führen, darf der Betroffene schon vorher eine 
Anwaltstätigkeit nicht mehr ausüben oder vor dem Ge-
richt nicht mehr auftreten So ist die Befugnis, als Anwalt 
tätig zu sein, bereits weggefallen, wenn die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft erloschen oder zurückgenommen ist 
(§§ 25, 26 bis 28, 46). In anderen Fällen hat zwar der 
Rechtsanwalt diese Befugnis behalten, weil nur seine 
lokale Zulassung zurückgenommen ist, ohne daß der Be-
stand der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft berührt wird, 
so z. B bei der Zurücknahme der Simultanzulassung nach 
§ 47 Abs. 2. Im Interesse der Rechtssicherheit werden hier 

ähnlich wie im § 44 Abs. 2, § 66 und § 167 Abs. 5 Rechts-
handlungen geschützt, die ein Rechtsanwalt vor seiner 
Löschung noch vorgenommen hat oder die ihm gegenüber 
noch vorgenommen worden sind (Absatz 2). 

Dritter Abschnitt 

Das Verfahren 
bei Anträgen auf gerichtliche Entscheidung 

in Zulassungssachen 

Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 kannte eine 
gerichtliche Nachprüfung von Verwaltungsakten in Zu-
lassungssachen nur in drei Fällen der Versagung der Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft (§ 16 Abs. 2, § 93). In allen 
übrigen Fällen war es dagegen nicht möglich, gegenüber 
Verwaltungsakten eine gerichtliche Entscheidung herbei-
zuführen. Die Entscheidungen der Landesjustizverwaltung 
waren also endgültig. 

Im Hinblick auf Artikel 19 Abs. 4 des Grundgesetzes wird 
nunmehr gegen alle Entscheidungen der Landesjustizver-
waltung, durch die der Betroffene in seinen Rechten ver-
letzt sein könnte, der Rechtsweg zugelassen. 

Die nachzuprüfenden Verwaltungsakte der Landesjustiz-
verwaltung sind mit der Zivil- und Strafrechtspflege eng 
verbunden. Gegenüber diesem inneren Sachzusammen-
hang tritt die verwaltungsrechtliche Natur der Akte zurück. 
Deshalb liegt es nahe, in Anfechtungssachen Gerichte im 
Bereich der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit entscheiden zu 
lassen. Die gleichen Erwägungen gelten für das Feststel-
lungsverfahren bei einem ablehnenden Gutachten des Vor-
standes der Rechtsanwaltskammer (§ 21). Diese Lösung ist 
auch deshalb zweckmäßig, weil bei der Anfechtung von 
Verwaltungsakten, durch die eine Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft oder eine lokale Zulassung zurückgenommen 
wird (§§ 26 bis 28, § 47), häufig Tatbestände des Disziplinar-
rechts im Vordergrund stehen, die ohnehin nicht ohne 
weiteres Gegenstand eines Verfahrens vor den allge-
meinen Verwaltungsgerichten sein würden. 

Das in den §§ 49 bis 54 geordnete gerichtliche Verfahren 
ist zunächst für die Fälle vorgesehen, in denen der Antrag-
steller bei der Zulassung zum Anwärterdienst (§ 9 Abs. 3, 4; 
§ 17 Abs. 4), bei der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft (§ 23 
Abs. 2, 3; § 28 Abs. 4), bei der lokalen Zulassung (§ 33 
Abs. 2 und 3, § 40 Abs. 3, § 41 Abs. 4 und 5, § 47 Abs. 3) 
durch einen Verwaltungsakt oder durch die Untätigkeit 
der Behörde beschwert ist. Es greift auch ein, wenn in einer 
Zulassungssache über einen Antrag des Bewerbers zu ent-
scheiden ist, daß der in dem Gutachten des Vorstandes 
der Rechtsanwaltskammer angeführte Versagungsgrund 
nicht vorliege (§ 21 Abs. 2). 

Das gerichtliche Verfahren muß, wenn es seinen Zweck 
erfüllen soll, von der Offizialmaxime beherrscht sein. Das 
Gericht hat deshalb den Sachverhalt von Amts wegen zu 
erforschen. Es kann an das Vorbringen und die Beweis-
anträge der Beteiligten nicht gebunden sein. Aus diesen 
Gründen soll nach § 52 Abs. 3 auf das gerichtliche Ver-
fahren das Gesetz über die Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit entsprechend angewendet worden, 
soweit nicht in diesem Abschnitt besondere Vorschriften 
gegeben worden. 

Das Verfahren wird nur auf Antrag eingeleitet. Der An-
tragsteller hat die Stellung eines Beteiligten. An dem 
Verfahren ist ferner die Landesjustizverwaltung beteiligt. 
In einem Verfahren nach § 50 ist der Antrag gegen die 
Rechtsanwaltskammer zu richten, die damit zur Beteiligten 
wird. 

Zu § 49 

Form der Anträge 

Für den Antrag auf gerichtliche Entscheidung wird die 
Schriftform vorgesehen Eine Erklärung zu Protokoll der 
Geschäftsstelle (§ 11 FGG) wäre mithin nicht wirksam. 
Diese besondere Form hier zuzulassen, besteht kein Be-
dürfnis, weil der Antragsteller einem in Rechtssachen er-
fahrenen Kreis angehört. 



Zu § 50 

Antrag bei einem ablehnenden Gutachten 
der Rechtsanwaltskammer 

IHat der Vorstand der Rechtsanwaltskammer in seinem 
Gutachten zu dem Gesuch eines Bewerbers, ihn zur Rechts-
anwaltschaft zuzulassen, Versagungsgründe nach den 
Nrn. 5 bis 8 des § 19 angeführt, so ist der Antrag des Be-
werbers auf gerichtliche Entscheidung (§ 21 Abs. 2) gegen 
die Rechtsanwaltskammer zu richten, für die der Vorstand 
als ihr Organ gehandelt hat. Die Gründe, aus denen der 
Rechtsanwaltskammer die Stellung eines Antragsgegners 
eingeräumt wird, sind bereits zu § 21 näher dargelegt. 

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung muß die Art 
und den Umfang des begehrten Rechtsschutzes erkennen 
lassen. Deshalb wird im Absatz 2 Satz 1 zwingend vorge-
schrieben, daß der Antragsteller das Gutachten bezeichnen 
muß, gegen das er sich wendet. Da der Antrag auf gericht-
liche Entscheidung nach den Ausführungen zu § 21 ein 
ähnliches Ziel verfolgt wie eine Feststellungsklage, ist 
er darauf zu richten, festzustellen, daß der von dem Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer angeführte Versagungs-
grund nicht vorliege (Absatz 2 Satz 2). Nach der Ordnungs-
vorschrift des Absatzes 2 Satz 3 soll der Antragsteller die 
zur Begründung des Antrags dienenden Tatsachen und 
die Beweismittel anführen. 

Im Hinblick auf die Stellung, die der Landesjustizver-
waltung in Zulassungssachen allgemein zukommt, und 
wegen der Bindung an die rechtskräftige Entscheidung, 
die im Einzelfall ergeht (vgl. die Ausführungen zu § 21), 
ist dem Lande, vertreten durch die Landesjustizverwaltung, 
die Befugnis eingeräumt, sich an dem Verfahren zu be-
teiligen. Das Land kann als Beteiligter unabhängig von 
dem Antragsteller und der Rechtsanwaltskammer als An-
tragsgegnerin Anträge stellen und Tatsachen vorbringen. 
Es kann auch selbständig das Rechtsmittel der sofortigen 
Beschwerde einlegen (§ 54 Abs. 2 Satz 2). 

Zu § 51 

Antrag bei Bescheiden und Verfügungen 
der Landesjustizverwaltung 

Im § 51 werden die Erfordernisse der Anträge auf ge-
richtliche Entscheidung geregelt, die der Betroffene (Be-
werber oder Rechtsanwalt) gegen Verwaltungsakte der 
Landesjustizverwaltung (§ 9 Abs. 3, § 17 Abs. 4, § 23 Abs. 2, 
§ 28 Abs. 4, § 33 Abs. 2, § 40 Abs. 3, § 41 Abs. 4, § 47 Abs. 3) 
oder bei ihrer Untätigkeit (§ 9 Abs. 4, § 23 Abs. 3, § 33 
Abs. 3, § 41 Abs. 5) in Zulassungssachen stellen kann. 
Derartige Anträge sind gegen das Land, vertreten durch 
die Landesjustizverwaltung, zu richten. 

Da der Antrag die Art und den Umfang des begehrten 
Rechtsschutzes erkennen lassen muß, wird im Absatz 2 
zwingend vorgeschrieben, daß der Antragsteller den Be-
scheid oder die Verfügung bezeichnen muß, gegen die er 
sich wendet. Ferner muß er angeben, inwieweit der ange-
fochtene Bescheid oder die angefochtene Verfügung auf-
gehoben und zu welcher Amtshandlung die Landesjustiz-
verwaltung verpflichtet werden soll. Bei der sogen. Un-
tätigkeitsklage muß der Antragsteller die beantragte Amts-
handlung bezeichnen. Ein Antrag, der diesen Mindest-
erfordernissen nicht entspricht, wird nach allgemeinen 
Grundsätzen als unzulässig verworfen. Dagegen hat die 
Nichtbeachtung des Absatzes 2 Satz 4, nach dem die zur 
Begründung des Antrags dienenden Tatsachen und die 
Beweismittel im einzelnen angeführt werden sollen, wegen 
seines Charakters als Sollvorschrift nicht die Unzulässig-
keit des Antrags zur Folge. 

Soweit der angefochtene Verwaltungsakt auf dem Er-
messen der Behörde beruht, kann der Antrag wie bei der 
Anfechtungsklage im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
(§ 36 der süddeutschen Gesetze über die Verwaltungs- 

11 Bayern:  Gesetz Nr. 39 vom 25. September 1946 (GVBl. S. 281) in 
der Fassung des Gesetzes vom 30. September 1949 (GVBl. 
S. 258) ; 

II essen:  Gesetz vom 31. Oktober 1946 (GVBl. S. 194) in der Fas-
sung des Gesetzes vom 30. Juni 1949 (GVBl. S. 137); 

früheres Land Württemberg -Baden : Gesetz Nr. 110 vom 
i6. Oktober 1946 (Reg.Bl S. 221); 

Bremen : Gesetz vom 5. August 1947 (GBl. S. 171). 

gerichtsbarkeit 1 ); § 23 Abs. 3 der Mil.RegVO. Nr. 165 — 
Amtsblatt der Brit. Mil.Reg. S. 799 —) nor darauf gestützt 
werden, daß die gesetzlichen Grenzen des Ermessens über-
schritten seien oder daß von dem Ermessen in einer dem 
Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Ge-
brauch gemacht worden sei (Absatz 3). Damit ist also die 
Ausübung des Ermessens nur beschränkt nachprüfbar. 
Gesichtspunkte der Zweckmäßigkeit können nicht zu einer 
Aufhebung des Verwaltungsaktes führen. 

Zu § 52 

Verfahren vor dem Ehrengerichtshof 

Zu dem Antrag wird der Antragsgegner (im Falle des 
§ 50: die Rechtsanwaltskammer; in den Fällen des § 51: 
das Land, vertreten durch die Landesjustizverwaltung) 
als Beteiligte gehört (Absatz 1). In einem Verfahren bei 
einem ablehnenden Gutachten des Vorstandes der Rechts-
anwaltskammer (§ 50) ist der Antrag nicht nur der Rechts-
anwaltskammer als Antragsgegnerin, sondern auch stets 
dem Land mitzuteilen, damit es von seiner Befugnis, sich 
an dem Verfahren zu beteiligen (§ 50 Abs. 3), Gebrauch 
machen kann. 

Da das Verfahren nach denselben Grundsätzen, wie sie 
für die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
gelten, durchgeführt werden soll (vgl. die Vorbemerkung 
vor § 49), kann das Gesetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend angewendet 
werden. Abgesehen von den in den §§ 49 bis 51, §§ 53, 54 
enthaltenen Sondernormen, wird im Absatz 2 wegen der 
Bedeutung des Verfahrens eine weitere Ausnahme vor-
gesehen. Während nach dem Gesetz über die Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit eine mündliche 
Verhandlung im allgemeinen our dann stattfindet, wenn 

 das Gericht sie nach seinem Ermessen für zweckdienlich 
hält, wird sie hier in dem Verfahren vor dem Ehrenge-
richtshof für Rechtsanwälte zwingend vorgeschrieben. Die 
mündliche Verhandlung ist nur dann entbehrlich, wenn 
die Beteiligten ausdrücklich auf sie verzichten. 

Besondere Formvorschriften für die mündliche Verhand-
lung sind wie auch sonst bei mündlichen Verhandlungen 
auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit (vgl. 
§§ 134, 153 ff. FGG) nicht vorgesehen. Die Verhandlung 
ist nach den allgemeinen Grundsätzen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit nicht öffentlich, wie es der Natur der hier 
zur Erörterung stehenden rein persönlichen Verhältnisse 
entspricht. 

Zu § 53 

Entscheidung des Ehrengerichtshofes 

Wegen der Bedeutung, welche die Entscheidung des 
Ehrengerichtshofes für den Bewerber oder Rechtsanwalt 
hat, erscheint es geboten, den Rechtsschutz des Betroffenen 
zu verstärken, indem, abweichend von § 196 Abs. 1 GVG, 
ebenso wie im § 263 Abs. 1 StPO für jede ihm nachteilige 
Entscheidung eine Zweidrittel-Mehrheit erfordert wird 
(Absatz 1 Satz 2). 

Für die äußere Form der Entscheidung des Ehrenge-
richtshofes für Rechtsanwälte wird der Beschluß vorge-
sehen, wie es in Verfahren nach dem Gesetz über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit üblich 
ist (Absatz 1 Satz 1). Daß der Beschluß zu verkünden sei, 
wird nicht zwingend vorgeschrieben. Wohl kann diese 
Form der Bekanntmachung (§ 16 Abs. 3 FGG) gewählt wer-
den. Im allgemeinen wird jedoch an die Stelle der Ver-
kündung entsprechend § 16 Abs. 2 FGG die Zustellung 
treten. 

Was den Inhalt der Entscheidung angeht, so sind die 
Fälle des § 50 und des § 51 zu unterscheiden. 

In dem Verfahren gegen ein ablehnendes Gutachten des 
Vorstandes der Rechtsanwaltskammer (§ 50) kann die 
Entscheidung des Ehrengerichtshofes, dem Gegenstand 
des Antrags entsprechend, auf Feststellung dahin lauten, 
daß entweder der von dam Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer angeführte Versagungsgrund nicht vorliegt oder, 
im Falle der Zurückweisung des Antrags, daß der von dem 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer angeführte Ver-
sagungsgrund gegeben ist (Absatz 2). Wie in diesem Zu-
sammenhang zu bemerken ist, stellt der Ehrengerichtshof 



einen Beschluß, der in diesem Verfahren ergeht, der Lan-
desjustizverwaltung auch dann zu, wenn sie sich an dem 
Verfahren bisher nicht beteiligt hat (Absatz 5); auf diese 
Weise wird sichergestellt, daß die Landesjustizverwaltung 
prüfen kann, ob sie sofortige Beschwerde gegen die  Ent-
scheidung einlegen soll (§ 54 Abs 2 Satz 2). 

Hält der Ehrengerichtshof in einem Verfahren nach § 51 
einen Antrag, mit dem die Aufhebung eines Verwaltungs-
aktes der Landesjustizverwaltung begehrt wird, für be-
gründet, so hebt es den Verwaltungsakt auf. Theoretisch 
denkbar wäre auch eine nur begrenzte Aufhebung; sie 
wird aber auf diesem Gebiet praktisch kaum in Frage 
kommen. Wendet sich der Antrag gegen die Versagung 
der Zulassung zum Anwärterdienst (§ 9 Abs. 3), der Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft (§ 23 Abs. 2), der lokalen 
Zulassung (§ 33 Abs. 2) oder einer Befreiung von der Re-
sidenzpflicht (§ 41 Abs. 4), so kann der Ehrengerichtshof 
ebenso wie das Verwaltungsgericht bei der Anfechtungs-
klage (§ 79 Abs. 3 det süddeutschen Gesetze über die Ver-
waltungsgerichtsbarkeit 1); § 75 Abs. 3 der Mil.RegVO. Nr. 
165 — Amtsblatt der Brit. Mil. Reg S. 799 —) den ablehnen-
den Bescheid aufheben und die Verpflichtung der Landes-
justizverwaltung aussprechen, die beantragte Amtshand-
lung vorzunehmen. Das Gericht kann aber nicht selbst 
den Verwaltungsakt vornehmen. weil dies der Trennung 
zwischen Verwaltung und Rechtsprechung widerspräche. 
Ist die Sache noch nicht zur Entscheidung reif, so ent-
scheidet der Ehrengerichtshof dahin, daß die Landesjustiz-
verwaltung den Antragsteller unter Beachtung der Rechts-
auffassung des Gerichts zu bescheiden habe (Absatz 3 
Satz 2 a. E.). 

In den Fällen in denen mit dem Antrag geltend gemacht 
wird, die Landesjustizverwaltung habe innerhalb von drei 
Monaten ohne zureichenden Grund einen Bescheid nicht 
erteilt (§ 9 Abs. 4, § 23 Abs. 3, § 33 Abs. 3. § 41 Abs. 5), 
kann der Ehrengerichtshof der Landesjustizverwaltung 
nicht aufgeben, die beantragte Amtshandlung vorzuneh-
men, weil Gründe vorliegen könnten, aus denen sie zu 
versagen wäre. Hier kann das Verfahren nur dazu führen, 
der Landesjustizverwaltung zur Pflicht zu machen, dem 
Antragsteller einen begründeten Bescheid zu erteilen 
(Absatz 4). 

Wird dem Antrag auf gerichtliche Entscheidung statt-
gegeben, so werden in einem Verfahren nach § 50 die 
Kosten der Rechtsanwaltskammer auferlegt; in einem Ver-
fahren nach § 51 werden Gebühren und Auslagen nicht 
erhoben (§ 228 Abs. 2). 

Ist der Antrag auf gerichtliche Entscheidung unbegrün-
det, so weist ihn der Ehrengerichtshof zurück. In diesem 
Falle sind die Kosten sowohl in einem Verfahren nach § 50 
als auch in einem solchen nach § 51 dem Antragsteller auf-
zuerlegen (§ 228 Abs. 1). 

Zu § 54 

Sofortige Beschwerde 

Ein Rechtsmittel gegen die Entscheidung des Ehren-
gerichtshofes erscheint nicht in allen Fällen erforderlich, 
in denen der Rechtsweg beschritten werden kann. Soweit 
es sich um die Erlaubnis, eine Zweigstelle einzurichten 
oder auswärtige Sprechtage abzuhalten, oder um die Be-
freiung von der Residenzpflicht handelt (§ 40 Abs. 3, § 41 
Abs. 4), kann es wegen der geringeren Bedeutung dieser 
Angelegenheiten bei der Entscheidung des Ehrengerichts-
hofes sein Bewenden haben, zumal es sich hier um Er-
messungsentscheidungen handelt, die nur beschränkt 
nachprüfbar sind. Ebenso bedarf es eines weitergehenden 
Rechtsschutzes nicht in den Fällen, in denen der Antrag-
steller dadurch beschwert sein kann, daß ihn die Landes-
justizverwaltung nicht innerhalb von drei Monaten zu-
reichend beschieden hat (§ 9 Abs. 4, § 23 Abs. 3, § 33 

1) Bayern:  Gesetz Nr. 39 vom 25. September 1946 (GVBl. S. 281) in 
 der Fassung des Gesetzes vom 30. September 1949 (GVBl. 

S. 258); 
Hessen:  Gesetz vom 31. Oktober 1946 (GVBl. S. 194) in der Fas

-

sung des Gesetzes vom 30. Juni 1949 (GVBl. S. 137); 
früheres Land Württemberg -Baden : Gesetz Nr. 110 vom 

16 Oktober 1946 (Reg.Bl. S. 221); 
Bremen:  Gesetz vom 5. August 1947 (GBl. S. 171).  

Abs. 3, § 41 Abs. 5), da hier zu erwarten ist, daß die An-
gelegenheit nach der Entscheidung des Ehrengerichtshofes 
erledigt werden wird. 
Dagegen erscheint es in den Fällen, in denen die Ent-

scheidung des Ehrengerichtshofes für die Existenz des 
Antragstellers von weittragender Bedeutung ist ,  in seinem 
Interesse geboten ihm die Anrufung einer weiteren In-
stanz zu ermöglichen. 
Hier sind zunächst die Fälle zu berücksichtigen, in denen 

der Ehrengerichtshof in einem Verfahren nach § 50 den 
Antrag des Bewerbers auf Feststellung, daß der in dem 
Gutachten des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer an-
geführte Versagungsgrund nicht vorliegt, zurückgewiesen 
hat. Ferner gehören hierher aus dem Verfahren nach § 51 
die folgenden Fälle der erfolglosen Anfechtung: 

a) eines Bescheides, durch den der Antrag auf Zu-
lassung zum Anwärterdienst abgelehnt wird 1§ 9 Abs. 3), 

b) einer Verfügung, durch welche die Zulassung zum 
Anwärterdienst zurückgenommen wird (§ 17 Abs 4), 

c) eines Bescheides, durch den die Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft versagt wird (§ 23 Abs. 2), 

d) einer Verfügung, durch welche die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft zurückgenommen wird (§ 28 Abs. 4), 

e) eines Bescheides, durch den die Zulassung bei einem. 
Gericht versagt wird (§ 33 Abs. 2), 

f) einer Verfügung, durch welche die Zulassung bei 
einem Gericht zurückgenommen wird (§ 47 Abs. 3). 

In diesen Fällen wird dem Antragsteller im Absatz 1 
ein Rechtsmittel eingeräumt, und zwar die sofortige Be-
schwerde, wie es den Grundsätzen der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit entspricht, die auch hier sinngemäß gelten 
(§ 52 Abs 3, § 54 Abs. 6). 

Die Fälle, in denen dem Land, vertreten durch die  Lan-
desjustizverwaltung, das Rechtsmittel der sofortigen Be-
schwerde zusteht, ergeben sich aus dem Absatz 2. In den 
Verfahren nach § 50 kann das Land sowohl zu Gunsten 
als auch zu Ungunsten des Bewerbers das Rechtsmitte) 
einlegen. und zwar ohne Rücksicht darauf, ob es sich an 
dem Verfahren vor dem Ehrengerichtshof beteiligt hat 
oder nicht. In den Verfahren nach § 51 wird dem Land 
das Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde nur für die 
Fälle eingeräumt. in denen umgekehrt auch der Antrag-
steller beschwerdeberechtigt sein kann. Das Land kann in 
diesen Fällen die sofortige Beschwerde einlegen, wenn 
ein Bescheid oder eine Verfügung der Landesjustizver-
waltung aufgehoben worden ist 

Für die Rechtsanwaltskammer kommt ein Rechtsmittel 
nur in Verfahren nach § 50 in Betracht. Es ist im Absatz 3 
für den Fall vorgesehen, daß der Ehrengerichtshof fest-
gestellt hat, der in dem Gutachten des Vorstandes der 
Rechtsanwaltskammer angeführte Versagungsgrund liege 
nicht vor. 
Die sofortige Beschwerde ist, wie im Absatz 4 Satz 1 

ausdrücklich vorgesehen wird, bei dem Ehrengerichtshof 
schriftlich einzulegen. Sie kann also abweichend von den 
§§ 21, 22 FGG nicht zu Protokoll der Geschäftsstelle er-
klärt werden. Ein Bedürfnis, diese Form zuzulassen, be-
steht bei der Beschwerde ebensowenig wie bei dem An-
trag auf gerichtliche Entscheidung (vgl. die Ausführungen 
zu § 49). Der Beschwerdeführer hat auch anders, als dem 
§ 21 Abs 2, § 22 FGG entsprechen würde, nicht die Wahl, 
ob er die Beschwerdeschrift bei dem Ehrengerichtshof oder 
bei dem Bundesgerichtshof einreichen will. Die Be-
schwerdefrist wird vielmehr nur dann gewahrt, wenn die 
Beschwerdeschrift rechtzeitig bei dem Ehrengerichtshof 
eingeht. Diese Regelung bedeutet für den Beschwerde-
führer keine Erschwernis: sie vereinfacht andererseits den 
Geschäftsgang. Deshalb war ihr gegenüber der Wahl-
möglichkeit, die das Gesetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit gewährt, der Vorzug zu geben. 

Der sofortigen Beschwerde wird, abweichend von § 24 
FGG, stets aufschiebende Wirkung beigelegt (Absatz 4 
Satz 2). Bei einer Beschwerde des Antragstellers hat die 
Aussetzung der Vollziehung in den Fällen der §§ 9, 23 
keine praktische Bedeutung. weil ihm nadi der Entschei-
dung des Ehrengerichtshofes die Zulassung zum An-
wärterdienst oder Zulassung zur Rechtsanwaltschaft auch 
weiterhin versagt bleibt. Wichtig ist dagegen für ihn die 



aufschiebende Wirkung der Beschwerde, wenn er mit dem 
Rechtsmittel die Zurücknahme der Zulassung zum An-
wärterdienst (§ 17) oder die Zurücknahme der Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft (§ 28) anfechten will. Da es sich 
für den Antragsteller hier  urn  Fragen seiner beruflichen 
Existenz handelt, erscheint es angebracht, die Vollziehung 
bis zur endgültigen Klärung auszusetzen. Bei der Be-
schwerde der Landesjustizverwaltung andererseits wird 
in allen Fällen ein dringendes Interesse bestehen, die 
Aufhebung des Verwaltungsaktes, die in den Fällen der 
§§ 17, 28 von dem Ehrengerichtshof ausgesprochen ist, 
oder die Erteilung der Zulassung zum Anwärterdienst (§ 9) 
oder die Erteilung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
(§ 23), zu der sie nach der Entscheidung des Ehrengerichts-
hofes verpflichtet ist. bis zur Entscheidung des Bundes-
gerichtshofes noch nicht zu vollziehen. Ähnliche Gesichts-
punkte gelten auch, wenn Beschwerden in Verfahren nach 
§ 50 eingelegt werden. Deshalb werden alle Fälle gleich-
mäßig dahin geregelt, daß die sofortige Beschwerde kraft 
Gesetzes aufschiebende Wirkung hat. Dies hat den Vor-
zug, daß es einer Einzelanordnung des Gerichts, die wohl 
in allen Fällen dieser Art ohnehin beantragt werden 
würde, nicht bedarf. 

Über die sofortige Beschwerde entscheidet der Bundes-
gerichtshof (Absatz 5). Für die Besetzung des Senats des 
Bundesgerichthofes gilt die besondere Vorschrift des § 180 
Abs. 1, nach der zu den richterlichen Mitgliedern des Se-
nats zwei Rechtsanwälte als Beisitzer hinzutreten. 

Abgesehen von den besonderen Vorschriften, die in den 
Absätzen 1 bis 5 enthalten sind, gelten für das Beschwerde-
verfahren vor dem Bundesgerichtshof die allgemeinen 
Vorschriften des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend (Absatz 6). An-
ders als in dem Verfahren vor dem Ehrengerichtshof (§ 52 
Abs. 2) ist hier eine mündliche Verhandlung nicht zwin-
gend vorgeschrieben. Es steht also nach den Grundsätzen 
des Verfahrens der freiwilligen Gerichtsbarkeit in dem 
Ermessen des Bundesgerichtshofes, ob er eine mündliche 
Verhandlung anordnen will. Für die Rechtsmittelinstanz 
ist mithin die Regelung elastisch gestaltet. Hier kann es 
urn so eher bei dem erwähnten allgemeinen Grundsatz 
bleiben, weil in der Vorinstanz bereits mündlich ver-
handelt worden ist. 

DRITTER TEIL 

Die Rechte und Pflichten des Rechtsanwalts 
Die beruflichen Rechte und Pflichten des Anwalts können 

gesetzlich nur in den Grundzügen geregelt werden, wie es 
auch früher in der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
(§§ 26 bis 40) der Fall war. Die Pflichten, die der Beruf 
des Anwalts dem Auftraggeber, der Anwaltschaft und der 
Allgemeinheit gegenüber mit sich bringt, lassen sich nicht 
erschöpfend festlegen. Dazu ist das Berufsleben des An

-

walts zu vielseitig. Es wird zudem vornehmlich von ethi-
schen Geboten beherrscht, die nur in allgemeinen Normen 
ihren Niederschlag finden können. 

Zu den allgemeinen Grundsätzen, die in diesem Teil 
(§§ 55 bis 72) enthalten sind, treten die besonderen Vor-
schriften anderer Gesetze hinzu, die bestimmte Einzel-
tatbestände regeln, so u a. § 300 StGB (Verletzung des 
Berufsgeheimnisses), § 352 StGB (Gebührenüberhebung) 
und § 356 StGB (Parteiverrat). 

Zu § 55 

Allgemeine Berufspflicht 

Im § 55 werden die anwaltlichen Standespflichten all-
gemein umschrieben, so wie es seinerzeit im § 28 der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 geschehen ist. Die 
Grundsatznorm läßt gleichzeitig die hohen ethischen An-
forderungen erkennen, die an den Rechtsanwalt zu stellen 
sind. 

Die Grundsätze, die in dieser Vorschrift enthalten sind, 
bilden die Richtschnur für das berufliche und außerberuf-
liche Verhalten des Rechtsanwalts. 

Die Pflichten erstrecken sich auf die berufliche Tätigkeit 
(Satz 1), auf das Verhalten bei der Ausübung des Berufes 
und auf das Verhalten außerhalb des Berufes (Satz 2). Die 
einzelnen Kreise lassen sich nicht scharf gegeneinander 
abgrenzen. 

Der Inhalt der Pflichten wird durch das ethische Gebot, 
den Beruf gewissenhaft auszuüben und sich der Achtung 
und des Vertrauens, welche die Stellung des Rechtsan-
walts erfordert, würdig zu erweisen, in den Grundzügen 
bestimmt. 

Eine Verletzung der Pflichten kann zu einem ehrenge-
richtlichen Verfahren (§§ 115 ff.) führen. 

Zu § 56 

Mitteilung der Ablehnung eines Auftrags 

Der Entwurf geht in Übereinstimmung mit der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878 — § 30 — (vgl. die Mo-
tive zu § 26 des Entwurfs einer Rechtsanwaltsordnung — 
Anlagen zu den Verhandlungen des Deutschen Reichs-
tags, 3. Legislaturperiode — II. Session 1878, Aktenstück 
Nr. 5 S. 80) davon aus, daß der Rechtsanwalt grundsätz-
lich nicht verpflichtet ist, einen beruflichen Auftrag anzu-
nehmen. Anders liegt es dagegen bei der im allgemeinen 
Interesse ausdrücklich gesetzlich geregelten Verpflichtung, 
die Vertretung einer Partei auf Grund der gerichtlichen 
Beiordnung (§ 59) oder die Verteidigung in Strafsachen 
auf Grund der gerichtlichen Bestallung (§ 60) zu über-
nehmen. Eine Verpflichtung zur Übernahme des Auftrags 
kann sich ferner im Einzelfall aus besonderen Umständen 
ergeben. 

Wenn es auch im allgemeinen der freien Entschließung 
des Rechtsanwalts überlassen ist, ob er einen Auftrag 
annehmen will, so ist er andererseits verpflichtet, eine Ab-
lehnung unverzüglich zu erklären. Diese Pflicht folgt 
zwangsläufig aus der allgemeinen Norm des § 55, den 
Beruf gewissenhaft auszuüben, so daß sie an sich keiner 
besonderen Erwähnung im Gesetz bedürfte. Jedoch er-
scheint es im Interesse der Klarheit zweckmäßig, sie aus-
drücklich in das Gesetz aufzunehmen, zumal die schuld-
hafte Verzögerung der Mitteilung entsprechend § 663 BGB 
eine zivilrechtliche Schadensersatzpflicht begründet. 

Zu § 57 

Versagung der Berufstätigkeit 

In dieser Vorschrift werden einzelne Fälle aufgeführt, 
bei denen der Rechtsanwalt seine Berufstätigkeit ver-
sagen muß. Sie werden in Anlehnung an § 31 der Rechts-
anwaltsordnung vom 1 Juli 1878 als Beispiel dafür ge-
nannt, welche Anforderungen an die gewissenhafte Aus-
übung des Berufes des Rechtsanwalts (§ 55) zu stellen 
sind. Im einzelnen ist folgerndes zu bemerken: 

Zu Nr. 1: 

Bei gewissenhafter Ausübung des anwaltlichen Berufes 
versteht es sich für den Rechtsanwalt von selbst, daß er 
nicht tätig werden darf, wenn ihm ein Verhalten zuge-
mutet wird, durch das er seine Berufspflichten verletzen 
würde. Gleichwohl empfiehlt es sich nach dam Beispiel 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 31 Nr. 1), 
darauf hinzuweisen, welche Entschließung der Rechtsan-
walt bei richtiger Einstellung zu den Berufspflichten zu 
treffen hat. 

Zu Nr. 2: 

In der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 war eine 
Vorschrift des Inhalts, daß ein Rechtsanwalt nicht tätig 
werden darf, wenn ihm durch Weisungen seines Auftrag-
gebers die Freiheit pflichtmäßigen Handelns genommen 
wird, nicht enthalten. Eine solche Pflicht ergibt sich aus 
der allgemeinen Berufspflicht. Sie bedürfte deshalb an sich 
ebensowenig wie der in Nr. 1 geregelte Tatbestand einer 
besonderen Hervorhebung. Sie ist aber andererseits ge-
eignet, die im § 3 Abs 1 betonte Unabhängigkeit bei der 
Beratung und Vertretung auch den Rechtsuchenden gegen-
über zu veranschaulichen. Der Rechtsanwalt hat zwar die 
Interessen des Auftragsgebers, dem er Rat oder Beistand 



gewährt, auf das sorgfältigste zu wahren. Es muß ihm aber 
gegenüber Weisungen die innere Freiheit erhalten bleiben, 
als Organ der Rechtspflege selbständig und unabhängig 
ze prüfen, was er vertreten darf. Mutet ihm der Auftrag-
geber zu, sich nur an seine Weisungen zu halten, dann 
muß der Rechtsanwalt seine Tätigkeit für ihn ablehnen. 
Mit dem Berufsethos wäre es unvereinbar, wenn ein 
Rechtsanwalt sich als ein willenloses Werkzeug miß-
brauchen ließe. 

Zu Nr. 3: 

Die für den Rechtsanwalt bestehende Verpflichtung, in 
einer Rechtssache nicht tätig zu werden, wenn er eine 
andere Partei in derselben Sache bereits im entgegen-
gesetzten Interesse beraten oder vertreten hat, steht mit 
dem Verbot des Parteiverrats (§ 356 StGB) in Verbindung. 
Sie beruht auf der allgemeinen Berufspflicht; sie ist auch 
ihrem Inhalt nach durch das Gebot bestimmt, den Beruf 
gewissenhaft auszuüben. 

Die Vorschrift wird aus der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 (§ 31 Nr. 2) übernommen. Zu ihr liegt bereits 
eine reichhaltige Rechtsprechung des früheren Ehrenge-
richtshofes vor (vgl. EGH Bd. 9 S. 127; Bd. 15 S. 141; Bd. 16 
S. 192, 222; Bd. 22 S. 63). Es wird darauf ankommen, daß 
der Rechtsanwalt vermeidet, denselben historischen Vor-
gang einmal in diesem und dann im entgegengesetzten 
Sinne zu würdigen. Viel wird von dem Taktgefühl des 
Rechtsanwalts abhängen, der auch den Anschein ver-
meiden muß, als ob er widerstrebende Interessen vertrete 
(EGH Bd. 24 S. 31). 

Zu Nr. 4: 

Diese Vorschrift enthält gegenüber der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 einen neuen Tatbestand, bei dem 
der Rechtsanwalt seine Tätigkeit wegen seiner besonderen 
Beziehung zur Sache versagen muß. 

Der in Nr. 3 geregelte Fall bezieht sich ebenso wie 
früher nur auf eine Tätigkeit, die der Rechtsanwalt vorher 
ebenfalls als Anwalt im entgegengesetzten Sinne in der-
selben Rechtssache ausgeübt hat. Der verwandte Fall, daß 
der Rechtsanwalt vorher in derselben Rechtssache als 
Richter, Schiedsrichter, Staatsanwalt oder als Angehöriger 
des öffentlichen Dienstes tätig geworden ist, war  in  der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 nicht so umfassend 
geregelt, wie es in dem Entwurf vorgesehen ist. Eine Ver-
pflichtung, die Berufstätigkeit zu versagen, bestand nach 
§ 31 Nr. 3 a.a.O. nur, wenn der Rechtsanwalt in einer 
streitigen Angelegenheit tätig werden sollte, an deren Ent-
scheidung er als Richter teilgenommen hat. Dieser Tat-
bestand erwies sich als zu eng. 

Nach den Motiven zur Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 (Anlagen zu den Verhandlungen des Deutschen 
Reichstags, 3. Legislaturperiode — II. Session 1878, Ak-
tenstück Nr. 5 S. 83) hatte wohl die Absicht bestanden, den 
Rechtsanwalt, „der infolge seiner früheren richterlichen 
Täigkeit mit den Anschauungen des Gerichts über die 
Streitsache bekannt war und damit in der Lage sein würde, 
von dieser Kenntnis unter Umständen zum Nachteil der 
Gegenpartei Gebrauch machen zu können", von der Tätig-
keit als Anwalt in derselben Sache auszuschließen, um 
das Interesse der Parteien zu schützen. Das Gesetz selbst 
knüpfte jedoch in seinem Wortlaut nur an die Mitwirkung 
bei der Entscheidung der Streitsache an. Die Vorschrift 
war auch hinsichtlich des Personenkreises zu eng. So er-
gaben sich in der Praxis Fälle, in denen der Rechtsanwalt 
vorher als Schiedsrichter oder Staatsanwalt in derselben 
Sache tätig gewesen war. Daß er auch hier angesichts der 
kollidierenden Interessen semen Beistand versagen mußte, 
unterlag keinem Zweifel. Die Verpflichtung, in der Sache 
nicht erneut tätig zu werden, wurde in Fällen dieser Art 
aus der allgemeinen Berufspflicht hergeleitet (vgl. Fried-
laender: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878, 3. Aufl., § 31 Anm. 4). 

Der Entwurf erweitert diesen Bedürfnissen entsprechend 
den Tatbestand gegenüber der früheren Regelung. Es wer-
den nunmehr die Fälle ausdrücklich geregelt, bei denen 
im Hinblick auf eine frühere Tätigkeit des Rechtsanwalts 
in derselben Sache eine Gefährdung der Rechtspflege zu 
besorgen wäre. 

Zu Nr. 5: 

Kon fl ikte können sich ferner ergeben, wenn der Rechts-
anwalt in einer Rechtssache tätig werden soll, in der er 
vorher bei der Beurkundung des nun streitigen Vorgangs 
als Notar mitgewirkt hat Im Vordergrund stehen hierbei 
die Fälle, in denen die Urkundsparteien über den Rechts-
bestand der Urkunde, die der Rechtsanwalt als Notar er-
richtet hat, oder urn  deren Auslegung streiten. Hier stand 
der Rechtsanwalt vorher bei der Beurkundung als amtliche 
Urkundsperson unparteiisch und unabhängig zwischen den 
Urkundsparteien. Es ist mit seinen Pflichten als Rechts-
anwalt nicht vereinbar, wenn er nunmehr bei einem Streit 
über die Wirksamkeit der Beurkundung oder urn die Aus-
legung der Urkunde auf die Seite einer der beiden Ur-
kundsparteien tritt, zumal da seine eigene Tätigkeit als 
Notar bei diesem Streit im Hinblick auf einen drohenden 
Regreß von Bedeutung sein könnte. Deshalb darf er in 
einem solchen Falle nicht tätig werden, wie dies übrigens 
auch seine Pflichten als Notar nicht zulassen. Der gleiche 
Widerstreit der Interessen könnte die Unabhängigkeit 
und Unparteilichkeit gefährden, wenn es sich um  den 
Rechtsbestand oder urn  die Auslegung einer Urkunde 
eines Notars handelt, mit dem er sich in gemeinschaft-
licher Berufsausübung verbunden hat. Es ist ein allge-
meiner Grundsatz des anwaltlichen Berufsrechts, daß jeder 
Sozius seine Tätigkeit in allen Fällen zu versagen hat, in 
denen auch nur einer der anderen Sozien zur Versagung 
verpflichtet wäre (vgl. Friedlaender: Kommentar zur 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878, 3. Aufl., § 31 
Anm. 13). 

In sachlicher Hinsicht ist die Versagung fiber einen 
Streit  um  den Rechtsbestand oder urn die Auslegung der 
Urkunde hinaus nicht auszudehnen. Ein Beratungs- oder 
Vertretungsverbot in einer Rechtssache, in der z. B. nor 
die Erfüllung der in dem notariellen Vertrag eingegan-
genen Verpflichtungen streitig ist, läßt sich vom anwalt-
lichen Standpunkt nicht ohne weiteres festlegen. Insoweit 
hat sich eine einheitliche Standesauffassung innerhalb der 
Anwaltschaft noch nicht gebildet. Allerdings ist zu be-
merken, daß sich das Gebot, in diesen Fällen nicht als 
Rechtsanwalt tätig zu werden, zwar nicht aus den anwalt-
lichen Berufspflichten, wohl aber aus dem Pflichtenkreis 
als Notar ergeben kann (vgl. Seybold-Hornig-Lemmens, 
Reichsnotarordnung, 3 Aufl., § 17 Anm. VII). Die weite re 

 Klärung und die Entscheidung im Einzelfall kann den 
Ehrengerichten überlassen werden. 

Zu § 58 

Rechtsanwälte in ständigen Dienstverhältnissen 

Die Frage der Zulassung und der Tätigkeit der Rechts-
anwälte, die zu einem privaten Arbeitgeber in einem stän-
digen Dienstverhältnis stehen (sogen. Syndikusanwäite), 
ist in der Zeit nach dem ersten Weltkrieg innerhalb der 
Rechtsanwaltschaft mehrmals erörtert worden (vgl. ins-
besondere die Verhandlungen der Vertreterversammlung 
zu Berlin 1925 — Jur. Wochenschrift 1925 Beilage zu 
Heft 24 — und der Vertreterversammlung zu Hannover 
1926 — Anwaltsblatt 1926, Beilage S. 58 ff. —). Sie gewann 
ferner in der Rechtsprechung des Ehrengerichtshofes eine 
ständig zunehmende Bedeutung. Allmählich bildeten sich 
zwei Grundsätze heraus, nach denen die Fragen in der 
Praxis beurteilt wurden: 

1. Es war zu prüfen, ob der Antragsteller den Willen 
und die Möglichkeit hatte, nicht nur die Prozesse seines 
Arbeitgebers zu führen, sondern sich daneben auch als 
freier Anwalt in einem nicht unerheblichen Maße zu be-
tätigen (vgl. EGH Bd. 23 S. 16). Die Anwaltstätigkeit durfte 
nicht im Amt aufgehen (EGH Bd. 23 S. 12). 

2. Es sollte mit besonderer Sorgfalt geprüft werden, ob 
der Rechtsanwalt trotz des festen Anstellungsvertrages im 
einzelnen Falle die für die Ausübung der Anwaltstätigkeit 
gebotene Objektivität besitzt (Beschluß der Vertreterver-
sammlung Hannover 1926). 

Der erste Grundsatz berührt die Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft. Er hatte Bedeutung für die Frage, ob die Zu-
lassung zu versagen sel, weil der Antragsteller eine Be-
schäftigung betrieb, die mit dem Beruf der Rechtsanwalt-
schaft nicht vereinbar war (§ 5 Nr. 4 der Rechtsanwalts- 

 



ordnung vom 1. Juli 1878). Die Praxis hatte sich im Laufe 
der Jahre dahin gefestigt, daß die Tätigkeit als Syndikus 
allein kein Grund für die Versagung der Zulassung bilden 
könne, sondern daß es darauf ankomme, ob der Bewerber 
daneben ernstlich audi eine freie Anwaltstätigkeit aus- 
üben wolle. Diese Übung fand mittelbar in dem Gesetz 
zur Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 20. Dezem-
ber 1934 (RGBl. I S. 1258) ihre Anerkennung, als die Ver-
tretungsbefugnis der Syndikusanwälte (Artikel 1 Nr. 8) 
geregelt wurde. 

In den letzten Jahrzehnten ist nicht mehr in Zweifel 
gezogen worden, daß der Syndikusanwalt Mitglied der 
Anwaltschaft sein kann. Hiervon geht auch der vor-
liegende Entwurf aus. Es handelt sich jetzt lediglich darum, 
die Grenzen zwischen dem Dienstverhältnis des Syndikus-
anwalts und seiner anwaltlichen Tätigkeit zu ziehen. 

Soweit diese Frage bei der Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft von Bedeutung werden kann, ist bereits zu § 19 Nr. 8 
Näheres ausgeführt. Hier ist das Problem zu behandeln, 
wie weit der Syndikusanwalt als Prozeßbevollmächtigter 
seines Arbeitgebers auftreten darf. Diese Frage wurde 
erstmals durch Artikel 1 Nr. 8 des bereits erwähnten Ge-
setzes zur Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 
20. Dezember 1934 (RGBl. I S. 1258) geregelt. Damals wurde 
bestimmt, daß der Syndikusanwalt seine Tätigkeit als 
Prozeßbevollmächtigter seines Arbeitgebers in bürger-
lichen Streitverfahren einschließlich schiedsrichterlicher 
Verfahren, in Strafsachen und in verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren, zu versagen habe. Diese Regelung stand mit 
dem oben wiedergegebenen zweiten Grundsatz in inne-
rem Zusammenhang. 

Der vorliegende Entwurf stellt zunächst klar, welcher 
Personenkreis von dem Syndikusproblem berührt wird. 
Nach § 58 ist als Syndikusanwalt der Rechtsanwalt anzu-
sehen, der zu einem Arbeitgeber in einem ständigen 
Dienst- oder in einem ähnlichen ständigen Beschäftigungs-
verhältnis steht und seine Arbeitszeit und Arbeitskraft 
dem Arbeitgeber überwiegend zur Verfügung stellen muß. 
Diese Definition gewinnt zugleich auch besonders hinsicht-
lich des Umfangs der Tätigkeit als Syndikus für die An-
wendung des § 19 Nr. 8 Bedeutung. 

Die Frage der Vertretung des Dienstherrn ist in der 
geschichtlichen Entwicklung verschieden gelöst worden. 
Das Verbot des Auftretens in bürgerlichen Streitsachen, 
in schiedsrichterlichen Verfahren, in Strafsachen und vor 
den Verwaltungsgerichten, das in dem Gesetz zur Ände-
rung der Rechtsanwaltsordnung vom 20. Dezember 1934 
(RGBl.I S 1258) enthalten war, erklärte sich durch ge-
wisse Mißstände, die sich in der Praxis ergeben hatten 
(vgl. Schmidt-Ernsthausen in Jur. Rundschau 1935 S. 181). 
In der amtlichen Erläuterung zu jenem Gesetz (Dt. Just. 
1935 S. 6) wurde auf Grund der früheren Beobachtungen 
auf die Gefahr hingewiesen, daß die Syndici in einer an-
waltlichen Tätigkeit für ihren Dienstherrn in ein gewisses 
Abhängigkeitsverhältnis geraten könnten. Mit der Rege-
lung von 1934 war die Prozeßvertretung des Syndikus-
anwalts nach jahrelangen Erörterungen gelöst. — Nach 
1945 lebte das Problem wieder auf. So gingen die bayeri-
sche Rechtsanwaltsordnung 1946 (GVBl. S. 371) und die 
hessische Rechtsanwaltsordnung vom 18. Oktober 1948 
(GVBl. S. 126) davon aus, daß ein Syndikus grundsätzlich 
nicht als Anwalt tätig sein könne; sie schlossen deshalb 
den Syndikus von der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
überhaupt aus (§ 5 Nr. 4 der bayer. Rechtsanwaltsordnung 
1946; § 10 Nr. 4 der hessischen Rechtsanwaltsordnung vom 
18. Oktober 1948). Die Rechtsanwaltsordnung der Briti-
schen Zone vom 10. März 1949 (VO.B1. BZ. S. 80) behielt 
dagegen im § 37 Abs. 2 die Lösung des Gesetzes von 1934 
bei. 

Der Entwurf folgt im Grundsatz der Regelung der Rechts-
anwaltsordnung der Britischen Zone. Nachdem die Insti-
tution des Syndikusanwalts sich im modernen Wirtschafts-
leben herausgebildet und gefestigt hat und damit die 

Frage der Zulassung nicht mehr ausschließlich im nega-
tiven Sinne zu lösen ist, kann es sich jetzt nur darum 
handeln, die beiden Aufgabengebiete des Syndikusanwalts 
gegeneinander abzugrenzen. Der Syndikusanwalt ent-
spricht hei seiner Tätigkeit als Syndikus für seinen Dienst-
herrn nicht dem allgemeinen anwaltlichen Berufsbild, wie 
es in der Vorstellung der Allgemeinheit besteht. In das 

Berufsbild des Anwalts, das sich von ihm als einem un-
abhängigen Organ der Rechtspflege geformt hat, läßt sich 
nur die Tätigkeit einfügen, die der Syndikus als Anwalt 
außerhalb seines Dienstverhältnisses ausübt. Dagegen 
sind bei der Tätigkeit. die er als Syndikus für seinen 
Dienstherrn leistet, die typischen Wesensmerkmale der 
freien Berufsausübung, die das Bild des Anwalts bestim-
men, nicht gegeben (vgl. die Ausführungen zu § 2). Die 
Scheidung zwischen beiden Aufgabenbereichen, in denen 
der Syndikusanwalt in seiner Doppelstellung tätig wird, 
ist im Interesse der geordneten Rechtspflege insbe-
sondere dann beizubehalten, wenn er vor Gericht auftritt. 
Deshalb kann es nicht zugelassen werden, daß der Syn-
dikusanwalt seinen Dienstherrn vor einem Gericht oder 
Schiedsgericht vertritt. Diese Beschränkung gilt für alle 
Verfahrensarten und für alle Zweige der Rechtspflege. 
Irgendwelche Ausnahmen ließen sich innerlich nicht recht-
fertigen. 

Der Syndikusanwalt ist als Rechtsanwalt verpflichtet, 
die Verbote des § 58 zu beachten. Bei Verstößen hat er 
zu gewärtigen, daß gegen ihn wegen Verletzung seiner 
Berufspflichten ein ehrengerichtliches Verfahren (§§ 115 ff.) 
eingeleitet wird. Durch eine Verletzung der Berufspflichten 
werden jedoch die prozessualen Handlungen in ihrer 
Wirksamkeit nicht berührt. 

Zu § 59 

Pflicht zur Übernahme der Prozeßvertretung 

Eine Vorschrift des Inhalts, daß der Rechtsanwalt die 
Prozeßvertretung einer Partei unter bestimmten Voraus-
setzungen, abweichend von dem Grundsatz der Vertrags-
freiheit (§ 56), übernehmen muß, war in der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 nicht enthalten. Es erscheint je-
doch zweckmäßig, auf diese Berufspflicht besonders hin-
zuweisen, ebenso wie es bei der Pflichtverteidigung in 
Strafsachen im § 60 geschieht. 

Bei drei Gruppen von Fällen wird im öffentlichen In-
teresse eine Verpflichtung zur Vertretung vor Gericht be-
gründet: 

Zu Nr. 1: 

Ist der Rechtsanwalt einer armen Partei zur vorläufig 
unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte beigeordnet, 
so muß er die Vertretung der Partei übernehmen. Hierher 
gehören die Fälle, in denen die Beiordnung sich auf einen 
Zivilprozeß erstreckt (§ 115 Abs. 1 Nr. 3, § 116 Abs. 1, 
§ 116a der Zivilprozeßordnung in der Fassung des § 257 
Nrn. 3 und 4 dieses Gesetzes). Die Verpflichtung, die Ver-
tretung zu übernehmen, besteht ebenso, wenn der Rechts-
anwalt einer armen Partei in dem Verfahren vor dem Ar-
beitsgericht auf Grund des § 11 a des Arbeitsgerichts-
gesetzes beigeordnet worden ist. Die Vorschrift in Nr. 1 
ist durch die Generalklausel („auf Grund anderer gesetz-
licher Vorschriften") so weit gefaßt, daß in sie alle Fälle 
einer Beiordnung als Armenanwalt, z. B. auch in einem 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren, einzubeziehen sind. 

Zu Nr. 2: 
Der sogen. „Notanwalt", der einer Partei nach § 78a der 

Zivilprozeßordnung (in der Fassung des § 257 Nr. 1 dieses 
Gesetzes) beigeordnet werden kann, ist ebenfalls zur 
Übernahme der Vertretung verpflichtet. Er kann sie jedoch 
nach § 78 a Abs. 3 a.a.O. davon abhängig machen, daß die 
Partei ihm einen Vorschuß zahlt, der nach der Gebühren-
ordnung für Rechtsanwälte zu bemessen ist. 

Zu Nr. 3: 
Eine Berufspflicht, die Vertretung zu übernehmen, be-

steht auch dann, wenn der Rechtsanwalt einem Entmün-
digten für die Anfechtungsklage gegen einen Entmün-
digungsbeschluß beigeordnet (§ 668 ZPO) oder zum 
gesetzlichen Vertreter des Entmündigten bestellt worden 
ist (§§ 679, 686 ZPO). 

Zu § 60 

Pflichtverteidigung in Strafsachen 

Die Regelung im § 60 steht mit der Bestimmung, die bei 
§ 59 erörtert worden ist, in einem inneren Zusammenhang. 



Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 enthielt 
ebenso wie die Strafprozeßordnung keine ausdrückliche 
Vorschrift darüber, ob der in Strafsachen bestellte Ver-
teidiger die Pflichtverteidigung zu übernehmen habe (vgl. 
§ 39 a.a.O.). Es konnte gleichwohl nicht zweifelhaft sein, 
daß eine solche Verpflichtung nach dem anwaltlichen Be-
rufsrecht und auch nach der Strafprozeßordnung bestand 
(vgl. Friedlaender: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878, 3. Aufl., § 39 Anm. 2). 

Nunmehr wird im § 60 klargestellt, daß der Rechts-
anwalt, der nach den §§ 141 und 142 der Strafprozeßord-
nung zum Verteidiger bestellt ist, verpflichtet ist, die Ver-
teidigung zu übernehmen (Absatz 1). Diese Verpflichtung 
folgt aus seiner Stellung als Organ der Rechtspflege (§ 1). 

Der Rechtsanwalt kann die Übernahme der Verteidi-
gung nur aus einem wichtigen Grunde ablehnen (Absatz 2). 
Ein solcher Grund könnte z. B. gegeben sein, wenn der 
Rechtsanwalt seine Berufstätigkeit nach § 57 Nr. 3 oder 4 
versagen müßte. In jedem Falle aber muß der Rechts-
anwalt besonders beantragen, seine Bestellung aufzu-
heben. Wird der Antrag auf Enthebung von der Pflicht-
verteidigung abgelehnt, so kann der Rechtsanwalt Be-
schwerde einlegen, soweit sie nach § 304 StPO statthaft ist. 

Zu §61 

Handakten des Rechtsanwalts 

Die Vorschrift des Entwurfs geht ebenso wie der ent-
sprechende § 32 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
davon aus, daß der Rechtsanwalt' verpflichtet ist, Hand-
akten zu führen. Zu den Handakten gehören nach Absatz 3 
Satz 1 alle Schriftstücke, die der Rechtsanwalt aus Anlaß 
seiner beruflichen Tätigkeit für den Auftraggeber erhalten 
hat. 

Dem Rechtsanwalt wird an den Handakten ein über 
§ 273 BGB hinausgehendes besonderes Zurückbehaltungs-
recht gewährt, bis er wegen seiner Gebühren und Aus-
lagen befriedigt ist. Das Zurückbehaltungsrecht soll den 
Auftraggeber bestimmen, seine finanziellen Verpflichtun-
gen dem Rechtsanwalt gegenüber auch ohne gerichtlichen 
Zwang zu erfüllen. 

Das Zurückbehaltungsrecht erlischt, sobald der An-
spruch auf Zahlung der Gebühren und Auslagen befriedigt 
ist. Für die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts können 
sich aus den Berufspflichten des Rechtsanwalts im Einzel-
fall Beschränkungen ergeben. So kann die rücksichtslose 
Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts für gering-
fügige Rückstände sich als eine Verletzung der allge-
meinen Berufspflicht (§ 55) darstellen und zu einer ehren-
gerichtlichen Bestrafung führen. So ist in den Richtlinien 
für die Ausübung des Anwaltsberufs, die von der Ver-
einigung der Vorstände der Anwaltskammern der Bri-
tischen Zone aufgestellt worden sind, insbesondere 
darauf hingewiesen, daß Vollstreckungstitel der Partei 
nicht wegen einer geringfügigen Gebührenforderung vor-
enthalten werden dürfen (Nr. 21 d a.a.O.). Zur Klarstellung 
wird nunmehr im Gesetz selbst in Anlehnung an § 320 
Abs. 2 BGB ausdrücklich bestimmt, daß der Rechtsanwalt 
die Handakten oder einzelne Schriftstücke dem Auftrag-
geber nicht vorenthalten darf, wenn dies nach den Um-
ständen, insbesondere wegen verhältnismäßiger Gering-
fügigkeit der geschuldeten Beträge, gegen Treu und Glau-
ben verstoßen würde. 

Ist der Rechtsanwalt wegen der Gebühren und Aus-
lagen befriedigt, so hat er die Handakten dem Auftrag-
geber herauszugeben. Die Herausgabepflicht erstreckt 
sich, wie aus Absatz 3 Satz 2 hervorgeht, nicht auf den 
Briefwechsel zwischen dem Rechtsanwalt und dem Auf-
traggeber und auf die Schriftstücke, die der Auftraggeber 
bereits in Urschrift oder Abschrift erhalten hat. Diese 
Vorgänge werden zwar regelmäßig in einem Doppel bei 
den Handakten aufbewahrt. Sie betreffen aber den Schrift-
verkehr zwischen dem Rechtsanwalt und dem Auftrag-
geber, der sich bereits in Urschrift oder in Abschrift in 
den Händen des Auftraggebers be findet. Die bei den Hand-
akten verbliebenen Durchschläge von Schreiben, die der 
Rechtsanwalt an den Auftraggeber gerichtet hat, und die 
Schreiben, die der Auftraggeber an den Rechtsanwalt ge-
sandt hat, sind lediglich für den Rechtsanwalt persönlich 

bestimmt, so daß der Auftraggeber auf sie keinen An-
spruch erheben kann. Das gleiche gilt für andere Schrift-
stücke, die dem Auftraggeber bereits in Urschrift oder 
Abschrift zugegangen sind. 

Werden die Handakten nicht herausgegeben, so muß 
der Rechtsanwalt sie auf die Dauer von fünf Jahren nach 
Beendigung des Auftrags aufbewahren (Absatz 2). Zu 
welchem Zeitpunkt der Auftrag als beendigt angesehen 
werden kann, läßt sich angesichts der Vielgestaltigkeit 
der Fälle nicht allgemein bestimmen. Die Feststellung 
kann nur im Einzelfall getroffen werden. 

Die Pflicht zur Aufbewahrung der Handakten kann 
schon vor Ablauf von fünf Jahren erlöschen, wenn der 
Auftraggeber die Handakten innerhalb von sechs Mona-
ten, nachdem ihn der Rechtsanwalt zur Abholung auf-
gefordert hat, nicht in Empfang genommen hat. Diese 
Frist von sechs Monaten kann durch eine Aufforderung 
erst in Lauf gesetzt werden, nachdem der Auftrag beendet 
ist. 

Nach dem Erlöschen der Aufbewahrungspflicht ist der 
Rechtsanwalt berechtigt, die Handakten vernichten zu 
lassen. 

Zu § 62 

Verjährung von Ersatzansprüchen 

Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 enthielt 
ursprünglich keine Vorschrift über die Verjährung von 
Rückgriffsansprüchen, die dem Auftraggeber aus dem 
anwaltlichen Vertragsverhältnis entstehen können. Des-
halb behielt es zunächst bei der regelmäßigen Verjäh-
rungsfrist von 30 Jahren (§ 195 BGB) sein Bewenden. Um 
die sich hieraus ergebenden Unbilligkeiten zu beseitigen 
(vgl. das Referat Bloch auf dem 18. Deutschen Anwaltstag 
1907 in der Jur. Wochenschrift 1907 S. 647 ff.), wurde durch 
das Gesetz, betr. Änderungen der Rechtsanwaltsordnung, 
vom 22. Mai 1910 (RGBl. S. 772) ein § 32 a eingefügt, der 
bestimmte, daß der Anspruch der Partei auf Schadens-
ersatz aus dem zwischen ihr und dem Rechtsanwalt be-
stehenden Vertragsverhältnis in fünf Jahren verjähre. Der 
Beginn der Verjährung war in dem Gesetz nicht besonders 
geregelt. Es waren deshalb die allgemeinen Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzuwenden, nach dessen 
§ 198 die Verjährung mit der Entstehung des Anspruchs 
beginnt. Auf eine Kenntnis des Auftraggebers vom Be-
stehen des Anspruchs kommt es hierbei nicht an (RGZ 
Bd. 90 S. 82 ff.). 

Der Entwurf behält diese Regelung, die in den ver-
gangenen Jahrzehnten von keiner Seite beanstandet wor-
den ist, im Grundsatz bei. Zur Klarstellung ist in Satz 1, 
der mit § 32a der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
sonst inhaltlich übereinstimmt, im Anschluß an die er-
wähnte Entscheidung des Reichsgerichts hinzugefügt, daß 
die Verjährung in dem Zeitpunkt beginnt, in dem der 
Anspruch entstanden ist. 

Als ein Mangel der früheren Regelung war es empfun-
den worden, daß der Eintritt der Verjährung sich nicht 
mit Sicherheit berechnen ließ und in manchen Fällen auch 
nach der Beendigung des Auftrags noch längere Zeit hin-
durch mit der Geltendmachung eines Ersatzanspruchs 
gerechnet werden mußte (vgl. Hellwig in der Jur. Wochen-
schrift 1910 S. 308). Der Schuldbeweis sowie der Gegen-
beweis und die Feststellung des Schadens stoßen nach 
längerer Zeit oft auf große Schwierigkeiten. Das Bedürf-
nis nach einer leicht übersehbaren Regelung ist mithin 
als berechtigt anzuerkennen. Deshalb soll nunmehr die 
Verjährung in ihrem Ablauf durch einen festen Zeitpunkt 
begrenzt werden. Hierbei ist zweckmäßig an die Beendi-
gung des Auftrags anzuknüpfen, die auch für die Aufbe-
wahrung der Handakten (§ 61 Abs. 2) maßgehend ist. 
Nach Ablauf von fünf Jahren seit Beendigung des Auf-
trags soll das Auftragsverhältnis endgültig abgewickelt 
sein. 

Zu § 63 

Rechtsanwälte als Hilfsrichter oder als Beamte auf Probe, 
Widerruf oder dergl. 

Nach § 10 Abs. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes kön-
nen Rechtsanwälte zu Hilfsrichtern hei den Amts- und 
Landgerichten bestellt werden. Von dieser Möglichkeit 



ist in den Ländern wiederholt Gebrauch gemacht worden. 
Ebenso sind Rechtsanwälte vorübergehend in den öffent-
lichen Dienst als Beamte, z. B. auf Probe oder auf Wider-
ruf, getreten oder sie sind vorübergehend im öffentlichen 
Dienst als Angestellte beschäftigt worden. Die rechtlichen 
Grundlagen hierfür sind in Gesetzen außerhalb der 
Rechtsanwaltsordnung enthalten. Jenen Gesetzen ist auch 
zu entnehmen, ob und unter welchen Voraussetzungen 
umgekehrt dem Beamten oder Angestellten die Ausübung 
des Anwaltsberufs als Nebentätigkeit gestattet werden 
kann (vgl. z. B. § 65 des Bundesbeamtengesetzes). In der 
Rechtsanwaltsordnung selbst ist nur das Verhältnis dieser 
Tätigkeit zu der Ausübung des Berufes als Rechtsanwalt 
zu regeln. 

Die Regelung des § 63 erstreckt sich, wie im Absatz 1 
Satz 1 ausdrücklich hervorgehoben wird, nicht auf Rechts-
anwälte, die das ihnen übertragene öffentliche Amt 
ehrenamtlich ausüben. Es sind hierfür die gleichen Gründe 
maßgebend, wie sie bei der Ausnahme für Ehrenbeamte 
zu § 19 Nr. 10 dargelegt sind. 

Die Fälle, auf die sich § 63 bezieht, sind ferner von 
denen zu unterscheiden, in denen der Rechtsanwalt zum 
Richter oder Beamten auf Lebenszeit ernannt wird. Unter 
solchen Umständen scheidet er freiwillig oder nach § 26 
Abs. 1 Nr. 6 dazu gezwungen aus der Anwaltschaft aus. 
Die Besonderheit der im § 63 behandelten Fälle liegt dem-
gegenüber darin, daß der Rechtsanwalt nur vorüber-
gehend anderweit tätig ist. Er kann dabei von vornherein 
beabsichtigen, den anwaltlichen Beruf wieder auszuüben, 
sobald der Zwischenzustand beendet ist. Bei einem ande-
ren Rechtsanwalt kann vorerst noch ungewiß sein, ob er 
seine Praxis aufgibt. Weder in dem einen noch in dem 
anderen Falle kann dem Rechtsanwalt zugemutet werden, 
auf die Rechte aus der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
zu verzichten (§ 26 Abs. 1 Nr. 5) und damit aus der An-
waltschaft auszuscheiden. 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß es mit den 
Interessen der Rechtspflege nicht vereinbar ist, wenn der 
Rechtsanwalt neben seiner anderweitigen Tätigkeit auch 
den Beruf als Rechtsanwalt ausübt. Diese Bedenken er-
geben sich bereits aus der Regelung in dem § 19 Nrn. 8 
und 10, die auf dem Grundsatz der Inkompatibilität eines 
anderen Berufes mit dem Anwaltsberuf beruht. In den 
Fällen, auf die § 63 sich bezieht, tritt die Besorgnis hin-
zu, daß aus der gleichzeitigen Tätigkeit in beiden Berufs-
kreisen sich Interessenkollisionen ergeben könnten. Aus 
diesen Gründen wird dem Rechtsanwalt grundsätzlich 
untersagt, während seiner anderweitigen Tätigkeit seinen 
Beruf als Rechtsanwalt selbst auszuüben, oder seine 
Praxis durch einen Vertreter fortführen zu lassen 
(Absatz 1). 

Da die Verhältnisse in den einzelnen Fällen verschie-
den gelagert sein können, müssen Ausnahmen von dem 
grundsätzlichen Verbot des Absatzes 1 zugelassen wer-
den. Die Ausnahmen, die im Absatz 2 vorgesehen werden, 
können darin bestehen, daß dem Rechtsanwalt- auf seinen 
Antrag ein Vertreter bestellt und ihm so seine Praxis er-
halten wird oder daß ihm gestattet wird, den anwaltlichen 
Beruf weiterhin selbst auszuüben. Für die Entschließung 
darüber, ob überhaupt eine Ausnahme und gegebenen-
falls welche der beiden Ausnahmen bewilligt werden 
kann, ist das Interesse der geordneten Rechtspflege be-
stimmend. Im Hinblick hierauf muß die Entscheidung der 
Landesjustizverwaltunq vorbehalten bleiben. Da die Be-
lange der Anwaltschaft berührt werden, ist der Vorstand 
der Rechtsanwaltskammer vorher zu hören. 

Zu § 64  

Vertretung des Prozeßbevollmächtigten 
vor Kollegialgerichten 

Bei der Vertretung eines Rechtsanwalts werden her-
gebrachtermaßen zwei Formen unterschieden: die sogen. 
Spezialsubstitution und die sogen. Generalsubstitution. 
Von der ersteren handelt § 64, während § 65 sich auf die 
Generalsubstitution bezieht. 

§ 64 regelt ebenso wie § 27 der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 nur die Einzelvertretung vor den Kolle-
gialgerichten im Verfahren nach der Zivilprozeßordnung. 

Während aber nach der früheren Regelung ein Land-
gerichts-Anwalt die Einzelvertretung einem hei dem Ober-
landesgericht zugelassenen Anwalt übertragen konnte, 
wird diese Möglichkeit jetzt ausgeschlossen. Der Einzel-
vertreter muß ebenso wie der vertretene Rechtsanwalt 
bei dem Prozeßgericht zugelassen sein (Absatz 1). Diese 
Beschränkung soll Versuche, Prozesse durch den Sub-
stituten führen zu lassen, von vornherein zum Scheitern 
bringen. Solche Mißstände hatten sich früher gezeigt (vgl. 
RGZ. Bd. 83 S. 1 - sogen. „Frankfurter Konflikt"; Fried-
laender: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878, 3. Aufl., § 27 Anm. 6 und Exkurs II zu § 28 
Anm. 71; EGH Bd. 14 S. 121; Bd. 15 S. 101, 108). 

Dagegen bestehen keine Bedenken, daß in der münd-
lichen Verhandlung neben dem Prozeßbevollmächtigten 
einem anderen Rechtsanwalt, der nicht bei dem Prozeß-
gericht zugelassen ist, das Wort zu ergänzenden Ausfüh-
rungen überlassen wird (Absatz 2). Die Vertretung der 
Sache bleibt in einem solchen Falle weiter in den Händen 
des Prozeßbevollmächtigten, so daß er allein befugt ist, 
Anträge zu stellen. Da er bei den ergänzenden Ausfüh-
rungen des anderen Rechtsanwalts anwesend sein muß, 
ist er in der Lage, dessen Erklärungen sofort zu wider-
rufen oder zu berichtigen. Diese Regelung gilt nach § 188 
auch für die mündlichen Verhandlungen in Zivilsachen 
vor dem Bundesgerichtshof. 

Zu § 65 

Bestellung eines allgemeinen Vertreters 

Die allgemeine Vertretung eines Rechtsanwalts ist in 
Anlehnung an die §§ 25 und 29 der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 geregelt. 
§ 65 betrifft ebenso wie die entsprechenden Vorschrif-

ten der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 nur die 
Fälle, in denen der Rechtsanwalt allgemein verhindert 
ist, seinen Beruf auszuüben. Dagegen gehört die Verhin-
derung hinsichtlich einzelner Berufsgeschäfte nicht hierher. 

Der Rechtsanwalt muß für seine allgemeine Vertretung 
sorgen, wenn er länger als eine Woche daran gehindert 
ist, seinen Beruf auszuüben, oder wenn er sich länger als 
eine Woche von seiner Kanzlei entfernen will. Diese Rege-
lung des Absatzes 1 steht in Einklang mit § 25 Abs. 1 und 
§ 29 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878. 

Der allgemeine Vertreter (Generalsubstitut) wird ent-
weder von dem Rechtsanwalt selbst (Absatz 2 Satz 1) oder 
von der Landesjustizverwaltung (Absatz 2 Satz 2, Ab-
satz 5) bestellt.  

Der Rechtsanwalt kann den Vertreter selbst bestellen, 
wenn die Vertretung nicht länger als einen Monat dauern 
soll und wenn sie von einem bei demselben Gericht zu-
gelassenen Rechtsanwalt übernommen wird. Fehlt es an 
einer dieser Voraussetzungen, sei es, daß die Bestellung 
auf eine längere Zeit als einen Monat erforderlich ist oder 
daß ein Rechtsanwalt, der nicht bei demselben Gericht 
zugelassen ist, oder ein Anwaltsassessor oder ein anderer 
Vertreter (Absatz 4 Satz 2) bestellt werden soll, so muß 
der Rechtsanwalt die Bestellung bei der Landesjustizver-
waltung beantragen. 

Die Landesjustizverwaltung ist zur Bestellung des Ver-
treters in allen Fällen berufen, in denen der Rechtsanwalt 
den Vertreter nicht selbst bestellen kann (Absatz 2 Satz 2). 
Für ihre weitergehenden Befugnisse sollen die Beschrän-
kungen, die für den Rechtsanwalt bei der Auswahl des 
Vertreters bestehen, nicht gelten. Die Landesjustizver-
waltung soll die Vertretung grundsätzlich einem Rechts-
anwalt oder einem Anwaltsassessor übertragen (Absatz 4 
Satz 1). Sie kann aber auch einen Juristen, der nicht der 
Rechtsanwaltschaft angehört, zum Vertreter bestellen, 
sofern er die Befähigung zum Richteramt besitzt (Absatz 4 
Satz 2). Ferner können auch wie früher (§ 25 Abs. 1 der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878) Referendare zu 
Vertretern bestellt werden, wenn sie seit mindestens zwei 
Jahren im Vorbereitungsdienst beschäftigt sind. Eine 
Beschränkung auf einzelne Geschäfte, wie sie im § 10 
Abs. 1 GVG in der Fassung des Artikels 1 Nr. 8 des Ge-
setzes zur Wiederherstellung der Rechtseinheit auf dem 
Gebiete der Gerichtsverfassung, der bürgerlichen Rechts-
pflege, des Strafverfahrens und des Kostenrechts vom 
12. September 1950 (BGB). S. 455) für richterliche Auf- 



gaben vorgesehen ist, erscheint im anwaltlichen Beruf 
nicht geboten, weil es sich hier nicht um die Ausübung 
der rechtsprechenden Gewalt handelt. — In der Praxis 
wird der Vertreter regelmäßig von dem Rechtsanwalt 
vorgeschlagen. Die Landesjustizverwaltung ist zwar an 
diesen Vorschlag nicht gebunden. Sie wird jedoch von 
ihm nicht ohne triftige Gründe abweichen. 

Die Landesjustizverwaltung wird in den vorerwähnten 
Fällen, die im Absatz 4 geregelt sind, auf Antrag tätig. 
Sie kann aber unter den besonderen Voraussetzungen des 
Absatzes 5 auch von Amts wegen eingreifen. So kann ein 
Handeln aus eigener Entschließung erforderlich werden, 
wenn der Rechtsanwalt es — auch nach besonderer Auf-
forderung durch die Landesjustizverwaltung (Absatz 5 
Satz 2) — unterlassen hat, einen Vertreter selbst zu be-
stellen, obwohl er hierzu befugt gewesen wäre, oder die 
Bestellung eines Vertreters zu beantragen. Die Möglich-
keit, einen Vertreter von Amts wegen zu bestellen, war 
in der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 25) nicht 
ausdrücklich vorgesehen. Sie wurde jedoch nach den 
Motiven aus dem Gesetzeszweck hergeleitet (vgl. Fried-
laender: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878, 3. Aufl., § 25 Anm. 13 und Motive zu § 21 in 
den Anlagen zu den Verhandlungen des Deutschen Reichs-
tags, 3. Legislaturperiode — II. Session, Aktenstück Nr. 5 
S. 80). Die Frage wird nunmehr in dem vorliegenden Ent-
wurf ausdrücklich geregelt. 

Neu ist die im Absatz 3 vorgesehene Möglichkeit, einen 
sogen. ständigen Vertreter für alle Behinderungsfälle ,zu 
bestellen, die während eines Kalenderjahres eintreten kön-
nen. Eine solche Regelung gilt bereits auf dem Gebiete 
des Notarrechts (§ 30 Abs. 1 Halbsatz 2 der Reichsnotar-
ordnung); sic hat sich dort bewährt. Praktische Bedeutung 
hat die ständige Vertretung vor allem für Rechtsanwälte, 
die als Abgeordnete häufiger verhindert sind, ihren Beruf 
auszuüben. Der Vertreter muß in diesem Falle von der 
Landesjustizverwaltung bestellt werden. 

Die Bestellung des Vertreters hat der Rechtsanwalt dem 
Gericht, bei dem er zugelassen ist, anzuzeigen (Absatz 6). 
Diese Pflicht besteht nicht nur, wenn er selbst den Ver-
treter bestellt (Absatz 2 Satz 1), sondern auch dann, wenn 
der Vertreter in den Fällen des Absatzes 2 Satz 2, des 
Absatzes 3 und des Absatzes 5 von der Landesjustizver-
waltung bestellt wird. Einer Anzeige an das Amtsgericht 
des Wohnsitzes, die früher nach § 29 der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 erforderlich war, bedarf es nicht 
mehr. Sie kann entbehrt werden, weil sie praktisch ohne 
Bedeutung ist. - Ist der Vertreter von der Landesjustiz-
verwaltung von Amts wegen bestellt worden (Absatz 5), 
so trifft auch ihn selbst die Verpflichtung, die Bestellung 
dem Gericht anzuzeigen (Absatz 6 Satz 2). 

Dem Vertreter stehen die gleichen prozessualen Befug-
nisse zu wie dam Rechtsanwalt, den er vertritt (Absatz 7). 
Beschränkungen, die sich aus der Person des Vertreters 
ergeben könnten, wären mit dem Zweck der Vertretung 
nicht vereinbar. Deshalb kann dem Vertreter, der nicht 
Rechtsanwalt ist, das Auftreten vor Gericht und der münd-
liche Vortrag vor Gericht nicht untersagt werden. Dies 
hat insbesondere für die Vertretung durch Anwaltsasses-
soren und andere Juristen Bedeutung, die nicht die Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft besitzen (Absatz 4 Satz 2). 

Die Bestellung ist, wie sich aus Absatz 8 ergibt, wider-
ruflich. Die Möglichkeit, die Bestellung zu widerrufen, 
muß vorgesehen werden, weil die Grundlage für die Ver-
tretung wegfallen kann. Nimmt z. B. der Vertretene seine 
Tätigkeit früher wieder auf, als es zunächst geplant war, 
so wird die Bestellung zurückzunehmen sein. Zu dem 
Widerruf ist der Rechtsanwalt, wenn er den Vertreter 
selbst bestellt hat, andernfalls die Landesjustizverwaltung 
berechtigt. 

Zu § 66 

Rechtshandlungen des Vertreters nach dem Tode 
des Rechtsanwalts 

Die Vertretungsbefugnis des allgemeinen Vertreters 
(§ 65) erlischt, wenn die Befugnis zur Ausübung des An-
waltsberufs in der Person des Vertretenen wegfällt. So 
endigt die Vertretungsmacht des Vertreters, wenn der 
Vertretene aufhört, Rechtsanwalt zu sein (§§ 25 bis 28). 

Im Falle des Todes des Vertretenen sind jedoch im 
Interesse der Sicherheit des Rechtsverkehrs die Hand-
lungen des Vertreters, die er noch vorgenommen hat, 
bevor der Vertretene in der Liste der Rechtsanwälte ge-
löscht worden ist (§ 48 Abs. 1), anzuerkennen. Aus dem 
gleichen Grunde müssen auch die Handlungen wirksam 
bleiben, die vor der Löschung des Vertretenen dem Ver-
treter gegenüber vorgenommen worden sind. Auf diesem 
Schutzgedanken beruhte die Bekanntmachung, betr. die 
Stellvertretung von Rechtsanwälten, vom 9. März 1916 
(RGBl. S. 156), die in Ergänzung der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 diese Fragen in dem erwähnten Sinne 
regelte. 

Jene Schutzvorschrift ist in die Rechtsanwaltsordnung 
für die Britische Zone vom 10. März 1949 (§ 33) über-
nommen worden. Sie wird in dem vorliegenden Entwurf 
beibehalten, weil sie den Bedürfnissen der Rechtssicher-
heit entspricht. Sie gilt wie bisher nur für den Fall, daß 
der Vertretene gestorben ist. Für die Ausdehnung die-
ser Sonderregelung auf andere Fälle hat sich in der Praxis 
ein Bedürfnis nicht ergeben. 

Zu § 67 

Bestellung eines Abwicklers der Kanzlei 

Der Rechtsanwaltsordnung vorn 1. Juli 1878 war das 
Institut eines Abwicklers einer Anwaltskanzlei noch nicht 
bekannt. In der Praxis hat sich jedoch das Bedürfnis her-
ausgestellt, die Kanzlei eines verstorbenen Rechtsanwalts 
abwickeln zu lassen. Auf Grund dieser Beobachtungen 
wurde durch § 2 der Verordnung zur Änderung und Er-
gänzung der Reichs-Rechtsanwaltsordnung vom 1. März 
1943 (RGBl. I  S. 123) in Anlehnung an das Notariatsrecht 
(§ 40 der Reichsnotarordnung) vorgesehen, daß zur einst-
weiligen Fortführung der Geschäfte eines verstorbenen 
oder aus dem Beruf ausgeschiedenen Rechtsanwalts ein 
Verwalter bestellt werden konnte. Nach den günstigen 
Erfahrungen, die mit dieser Regelung gemacht worden 
waren, wurde die Verwaltung einer Kanzlei im § 34 der 
Rechtsanwaltsordnung der Britischen Zone vom 10. März 
1949 (VO. Bi. BZ. S. 80) übernommen. Der Entwurf behält 
die Einrichtung im Grundsatz bei. 

Ein Abwickler einer Kanzlei kann künftig ebenso wie 
früher bestellt werden, wenn ein Rechtsanwalt verstorben 
oder wenn er aus anderen Gründen aus der Rechts-
anwaltschaft ausgeschieden ist (Absätze 1 und 5). Die 
Aufgaben des Abwicklers werden zur Vermeidung von 
Zweifeln, die sich insbesondere im Zusammenhang mit 
der Regelung in der Britischen Zone ergeben haben, dahin 
festgelegt, daß der Abwickler nur die schwebenden An-
gelegenheiten zu Ende zu führen hat, daß er aber nicht 
neue Mandate übernehmen darf. Die Fürsorge, die in dem 
Institut der Abwicklung liegt, soll in erster Linie den 
Interessen der Rechtsuchenden dienen. Dagegen kann die 
Fortführung der Praxis, die nach der Natur der anwalt-
lichen Tätigkeit ausschließlich mit der Person des Inhabers 
verbunden ist, nicht zur Aufgabe des Abwicklers gemacht 
werden. Da die Abwicklung naturgemäß nur einige Zeit 
in Anspruch nehmen wird, ist im Absatz 1 vorgesehen, 
daß der Abwickler nur für die Dauer eines Jahres be-
stellt werden soll. 

Um weitere Zweifel, die sich bei der früheren Regelung 
ergeben haben, zu beheben, wird im Absatz 2 klargestellt, 
daß der Abwickler anstelle des verstorbenen Anwalts 
als von der Partei bevollmächtigt gilt. Dadurch wird es 
insbesondere ermöglicht, daß ein Anwaltsprozeß, der nach 
§ 244 ZPO unterbrochen ist, alsbald von dem Abwickler 
aufgenommen werden kann. . 

Zum Abwickler kann nur ein Rechtsanwalt, ein Anwalts-
assessor oder eine andere Person, welche die Befähigung 
zum Richteramt erlangt hat, bestellt werden. Die Be-
trauung eines Referendars kann anders als bei der Be-
stellung eines allgemeinen Vertreters (§ 65 Abs. 4 Satz 2) 
nicht in Erwägung gezogen werden, weil es sich bei der 
Abwicklung regelmäßig um eine Tätigkeit handelt, deren 
Dauer nicht von vornherein übersehen werden kann, und 
so die Ausbildung des Referendars beeinträchtigt werden 
könnte. 



Die Bestellung ist der Landesjustizverwaltung vorzu-
behalten (Absatz 1 Satz 1), weil es ihre Aufgabe ist, die 
allgemeinen Interessen der Rechtsuchenden wahrzuneh-
men. Sie kann den Abwickler von Amts wegen oder auf 
Anregung des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer, 
eines Hinterbliebenen oder auch eines Rechtsuchenden 
bestellen. 

Der Abwickler der Kanzlei ist nicht wie der Notarver-
weser auf Rechnung der Kammer tätig, sondern auf 
eigene Rechnung. Da ihm eine feste Vergütung nicht ge-
währt werden kann, werden ihm die Kostenforderungen 
zugebilligt, soweit sie nach seiner Bestellung entstehen. 
Eine Prozeßgebühr, die bereits für den verstorbenen 
oder ausgeschiedenen Rechtsanwalt entstanden ist, er-
wächst daher bei einer Fortführung des Rechtsstreits 
durch den Abwickler nicht nochmals. Ebenso gehen Vor-
schüsse, die an den verstorbenen oder ausgeschiedenen 
Rechtsanwalt gezahlt sind, für den Mandanten nicht ver-
loren, weil der Abwickler diese Zahlungen sich anrechnen 
lassen muß. Die Kostenforderungen, die bereits vor der 
Bestellung des Abwicklers entstanden sind, stehen den 
Erben des verstorbenen Rechtsanwalts zu. Der Abwickler 
ist jedoch nach Absatz 3 Satz 2 legitimiert, diese Forde-
rungen im eigenen Namen für Rechnung der Erben geltend 
zu machen. 

Sobald der Zweck der Abwicklung erreicht ist, wird der 
Abwickler abberufen werden. Da sich der Zeitpunkt der 
Beendigung des Auftrages an ihn nicht von vornherein 
übersehen läßt, wird im Absatz 4 vorgesehen, daß die 
Bestellung jederzeit widerruflich ist. Damit ist der Wider-
ruf auch möglich, wenn andere Umstände eintreten, die 
eine Abberufung des Abwicklers noch während der Ab-
wicklung geboten erscheinen lassen, z. B. für den Fall, 
daß ein Wechsel in der Person des Abwicklers erforder-
lich wird. 

Zu § 68 

Besondere Pflichten gegenüber dem Vorstand 
der Rechtsanwaltskammer 

Die Vorschrift, welche die Pflichten des Rechtsanwalts 
gegenüber dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
regelt, lehnt sich an § 58 der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 an. 

Der Rechtsanwalt ist wie bisher verpflichtet, den be-
rufenen Organen der Kammer (dem Vorstand oder einem 
beauftragten Mitglied des Vorstandes) in Aufsichts- und 
Beschwerdesachen Auskunft zu geben und seine Hand-
akten vorzulegen. Diese Pflicht muß zwangsläufig ent-
fallen, wenn der Rechtsanwalt zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet ist (§ 300 StGB). Wie Pflichtenkollisionen, die in 
diesem Zusammenhang unter besonderen Umständen auf-
treten können, zu lösen sind, läßt sich nur von Fall zu 
Fall nach allgemeinen Grundsätzen entscheiden. 

Dem Rechtsanwalt liegt als Mitglied der Rechtsanwalts-
kammer (§ 73 Abs. 1) weiter die Pflicht ob, den Ladungen 
des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer oder eines be-
auftragten Mitgliedes des Vorstandes in Aufsichts- und 
Beschwerdesachen Folge zu leisten. Sie entspricht auf der 
anderen Seite dem Recht des Vorstandes der Rechts-
anwaltskammer, die Aufsicht über die Mitglieder der 
Kammer auszuüben (§ 86 Abs. 2 Nr. 4). 

Zu § 69 

Ordnungsstrafen 
bei Verletzung der besonderen Pflichten 

Der Rechtsanwalt kann zur Erfüllung der besonderen 
Pflichten, die ihm im § 68 auferlegt werden, durch Ord-
nungsstrafen angehalten werden. Die früher im Hinblick 
auf die Fassung der entsprechenden Vorschrift der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 58 Abs. 2) aufgetre-
tenen Zweifel, ob gegen einen Rechtsanwalt, der einer 
Ladung nicht Folge leistet, eine Ordnungsstrafe verhängt 
werden dürfe (vgl. Friedlaender: Kommentar zur Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878, 3. Aufl., § 58 Anm. 11), 
sind nunmehr dadurch beseitigt, daß auf die Pflicht zum 
Erscheinen im § 69 Bezug genommen wird. 

Die Ordnungsstrafgewalt steht dem Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer als dem Aufsichtsorgan der Kam-
mer über die Mitglieder zu. 

Die Ordnungsstrafe kann nur in Geld festgesetzt werden. 
Sie darf den Gesamtbetrag von 500 DM nicht überschreiten, 
auch wenn sie zu wiederholten Malen festgesetzt wird 
(Absatz 1). 

Die Ordnungsstrafe darf nur festgesetzt werden, wenn 
sie vorher schriftlich angedroht worden ist (Absatz 2). Die 
Androhung muß dem Rechtsanwalt zugestellt werden. 
Diese Verfahrensvorschriften sollen sicherstellen, daß der 
Rechtsanwalt im Einzelfall vorher unterrichtet ist, welche 
Folgen entstehen werden, wenn er die ihm obliegende 
Pflicht nicht erfüllt. 

Gegen die Androhung und gegen die Festsetzung der 
Ordnungsstrafe steht dem Rechtsanwalt die Beschwerde 
an den Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte zu (Absätze 4 
und 5). Damit ist der Rechtsschutz des Rechtsanwalts 
gegenüber der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
wesentlich erweitert. Während der Betroffene früher 
gegen die Festsetzung der Ordnungsstrafe nach § 59 Abs. 2 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 nur geltend 
machen konnte, daß sie formell gesetzwidrig sei, kann er 
nunmehr die Beschwerde auch auf die Verletzung mate-
riellen Rechts stützen. 
Für die Beschwerde gelten die Vorschriften der Straf-

prozeßordnung (§§ 304 ff.) entsprechend. Über die Be-
schwerde entscheidet der Ehrengerichtshof. Eine münd-
liche Verhandlung findet nicht statt (§ 309 StPO). 

Eine weitere Beschwerde wird in dem Entwurf nicht 
vorgesehen. Es erscheint nicht erforderlich, den Be-
schwerdeweg zu dem Bundesgerichtshof zu eröffnen, da 
hier grundätzliche Fragen, die einer einheitlichen Klärung 
bedürfen, nicht zur Erörterung stehen werden und da 
andererseits dem Betroffenen mit der Beschwerde an den 
Ehrengerichtshof ein ausreichender Rechtsschutz gewährt 
wird. 
Die Beitreibung der Ordnungsstrafe ist im Absatz 6 in 

Übereinstimmung mit der Beitreibung von Geldbußen und 
Kosten des ehrengerichtlichen Verfahrens (§ 231) geregelt. 

Zu § 70 

Einsicht in die Personalakten 

Dem Rechtsanwalt wird in Anlehnung an § 90 Satz 1 
des Bundesbeamtengesetzes ein Recht auf Einsicht in die 
Personalakten gewährt, die über ihn geführt werden. 

Das Recht der Einsicht ist entsprechend der Verordnung 
zur Durchführung des Deutschen Beamtengesetzes in der 
Fassung vom 28. Oktober 1950 (BGBl. S. 733) näher ge-
regelt. 

Zu § 71 

Ausbildung von Referendaren 

Nach § 2 Abs. 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes wird 
der Referendar in der Ausbildungszeit u. a. einem Rechts-
anwalt zur Ausbildung überwiesen. Die näheren Vor-
schriften über diesen Abschnitt der Ausbildung, insbeson-
dere über seine Dauer sind in den Justizausbildungsord-
nungen der Länder enthalten. Die Überweisung zur Aus-
bildung bei einem Rechtsanwalt nimmt die Landesjustiz-
verwaltung oder eine ihr nachgeordnete Justizbehörde vor. 

Die Rechtsanwaltsordnung geht davon aus, daß der 
Rechtsanwalt als Organ der Rechtspflege im Rahmen seiner 
allgemeinen Berufspflicht (§ 55) an der Ausbildung des 
Nachwuchses mitzuwirken hat. Er kann es daher nicht 
ohne triftigen Grund ablehnen, Referendare zur Ausbil-
dung zu übernehmen. 
Die Rechtsanwaltsordnung kann sich hinsichtlich der 

Ausbildung auf den Grundsatz beschränken, daß der 
Rechtsanwalt den Referendar während der Ausbildung in 
den Aufgaben eines Rechtsanwalts zu unterweisen, ihn 
anzuleiten und ihm Gelegenheit zu praktischen Arbeiten 
zu geben hat. Nähere Vorschriften hierzu finden sich in 
den landesrechtlichen Justizausbildungsordnungen. 

Während der Ausbildungszeit soll sich der Referendar 
im freien Vortrag vor Gericht üben. Um ihm diese Mög- 



lichkeit zu geben, wird zu seinen Gunsten, abweichend 
von § 157 Abs. 1 und 2 ZPO, vorgesehen, daß er nicht 
zurückgewiesen und daß ihm auch der Vortrag nicht unter-
sagt werden kann, wenn er in Anwesenheit des Rechts-
anwalts die Ausführung der Parteirechte übernimmt. Diese 
Regelung hat besonders für die Kollegialgerichte Bedeu-
tung, wenn der Referendar seinen Anwalt begleitet. Sie 
bezieht sich aber auch auf das Verfahren vor den Amts-
gerichten. 

Der Rechtsanwalt kann dem Referendar in Fällen, in 
denen eine Vertretung durch Anwälte nicht vorgeschrieben 
ist, so vor allem in Prozessen vor dem Amtsgericht (§ 79 
ZPO), die Vertretung im einzelnen Termin übertragen. 
In dieser Vertretung ist der Referendar gleichfalls von den 
Beschränkungen des § 157 Abs. 1 und 2 ZPO befreit (§ 71 
Abs. 2 Satz 2 des vorliegenden Entwurfs). 

Zu § 72 

Anwaltsassessoren 

Für die Anwaltsassessoren, die sich auf die selbständige 
Ausübung des Berufes als Rechtsanwalt besonders vor-
bereiten (§ 6 Abs. 1), können die Vorschriften dieses Ab-
schnittes, die eine selbständige Ausübung des anwaltlichen 
Berufes voraussetzen, nicht angewendet werden. Es sind 
dies die §§ 56 bis 67. Dagegen werden als Vorschriften, 
die auch für Anwaltsassessoren gelten, die §§ 55, 68 bis 70, 
die sich auf die allgemeine Berufspflicht, die besonderen 
Pflichten gegenüber dem Vorstand der Rechtsanwaltskam-
mer, die Ordnungsstrafen bei Verletzung der besonderen 
Pflichten und auf die Einsicht in die Personalakten 
beziehen, im § 72 ausdrücklich genannt. 

VIERTER TEIL 

Die Rechtsanwaltskammern 
Die Rechtsanwaltschaft ist berufen, an der Rechtspflege 

mitzuwirken (§ 1) Deshalb ist der einzelne Rechtsanwalt 
in seinem Beruf neben dem Richter, dem Staatsanwalt und 
dem Notar ein Organ der Rechtspflege. 

Aus dieser Stellung innerhalb der Rechtspflege ergibt 
sich für die Anwaltschaft, ähnlich wie für die Richter, 
Staatsanwälte und Notare eine enge Verbindung zu dem 
Staat als Träger der Justizhoheit. Daß diese Verbindung 
naturgemäß den Eigenheiten jedes Organs angepaßt sein 
und daß dies zu Verschiedenheiten in der Ausgestaltung 
führen muß, bedarf keiner besonderen Hervorhebung. 

Der Staat könnte für die Erfüllung der Aufgaben und 
der Pflichten, die der Anwaltschaft als Organ der Rechts-
pflege obliegen, selbst sorgen. Damit würde er aber der 
Stellung der Anwaltschaft, die von jeher einen großen Teil 
der Aufgaben unter eigener Verantwortung erledigt hat, 
nicht gerecht. Der Entwurf knüpft an diese historische Ent-
wicklung an. Er sieht deshalb vor, daß die Anwaltschaft, 
soweit es nach rechtsstaatlichen Grundsätzen möglich ist, 
staatliche Aufgaben in eigener Selbstverwaltung erfüllt; 
so hat sie vor allem die Aufsicht über ihre Angehörigen 
(§ 86 Abs. 2 Nr. 4) auszuüben. Dazu gewährt ihr der Staat 
hoheitliche Mittel, wie sie das Rügerecht (§ 87) und die 
ehrengerichtlichen Strafen der Warnung, des Verweises 
und der Geldbuße (§ 118 Abs. 1) darstellen. 

Die Anwaltschaft ihrerseits kann diese öffentlichrecht-
lichen Aufgaben nur erfüllen, wenn ihr eine geeignete 
Organisationsform gegeben wird. Als solche kann nur die 
Körperschaft des öffentlichen Rechts in Betracht kommen, 
weil sie allein einerseits die Stellung zum Staate vermit-
teln und andererseits die Mitglieder ihrem beruflichen 
Eigenleben entsprechend zusammenfassen kann. Für die 
so gestalteten Rechtsanwaltskammern werden in den §§ 73 
his 114 des Entwurfs die Vorschriften vorgesehen, die sie 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben instand setzen. 

Erster Abschnitt 

Allgemeines 

In dem ersten Abschnitt, der die §§ 73 his 75 umfaßt, 
werden die Bildung, die Zusammensetzung und die Stel-
lung der Rechtsanwaltskammern geregelt. 

Zu § 73 

Zusammensetzung 
und Sitz der Rechtsanwaltskammer 

Die Organisation der Anwaltskammern lehnt sich in 
gebietlicher Hinsicht nach dem Vorbild der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 (§ 41) an die Bezirke der Ober-
landesgerichte an. Grundsätzlich wird in jedem Bezirk 
eines Oberlandesgerichts eine Kammer gebildet. Unter 
bestimmten Voraussetzungen, über die bei § 74 Näheres 
auszuführen sein wird, kann in dem Bezirk eines Ober-
landesgerichts eine zweite Kammer errichtet werden. Die 
Rechtsanwaltskammer hat ihren Sitz an dem Ort, an dem 
das Oberlandesgericht errichtet ist (Absatz 2). 

Die Rechtsanwaltskammer beruht auf der Mitgliedschaft 
der Rechtsanwälte, die ihr kraft Gesetzes angehören. Nach 
Absatz 1 sind die Rechtsanwälte, die in dem Bezirk des 
Oberlandesgerichts zugelassen sind, ohne weiteres Mit-
glieder der für diesen Bereich gebildeten Kammer, ohne 
daß sie ihren Beitritt besonders erklären müßten. Die Mit-
gliedschaft ist also eine gesetzliche Folge der Zulassung. 
Eine solche Zwangsmitgliedschaft hat bereits nach der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 41) bestanden. 
Sie soll nach dem vorliegenden Entwurf beibehalten 
werden. 

Die gesetzliche Mitgliedschaft kann verfassungsrecht-
lichen Bedenken nicht begegnen. So können insbesondere 
aus der negativen Koalitionsfreiheit, die durch Artikel 9 
Abs. 3 des Grundgesetzes verbürgt ist, keine Zweifel an 
der Zulässigkeit dieser Ausgestaltung hergeleitet werden. 
Jener Grundsatz, der auch in der Bayerischen Verfassung 
enthalten ist (vgl. hierzu die Entscheidung des Bayerischen 
Verfassungsgerichtshofes vom 10. März 1951 — Bayer. 
GVBl. S. 43 — unter VII), bezieht sich nur auf wirtschaft-
liche Vereinigungen, die der Wahrung und Förderung der 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen dienen sollen (Nip-
perdey: Die Grundrechte und Grundpflichten der Reichs-
verfassung, Bd. III S. 397; von Mangoldt im Betriebs-Be-
rater 1951 S. 621 ff.). Dagegen gilt er nicht für berufsstän-
dische Organisationen, die wie die Rechtsanwaltskammern 
staatliche Aufgaben wahrzunehmen haben (vgl. von Man-
goldt a. a. O.; Entscheidung des Bayerischen Verfassungs-
gerichtshofes vom 10. März 1951 a. a.0.). Ebensowenig 
steht dem Zwangscharakter der Mitgliedschaft bei der 
Rechtsanwaltskammer der Grundsatz der allgemeinen Ver-
einigungsfreiheit entgegen, der im Artikel 9 Abs. 1 des 
Grundgesetzes enthalten ist. Dieses Verbot des Zwanges 
erstreckt sich ebenfalls nur auf private Vereinigungen, die 
typischen privaten Zwecken dienen. Wenn es sich indes, 
wie bei der Rechtsanwaltskammer, um eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts mit öffentlichen Aufgaben 
handelt, so wird die Mitgliedschaft bei einem solchen Ver-
band durch Artikel 9 Abs. 1 des Grundgesetzes nicht be-
rührt (vgl. von Mangoldt a.a.O.). Schließlich verstößt die 
Zwangsmitgliedschaft auch nicht gegen das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht, das im Artikel 2 des Grundgesetzes 
gewährleistet ist Das Grundrecht, die Persönlichkeit frei 
zu entfalten, steht unter dem Vorbehalt des Gesetzes. 
Wenn der Gesetzgeber zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
innerhalb eines Berufsstandes einen besonderen Verband 
schafft, so kann er auch bestimmen, daß der Verband aße 
Angehörigen des Berufes umfaßt (vgl. von Mangoldt a. a. 0). 

Die Mitgliedschaft kraft Gesetzes ist im Hinblick auf den 
Aufgabenbereich der Rechtsanwaltskammer unerläßlich. 
Würde der gesetzliche Zusammenschluß gelockert, so 
könnte die mittelbare Staatsverwaltung innerhalb der 
Anwaltschaft nicht mehr durchgeführt werden. 

Zu § 74 

Bildung einer weiteren Rechtsanwaltskammer 

Nach Ş  74 kann die Landesjustizverwaltung in dem Be-
zirk eines Oberlandesgerichts eine zweite Anwaltskammer 
errichten. Diese Möglichkeit war auch nach der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878 gegeben, nachdem das 
Gesetz, bet re ffend Änderungen der Rechtsanwaltsordnung, 
vom 22. Mai 1910 (RGBl. S. 772), durch den § 41 a eine ent-
sprechende Ermächtigung für die Landesjustizverwaltung 
geschaffen hatte Die Bildung der zweiten Anwaltskammer 
ist wie früher davon abhängig, daß in  dem Bezirk des Ober- 



landesgerichts mehr als 1000 Rechtsanwälte zugelassen 
sind. Die Teilung soll dazu dienen, die Zusammenarbeit 
innerhalb der Kammer, die sonst eine zu große Zahl von 
Mitgliedern hätte, zu erleichtern . 

Bevor die Landesjustizverwaltung von ihrer Ermächti-
gung Gebrauch macht, wird sie den Vorstand der Anwalts-
kammer hören. 

Die Landesjustizverwaltung bestimmt, welcher der bei-
den Kammern die bei dem Oberlandesgericht zugelassenen 
Rechtsanwälte angehören. Sie verteilt ferner die Land-
gerichtsbezirke auf die beiden Kammern. 

Der Sitz der urprünglichen Kammer bleibt nach § 73 
Abs. 2 erhalten. Der Sitz der neuen Kammer wird nach 
§ 74 Abs. 2 durch die Landesjustizverwaltung bestimmt. 

Zu § 75 

Stellung der Rechtsanwaltskammer 

In der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 war eine 
Vorschrift über die rechtliche Natur der Rechtsanwalts-
kammern nicht enthalten. Bei den Beratungen des Ent-
wurfs war in der Kommission des Reichstags der Antrag 
gestellt worden, ihnen die Rechte juristischer Personen 
einzuräumen. Dieser Antrag wurde zurückgezogen, nach-
dem darauf hingewiesen worden war, daß die einzelnen 
Landesgesetze das Institut der juristischen Person ganz 
verschieden ausgestaltet hätten, dali aber die Befugnis der 
Anwaltskammern. Vermögensrechte zu erwerben, sich aus 
dem Entwurf zur Genüge ergebe (Bericht der Kommission 
in den Anlagen zu den Verhandlungen des Deutschen 
Reichstags, 3. Legislaturperiode — II. Session 1878, Akten-
stück Nr. 173 S 1104). Die Frage wurde also nach den da-
maligen Rechtsanschauungen unter rein privatrechtlichen 
Gesichtspunkten beurteilt. Es kann aber keinem Zweifel 
unterliegen, daß die Anwaltskammern nach späteren Er-
kenntnissen der Rechtswissenschaft im Hinblick auf ihren 
Aufgabenkreis als Körperschaften des öffentlichen Rechts 
anzusehen wären (vgl. Friedlaender: Kommentar zur 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878, 3. Aufl., § 41 
Anm. 7). 

Die Rechtsanwaltskammern sind, wie bei § 73 ausgeführt 
ist, mitgliedschaftlich organisiert. Sie erfüllen öffentliche 
Aufgaben, indem sie in dem verwaltungsrechtlichen Ver-
fahren der Zulassung zum Anwärterdienst (§ 8 Abs. 2), der 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft (§ 20 Abs. 2) und der 
lokalen Zulassung (§ 31 Abs. 3) und der Zurücknahme 
dieser Akte (§ 17 Abs. 2, § 28 Abs. 2, § 47 Abs. 3) mit-
wirken, den Anwärterdienst leiten (§ 10), die Aufsicht über 
die Mitglieder (§ 86 Abs. 2 Nr. 4, § 87) ausüben und die 
ehrengerichtlichen Strafen der Warnung, des Verweises 
und der Geldbuße (§ 118 Abs. 1) verhängen. Hierzu werden 
ihnen Zwangsmittel verliehen (§§ 69, 115 ff.), deren sie zur 
Durchführung ihrer Aufgaben bedürfen. Die Rechtsanwalts-
kammern weisen damit die typischen Merkmale einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts auf (Weber: Die 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, 2. Aufl. 1943, S. 21 ff.; Forsthoff: Lehrbuch des Ver-
waltungsrechts, 2. Aufl. 1951, S. 369 ff., 375). Deshalb wird 
für die Kammern im Absatz 1 diese Organisations- und 
Rechtsform vorgeschlagen. Der Errichtungsakt wird durch 
das Gesetz selbst vollzogen, indem den Kammern die 
Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts verliehen 
werden (Absatz 1). 

Für die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist die 
Staatsaufsicht begriffswesentlich (vgl. Jellinek: Verwal-
tungsrecht, 3. Aufl. S. 175; Weber 'a. a. O. S. 24; Forsthoff 
a. a. O. S. 374) Wenn die Körperschaft Funktionen staat-
licher Verwaltung ausübt und damit im Rahmen der mittel-
baren Staatsverwaltung tätig werden soll, so muß sie 
der Staatsaufsicht unterstehen. 

Die Staatsaufsicht über eine Körperschaft des öffent-
lichen Rechts unterscheidet sich wesentlich von der Dienst-
aufsicht über eine nachgeordnete Behörde. Im Rahmen der 
Dienstaufsicht steht der obersten oder höheren Behörde 
gegenüber der nachgeordneten Behörde ein Weisungs-
und Leitungsrecht zu, das im Innenverhältnis unbeschränkt 
ist. Ein solches Weisungsrecht ist mit der Stellung der 
Körperschaft des öffentlichen Rechts als eines Instituts 

der mittelbaren Staatsverwaltung nicht vereinbar, weil 
hier ein Unterordnungsverhältnis, wie es bei dem Be-
hördenaufbau vorkommt nicht gegeben ist. Soll die Stel-
lung der Körperschaft nicht erschüttert werden, so muß 
die Aufsicht über sie in  ihren Voraussetzungen, ihrem Um-
fang und in ihren Mitteln auch im Innenverhältnis zwi-
schen dem Staat und der Körperschaft des öffentlichen 
Rechts Schranken haben (vgl. Forsthoff a. a. O. S. 363, 375). 
Diese Begrenzung ist in dem Begriff der Staatsaufsicht ent-
halten. Wie im Absatz 2 Satz 2 ausdrücklich hervorgehoben 
wird, erstreckt sich die Staatsaufsicht nur darauf, ob das 
Gesetz und die Satzung beachtet, insbesondere ob die der 
Rechtsanwaltskammer übertragenen Aufgaben erfüllt wer-
den. 

Die Staatsaufsicht über die Rechtsanwaltskammern soll 
nach § 75 Abs. 2 Satz 1 von der Landesjustizverwaltung 
ausgeübt werden, da sie innerhalb der Länderregierungen 
für die Fragen des anwaltlichen Berufes zuständig ist. Die 
Landesjustizverwaltung kann ihre Befugnisse nach § 251 
auf nachgeordnete Behörden delegieren. 

Zu bemerken ist, daß die Haushaltsführung der Rechts-
anwaltskammern nach dem Gesetz zur Erhaltung und 
Hebung der Kaufkraft vom 24. März 1934 (RGBl. I S. 235) 
end der Verordnung über die Rechnungslegung und Rech-
nungsprüfung vom 5. Juli 1940 (RGBl. II S. 139) zu prüfen 
ist. Diese besonderen Vorschriften über die Finanzkon

-

trolle der Körperschaften des öffentlichen Rechts werden 
durch den Entwurf nicht berührt. 

Zweiter Abschnitt 

Die Organe der Rechtsanwaltskammer 

Die Rechtsanwaltskammer hat nach dem vorliegenden 
Entwurf vier Organe: den Vorstand (§§ 76 bis 90), das 
Präsidium (§§ 92 bis 98), die Versammlung der Kammer 
(§§ 99 bis 103) und das Ehrengericht (§§ 104 bis 112). 

In der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 waren 
nur zwei Organe vorgesehen: der Vorstand end die Kam

-

merversammlung. Es treten jetzt das Präsidium und das 
Ehrengericht hinzu. 

1. Der Vorstand 

Zu § 76 

Zusammensetzung des Vorstandes 

Der Vorstand ist, wie aus Absatz 1 hervorgeht, ein not-
wendiges Organ der Rechtsanwaltskammer. 

Dem Vorstand müssen mindestens 7 Mitglieder ange-
hören. Der Entwurf überläßt es in Übereinstimmung mit 
der früheren Regelung der Versammlung der Kammer, die 
Zahl der Vorstandsmitglieder zu erhöhen (Absatz 2). Eine 
Höchstzahl, die nach der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 zunächst 15, später 20 (Nr. 3 des Gesetzes zur 
Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 9. Juli 1923 — 
RGBl. I  S. 647 —) und zuletzt 36 (Nr. 1 des Gesetzes über 
die Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 29. Juni 
1927 — RGBl. I S. 133 —) betrug, wird im Gesetz nicht 
mehr vorgesehen. Die nähere Entschließung kann die 
Versammlung der Kammer treffen. 

Der Vorstand kann sich nach dem Entwurf ebenso wie 
nach § 48 Nr. l der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
eine Geschäftsordnung geben. Während aber diese Ge-
schäftsordnung früher von der Versammlung der Kammer 
festgestellt wurde, soll jetzt der Vorstand ermächtigt sein, 
diese Ordnung selbst zu erlassen (Absatz 3). Es erscheint 
zweckmäßiger, die Regelung des internen Geschäftsver-
kehrs innerhalb des Vorstandes ihm selbst zu überlassen, 
weil er die nähere Ausgestaltung am besten wird beur-
teilen können. Eine Geschäftsordnung wird im übrigen 
nicht zwingend gefordert, wenn es sich auch schon im Hin-
blick auf § 83 Abs. 3, der bei der Einberufung der Sitzun-
gen auf die Geschäftsordnung verweist, und auf andere 
Vorschriften (z. B. § 94 Abs. 4) empfiehlt, eine solche auto-
nom zu schaffen. 



Zu § 77 

Wahlen zum Vorstand 

Der Vorstand repräsentiert die Rechtsanwaltskammer. 
Er muß in dieser Stellung durch die Gesamtheit der Kam-
rnermitglieder legitimiert werden. Deshalb sind die Mit-
glieder des Vorstandes von der Versammlung der Kam-
mer zu wählen (Absatz 1). 

Die nähere Regelung des Wahlverfahrens kann der 
Geschäftsordnung der Kammer überlassen werden (Ab-
satz 2). 

Zu § 78 

Voraussetzungen der Wählbarkeit 

Wählbar sind nur Mitglieder der Kammer, wie in Nr. 1 
zur Klarstellung gegenüber der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 (§ 43), die insoweit eine Lücke enthielt, 
ausdrücklich bemerkt wird. 

Als Voraussetzung der Wählbarkeit wird in Nr. 2 neu 
vorgesehen, daß der Rechtsanwalt das 35. Lebensjahr 
vollendet haben und daß er den Beruf des Rechtsanwalts 
seit mindestens 5 Jahren ohne Unterbrechung ausüben 
muß. Die besonderen Anforderungen sollen sicherstellen, 
daß die Mitglieder des Vorstandes über Erfahrungen in 
der anwaltlicher Tätigkeit verfügen. Nur so qualifizierte 
Anwälte können den hohen Anforderungen des Vor-
standsamtes gerecht werden und berufen sein, die Auf-
sicht Ober  die Mitglieder der Kammer auszuüben und sie 
in anwaltlichen Standesfragen zu beraten. 

Zu § 79 

Ausschluß von der Wählbarkeit 

Die gesetzlichen Gründe, die eine Wählbarkeit zum 
Vorstand ausschließen, sind in Übereinstimmung mit § 43 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 geregelt. 

Nach Nr. 1 schließt die gerichtliche Beschränkung in der 
Verfügung über das Vermögen die Wählbarkeit aus. Der 
Tatbestand, a n  den hier Folgen geknüpft werden, ist der 
gleiche wie bei der Versagung und der Zurücknahme der 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft (§19 Nr. 9, § 27 Nr. 1). 

Der in Nr. 2 vorgesehene Unfähigkeitsgrund, der sich 
aus der Einleitung eines ehrengerichtlichen Verfahrens 
ergibt, entspricht der i Tatbestand, der nach § 45 Abs. 2 
einem Antrag auf anderweitige lokale Zulassung zeit-
weilig entgegensteht. 

ln Nr. 3 wird ähnlich wie bei der Aussetzung der Ent-
scheidung über den Antrag auf Erteilung der Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft (§ 22 Abs. 2) an die Erhebung der 
öffentlichen Klage wegen eines Verbrechens oder Ver-
gehens angeknüpft. Dab jenes Verfahren die Unfähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann, 
wird indes hier anders als im § 22 Abs. 2 nicht gefordert. 

Die in Nr. 4 erwähnte ehrengerichtliche Bestrafung mit 
einem Verweis oder einer Geldbuße findet sich bei der 
Versagung der anderweitigen lokalen Zulassung (§ 45 
Abs. 3) wieder. Nur ist bei dem Ausschluß von der Wähl-
barkeit der Hinderungsgrund wie früher auf die Dauer 
von 5 Jahren gegeben, während er in dem anderen Fall 
nur für zwei Jahre besteht. Dieser Unterschied erklärt 
sich aus den besonderen Anforderungen, die in persön-
licher Hinsicht an ein Mitglied des Vorstandes zu stellen 
sind. 

Tritt der Verlust der Wählbarkeit erst nach der Wahl 
ein, so scheidet der Rechtsanwalt nach § 82 Abs. 1 Nr. 1 als 
Mitglied des Vorstandes aus. 

Zu §80 

Recht zur Ablehnung der Wahl 

Nach den Motiven zur Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 (zu § 41 des Entwurfs, Anlagen zu den Ver-
handlungen des Deutschen Reichstags, 3. Legislatur-
periode — II. Session 1878, Aktenstück Nr. 5 S.-88) wurde 
die Annahme der Wahl für alle Mitglieder der Kammer 
als Pflicht angesehen. Der vorliegende Entwurf geht eben- 

falls von diesem Grundsatz aus. Er führt im § 80 nur drei 
Gründe an, aus denen der Rechtsanwalt die Wahl ab-
lehnen kann: 

Die in Nr. 1 dem Rechtsanwalt vorbehaltene Ent-
schließung, ob er die Wahl wegen vorgerückten Alters 
ablehnen will, ist durch ähnliche Regelungen, z. B. bei der 
Berufung zum Amt eines Schöffen (§ 35 Nr. 6 GVG), ge-
rechtfertigt. 

Nach Nr. 2 kann eine Wiederwahl abgelehnt werden. 
Auch dieser Grund war ebenso wie der erstgenannte der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1 Juli 1878 (§ 45) bereits be-
kannt. 

Neu aufgenommen wird in Nr. 3 das Recht zur Ableh-
nung im Falle der Behinderung durch Krankheit oder Ge-
brechen. Die Motive zur Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 (zu § 41 des Entwurfs, Anlagen zu den Ver-
handlungen des Deutschen Reichstags, 3. Legislaturperiode 
— II. Session 1878, Aktenstück Nr. 5 S. 88) glaubten die-
sen Grund nicht zulassen zu sollen, „da er zu willkür-
licher Natur erscheine". — In der Praxis hat sich jedoch 
ergeben, daß er nicht entbehrt werden kann. 

Ein unmittelbarer Zwang zur Annahme der Wahl kann 
nicht ausgeübt werden. Ob eine unbegründete Ablehnung 
der Wahl als Pflichtverletzung ehrengerichtlich zu ahn-
den ist, wird im Einzelfall zu beurteilen sein. 

Zu § 81 

Wahlperiode 

Die Wahlperiode der Mitglieder des Vorstandes der 
Anwaltskammer beträgt ebenso, wie es nach § 44 Abs. 1 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 der Fall war, 
vier Jahre. Ein Wechsel nach einer allzu kurzen Amtszeit 
soll vermieden werden, weil darunter die Führung der 
Geschäfte leiden könnte. Ebenso könnte die Arbeit des 
Verstandes erheblich gestört oder gar unterbrochen wer-
den, wenn am Ende der Wahlperiode alle Mitglieder des 
Vorstandes gleichzeitig ausscheiden würden. Deshalb wird 
im Absatz 2 vorgesehen, daß jeweils nach zwei Jahren die 
Hälfte der Mitglieder neu zu wählen ist. Diese Regelung 
ermöglicht es außerdem der Kammerversammlung, be-
reits nach zwei Jahren einige Mitglieder des Vorstandes 
durch ihr Vertrauen neu zu legitimieren. Für den Fall, daß 
nach einer Erweiterung des Vorstandes (§ 76 Abs. 2) im 
Laufe der Wahlperiode neue Mitglieder hinzutreten, wird 
das turnusmäßige Ausscheiden durch die Sondervorschrift 
des Absatzes 3 geregelt. 

Uber den Zeitpunkt der Neuwahlen wird in dem Gesetz 
selbst nichts Näheres bestimmt. Hier kann die Geschäfts-
ordnung der Kammer regelnd eingreifen. 

Neuwahlen und Ergänzungswahlen, die zu derselben 
Zeit stattfinden, sind in getrennten Wahlgängen vorzu-
nehmen (Absatz 4), weil die Amtszeit der gewählten Mit-
glieder verschieden sein kann. Während die Wahlperiode 
der aus den Neuwahlen hervorgegangenen Mitglieder 
eist nach vier Jahren abläuft (Absatz 1), endet die Amts-
zeit der Hälfte der in den erweiterten Vorstand hinzu-
gewählten Mitglieder nach Absatz 3 bereits nach zwei 
Jahren. In diesem Sinne war die Frage früher meist in 
den Geschäftsordnungen der Kammern geregelt. 

Zu § 82 

Vorzeitiges Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes 

Das Mitglied des Vorstandes muß während der ganzen 
Amtsdauer die Wählbarkeit besitzen. Verliert es sie 
während der Wahlperiode, so scheidet es kraft Gesetzes 
aus (Absatz 1 Nr. 1). In dieser Frage steht der Entwurf 
wiederum in Einklang mit der Regelung der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 43 Abs. 4). Eine 
Zwischenlösung in Gestalt eines nur zeitweiligen Aus-
schlusses vom Amt wurde schon früher nicht in Erwägung 
gezogen; sie ist auch jetzt nicht tragbar, weil vor allem 
das Ansehen des Vorstandes es erfordert, daß Mitglieder, 
gegen die auch nur der Schein eines Verdachtes besteht, 
endgültig zurücktreten müssen. 



Wie sich aus Absatz 1 Nr 2 und Absatz 2 ergibt, kann 
ein Mitglied des Vorstandes sein Amt niederlegen. Nach 
§ 45 Abs. 2 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
konnte ein Mitglied während der Wahlperiode nur mit Zu-
stimmung des Vorstandes freiwillig ausscheiden. Wäh-
rend die Niederlegung des Amtes an die Zustimmung 
des Vorstandes gebunden war, sollte nach den Motiven 
(zu § 41, Anlagen zu den Verhandlungen des Deutschen 
Reichstags, 3. Legislaturperiode — II. Session 1878, Akten-
stück Nr. 5 S 88) bei der Ablehnung der Wahl die Zustim-
mung der Versammlung der Kammer erforderlich sein. 
Daraus ergab sich ein innerer Widerspruch, denn in bei-
den Fällen waren die Belange der Versammlung der Kam-
mer gleichmäßig berührt. 

Der Entwurf sieht weder eine Zustimmung des Vor-
standes noch eine solche der Kammerversammlung vor, 
weil niemand gegen seinen Willen gehalten sein soll, 
sein Amt im Vorstand weiterzuführen. Um klare Ver-
hältnisse zu schaffen, wird der Widerruf der Erklärung, 
mit der das Vorstandsamt niedergelegt wird, ausgeschlos-
sen (Absatz 2 Satz 2). 

Unabhängig von den Neu- und Ergänzungswahlen, auf 
die sich § 81 bezieht, werden im § 82 Abs. 3 Ersatzwahlen 
für den Fall vorgesehen, daß ein Mitglied des Vorstandes 
vorzeitig ausscheidet. Die Kammerversammlung kann je-
doch die Ersatzwahl unterlassen, wenn noch die Mindest-
zahl der Vorstandsmitglieder (§ 76 Abs. 2 Satz 1) vorhan-
den ist und eine Ersatzwahl nur für ein Jahr in Frage 
käme. 

Zu § 83 

Sitzungen des Vorstandes 

Der Vorstand der Anwaltskammer kann in der Ge-
schäftsordnung, die er sich gibt (§ 76 Abs. 3), u. a. die 
Frage regeln, ob er in regelmäßig wiederkehrenden Zeit-
abständen oder nur im Bedarfsfalle zu Sitzungen zusam-
mentreten will. 

Beim Fehlen einer autonomen Regelung kann der Vor-
sitzende des Vorstandes, der Präsident, zu einer Sitzung 
einberufen, wenn er es für geboten hält. Er muß jedoch 
eine Sitzung anberaumen, wenn drei Mitglieder des Vor-
standes es schriftlich beantragen und hierbei den Ver-
handlungsgegenstand angeben (Absatz 2). Hierdurch wird 
die Minderheit geschützt. 

Die Sitzungen werden durch den Präsidenten einberufen 
(Absatz 1). Die Form der Berufung zu regeln, wird dem 
Vorstand überlassen (Absatz 3). 

Zu § 84 

Beschlußfähigkeit des Vorstandes 

Zur Beschlußfähigkeit des Vorstandes war nach § 55 
Abs. 1 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 die 
Teilnahme der Mehrheit der Mitglieder erforderlich. Ge-
hörten dem Vorstand z. B. 12 Mitglieder an (vgl. § 42 
Abs. 2 a. a. O.), so mußten also 7 Mitglieder anwesend 
sein, wenn der Vorstand beschlußfähig sein sollte. Diese 
Regelung hat sich in der Praxis als zu schwerfällig er-
wiesen. Deshalb wird nach § 84 des vorliegenden Ent-
wurfs in Übereinstimmung mit § 69 Satz 1 der Rechts-
anwaltsordnung für die Britische Zone vom 10. März 1949 
nur noch gefordert, daß mindestens die Hälfte der Mit-
glieder anwesend sein muß. Ein Vorstand, dem 12 Mit-
glieder angehören (§ 76 Abs. 2), ist also bereits beschluß

-

fähig, wenn 6 Mitglieder anwesend sind. 

Zu § 85 

Beschlüsse des Vorstandes 

Nach § 54 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
war für die Beschlüsse des Vorstandes eine absolute 
Stimmenmehrheit erforderlich. Die Motive hielten es nicht 
für ratsam, eine relative Mehrheit für ausreichend zu 
erklären, da eine solche den Willen der Mehrheit nicht 
zum Ausdruck bringe (Motive zu § 49 Abs. 1, Anlagen zu 
den Verhandlungen des Deutschen Reichstags, 3. Legis-
laturperiode — II. Session 1878, Aktenstück Nr. 5 S. 90/91). 

Mit der so geforderten qualifizierten Mehrheit wurden 
nach den Erfahrungen der Praxis zu hohe Anforderungen 
gestellt. Die Beschlußfassung wurde zu schwerfällig. Die-
sen Bedenken trägt der Entwurf Rechnung. Deshalb soll 
künftig zu einem Beschluß die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen genügen (Absatz 1), wie auch die Beschlüsse in 
den Parlamenten in der Regel mit einfacher Stimmen-
mehrheit gefaßt werden (vgl. Artikel 42 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes). Dieses Stimmenverhältnis gilt nach Ab-
satz 1 Satz 2 auch für Wahlen, die der Vorstand, z. B. für 
das Präsidium (§ 92), vorzunehmen hat. 
Bei Stimmengleichheit gibt wie früher nach § 54 Abs. 2 

der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag. Bei Wahlen entscheidet 
das Los. 
Ein Widerstreit der Interessen, der bei einer Abstim-

mung in eigenen Angelegenheiten zu befürchten wäre, 
schließt für das beteiligte Mitglied das Stimmrecht aus 
(Absatz 2). Wahlen unterliegen dieser Beschränkung 
jedoch nicht. Der Entwurf folgt hier den Grundsätzen, die 
für die Ausübung des Stimmrechts in eigenen Angelegen-
heiten (§ 34 BGB, § 114 Abs. 5 AktGes,. § 43 Abs. 3 GenGes., 
§ 47 Abs. 4 GmbHGes.) entwickelt worden sind (vgl. RGZ 
Bd. 104 S. 186). 

Die Beschlüsse des Vorstandes und die Ergebnisse der 
Wahlen sind in einem Protokoll aufzuzeichnen, das von 
dem Vorsitzenden und dem Schriftführer zu vollziehen 
ist. Dieses Protokoll dient bei der Anfechtung von Be-
schlüssen and Wahlen (§§ 113, 114) als Beweismittel. 

Zu § 86 

Aufgaben des Vorstandes 

Dem Vorstand der Anwaltskammer fielen nach der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 49) neber der 
Geschäftsführung der Kammer zwei Aufgabengebiete zu: 
er hatte die Aufsicht über die Erfüllung der den Mitglie-
dern der Kammer obliegenden Pflichten zu führen, und 
er hatte ferner die ehrengerichtliche Strafgewalt zu hand-
haben. Diese letztgenannte Zuständigkeit wird künftig 
für den Vorstand als solchen wegfallen. Als Ehrengericht 
wird nicht mehr eine Abteilung des Vorstandes fungieren 
(so § 67 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878), son-
dern es wird hierfür innerhalb der Kammer ein beson-
deres selbständiges Organ geschaffen (§§ 104 ft.). 
Der Vorstand ist als Organ der Kammer berufen, die 

Gesamtheit der Kammermitglieder nach außen zu ver-
treten. Im Verhältnis zu den Mitgliedern hat er vornehm-
lich die Aufgaben zu erfüllen, die der Staat der Kammer 
als Körperschaft des öffentlichen Rechts anvertraut hat. 
Nach der Generalklausel des Absatzes 1 hat der Vor-

stand die Aufgaben zu erfüllen, die ihm durch ein Ge-
setz zugewiesen sind. Hierher gehören einmal die Auf-
gaben, die dem Vorstand durch die Rechtsanwaltsordnung 
selbst übertragen werden (§ 8 Abs. 2, §§ 10, 12, § 13 Abs. 4, 
§ 17 Abs. 2, § 20 Abs. 2, § 28 Abs. 2, § 29 Abs. 2, § 31 Abs. 3, 
§ 36 Abs. 1, § 40 Abs. 2, § 41 Abs. 2, § 47 Abs. 3, §§ 63, 68, 
69, § 86 Abs. 3, §§ 87, 106, § 124 Abs. 2, § 177 Abs. 1). Dazu 
können neue Aufgaben treten, die sich für ihn erst später 
aus einem kommenden Gesetz ergeben können. Einer 
solchen Entwicklung soll durch die weite Fassung_ des 
Absatzes 1 Rechnung getragen werden. 
Die gesamte Tätigkeit des Vorstandes steht unter dem 

allgemeinen Gebot, daß er die Belange der Kammer zu 
wahren und zu fördern hat. Hierbei kann es sich indes 
nicht etwa um rein wirtschaftliche Interessen der Mit-
glieder handeln, weil . sie nicht zu dem Aufgabengebiet 
der Rechtsanwaltskammer als Körperschaft des  öffent

-

lichen  Rechts gehören können (vgl. die Ausführungen 
zu § 73). 
Im Absatz 2 werden aus dem Aufgabenbereich des Vor-

standes die Angelegenheiten genannt, die von allge-
meiner Bedeutung sind. Im einzelnen ist folgendes zu 
bemerken: 

Zu Nr. 1: 

Nach der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 49 
Nr. 1) stand im Verhältnis des Vorstandes zu den Mit-
gliedern der Kammer die Ausübung der Aufsicht im Vor- 



dergrund. Im Laufe der Jahre ist daneben als nicht min-
der bedeutsame Aufgabe die Beratung und Betreuung 
der Mitglieder in standesrechtlichen Fragen getreten. 
Diese vorsorgende Tätigkeit des Vorstandes wird nun-
mehr in Nr. 1 besonders erwähnt. 

Zu den Nrn. 2 und 3: 

Die vermittelnde Tätigkeit zwischen Mitgliedern der 
Kammer oder zwischen einem Mitglied der Kammer und 

. seinem Auftraggeber gehörte von jeher zu den Aufgaben 
des Vorstandes (§ 49 Nrn. 2 und 3 der Rechtsanwaltsord-
nung vom 1. Juli 1878). Der Vorstand kann jedoch die 
Vermittlung nur übernehmen, wenn er angerufen wird. 
Durch ein selbständiges Eingreifen könnte das Vertrauen, 
von dem die Vermittlungstätigkeit des Vorstandes ge-
tragen sein muß, erschüttert oder gar zerstört werden. 

Zu Nr. 4: 

Die Aufsicht über die Mitglieder der Kammer gehört 
zu den öffentlichen Aufgaben, die der Kammer und ins-
besondere dem Vorstand als ihrem Organ vom Staate 
überlassen werden. Diese Aufsicht kann, wie in der Vor-
bemerkung zu diesem Teil der Rechtsanwaltsordnung be-
merkt worden ist, nicht entbehrt werden. Sie ist unerläß-
lich, um rechtzeitig Mißstände zu beseitigen, die zu einer 
Schädigung der Allgemeinheit führen könnten. Der Staat 
kann die Aufgabe, auf die Erfüllung der Berufspflichten 
durch die Anwälte zu achten, den Anwaltskammern selbst 
in gewissem Umfang übertragen, nachdem sie als Körper-
schaften des öffentlichen Rechts (§ 75 Abs. 1) die geeignete 
Rechtsform erhalten haben. 

Die Aufsichtsbefugnis des Vorstandes erstreckt sich auf 
den gesamten Pflichtenkreis des Anwalts. Aus der Natur 
der Aufsicht ergibt sich, daß der Vorstand von sich aus 
tätig werden kann. Häufig wird sogar eine Pflicht für den 
Vorstand bestehen, sich mit einer Angelegenheit zu be-
fassen. Erhält er aus irgendeinem Anlaß Kenntnis, daß 
ein Rechtsanwalt seine Pflicht verletzt haben könnte, so 
wird er ihn um Aufklärung ersuchen (§ 68). 

Auf Grund des Aufsichtsrechts steht dem' Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer die Befugnis zu, Beschwerdeführer 
zu bescheiden. Hält der Vorstand nach der Prüfung des 
Sachverhalts Maßnahmen gegen den Rechtsanwalt für 
geboten, so hat er hierüber Entschließung zu treffen. 
Weisungen in der Sache selbst vermag der Vorstand dem 
Rechtsanwalt nicht zu erteilen, weil der Rechtsanwalt 
nicht in einem allgemeinen Abhängigkeitsverhältnis zu 
dem Vorstand steht. Wohl aber können allgemeine Be-
lehrungen in Frage kommen (vgl. Absatz 2 Nr. 1). Reichen 
sie nicht aus, so kann der Vorstand je nach den näheren 
Umständen des Falles von dem ihm zustehenden Rüge-
recht (§ 87) Gebrauch machen oder bei der Staatsanwalt-
schaft des Oberlandesgerichts beantragen, gegen den 
Rechtsanwalt ein ehrengerichtliches Verfahren (§§ 115 ff.) 
einzuleiten. 

Zu Nr. 5: 

Nach § 106 gehören dem Ehrengericht mindestens zwei 
Mitglieder des Vorstandes an. Die hierfür erforderte 
Wahl nimmt der Vorstand vor. 

Zu Nr. 6: 

Der Vorstand hat der Kammer über die Verwaltung 
des Vermögens jährlich Rechnung zu legen. Das Gesetz 
kann sich, insoweit abweichend von der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 (§ 49 Abs. 1 Nr. 5), hier darauf 
beschränken, diese Zuständigkeit zu regeln. Die Verwal-
tung des Vermögens selbst liegt in den Händen des Prä-
sidiums (§ 93 Abs. 2) und des Schatzmeisters (§ 97 Abs. 1). 

Die Rechnung, die der Vorstand über die Vermögens-
verwaltung jährlich zu legen hat, wird von der Kammer-
versammlung geprüft (§ 103 Abs. 2 Nr. 7). 

Zu den Nrn. 7 und 8: 

Die gutachtliche Tätigkeit wird gegenüber der Regelung, 
die in der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 49 
Abs. 1 Nr. 4) enthalten war, erweitert. In Nr. 7 wird ent-
sprechend der Aufgabe der Rechtsanwaltschaft, an der 
Rechtspflege mitzuwirken (§ 1), hervorgehoben, daß der 

Vorstand berufen ist, bei der Gesetzgebung des Landes 
und an der Gestaltung und Durchführung der Rechtspflege 
innerhalb des Landes gutachtlich mitzuarbeiten. Bei diesen 
gutachtlichen Stellungnahmen kann es sich um Angelegen-
heiten aus jedem Rechtsgebiet, nicht nur um  Fragen des 
anwaltlichen Berufsrechts handeln. 

Die Angelegenheiten der Rechtsanwaltschaft werden in 
Nr. 8 als Gegenstand eines Gutachtens noch besonders er-
wähnt. Ein Gutachten über diese Fragen kann von der Lan-
desjustizverwaltung, einem Gericht oder einer Verwaltungs-
behörde des Landes angefordert werden. Die früher bei 
den gerichtlichen Gutachten vorgesehene Beschränkung, 
daß die Rechtssache einen Streit zwischen einem Mitglied 
der Kammer und seinem Auftraggeber betreffen müsse, 
soll künftig wegfallen, weil sie sich nach den Erfahrungen 
in der Praxis nachteilig ausgewirkt hat. 

Der Gutachtertätigkeit der Rechtsanwaltskammern in 
den Ländern entspricht die gleiche Tätigkeit der Bundes-
rechtsanwaltskammer im Bereich der Zuständigkeiten des 
Bundes (§ 203 Abs. 2 Nrn. 6, 7). 

Zu Nr. 9: 

Die Mitwirkung bei der Ausbildung der Referendare 
und Anwaltsassesseren ist eine Aufgabe, der sich die Vor-
stände bereits in der Praxis gewidmet haben. Sie wird 
in  diesem Zusammenhang erwähnt, um klarzustellen, wel-
chem Organ der Anwaltskammer die Aufgabe zufällt. 

Zu Nr. 10: 

Nach den Justizausbildungsordnungen der Länder kön-
nen Rechtsanwälte zu Mitgliedern der Prüfungsämter be-
stellt werden. Sie wurden schon bisher regelmäßig auf 
Vorschlag der Anwaltskammern berufen. 

Dieses Vorschlagsrecht wird nunmehr in Nr. 10 aus-
drücklich erwähnt. Wenn damit lediglich der bereits be-
stehende Zustand wiedergegeben wird, so kann diese 
Regelung, die in der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 noch nicht enthalten war, wohl für die Abgrenzung 
der Kompetenzen unter den Organen der Anwaltskammer 
bedeutsam sein. 

Verhandlungen und Erörterungen, die in einzelnen Fäl-
len mit den Beteiligten erforderlich werden können, wür-
den den Gesamtvorstand zu stark belasten. Deshalb wird 
der Vorstand im Absatz 3 ermächtigt, die im Absatz 2 Nrn . 1 
bis 3 bezeichneten Aufgaben, bei denen Rücksprachen und 
Erörterungen mit den Beteiligten erforderlich werden, auf 
einzelne Mitglieder des Vorstandes zu übertragen. 

Zu § 87 

Rügerecht des Vorstandes 

Dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer steht gegen-
über den Rechtsanwälten als Mitgliedern der Kammer, wie 
zu § 86 Abs 2 Nr. 4 ausgeführt ist, ein Aufsichtsrecht zu. 

Hat ein Rechtsanwalt seine anwaltlichen Berufspflichten 
verletzt, so hat der Vorstand der Anwaltskammer, der 
mit der Angelegenheit befaßt ist, zu prüfen, ob gegen 
den Rechtsanwalt ein förmliches Verfahren eingeleitet 
werden soll. Hat der Rechtsanwalt die ihm obliegenden 
Pflichten verletzt, so hat der Vorstand der Anwaltskammer 
die Frage zu prüfen. ob die Einleitung eines ehrengericht-
lichen Verfahrens beantragt werden soll. Hier liegt die 
Entschließung darüber, ob die ehrengerichtliche Zwangs-
gewalt überhaupt ausgeübt werden soll, zunächst im 
pflichtmäßigen Ermessen des Vorstandes. Ist die Schuld 
des Rechtsanwalts gering so werden die Umstände, die 
ein ehrengerichtliches Einschreiten angezeigt erscheinen 
lassen, gegenüber denen, die zu seinen Gunsten sprechen, 
besonders sorgfältig abzuwägen sein. Gelangt der Vor-
stand zu der Überzeugung, daß ein Antrag auf Einleitung 
eines ehrengerichtlichen Verfahrens in einem einzelnen 
Falle nicht erforderlich erscheint. so kann er von einem 
solchen Antrag absehen und lediglich von dem Aufsichts-
mittel der Rüge Gebrauch machen (Absatz 1). 

Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 enthielt über 
das Rügerecht keine ausdrückliche Bestimmung. Gleich-
wohl hielt es die herrschende Meinung für zulässig, daß 



der Vorstand der Kammer eine mangelnde Pflichterfüllung 
eines Rechtsanwalts rügen oder mißbilligen könne (Fried-
laender: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878, 3. Aufl., § 49 Anm. 11 mit weiteren Nachweisen). Die 
Anwaltschaft hatte in ihren Reformbestrebungen vor 1933 
wiederholt gefordert, daß in einer Novelle zu der Rechts-
anwaltsordnung das Rügeverfahren gesetzlich geregelt 
werden solle (vgl. die Entwürfe des Ausschusses des Deut-
schen Anwaltvereins im Anwaltsblatt 1928 S. 322 ff. — 
— §§ 11 ff. —; 1930 S. 236 ff. — § 62b —; 1931 S. 91 ff. 

- § 62b —) Die Rüge und Mißbilligung wurden schließ-
lich durch die Verordnung des Reichspräsidenten über 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Finanzen, der Wirt-
schaft und der Rechtspflege vom 18. März 1933 (RGBl. I 
S. 109) — Kapitel XIII Artikel I Nr. 1 — als Aufsichtsmittel 
des Vorstandes gesetzlich anerkannt. 

Der Entwurf verwendet lediglich den Begriff der Rüge. 
hierunter fallen ebenso wie auf dem Gebiete des Beamten-
rechts (vgl. § 5 Abs. 3 der Bundesdisziplinarordnung vom 
28. November 1952 — BGBl. I S. 761 —) alle mißbilligenden 
Äußerungen des Vorstandes. Es kommt nicht darauf an, 
welche Wendungen bei der Rüge in sprachlicher Hinsicht 
gebraucht werden. So kann der Vorstand den Rechts-
anwalt „ermahnen", ihm „Vorhaltungen" machen, sein 
Verhalten „rügen" oder „mißbilligen". Zwischen einer 
Rüge, ernster Rüge, Mißbilligung, ernster Mißbilligung, 
strengster Mißbilligung, schärfster Mißbilligung bestehen 
Unterschiede nur in der Ausdrucksform; der Sache nach 
sind diese verschiedenen Wendungen eine mißbilligende 
Äußerung, die im § 85 Abs. 1 als Rüge schlechthin bezeich-
net wird. 

Die Rüge ist keine ehrengerichtliche Strafe. Der Bescheid, 
durch den die Rüge erteilt wird, ist auch nicht der mate-
riellen Rechtskraft fähig. Deshalb schließt die Rüge es 
nicht aus, daß gegen den Rechtsanwalt später wegen des-
selben Sachverhalts ein ehrengerichtliches Verfahren ein-
geleitet wird (§ 117 Abs. 2). Die Staatsanwaltschaft, der 
eine Abschrift des Rügebescheides zugeht (§ 87 Abs. 4), 
ist an die Auffassung des Vorstandes der Rechtsanwalts-
kammer nicht gebunden. 

Das Rügerecht kann als Maßnahme der Aufsicht nur 
solange ausgeübt werden, wie nicht wegen desselben 
Sachverhalts ein ehrengerichtliches Verfahren eingeleitet 
ist (Absatz 2). Die ehrengerichtliche Strafe muß als ein 
anderes und wesentlich stärkeres Mittel den Vorrang 
haben. Das Rügerecht, das durch die Einleitung des ehren-
gerichtlichen Verfahrens erloschen ist, lebt nach Beendi-
gung jenes Verfahrens nicht wieder auf, und zwar auch 
dann nicht, wenn das Verfahren eingestellt oder der Be-
schuldigte freigesprochen wird. 

Dem betroffenen Rechtsanwalt wird der erforderliche 
Rechtsschutz in dreifacher Hinsicht gewährt. Er muß vor 
Erteilung der Rüge gehört werden (Absatz 3). Die Rüge 
ist schriftlich zu begründen (Absatz 4). Gegen die Rüge 
kann der Rechtsanwalt binnen zwei Wochen nach der Zu

-

stellung bei dem Vorstand Einspruch erheben. Über den 
Einspruch entscheidet der Vorstand. 

Das Gericht kann der Rechtsanwalt in diesem Falle nicht 
anrufen. Diese Möglichkeit ist hier ebenso wie auf dem 
Gebiete des Beamtenrechts nicht vorgesehen, weil die 
Rüge lediglich eine Maßnahme der besonderen Aufsicht 
darstellt, die den betroffenen Rechtsanwalt in seinen Rech

-

ten nicht verletzt und deshalb nach allgemeinen Grundsätzen 
der gerichtlichen Nachprüfung nicht unterliegt. Es kann 
auch den Vorständen der Anwaltskammern das Vertrauen 
entgegengebracht werden, daß sie von dieser Maßnahme 
nur dann Gebrauch machen, wenn eine Pflichtverletzung 
des Rechtsanwalts festgestellt ist. Fühlt der Rechtsanwalt 
sich dadurch beschwert, daß ihm eine Rüge erteilt ist, so 
kann er nach § 123 Abs. 3 bei dem Ehrengericht den An-
trag stellen, gegen ihn das ehrengerichtliche Unter-
suchungsverfahren zu eröffnen. 

Zu §88 

Ehrenamtliche Tätigkeit des Vorstandes 

Die Mitglieder des Vorstandes üben ihre Tätigkeit eben-
so wie die Mitglieder des Ehrengerichts (§ 108), die an-
waltlichen Mitglieder des Ehrengerichtshofes (§ 177 

Abs. 3), die anwaltlichen Beisitzer des Bundesgerichts-
hofes (§ 187 Abs. 1) und die Mitglieder des Präsidiums der 
Bundesrechtsanwaltskammer (§ 209) ehrenamtlich aus. 

Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 51) ließ 
bei dem Ehrenamt nur die Erstattung barer Auslagen zu, 
weil „mit der in dem Vertrauen der Standesgenossen be-
gründeten Ehrenstellung der Mitglieder des Vorstandes 
eine über den Ersatz der baren Auslagen hinausgehende 
Vergütung nicht wohl vereinbar sei" (Motive zu § 46 des 
Entwurfs, Anlagen zu den Verhandlungen des Deutschen 
Reichstags, 3. Legislaturperiode — II. Session 1878, Akten-
stück Nr. 5 S. 90). Die Verhältnisse und Anschauungen 
haben sich jedoch seither geändert. Seit langem ist es 
üblich, denen, die ein Ehrenamt ausüben, eine angemes-
sene Aufwandsentschädigung zu gewähren (Anschütz-
Thoma: Handbuch des Deutschen Staatsrechts, Bd. I S. 434). 

Der Entwurf sieht deshalb vor, daß die Mitglieder des 
Vorstandes ebenso wie die Rechtsanwälte in anderen 
Ehrenämtern eine angemessene Entschädigung für den 
mit ihrer Tätigkeit verbundenen Aufwand erhalten. Die 
Höhe dieser Aufwandsentschädigung wird nach § 103 
Abs. 2 Nr. 6 von der Versammlung der Kammer fest-
gesetzt. 

Den Mitgliedern des Vorstandes werden ferner die 
Fahrtkosten erstattet, wie dies auch sonst bei ehrenamt-
licher Tätigkeit geschieht. 

Zu § 89 

Pflicht der Vorstandsmitglieder zur Verschwiegenheit 

Die Pflicht zur Verschwiegenheit, die nach § 89 den Mit-
gliedern des Vorstandes und anderen Personen auferlegt 
wird, war in der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
nicht ausdrücklich geregelt. Diese Lücke sollte nach dem 
Vorschlag der 20. Vertreterversammlung des Deutschen 
Anwaltvereins (Stuttgart 1927) und nach den später ge-
fertigten Entwürfen durch eine Ergänzung der Rechts-
anwaltsordnung geschlossen werden. Durch eine aus-
drückliche gesetzliche Vorschrift sollte die Verpflichtung 
der Mitglieder des Kammervorstandes, über die in ihrer 
Amtstätigkeit bekanntgewordenen Angelegenheiten, deren 
Geheimhaltung ihrer Natur nach erforderlich ist, Ver-
schwiegenheit zu beobachten, gesetzlich anerkannt wer-
den, und zwar auch für die Zeit, nachdem das Mitglied 
aus dem Kammervorstand ausgeschieden ist. Ferner sollte 
nach den damaligen Vorschlägen in dem Gesetz ausge-
sprochen werden, daß einzelne Mitglieder des Vorstandes 
über Umstände, auf die sich die Pflicht zur Verschwiegen-
heit bezieht, als Zeugen nur mit Genehmigung des Gesamt

-

vorstandes der Kammer vernommen werden könnten 
(Anwaltsblatt 1927 Anlage zu Heft 8 S. 61, Anwaltsblatt 
1930 S. 236 ff. — § 57 a —, Anwaltsblatt 1931 S. 91 ff. —
§ 57a —). Zu einer gesetzlichen Normierung ist es jedoch 
bis zum Jahre 1933 nicht mehr gekommen. 

Nach 1945 ist die Frage erstmals in der Rechtsanwalts-
ordnung für die Britische Zone vom 10. März 1949 (§ 70) in 
dem früher angeregten Sinne geregelt worden. Der Ent-
wurf schließt sich dem an. 

Eine gedeihliche Arbeit des Vorstandes ist nur möglich, 
wenn er das Vertrauen der Rechtsanwälte und auch der 
Rechtsuchenden besitzt. So werden Rechtsanwälte in Auf-
sichts- und Beschwerdesachen (§ 68) den Mitgliedern des 
Vorstandes unter Umständen Tatsachen offenbaren, die 
nach außen unter das Berufsgeheimnis fallen. Anderer-
seits können Privatpersonen den Mitgliedern des Vor-
standes Tatsachen, die einen Rechtsanwalt angehen, nur 
für die Zwecke der Aufsicht anvertrauen. Dieses Ver-
trauen darf nicht erschüttert werden. Deshalb werden 
die Mitglieder des Vorstandes verpflichtet, über die An-
gelegenheiten, die ihnen bei ihrer Tätigkeit im Vorstand 
über Rechtsanwälte, Anwaltsassessoren, Bewerber und 
andere Personen bekannt werden, Verschwiegenheit 
gegen jedermann zu bewahren (Absatz 1 Satz 1). Die 
Pflicht zur Verschwiegenheit wird durch das Ausscheiden 
aus dem Vorstand nicht berührt; sie muß fortdauern, weil 
es das Interesse der Arbeit des Vorstandes gebietet. Unter 
diesem Gesichtspunkt wird die Pflicht zur Verschwiegen-
heit auch den Rechtsanwälten und Anwaltsassessoren, 
die zur Mitarbeit in dem Vorstand herangezogen werden, 



und den Angestellten der Rechtsanwaltskammer auferlegt 
(Absatz 1 Satz 2). 

Die Pflicht zur Verschwiegenheit besteht auch gegen-
über Gerichten und dem Ehrengericht (Absatz 2). Durch 
diese Regelung werden die Prozeßgesetze (§ 376 ZPO, 
§ 54 StPO) ergänzt, soweit nicht bisher schon ein Recht 
zur Zeugnisverweigerung bestand (vgl. § 383 Abs. 1 Nr. 5 
ZPO). 

Damit der zur Verschwiegenheit Verpflichtete als Zeuge 
oder Sachverständiger nicht mit der Pflicht zur Geheim-
haltung in Widerstreit gerät, haben die Gerichte ähnlich 
wie in den Fällen des § 376 ZPO und des § 54 StPO die 
Genehmigung zur Aussage einzuholen (Absatz 3). Über 
Anträge dieser Art hat der Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer nach pflichtmäßigem Ermessen zu beschließen 
(Absatz 3 Satz 1). Der Entwurf geht bei dieser Regelung 
davon aus, daß grundsätzlich die Genehmigung zur Aus-
sage erteilt werden wird. Nur besondere Belange recht-
fertigen es nach Absatz 3 Satz 2, die Genehmigung zu 
versagen. Als Gründe für die Versagung werden Rück-
sichten auf die Stellung oder die Aufgaben der Rechts-
anwaltskammer oder berechtigte Belange der Personen, 
über welche die Tatsachen bekannt geworden sind, zu-
gelassen, wenn sie die Geheimhaltung unabweisbar for-
dern. Diese Fassung deutet darauf hin, daß die Vorschrift 
eng auszulegen ist. Muß z. B. nur eine Erschwerung der 
Aufgaben der Kammer besorgt werden, so wird eine 
Versagung der Genehmigung nicht zu rechtfertigen sein. 

Wird die Genehmigung zur Aussage erteilt, so dürfen 
die Mitglieder des Vorstandes und auch die Personen, 
die sonst zur Verschwiegenheit verpflichtet wären, ihr 
Zeugnis nicht verweigern, indem sie sich auf § 89 dieses 
Gesetzes berufen. 

Zur Klarstellung wird im Absatz 3 Satz 3 auf die beson-
dere Regelung, die in § 28 Abs. 2 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht enthalten ist, hingewiesen. 

Zu § 90 

Abteilungen des Vorstandes 

Die Bildung von Abteilungen innerhalb des Vorstan-
des wurde erstmals durch das Gesetz zur Änderung der 
Rechtsanwaltsordnung vom 9. Juli 1923 (RGBl. I S. 647) 
ermöglicht. Nach dem damals eingefügten § 55a (Nr. 4 
des erwähnten Gesetzes) konnte die Geschäftsordnung, 
welche die Versammlung der Kammer zu beschließen 
.hatte, die Bildung von Abteilungen zulassen; die Errich-
tung selbst vollzog der Vorstand. Durch die Aufgliederung 
in Abteilungen sollte die Führung der Vorstandsgeschäfte 
erleichtert werden. 

Auf Grund dieser gesetzlichen Ermächtigung wurden 
seinerzeit bei größeren Kammern, u. a. in Augsburg, Ber-
lin, Dresden, Hamburg, Karlsruhe, Köln und Naumburg, 
Abteilungen gebildet. Sie hörten auf zu bestehen, als 
die Rechtsanwaltskammern durch das Zweite Gesetz zur 
Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 13. Dezember 
1935 (RGBl. I  S. 1470) ihre Selbständigkeit verloren. 

Nach 1945 ist die Bildung von Abteilungen in den Län-
dern') Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Nieder-
sachsen, Schleswig-Holstein, in der Hansestadt Hamburg 
und in dem früheren Land Württemberg-Baden grund-
sätzlich wieder zugelassen worden. Der vorliegende Ent-
wurf knüpft an diese Entwicklung an. 

Die Bildung der Abteilungen ist wieder wie früher eine 
Angelegenheit der Kammerversammlung. 

1) Bayern:  § 58 a der Rechtsanwaltsordnung 1946 vom 6. November 
1946 (GVBl. S. 371); 

Hessen:  § 63 der Rechtsanwaltsordnung vom 18. Oktober 1948 
(GVBl. S. 126); 

früheres Land Württemberg -Baden: § 58 a  des Gesetzes 
Nr. 222 — Rechtsanwaltsordnung — vom 4. März 1948 
(RegBl. S. 101) ; 

Nordrhein-Westfalen: 
Niedersachsen: 
Schleswig-Holstein: 
Hamburg: 

§ 72 der Rechtsanwaltsordnung für 
die Britische Zone vom 10. März 
1949 (VO. Bl. BZ. S. 80). 

Die Abteilungen führen die ihr von dem Gesamtvor-
stand übertragenen Geschäfte selbständig. Sie treten 
damit für ihren Geschäftsbereich an die Stelle des Ge-
samtvorstandes (Absatz 1 Satz 2, Absatz 5). 

Jeder Abteilung müssen mindestens drei Mitglieder des 
Vorstandes angehören. Die früher erforderliche Mindest-
zahl von neun Mitgliedern kann nach den bisherigen Er-
fahrungen wesentlich herabgesetzt werden; nur darf nicht 
das Kollegialprinzip gestört werden. Der Vorsitzende der 
Abteilung und der Abteilungsschriftführer werden von 
den Mitgliedern der Abteilung gewählt, ebenso auch 
deren Stellvertreter (Absatz 2). 

Die Geschäftsverteilung unter den Abteilungen und die 
Besetzung der Abteilungen ist dem Vorstand selbst über-
lassen (Absatz 3). Die näheren Vorschriften sind an die 
Regelung der Geschäftsverteilung für die Kammern der 
Landgerichte und die Senate der Oberlandesgerichte 
(§§ 63, 117 GVG) angelehnt. Hervorzuheben ist, daß die 
Beschlüsse über die Geschäftsverteilung und die Beset-
zung wie bei der richterlichen Selbstverwaltung vor Be-
ginn des Kalenderjahres gefaßt werden müssen. 

Die Abteilungen können ihre Sitzungen außerhalb des 
Sitzes der Kammer (§ 73 Abs. 2, § 74 Abs. 2) nur dann ab-
halten, wenn der Gesamtvorstand sie hierzu besonders 
ermächtigt hat. Damit soll Vorsorge getroffen werden, 
daß der Zusammenhalt zwischen den Abteilungen des 
Vorstandes möglichst gewahrt bleibt. 

Wenn auch die Abteilung in ihrem Geschäftsbereich die 
Funktion des Gesamtvorstandes ausübt, so ist anderer-
seits im Interesse der Einheitlichkeit der Geschäftsfüh-
rung die Möglichkeit offen zu halten, daß in geeigneten 
Fällen der Gesamtvorstand entscheiden kann. Er kann 
nach Absatz 6 seine Zuständigkeit in eigener Initiative 
wieder begründen, wenn er eine Entscheidung durch das 
Plenum für angemessen hält. Alsdann ist ein Beschluß 
des Gesamtvorstandes erforderlich, durch den die Ange-
legenheit wieder in die Kompetenz des Gesamtvorstandes 
übernommen wird. Die Zuständigkeit des Gesamtvor-
standes kann aber wie früher auch dadurch begründet 
werden, daß die Abteilung oder ihr Vorsitzender die Ent-
scheidung des Gesamtvorstandes beantragt. Durch diesen 
Antrag wird der Gesamtvorstand zuständig, ohne daß es 
eines besonderen Beschlusses aller Mitglieder des Vor-
standes bedarf. . 

Zu § 91 

Geschäftsführer der Rechtsanwaltskammer 

Bei größeren Anwaltskammern hat sich das Bedürfnis 
ergeben, ein Mitglied der Kammer als besoldeten Ge-
schäftsführer anzustellen. Er soll den Vorstand bei der 
Erledigung der Geschäfte unterstützen. 

In der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 ist der 
Geschäftsführer noch nicht erwähnt. Eine gesetzliche 
Grundlage für die Bestellung eines Geschäftsführers wurde 
erstmals im § 63 der Rechtsanwaltsordnung für die Bri-
tische Zone vom 10. März 1949 (VO. Bl. BZ. S. 80) geschaffen. 
An diese Entwicklung knüpft der vorliegende Entwurf an. 

Die Anstellung eines Geschäftsführers ist nach Absatz 1 
eine Angelegenheit des Vorstandes. Da er am ehesten in 
der Lage ist, die sachlichen Voraussetzungen für die Be-
stellung eines Geschäftsführers nach dem Umfang der Ge-
schäfte zu beurteilen, kann ihm die Entschließung über-
lassen werden, ob er von der gesetzlichen Ermächtigung 
Gebrauch machen will. Die Versammlung der Kammer mit 
dieser Angelegenheit unmittelbar zu befassen, erscheint 
nicht notwendig. Ihre Rechte werden dadurch gewahrt, 
daß sie die Abrechnung des Vorstandes über die Ausgaben 
zu prüfen und über die Entlastung zu beschließen hat 
(§ 103 Abs. 2 Nr. 7) und damit mittelbar ihren Einfluß 
geltend machen kann. 

Der Geschäftsführer muß Mitglied der Kammer, mithin 
als Rechtsanwalt zugelassen sein. Dadurch unterscheidet 
er sich von anderen Hilfskräften, die der Vorstand der 
Anwaltskammer für Büroarbeiten oder dgl. einstellt. 

Der Geschäftsführer darf andererseits nicht dem Vor-
stand angehören (Absatz 2) Eine solche Personalunion 
muß ausgeschlossen werden, damit das Amt des Vorstan-
des seinen Charakter als Ehrenamt behält. 



Die Aufgaben des Geschäftsführers werden durch den 
Vorstand als Geschäftsherrn näher bestimmt. 

2. Das Präsidium 

Innerhalb des Gesamtvorstandes der Anwaltskammer 
wird ein Präsidium gebildet. Es stellt den engeren Vor-
stand dar. 

Die Bezeichnung Präsidium ist gegenüber der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878 neu. Die Einrichtung als 
solche war aber in den Grundzügen bereits früher in dem 
Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden, dem 
Schriftführer und dem stellvertretenden Schriftführer (§ 46 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878) vorhanden. 

Zu § 92 

Zusammensetzung und Wahl 

Die Bezeichnung Präsidium, die der engere Vorstand 
erhält, geht auf die Rechtsanwaltsordnung für die Bri-
tische Zone vom 10. März 1949 (VO. Bl. BZ. S. 80) — § 56 
— zurück. Die Einrichtung selbst bedeutet kein Abgehen 
von dem Kollegialprinzip, nach dem der Gesamtvorstand 
gestaltet ist. Dies ergibt sich insbesondere aus § 93 Abs. 2, 
der bei der Verwaltung des Kammervermögens einen Be-
schluß des Präsidiums vorsieht. 

Das Präsidium geht aus den Wahlen des Vorstandes 
hervor (Absatz 1). Die Wahlen zum Präsidium finden als-
bald nach jeder ordentlichen Wahl des Vorstandes (§ 81 
Abs. 2, 3) statt. Bei Ersatzwahlen zum Vorstand (§ 82 
Abs. 3) wird eine Wahl des Präsidiums nur erforderlich, 
wenn das ausgeschiedene Mitglied dem Präsidium an-
gehört hat (Absatz 4). Wählbar sind nur Mitglieder des 
Vorstandes. 

Das Präsidium setzt sich, wie früher der engere Vor-
stand (§ 46 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878), 
aus dem Präsidenten (als dem Vorsitzenden), dem Vize-
präsidenten (als dem stellvertretenden Vorsitzenden), dem 
Schriftführer und dem Schatzmeister zusammen (Absatz 2). 
Das Amt des Schatzmeisters ist nach dem Vorbild der 
Rechtsanwaltsordnung für die,  Britische Zone (§ 56) neu 
geschaffen worden, Seine Funktionen wurden früher von 
dem Schriftführer wahrgenommen (§ 57 Abs. 2 der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878). 

Der Vorstand hat das Recht, die Zahl der Mitglieder 
des Präsidiums zu erhöhen (Absatz 3). Die hinzutretenden 
Mitglieder, die nach Absatz 1 zu wählen sind, müssen 
gleichfalls dem Vorstand angehören, wie sich aus Absatz 1 
ergibt. 

Zu § 93 

Aufgaben des Präsidiums 

In dem Gesetz selbst wird dem Präsidium als Kollegium 
innerhalb des Vorstandes nur eine Aufgabe ausdrücklich 
zugewiesen. Sie erstreckt sich auf die Verwaltung des 
Kammervermögens (Absatz 2). Hierüber hat das Präsidi-
um selbständig zu beschließen, ohne daß es hierzu durch 
den Gesamtvorstand besonders ermächtigt wird. Dem Ge-
samtvorstand ist jedoch vierteljährlich zu berichten, so 
daß die Zusammenarbeit mit ihm gesichert bleibt, wie es 
für die Rechnungslegung, die dem Vorstand nach § 86 
Abs. 2 Nr. 6 gegenüber der Kammerversammlung obliegt, 
unerläßlich ist. 

Der Gesamtvorstand kann dem Präsidium weitere Ge-
schäfte übertragen (Absatz 1). Diese Ermächtigung wird 
vornehmlich für den Vorstand einer Kammer Bedeutung 
erlangen, bei dem Abteilungen (§ 90 Abs. 1) nicht gebildet 
worden sind. 

Zu § 94 

Aufgaben des Präsidenten 

Der Präsident hat im wesentlichen die Befugnisse, die 
nach der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (vgl. § 52 
Abs. 1, § 57 Abs. 1) dem Vorsitzenden zustanden. Er führt 
den Vorsitz in den Sitzungen der Kammerversammlung, 
des Vorstandes und des Präsidiums (Absatz 3). Er bringt 

die Beschlüsse dieser drei Gremien zur Ausführung (Ab-
satz 2). Im geschäftlichen Verkehr nach außen repräsen-
tiert er die Kammer und den Vorstand. 

Zu diesen Aufgaben, die schon früher zur Zuständigkeit 
des Vorsitzenden gehörten, tritt die gerichtliche und außer-
gerichtliche Vertretung der Kammer neu hinzu (Absatz 1). 
Sie stand nach der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
(§ 57 Abs. 2) dem Schriftführer zu. Zur Begründung war 
in den Motiven (zu § 52 Abs. 2 des Entwurfs, Anlagen zu 
den Verhandlungen des Deutschen Reichstags, 3. Legis-
laturperiode — II. Session 1878, Aktenstück Nr. 5 S. 90) 
darauf hingewiesen, daß der Schriftführer zugleich Kassen-
führer sei. Es dürfte jedoch zweckmäßiger sein, diese 
Funktion dem Präsidenten zu übertragen, da er auch im 
geschäftlichen Verkehr der Repräsentant der Kammer ist. 

Nach dem Grundsatz der Selbstverwaltung können der 
Vorstand und die Kammerversammlung in ihren Geschäfts-
ordnungen dem Präsidenten weitere Aufgaben übertragen 
(Absatz 4). 

Zu § 95 

Berichte über die Tätigkeit der Kammer 
und über Wahlergebnisse 

Der jährliche Bericht über die Tätigkeit der Kammer 
und des Vorstandes, den der Präsident gemäß Absatz 1 
der Landesjustizverwaltung zu erstatten hat, war bereits 
in der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 61) vor-
gesehen. Durch diesen Bericht soll insbesondere der Lan-
desjustizverwaltung, der die Staatsaufsicht über die 
Rechtsanwaltskammer zusteht (§ 75 Abs. 2), die Prüfung 
ermöglicht werden, ob im Wege der Staatsaufsicht etwas 
zu veranlassen sei. 

Dem gleichen Zweck dient der Bericht über die Ergeb-
nisse der Wahlen, der wie früher (§ 47 der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1 Juli 1878) der Landesjustizverwaltung zu 
erstatten ist. Die Mitteilung an die Bundesrechtsanwalts-
kammer ist mit Rücksicht auf die Vertretung der Kammer 
in der Hauptversammlung der Bundesrechtsanwaltskam-
mer (§ 214) erforderlich. 

Zu § 96 

Aufgaben des Schriftführers 

Dem Schriftführer obliegt es wie früher (§ 56 der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878), das Protokoll über die 
Sitzungen des Vorstandes und über die Versammlungen 
der Kammer zu führen. Er hat ferner den Schriftwechsel 
zu erledigen, soweit der Präsident diese Aufgabe nicht 
selbst übernimmt. 

Zu § 97 

Aufgaben des Schatzmeisters 

Nach der Rechtanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 57 
Abs. 2) wurden die Kassengeschäfte von dem Schriftführer 
erledigt. Entsprechend dem Vorbild der Rechtsanwalts-
ordnung für die Britische Zone (§ 59 Abs. 5) werden diese 
Geschäfte, wie auch andere vermögensrechtliche Ange-
legenheiten, einem Schatzmeister übertragen. Die Kassen-
geschäfte führt er in eigener Zuständigkeit (vgl. Absatz 2 
und § 98). Bei der Verwaltung des Vermögens ist er da-
gegen an die Beschlüsse des Präsidiums gebunden. 

Zu § 98 

Einziehung rückständiger Beiträge 

In der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 war die 
Einziehung rückständiger Kammerbeiträge nicht geregelt. 
Deshalb waren die Anwaltskammervorstände zunächst 
genötigt, rückständige Mitgliederbeiträge im Prozeßwege 
einzufordern. Erst durch das Gesetz zur Änderung der 
Rechtsanwaltsordnung vom 9. Juli 1923 (RGBl. I S. 647) 
wurde die Beitreibung nach den Vorschriften der Zwangs-
vollstreckung in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten ermög-
licht (§ 58b, eingefügt durch Nr. 4 des erwähnten Gesetzes). 

Die Pflicht des einzelnen Rechtsanwalts, Beiträge zu 
leisten, findet ihre Grundlage in der Mitgliedschaft bei der 
Anwaltskammer als einer Körperschaft des öffentlichen 



Rechts. Die Höhe und die Fälligkeit der Beiträge wird 
nach § 103 Abs. 2 Nr. 3 durch die Kammerversammlung 
festgesetzt. Wie bei anderen öffentlichen Abgaben ist es 
nicht erforderlich, daß vor der Beitreibung ein besonderer 
gerichtlicher Titel erwirkt wird. Die Anwaltskammer ist 
vielmehr als Körperschaft des öffentlichen Rechts ermäch-
tigt, die Grundlage für die Beitreibung selbst zu schaffen 
(vgl. Jellinek: Verwaltungsrecht, 3. Aufl., S. 333). Als Voll-
streckungstitel dient hier die Zahlungsaufforderung mit 
der Bescheinigung der Vollstreckbarkeit. Beide Urkunden 
werden von dem Schatzmeister ausgestellt (Absatz 1). Für 
die Beitreibung gelten wie früher die Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung über die Vollstreckung von Urteilen 
(insbesondere die §§ 750 ff. ZPO). Wie sich aus Absatz 2 
ergibt, muß die vollstreckbare Zahlungsaufforderung dem 
Beitragsschuldner vor Beginn der Zwangsvollstreckung 
zugestellt werden. Es verbleibt mithin bei dem in der Zi-
vilprozeßordnung (§ 750 Abs. 1) enthaltenen Grundsatz, 
daß die Zwangsvollstreckung nur beginnen darf, wenn der 
Titel bereits zugestellt ist. Die Möglichkeit, daß die 
Zwangsvollstreckung durchgeführt werden darf, wenn der 
Titel wenigstens gleichzeitig zugestellt wird (§ 750 Abs. 1 
ZPO), ist im Interesse des Schuldners ausgeschlossen. Da 
ihn die Vollstreckung unvermutet treffen könnte, wird 
hier zwischen die Zustellung und den Beginn der Beitrei-
bung  in Anlehnung an § 798 ZPO eine Wartefrist von zwei 
Wochen eingeschaltet (Absatz 2). Ein solcher Schutz war 
im § 58b der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 nicht 
enthalten; er wurde auch nicht durch § 73 der Rechtsan-
waltsordnung für die Britische Zone vom 10. März 1949 
gewährt. 

Im Absatz 3 werden für die Vollstreckungsgegenklage, 
die dem Beitragsschuldner zusteht (§ 98 Abs. 2 des vor-
liegenden Entwurfs in Verbindung mit § 767 ZPO), zwei 
Besonderheiten geregelt, die sich aus der Natur des Titels 
ergeben. Die auf der Rechtskraft der gerichtlichen Urteile 
beruhende zeitliche Beschränkung des § 767 Abs. 2 ZPO 
gilt in diesem Falle nicht. Zum andern wird der Gerichts-
stand, der nach § 767 Abs. 1 ZPO durch das Gericht des 
Vorprozesses bestimmt wird, in Anlehnung an § 797 Abs. 5 
ZPO ausdrücklich geregelt, weil hier an einen früheren 
Gerichtsstand nicht angeknüpft werden kann. 

Nach § 73 Satz 3 der Rechtsanwaltsordnung für die Bri-
tische Zone vom 10. März 1949 darf der Beitragsschuldner 
den Rechtsweg erst beschreiten, wenn er seine Einwen-
dungen vorher im Wege der Beschwerde bei dem Kammer-
vorstand ohne Erfolg geltend gemacht oder wenn er auf 
die Beschwerde innerhalb von drei Monaten keinen Be-
scheid erhalten hat. Der zeitweilige Ausschluß des Rechts-
weges läßt sich jedoch im Vollstreckungsverfahren nicht 
mehr rechtfertigen, da hier der Schuldner ein berechtigtes 
Interesse an einer alsbaldigen gerichtlichen Klärung hat. 
Deshalb wird jene Einrichtung der Vorschaltbeschwerde 
nicht in den vorliegenden Entwurf übernommen. 

3. Die Versammlung der Kammer 

Die Versammlung der Kammer ist das oberste Organ 
der Rechtsanwaltskammer. In ihr äußert die Gesamt-
heit der Mitglieder der Kammer ihren Willen in der Form 
von Beschlossen und Wahlen. 

Zu § 99 

Einberufung der Versammlung 

Die Einberufung der Versammlung steht wie früher nach 
§ 52 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 dem Prä-
sidenten als Vorsitzenden zu. Der Präsident hat nach 
pflichtmäßigem Ermessen in eigener Zuständigkeit zu ent-
scheiden, ob er die Versammlung einberufen will. Nach 
dem Gesetz wird die Berufung für die im § 81 vorgesehenen 
Wahlen und für die jährliche Rechnungslegung (§ 103 
Abs. 2 Nr. 7) ohne weiteres notwendig. Auch sonst kann 
sich für den Präsidenten eine Pflicht zur Einberufung er-
geben, sei es aus der Geschäftsordnung der Kammer, aus 
einem Beschluß des Gesamtvorstandes oder aber aus dem 
Verlangen einer Minderheit. 

In der Geschäftsordnung der Kammer, welche die Ver-
sammlung beschließt (§ 103 Abs. 3), kann z. B. bestimmt 
werden, daß die Versammlung in regelmäßigen Zeitab

-

ständen oder zu bestimmten Zeiten einzuberufen ist. Hier-
an ist der Präsident gebunden. Er muß ferner einen Be-
schluß des Gesamtvorstandes, durch den die Einberufung 
gefordert wird, ausführen (§ 94 Abs. 2), ohne selbst Be-
denken erheben zu können. Ebenso ergibt sich für inn die 
Notwendigkeit der Berufung, wenn eine Minderheit von 
einem Zehntel der Mitglieder sie schriftlich beantragt und 
den Gegenstand der Verhandlung angegeben hat (Ab-
satz 2). 

Die Versammlungen finden regelmäßig am Sitz der 
Kammer (§ 73 Abs. 2, § 74 Abs. 2) statt. Die Kammerver-
sammlung kann jedoch in der von ihr zu beschließenden 
Geschäftsordnung (§ 103 Abs. 3) etwas anderes bestim-
men. 

Zu § 100 

Einladung und Einberufungsfrist 

Bei der Einberufung muß eine bestimmte Form und Frist 
eingehalten werden, wie es bereits nach § 53 der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878 unerläßlich war. 

Hinsichtlich der Form der Einberufung hat der Präsident 
nach Absatz 1 die Wahl zwischen der schriftlichen Einzel-
einladung oder der öffentlichen Bekanntmachung der Ein-
ladung. Die Einladung muß in den Blättern veröffentlicht 
werden, die durch die Geschäftsordnung der Kammer be-
stimmt sind. Auf diese Weise soll sichergestellt werden, 
daß die Mitglieder nach Möglichkeit Kenntnis von der Ein-
ladung erhalten. 

Zwischen der Einberufung und der Versammlung muß 
eine angemessene Frist liegen, damit die Mitglieder sich 
vorbereiten und ihre Zeit einteilen können (Absatz 2). Nur 
in dringenden Fällen, in denen die Belange der Kammer 
ein schnelles Handeln erfordern, braucht die gesetzliche 
Frist von zwei Wochen nicht gewahrt zu werden (Absatz 3). 

Zu § 101 

Ankündigung der Tagesordnung 

Bevor der Präsident die Versammlung der Kammer ein-
beruft, legt er die Tagesordnung fest. Sie kann sich aus 
dem Beschluß des Gesamtvorstandes, den der Präsident 
ausführt, oder aus dem Antrag der Minderheit (§ 99 Abs. 2) 
ergeben. Sie kann auch durch andere Umstände, die zu 
der Einberufung geführt haben, so durch Wahlen (§ 81) 
oder durch die Jahresversammlungen (§ 103 Abs. 2 Nr. 7) 
bestimmt sein 

Die einzelnen Gegenstände, über die in der Versamm-
lung Beschluß gefaßt werden soll, müssen in der Einla-
dung (§ 100 Abs. 1) angegeben werden (Absatz 1). Die 
Bekanntgabe des Beratungsgegenstandes ist eine Voraus-
setzung dafür, daß über ihn Beschluß gefaßt werden darf. 
Uber Gegenstände, deren Verhandlung nicht ordnungs-
mäßig angekündigt ist, kann ein Beschluß nicht herbei-
geführt werden (Absatz 2 Satz 1). Nur unter diesen Ga-
rantien kann der Wille der Kammerversammlung sich 
legitim äußern. Wenn aber alle Mitglieder der Kammer 
in der Versammlung erscheinen und über einen Gegen-
stand beschließen wollen, der nicht vorher ordnungsmäßig 
angekündigt worden ist, so kann einem einhellig bekun-
deten Willen, die Tagesordnung zu erweitern, nicht die 
Wirksamkeit versagt werden, weil hier ein zu schützen-
des Interesse nicht verletzt sein kann. 

Die Versammlung kann in anderen Fällen, in denen 
ein Verstoß gegen Absatz 1 nicht durch einen einstimmi-
gen Beschluß aller Kammermitglieder geheilt werden kann, 
nur über den Gegenstand beraten; Beschlüsse in der Sache 
selbst sind in keinem Falle zulässig. Wohl aber kann die 
Vertagung oder die Einberufung einer neuen Versamm-
lung beschlossen werden, weil hierdurch die Entschließung 
zur Sache noch vorbehalten bleibt. 

Zu § 102 

Wahlen und Beschlüsse der Kammer 

Die Beschlußfähigkeit soll von der Versammlung der 
Kammer im Rahmen ihrer Selbstverwaltung durch die 
Geschäftsordnung geregelt werden (Absatz 1). Ein Quo-
rum kann hier anders als bei dem Vorstand (§ 84), bei 



dem die Verhältnisse sich eher überblicken lassen, nicht 
festgelegt werden, weil hier verschiedenen Umständen, 
so u. a der Ausdehnung des Bezirkes und den Verkehrs-
verhältnissen, Rechnung zu tragen sein wird. Eine an-
gemessene Lösung, bei der ein Ausgleich unter den be-
rechtigten Interessen zu suchen sein wird, kann nur durch 
die Kammer selbst gefunden werden. 

Der Kammer wird es ferner überlassen, in der Geschäfts-
ordnung, die sie sich nach § 103 Abs. 3 gibt, auch die Frage 
zu regeln, ob die Mitglieder ihr Wahl- oder Stimmrecht 
durch einen Bevollmächtigten oder schriftlich ausüben 
dürfen (Absatz 2). Diese Frage war in der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 nicht berührt (vgl. Friedlaender: 
Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878, 
3. Aufl., § 54 Anm. 10). In der Praxis haben sich daraus 
Zweifel ergeben, ob die Geschäftsordnung z. B. die Aus-
übung des Stimmrechts durch einen Stellvertreter ge-
statten kann (vgl. Beschluß des OLG Oldenburg vom 
16. August 1949 — NJW 1950 S. 355 14 a -  im bejahen-
den Sinne; abw. der Beschluß des OLG Celle vom 2. März 
1950 — NJW. 1950 S. 356 14 b -) . Der Entwurf gibt der 
Kammerversammlung die Ermächtigung, diese Fragen 
autonom zu regeln Die Möglichkeit, die Ausübung des 
Wahl- oder Stimmrechts zu erleichtern, ist insbesondere 
deshalb einzuräumen, weil bei den bisweilen recht be-
trächtlichen Entfernungen zum Sitz der Kammer eine per-
sönliche Anwesenheit der auswärtigen Rechtsanwälte nicht 
immer erwartet werden kann. Sollte allgemein gefordert 
werden, daß ein Rechtsanwalt sein Wahl- oder Stimmrecht 
nur in Person ausüben dürfe, so käme dies in zahlreichen 
Fällen im Ergebnis einem Ausschluß vom Wahl- oder 
Stimmrecht gleich. 

Die Beschlußfassung in der Kammerversammlung ist im 
Absatz 3 nach den gleichen Grundsätzen wie die Abstim-
mung im Vorstand (§ 85 Abs. 1) geregelt. Ebenso stimmen 
die Vorschriften über Wahlen in beiden Fällen überein. 

Das Mitglied hat in eigenen Angelegenheiten wegen 
des zu befürchtenden Widerstreites der Interessen kein 
Stimmrecht. Diese Beschränkung gilt jedoch, ebenso wie 
für die Mitglieder des Vorstandes (§ 85 Abs. 2), nicht bei 
Wahlen. Die Gründe für diese Regelung sind bereits hei 
§ 85 Abs. 2 dargelegt. 

Die Beschlüsse der Kammerversammlung und die Wahl-
ergebnisse sind in ein Protokoll aufzunehmen (Absatz 5). 

Zu § 103 

Aufgaben der Kammerversammlung 

Die Versammlung der Kammer ist das oberste Organ 
der Rechtsanwaltskammer Ihre Zuständigkeit erstreckt 
sich auf alle Angelegenheiten der Kammer als einer Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts, soweit nicht bestimmte 
Aufgaben anderen Organen zugewiesen sind (§ 86). Der 
Aufgabenkreis der Kammerversammlung kann durch künf-
tige Gesetze erweitert werden (Absatz 1 Satz 1). 

Mit der Generalklausel in Absatz 1 Satz 2 wird die 
Kammerversammlung legitimiert, alle Angelegenheiten, 
die von allgemeiner Bedeutung für die Rechtsanwaltschaft 
sind, zu erörtern. Aus der Stellung der Kammer als einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts ergibt sich, daß sie 
nicht typische Koalitionszwecke (vgl. die Ausführungen 
zu § 73) verfolgen darf Die Fragen, die erörtert werden, 
müssen die Rechtspflege als solche, an der mitzuwirken 
die Rechtsanwaltschaft berufen ist, irgendwie berühren. 

Aus dem Geschäftskreis der Kammerversammlung 
werden im Absatz 2 zunächst die Wahl der Mitglieder des 
Vorstandes (§ 77 Abs. 1) und die Wahl von Mitgliedern 
des Ehrengerichts (§ 107 Abs. 1) besonders genannt. Durch 
diese Wahlen legitimiert die Versammlung der Kammer 
die Mitglieder, die ihr besonderes Vertrauen besitzen, 
als Repräsentanten der Kammer zu fungieren. Wird dieses 
Vertrauen während der Amtszeit der Gewählten erschüt-
tert, so können sie nicht durch ein Mißtrauensvotum zum 
Rücktritt gezwungen werden. Eine solche Möglichkeit zu 
schaffen, kann schon im Hinblick auf die Stellung der Mit-
glieder des Ehrengerichts nicht erwogen werden. 

Die Kammerversammlung hat weiter die Höhe und die 
Fälligkeit des Mitgliedsbeitrags zu bestimmen (Absatz 2 

Nr. 3). Das Recht, Beiträge zu erheben, ergibt sich aus der 
öffentlich-rechtlichen Stellung der Kammer, wie bei § 98 
ausgeführt ist. 

Zu den Aufgaben der Kammern wurde von jeher die 
Unterstützung hilfsbedürftiger Kammermitglieder und 
ihrer Hinterbliebenen gerechnet (vgl. Beschluß des Hans. 
OLG Hamburg vom 18. April 1952 im Betriebs-Berater 
1952 S. 413 ff. mit weiteren Nachweisen). Im Hinblick auf 
diese Entwicklung soll nunmehr im Gesetz klargestellt 
werden, daß die Kammerversammlung Fürsorgeeinrich-
tungen schaffen kann (Absatz 2 Nr 4). Es bleibt ihrer Ent-
schließung überlassen, welche organisatorischen Maßnah-
men sie zur Erfüllung der Fürsorgeaufgabe treffen will. 
Durch die hier vorgesehene Regelung wird der Frage 
einer allgemeinen Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
nicht vorgegriffen. 

Bei der Bewilligung der Mittel, die zur Bestreitung des 
Aufwandes für die gemeinschaftlichen Angelegenheiten 
erforderlich sind, und bei der jährlichen Rechnungsprü-
fung (Absatz 2 Nrn. 5 und 7) übt die Versammlung der 
Kammer eine wirksame Verwaltungs- und Finanzkontrolle 
über die anderen Organe aus, denen bestimmte Aufgaben-
gebiete zur selbständigen Erledigung zugewiesen sind. 

Die Kammerversammlung hat nach Absatz 2 Nr. 6 die 
Höhe der Aufwandsentschädigung für die Mitglieder des 
Vorstandes (§ 88) und des Ehrengerichts (§ 108) festzu-
setzen. Diese Entschließung muß ihr überlassen werden, 
weil die finanzielle Belastung der Kammer sich auf die 
Gesamtheit der Mitglieder auswirkt. 

Im Absatz 2 wird unter Nr. 8 schließlich als eine weitere 
Aufgabe der Kammerversammlung die Regelung der 
Lehrlingsausbildung in Anwaltskanzleien erwähnt. Für 
eine solche Regelung hat sich in der Praxis ein Bedürfnis 
herausgestellt, sie soll dem Büropersonal eine einheitliche 
und abgeschlossene Ausbildung sichern. 

Im Absatz 3 wird die Kammerversammlung ermächtigt, 
sich eine Geschäftsordnung zu geben. Diese Geschäftsord-
nung kann in Ergänzung des Gesetzes verschiedene Fra-
gen näher regeln (vgl. § 77 Abs. 2, § 90 Abs. 1, § 94 Abs. 4, 
§ 99 Abs. 3, § 100 Abs. 1, § 102 Abs. 1 und 2, § 107 Abs. 1). 
Von diesem Recht der Selbstverwaltung wird die Kammer-
versammlung Gebrauch machen, wenn sie besonderen 
Verhältnissen in ihrer Kammer Rechnung tragen will. 

4. Das Ehrengericht 

Die in diesem Unterabschnitt zusammengefaßten §§ 104 
bis 112 regeln die Bildung, die Besetzung und den Aufbau 
der Ehrengerichte. 

Die Ehrengerichte, die nach der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 aus einer Abteilung des Vorstandes der 
Rechtsanwaltskammer bestanden, wurden im Schrifttum 
und in der Rechtsprechung als reichsgesetzlich bestellte 
besondere Gerichte im Sinne der §§ 13, 14 GVG angesehen 
(vgl. Friedlaender: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878, 3. Aufl., Exkurs 3 vor § 62; RGZ 170 S. 333; 
für die ärztlichen Ehrengerichte vgl. Entscheidungen des 
Preuß. Ehrengerichtshofes für Ärzte Bd. 5 S. 86, z. T. ab-
weichend). Zur Begründung wurde angeführt, daß die den 
Ehrengerichten vom Staat übertragenen obrigkeitlichen 
Verrichtungen dem Gebiete der Rechtsprechung angehörten 
und daß die Ehrengerichte innerhalb der Grenzen ihrer 
Zuständigkeit kraft staatlicher Autorität und Verleihung, 
jedoch nach ihrer freien Überzeugung, in einem den 
Formen des Strafprozesses nachgebildeten Verfahren 
richterliche Strafgewalt gegen die Angehörigen eines 
Standes ausübten, denen eine Verletzung ihrer Berufs 
und Standespflichten zur Last gelegt wurde (vgl. RGRspr. 
10 S. 169; RGZ 138 S. 60; RGZ 156 S. 39). Diese Ansicht 
wurde im wesentlichen auf die Erwägung gestützt, daß in 
dem ehrengerichtlichen Verfahren ein staatliches Strafrecht 
verfolgt werde (vgl. RGZ 170 S. 33.5) und daß die über-
tragenen obrigkeitlichen Verrichtungen zu dem Gebiet 
der Rechtsprechung zu rechnen seien (RGZ 156 S. 39). Der 
Charakter der Ehrengerichte als besonderer Gerichte im 
Sinne der §§ 13, 14 GVG wurde nach der damaligen Auf-
fassung nicht dadurch in Frage gestellt, daß die Ehren-
gerichte Organe der Rechtsanwaltskammer waren (RGZ 
170 S. 333, 335). 



Durch das Grundgesetz, insbesondere Artikel 92, ist hin-
sichtlich der Voraussetzungen, unter denen eine Institution 
als Gericht anerkannt werden kann, ein Wandel einge-
treten. Danach können heute Behörden, die überwiegend 
mit Verwaltungsaufgaben betraut sind, nicht zugleich Recht 
sprechen (Artikel 20 Abs. 2 GG). Aus diesem Grund hat 
der Bayer. Verfassungsgerichtshof den Ehrengerichten 
nadi der bayer. Rechtsanwaltsordnung 1946 den Charakter 
eines Gerichts abgesprochen (Entscheidung vom 10. März 
1951 — Bayer. GVBl. S. 43 — unter VIII 1 b). Die Ehren-
gerichte würden auch urn  deswillen nicht mehr als 
Gerichte anerkannt werden können, weil die rechtspre-
chende Gewalt nadi dem Grundgesetz durch staatliche Ge-
richte ausgeübt werden muß. Als staatliche Gerichte 
können aber nur solche Institutionen angesehen werden, 
die „irgendwie in den staatlichen Gerichtsorganismus ein-
gegliedert sind" (Holtkotten im Kommentar zum Bonner 
Grundgesetz — Bonner Kommentar — Erl. II 1 c zu Art. 92). 
Diesen Erfordernissen entsprechen die Ehrengerichte nicht, 
weil sie auch weiterhin Organe der Rechtsanwaltskammer 
sind (vgl. Erler: „Freiheit und Grenze berufsständischer 
Selbstverwaltung", 1952, S. 51). 

Gegen dieses Ergebnis können aus der Ausgestaltung 
des Verfahrens Bedenken nicht hergeleitet werden. Früher 
wurde unter der Herrschaft der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 die Ansicht, daß es sich bei dem Ehrengericht 
urn ein reichsgesetzlich bestelltes besonderes Gericht han-
dele, u. a. mit einem Hinweis auf die Mitwirkung der 
Staatsanwaltschaft (§ 92 der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878) begründet. Die Staatsanwaltschaft soll auch 
künftig nach dem vorliegenden Entwurf (§ 119) an dem 
ehrengerichtlichen Verfahren teilnehmen. Ihre Mitwirkung 
ergibt sich jedoch nicht aus der Natur des Verfahrens. Sie 
beruht vielmehr auf der Staatsaufsicht, die über die Rechts-
anwaltskammer als Körperschaft des öffentlichen Rechts 
zu führen ist. Die Beteiligung der Staatsanwaltschaft macht 
die anwaltlichen Ehrengerichte nicht zu Instanzen, die in 
den staatlichen Gerichtsorganismus eingegliedert sind. 
Ebensowenig können aus der Ordnung des Verfahrens, 
die sich weitgehend an die strafprozessualen Vorschriften 
anlehnt (vgl. § 122), Rückschlüsse dahin gezogen werden, 
daß es sich um ein Verfahren vor einem staatlichen Gericht 
handelt. Der Charakter einer Institution kann nicht allein 
nach der Natur der Normen bestimmt werden, nach denen 
sie verfährt; denn die Ordnung des Verfahrens bestimmt 
sich in erster Linie nach Gesichtspunkten der Zweckmäßig-
keit. 

Wenn nun auch dem Ehrengericht nicht der Charakter 
eines Gerichts im Sinne des Artikels 92 des Grundgesetzes 
beizumessen ist und somit an sich Bedenken gegen die 
Bezeichnung „Gericht" bestehen könnten, empfiehlt es sich 
gleichwohl, diese Benennung, die auf eine längere ge-
schichtliche Entwicklung zurückgeht, auch in Zukunft bei-
zubehalten, zumal auch andere Institutionen, wie z. B. die 
Schiedsgerichte, die nicht staatliche Gerichte sind, eine Be-
zeichnung führen, die an sich auf eine gerichtliche Funktion 
schließen lassen könnte. 

Zu § 104 

Bildung des Ehrengerichts 

Das Ehrengericht, das nach § 118 Abs. 1 im ehrengericht-
lichen Verfahren die ehrengerichtlichen Strafen der War-
nung, des Verweises und der Geldbuße verhängen kann 
wird künftig als ein besonderes selbständiges Organ bei 
der Rechtsanwaltskammer gebildet. Es ist nicht mehr wie 
früher nach § 67 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 ein Teil des Vorstandes. 

Im Absatz 2 wird vorgesehen, daß bei Bedarf mehrere 
Kammern gebildet werden können. Die Entschließung hier-
über soll im Rahmen der Selbstverwaltung dem Vorstand 
der Rechtsanwaltskammer zustehen. 

Zu § 105 

Besetzung der Kammern des Ehrengerichts 

Das Ehrengericht wird nur mit Rechtsanwälten besetzt, 
wie es auch bisher der Fall war (vgl. § 67 der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878; § 67 der bayer. Rechts-
anwaltsordnung 1946 — GVBl. S. 371 —; § 75 der hess. 

Rechtsanwaltsordnung vom 18. Oktober 1948 — GVB1. 
S. 126 —; § 67 der württemb.-badischen Rechtsanwalts-
ordnung vom 4. März 1948 — RegBl. S. 101 —; § 86 der 
Rechtsanwaltsordnung für die Brit. Zone vom 10. März 
1949 — VO. Bl. BZ S. 80 —). An dieser Regelung ist ent-
sprechend dem Grundsatz, daß die Rechtsanwaltskammer 
die ihr übertragenen Aufgaben selbständig erfüllen soll, 
festzuhalten. 

Ein Wandel wird in der Organisation insofern eintreten, 
als das Ehrengericht als selbständiges Organ (vgl. § 104) 
nun auch eigene Mitglieder erhält. Während nach § 67 der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 das Ehrengericht 
ein Teil des Vorstandes war und somit eine Personalunion 
zwischen dem Amt des Vorstandes und dem des Ehren-
richters bestand, ist nunmehr diese personelle Verbindung 
in gewisser Weise gelockert (vgl. § 107). 

Zu § 106 

Vorstandsmitglieder im Ehrengericht 

Die Personalunion zwischen dam Amt des Vorstandes 
und dem des Ehrenrichters, wie sie § 67 der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 vorsah, hat den Vorteil, daß es 
möglich ist, die Erfahrungen, die bei der Tätigkeit im Vor-
stand gesammelt werden, bei der Mitwirkung im Ehren-
gericht zu verwerten. Trotz des Vorzuges, den diese Lö-
sung bietet, erscheint es ratsam, die enge uneingeschränkte 
personelle Verbindung zwischen Vorstand und Ehrenge-
richt zu lockern. Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
ist in erster Linie ein Vollzugsorgan. So hat er nach § 86 
Abs. 2 Nr. 4 insbesondere die Erfüllung der den Mitglie-
dern der Kammer obliegenden Pflichten zu überwachen. 
Auf Grund von Beschwerden über das Verhalten eines 
Mitgliedes der Kammer wird er regelmäßig mit der Auf-
klärung des Sachverhalts befaßt. Ihm ist bei geringeren 
Pflichtverletzungen das Rügerecht anvertraut (§ 87). Wenn 
der Vorstand eine Rüge nicht für ausreichend hält, so wird 
er bei der Staatsanwaltschaft beantragen, das ehrenge-
richtliche Verfahren einzuleiten. Ihm wird im § 124 zu 
diesem Behufe das Recht eingeräumt, unter Umständen die 
Einleitung des ehrengerichtlichen Verfahrens zu erzwin-
gen. Dem Vorstand sind also weitgehend Befugnisse über-
tragen, die das ehrengerichtliche Verfahren berühren. 

Wenn auch diese Gesichtspunkte für eine völlige Tren-
nung des Ehrengerichts vom Vorstand sprechen könnten, 
so stehen der praktischen Verwirklichung doch erhebliche 
Schwierigkeiten entgegen. Insbesondere wäre zu befürch-
ten, daß nicht genügend Rechtsanwälte, die Erfahrungen 
in Standesangelegenheiten haben, zur Verfügung stehen 
könnten. Eine solche völlige Abkehr von der überkommenen 
Regelung erscheint auch nicht notwendig, weil die Ehren-
gerichte, wie vor § 104 dargelegt, keine Gerichte sind. 

Der Entwurf schlägt deshalb eine Mittellösung vor. Es 
werden einerseits die Erfahrungen des Vorstandes für das 
Ehrengericht nutzbar gemacht, indem zwei Mitglieder des 
Ehrengerichts aus der Mitte des Vorstandes gewählt wer-
den. Zum andern werden auch Rechtsanwälte, die außer-
halb des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer stehen, in 
das Ehrengericht berufen. Auf diese Weise wird bei dem 
einzelnen Betroffenen, der sich vor dem Ehrengericht zu 
verantworten hat, der von seinem Standpunkt aus wohl 
verständliche Zweifel nicht aufkommen können, ob seine 
Angelegenheit selbständig und unabhängig geprüft werde. 

Zu § 107 

Gewähltes Mitglied 

Das dritte Mitglied des Ehrengerichts, das nicht zugleich 
dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer angehört, muß 
ebenso wie die Vorstandsmitglieder von dem Vertrauen 
der Gesamtheit der Kammermitglieder getragen sein. 
Deshalb sieht § 107 seine Wahl durch die Versammlung 
der Kammer vor. Die näheren Einzelheiten über die Vor-
bereitung der Wahl und den Wahlgang können der Ge-
schäftsordnung überlassen werden, die sich die Kammer 
nach § 103 Abs. 3 selbst zu geben hat (Absatz 1 Satz 4). 

Die Wählbarkeit zum Mitglied des Ehrengerichts ist an 
dieselben Voraussetzungen geknüpft, die nach den §§ 78 
und 79 für die Wählbarkeit als Mitglied des Vorstandes 



bestehen. Auch die Gründe. aus denen die Wahl zum Mit-
glied des Ehrengerichts abgelehnt werden kann, decken 
sich mit denen, die bei der Ablehnung der Wahl zum Vor-
stand vorgesehen sind (§ 80). 

Nach Absatz 1 Satz 1 soll die Wahlperiode bei den Mit-
gliedern des Ehrengerichts, die von der Kammerversamm-
lung unmittelbar gewählt werden, ebenso wie bei den 
Mitgliedern des Vorstandes (§ 81 Abs. 1) vier Jahre be-
tragen. Sie kürzer zu bemessen, verbietet sich mit Rück-
sicht auf die Wahrung einer gewissen Kontinuität, die im 
Hinblick auf die Aufgaben des Ehrengerichts anzustreben 
ist. 

Absatz 3 regelt die Voraussetzungen, unter denen das 
dritte Mitglied des Ehrengerichts vorzeitig ausscheidet. 
Hierher gehört zunächst der Fall, daß der Rechtsanwalt 
seine Wählbarkeit verliert (§ 78 Nr. 1, § 79). Die Eigen-
schaft det Wählbarkeit muß also, ebenso wie bei einem 
Mitglied des Vorstandes, während der gesamten Wahl-
periode bestehen. Auch wenn die Wählbarkeit nur zeit-
weilig verloren wird, z. B. wenn eine Verfügungsbeschrän-
kung (§ 79 Nr. 1) für eine kurze Zeit besteht, läßt sich das 
Ausscheiden, das kraft Gesetzes eintritt, nicht vermeiden. 
— Der zweite hier geregelte Fall betrifft die Niederlegung 
des Amtes. Die Erklärung ist dem Vorstand der Anwalts-
kammer gegenüber abzugeben. In dem Zeitpunkt, in dem 
die Erklärung dem Vorstand zugeht, erlischt das Amt als 
Mitglied des Ehrengerichts kraft Gesetzes. Diese Wirkung 
kann nicht mehr rückgängig gemacht werden, weil ein 
Widerruf der Erklärung ausgeschlossen ist (Absatz 3 
Satz 2 in Verbindung mit § 82 Abs. 2). 

Im Falle des vorzeitigen Ausscheidens des dritten Mit-
gliedes des Ehrengerichts ist nach Absatz 4 stets eine Er-
satzwahl vorzunehmen. Die bei Ersatzwahlen zum Vor-
stand zugelassene Ausnahme (§ 82 Abs. 3 Satz 2) ist hier 
nicht vorzusehen, weil die ordnungsmäßige Besetzung des 
Ehrengerichts entsprechend der vorher bestimmten Zahl 
der Mitglieder gesichert sein muß. 

Hervorzuheben ist, daß die erste Wahl alsbald nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes stattfinden muß, weil die Ehren-
gerichte nach § 242 innerhalb von drei Monaten einzurich-
ten sind. 

Zu § 108 

Ehrenamtliche Tätigkeit der Mitglieder des Ehrengerichts 

Die Mitglieder des Ehrengerichts, und zwar sowohl die-
jenigen die zugleich dem Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer angehören, als auch die von der Kammerver-
sammlung unmittelbar gewählten, bekleiden ein Ehrenamt. 
In dem Charakter des Amtes liegt es ohne weiteres be-
gründet, daß die Mitglieder des Ehrengerichts ebenso wie 
die Vorstandsmitglieder ihre Tätigkeit unentgeltlich aus-
üben. Andererseits erscheint es billig, sie für den mit ihrer 
Tätigkeit verbundenen Aufwand zu entschädigen und ihnen 
die Fahrtkosten zu erstatten. Die Höhe der Aufwands-
entschädigung wird nach §' 103 Abs. 2 Nr. 6 von der Ver-
sammlung der Kammer festgesetzt. Die nähere Regelung 
wird also dem zuständigen Organ des Selbstverwaltungs-
körpers überlassen. 

Zu § 109 

Pflicht der Mitglieder des Ehrengerichts 
zur Verschwiegenheit 

Beteiligte, die vor den Ehrengerichten gehört werden, 
müssen die Gewähr haben, daß ihre Mitteilungen und Aus-
sagen über das Ehrengericht hinaus nicht bekannt werden. 
Deshalb wird den Mitgliedern des Ehrengerichts die Pflicht 
zur Verschwiegenheit auferlegt, wie sie auch für die Mit-
glieder des Vorstandes besteht (§ 89). 

Wegen der Einzelheiten kann auf § 89 verwiesen werden. 
Besonders zu regeln ist lediglich die Frage, wer bei Mit-
gliedern des Ehrengerichts die Genehmigung zur Aussage 
erteilen soll. Da die Vorgänge und Auswirkungen dem 
Präsidenten der Rechtsanwaltskammer am besten bekannt 
sein werden, erscheint er am ehesten berufen, über An-
träge auf Erteilung der Aussagegenehmigung zu be finden 
(Satz 3). 

Zu § 110 

Geschäftsverteilung 

Die Geschäftsverteilung ist als Akt der Selbstverwaltung 
den Mitgliedern des Ehrengerichts zu überlassen. Die hier 
vorgesehenen Vorschriften sind an § 63 und § 64 Abs. 4 
des Gerichtsverfassungsgesetzes angelehnt. 

Zu § 111 

Geschäftsstelle und Geschäftsordnung 

Die selbständige Stellung des Ehrengerichts macht es 
erforderlich, bei jedem Ehrengericht wie bei den Gerichten 
(vgl. § 153 GVG) eine Geschäftsstelle einzurichten. Die 
näheren Aufgaben der Geschäftsstelle werden sich aus der 
Geschäftsordnung ergeben, die nach Absatz 4 von den 
Mitgliedern des Ehrengerichts beschlossen wird. 

Da es sich bei dem Ehrengericht um eine Einrichtung 
handelt, die haushaltsmäßig von der Gemeinschaft der 
Rechtsanwaltskammer getragen wird (vgl. § 103 Abs. 2 
Nr. 5), ist die Besetzung und Einrichtung der Geschäfts-
stelle der Rechtsanwaltskammer unmittelbar zu übertragen 
(Absatz 2). 

Die Aufsicht über die Geschäftsstelle führt nach Absatz 3 
der Präsident der Rechtsanwaltskammer. 

Zu § 112 

Amts- und Rechtshilfe 

Durch Absatz 1 wird die gegenseitige Amts- und Rechts-
hilfepflicht der Ehrengerichte untereinander begründet, wie 
es im § 156 GVG für die Rechtshilfe der Gerichte geschieht. 

Darüber hinaus werden in Absatz 2 die Gerichte und 
Verwaltungsbehörden in Anlehnung an § 16 der Bundes-
disziplinarordnung vom 28. November 1952 (BGBl. I S. 761) 
gehalten, den Ehrengerichten Amts- und Rechtshilfe zu 
leisten. Die Gegenseitigkeit wird dadurch gewahrt, daß 
umgekehrt auch die Ehrengerichte verpflichtet sind, den 
Gerichten und Verwaltungsbehörden Amtshilfe zu ge-
währen. 

Soll ein Zeuge oder Sachverständiger im ehrengericht-
lichen Untersuchungsverfahren oder im Hauptverfahren 
im Wege der Amtshilfe eidlich vernommen werden, so 
kann ein solches Ersuchen nur an ein Amtsgericht, nicht 
aber z. B. an eine Verwaltungsbehörde gerichtet werden 
(Absatz 3). 

Dritter Abschnitt 

Nichtigkeit von Wahlen und Beschlüssen 

Nach der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 59 
Abs. 2) konnten gesetzwidrige Beschlüsse oder Wahlen der 
Kammer oder des Vorstandes von dem Oberlandesgericht 
aufgehoben werden. Damit war bereits ein wirksamer 
Rechtsschutz für den Betroffenen geschaffen. 

Der Entwurf übernimmt diese Regelung in ihrem Grund-
satz. Er gestaltet sie jedoch weiter aus. 

Die folgenden Vorschriften beziehen sich, wie zunächst 
festzustellen ist, auf Wahlen und Beschlüsse, die den 
äußeren Anschein der Rechtmäßigkeit an sich tragen. Da-
mit scheiden solche Akte aus, denen dieses Merkmal fehlt; 
sie sind als sogen. Nicht-Akte irrelevant. Fälle dieser Art 
werden sich selten ereignen. Für sie kann es bei den all-
gemeinen Grundsätzen sein Bewenden haben. 

Dagegen sind besondere Vorschriften für die häufiger 
vorkommenden Fälle zu treffen, in denen Wahlen oder 
Beschlüsse unter Verletzung des Gesetzes oder der Satzung 
zustande gekommen oder ihrem Inhalt nach mit dem Ge-
setz oder der Satzung nicht vereinbar sind. Insoweit han-
delt es sich um das allgemeine Problem der Nichtigkeit 
oder Anfechtbarkeit von Versammlungsbeschlüssen, wie 
es z. B. in den §§ 195 ff. des Aktiengesetzes auf einem 
Sondergebiet gelöst worden ist. 



Zu § 113 

Voraussetzungen der Nichtigkeit 

Im Interesse der Rechtssicherheit und zum Schutze der 
autonomen Selbstverwaltung innerhalb der Rechtsanwalts-
kammer müssen die Rechtsfolgen fehlerhafter Beschlüsse 
sorgsam abgewogen werden. Unter diesem Gesichtspunkt 
werden bei Wahlen oder Beschlüssen nur Fehler berück-
sichtigt, die in der Art des Zustandekommens dieser Akte 
oder in ihrem Inhalt liegen, und zwar mit der wesentlichen 
Beschränkung, daß bei dem Verfahren das Gesetz oder die 
Satzung verletzt oder daß der Inhalt der Akte mit dem 
Gesetz oder der Satzung nicht vereinbar ist. Die Fehler-
haftigkeit soll nicht ipso iure zur Nichtigkeit führen, son-
dern es soll erst der Einleitung eines Verfahrens bedürfen, 
in dem die Wahlen für ungültig oder die Beschlüsse für 
nichtig erklärt werden. In dem eingeleiteten Verfahren 
können also nur Verstöße gegen eine Norm, sei es des 
Gesetzes oder der Satzung, mit Erfolg gerügt werden. Es 
kann darüber hinaus in dem gerichtlichen Verfahren nicht 
geltend gemacht werden, daß die Wahlen oder Beschlüsse 
nicht zweckmäßig gewesen wären. Ferner ist hervorzu-
heben, daß die Verletzung nur instruktioneller Regeln auf 
den Bestand der Akte ohne Einfluß ist. Deshalb wird zur 
Klarstellung im § 113 Abs. 1 ebenso wie im § 75 Abs. 2 
Satz 2 neben dem Gesetz die Satzung als der Teil der Ge-
schäftsordnungen erwähnt, der verbindliche Rechtssätze 
enthält, wie dies z. B. bei einer Regelung über die Aus-
übung_ des Wahl- oder Stimmrechts (§ 102 Abs. 2) der Fall 
ist. 
Den Antrag, eine Wahl für ungültig oder einen Beschluß 

des Vorstandes, des Präsidiums oder der Kammerversamm-
lung für nichtig zu erklären, kann nach Absatz 1 die Lan-
desjustizverwaltung stellen. Ihre Berechtigung folgt aus 
ihrer Befugnis und Pflicht, über die Kammer als eine Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts die Staatsaufsicht zu 
führen (§ 75 Abs. 2). 
Ferner kann den Antrag nach Absatz 2 auch ein Mitglied 

der Kammer stellen, wie es schon bisher nach § 59 Abs. 2 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 eine Entschei-
dung des Oberlandesgerichts herbeiführen konnte. Jedoch 
ergibt sich bei Beschlüssen die natürliche Beschränkung, 
daß die Befugnis, den Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte 
anzurufen, dem einzelnen Mitglied nur gewährt werden 
kann, wenn es durch den Beschluß in seinen Rechten ver-
letzt ist. Darüber hinaus eine Art Popularklage einzu-
führen, besteht kein Bedürfnis, da die Interessen der All-
gemeinheit von der Landesjustizverwaltung wahr-
genommen werden. 

Zu § 114 

Verfahren vor dem Ehrengerichtshof 

Der Antrag. eine Wahl für ungültig oder einen Beschluß 
für nichtig zu erklären, muß schriftlich gestellt werden 
(Absatz 1). Er ist bei dem Ehrengerichtshof anzubringen 
(§ 113 Abs. 1). 
Antragsgegner in dem Verfahren ist die Rechtsanwalts-

kammer. Sie wird nach § 94 Abs. 1 durch den Präsidenten 
vertreten. Ist der Präsident selbst der Antragsteller (§ 113 
Abs. 2) und damit an der Vertretung verhindert, so muß 
die Kammerversammlung einen besonderen Vertreter be-
stellen (§ 114 Abs. 1 Satz 2). Daß er dem Vorstand ange-
hören muß, ist nicht erforderlich. Mitunter kann es sich 
umgekehrt zur Vermeidung von Interessenkollisionen ge-
radezu empfehlen, einen Rechtsanwalt zu bestellen, der 
nicht Mitglied des Vorstandes ist. 
Der Antrag muß, wie aus § 113 Abs. 1 hervorgeht, die 

Art und den Umfang des begehrten Rechtsschutzes er-
kennen lassen. Der Antragsteller (die Landesjustizverwal-
tung oder ein einzelner Rechtsanwalt) muß deshalb den 
Gegenstand der Anfechtung bezeichnen. Er muß ferner die 
Gründe angeben, aus denen die Wahl für ungültig oder 
der Beschluß für nichtig zu erklären sei (§ 114 Abs. 2). Ein 
Antrag, der diesen zwingenden Vorschriften nicht ent-
spricht, ist nach allgemeinen Grundsätzen als unzulässig 
zu verwerfen. Die Nichtbeachtung der im Absatz 2 Satz 2 
weiter enthaltenen Vorschrift, daß der Antragsteller auch 
die Beweismittel im einzelnen anführen soll, zieht dagegen 
wegen ihrer nicht zwingenden Natur keine Rechtsfolgen 
nach sich. 

Die Landesjustizverwaltung kann den Antrag jederzeit 
stellen. Sollte sie an eine Frist gebunden werden, so 
würde die Staatsaufsicht, die sie bei dem Antrag wahr-
nehmen soll, in einem wesentlichen Punkt eingeschränkt 
werden. Dies kann jedoch nicht in Erwägung gezogen 
werden, zumal auch früher eine solche Schranke für die 
Nachprüfung, die das Oberlandesgericht nach § 59 Abs. 2 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 auch von Amts 
wegen vornehmen konnte, nicht gezogen war. Dagegen 
ist Wert darauf zu legen, daß der einzelne Rechtsanwalt 
seine Zweifel und Bedenken gegenüber der Gültigkeit 
einer Wahl oder eines Beschlusses möglichst bald an-
meldet, damit die Zusammenarbeit innerhalb der Kammer 
nicht gestört wird. Deshalb wird für den Antrag eines 
Mitgliedes der Kammer eine Frist vorgesehen (Absatz 3). 
Sie wird im Interesse der beschleunigten Klärung der Ver-
hältnisse auf einen Monat bemessen. Der Lauf der Frist 
beginnt mit der Wahl oder der Beschlußfassung. 
Zu dem Antrag wird die Rechtsanwaltskammer als 

Antragsgegnerin gehört (Absatz 4). . 
Das Verfahren wird nach den Grundsätzen der freiwilli-

gen Gerichtsbarkeit durchgeführt (Absatz 7). Eine münd-
liche Verhandlung wird nicht zwingend vorgeschrieben. 
Der Ehrengerichtshof hat deshalb nach freiem Ermessen 
darüber zu entscheiden, ob er eine mündliche Verhand-
lung anordnen will. 
Bei der Bedeutung, welche die Angelegenheit regel-

mäßig für den Betroffenen haben wird, erscheint es er-
forderlich, hier ebenso wie bei § 53 Abs. 1 Satz 2 für 
jede dem Antragsteller nachteilige Entscheidung eine 
Zweidrittel-Mehrheit vorzusehen. 
Die Entscheidung des Ehrengerichtshofes kann nur 

dann mit der sofortigen Beschwerde, über die der Bundes-
gerichtshof zu be finden hat, angefochten werden, wenn 
der Ehrengerichtshof dieses Rechtsmittel wegen der 
grundsätzlichen Bedeutung der Sache zugelassen hat 
(Absatz 6) Die Beschwerdemöglichkeit allgemein einzu-
räumen, erscheint dagegen nach den bisherigen Erfahrun-
gen nicht erforderlich. 

FÜNFTER TEIL 

Das ehrengerichtliche Verfahren 
Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 enthielt in 

den §§ 62 bis 97 Vorschriften über das ehrengerichtliche 
Verfahren, die zwei verschiedene Gruppen von Verfahren 
zusammenfaßten: einmal das ehrengerichtliche Verfahren 
im engeren Sinne und zum andern die Anfechtung des 
Bescheides der Landesjustizverwaltung in den Fällen, in 
denen die Zulassung zur Anwaltschaft nach dem Gut-
achten des Vorstandes der Anwaltskammer abzulehnen 
war (§ 93). Die Anfechtung der ablehnenden Bescheide im 
Zulassungsverfahren und das Verfahren bei einem ab-
lehnenden Gutachten des Vorstandes der Rechtsanwalts-
kammer sind nunmehr im systematischen Zusammenhang 
mit den Verwaltungsakten und dem Gutachten gesondert 
geregelt (vgl. §§ 49 ff.), so daß sich der Fünfte Teil des vor-
liegenden Entwurfs nur noch auf das Verfahren bezieht, 
das einzuleiten ist, wenn ein Rechtsanwalt seine Berufs-
pflichten verletzt. 
Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 63) und 

ihr folgend die nach dem Zusammenbruch von 1945 er-
lassenen Rechtsanwaltsordnungen (vgl. § 63 der bayer. 
Rechtsanwaltsordnung 1946 — GVBl. S. 371 —; § 70 der 
hess. Rechtsanwaltsordnung vom 18. Oktober 1948 — 
GVBl. S. 126 § 63 der württemh.-badischen Rechts-
anwaltsordnung vom 4. März 1948 — Reg.Bl. S. 101 —; § 83 
der Rechtsanwaltsordnung für die Brit. Zone vom 10. März 
1949 — VO.Bl. BZ. S. 80 —) sehen ehrengerichtliche Stra-
fen vor, die überwiegend die Zulassung des betroffenen 
Rechtsanwalts als solche nicht berühren (Warnung, Ver-
weis, Geldstrafe). Darüber hinaus ist aber auch die Aus-
schließung von der Rechtsanwaltschaft zulässig, die zum 
Erlöschen der bisherigen Zulassung des Betroffenen führt 
und gleichzeitig eine erneute Zulassung zur Anwaltschaft 
ausschließt (vgl. § 5 Nr 2 der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878). Diese weitreichende Strafgewalt war nach 
der Rechtsanwaltsordnung 1878 einheitlich den Ehren-
gerichten anvertraut, die aus Mitgliedern des Vorstandes 
der Anwaltskammer bestanden (§ 67 der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878). Gegen die Urteile der Ehren- 



Berichte war die Berufung an den Ehrengerichtshof zu-
lässig, der bei dem Reichsgericht aus dem Präsidenten, 
zwei Senatspräsidenten, sechs Reichsgerichtsräten sowie 
sechs Mitgliedern der Anwaltskammer bei dem Reichs-
gericht (verteilt auf zwei Senate) gebildet war (§ 90 der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878). 
Gegen ein so gestaltetes ehrengerichtliches Verfahren 

sind bei den Beratungen über eine Reform des Ehren-
gerichtswesens, die vor dem ersten Weltkrieg einsetzten 
(vgl. S. 14 ff. der Verhandlungen des XXI. Deutschen An-
waltstages in Breslau vom 12./13. September 1913 in der 
Jur. Wochenschrift 1913 Zugabe zu Nr. 20) und nach einer 
längeren, durch die Kriegs- und Nachkriegszeit zu erklä-
renden Unterbrechung im Jahre 1927 (vgl. 20. Vertreter-
versammlung des Deutschen Anwaltvereins zu Stuttgart 
vom 10. Juni 1927 — Stenogr. Bericht im Anwaltsblatt 
1927) wieder aufgenommen wurden, erhebliche Bedenken 
deswegen erhoben worden, weil die Ausschließung aus 
der Anwaltschaft ebenso behandelt wurde wie die ehren-
gerichtlichen Strafen der Warnung, des Verweises und der 
Geldbuße Der Berichterstatter (JR. Kurlbaum) führte da-
mals aus, daß der Rechtsanwalt durch die Ausschließung 
ein „Staatsbürgerrecht" verliere, weil dem Betroffenen 
durch sie das Recht genommen werde, das ihm durch die 
Rechtsanwaltsordnung gewährleistet sei (Anwaltsblatt 
1927 Stenogr Bericht S. 25). Er hielt deshalb für unerläß-
lich, daß über die Ausschließung in letzter Linie nur der 
ordentliche Richter zu entscheiden habe. 
Die Frage, ob zwischen den ehrengerichtlichen Strafen 

der Warnung, des Verweises und der Geldbuße einerseits 
und der Ausschließung aus der Anwaltschaft andererseits 
zu unterscheiden sei, wurde nach diesen Beratungen nicht 
weiter verfolgt. Die Erörterungen lebten nach 1945 wieder 
auf, als die neuen Verfassungen der Länder und das 
Grundgesetz der Bundesrepublik zu einer Überprüfung 
der Ehrengerichtsbarkeit unter rechtsstaatlichen Gesichts-
punkten Anlaß gaben. Zu erwähnen ist in diesem Zusam-
menhang vor allem die Entscheidung des Bayerischen 
Verfassungsgerichtshofes vom 10. März 1951 (Bayer. GVBl. 
S. 43 ff.) Nach ihr ist zwischen der allgemeinen Diszipli-
nargewalt über die Rechtsanwälte und der Befugnis zur 
Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft zu unterschei -
den (a a. O S. 52/53). Der Bayerische Verfassungsgerichts-
hof geht davon aus, daß die allgemeine Disziplinargewalt 
auf dem Gewaltverhältnis beruhe, dem die Rechtsanwälte 
als Mitglieder der Rechtsanwaltskammer unterworfen 
seien und daß die ehrengerichtliche Strafgewalt in dem 
so begrenzten Umfange nur dieses besondere Gewaltver-
hältnis berühre und daher von der Rechtsanwaltskammer 
ausgeübt werden könne, während die Ausschließung aus 
der Rechtsanwaltschaft nicht nur in das besondere Gewalt-
verhältnis, sondern in die allgemeine Rechtsstellung des 
Betroffenen eingreife, so daß hier im Hinblick auf Arti-
kel 19 Abs. 4 und Artikel 92 des Grundgesetzes der 
Rechtsschutz vor einem staatlichen Gericht gewahrt blei-
ben müsse. 
Für den Entwurf hat die Unterscheidung zwischen den 

ehrengerichtlichen Strafen im engeren Sinne, nämlich der 
Warnung, des Verweises und der Geldbuße, und der 
Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft ebenfalls Be-
deutung. Während Warnung, Verweis oder Geldbuße von 
dem Ehrengericht als Organ der Rechtsanwaltskammer 
verhängt werden können, muß die Ausschließung dem 
Ehrengerichtshof als einem staatlichen Gericht vor-
behalten werden. 
Die Rechtsanwaltskammer übt als Körperschaft des 

öffentlichen Rechts (§ 73) über ihre Mitglieder Zwangs-
gewalt aus. Diese Zwangsgewalt, die auch die Disziplinar-
gewalt umfaßt, ist ihr vom Staate übertragen (vgl. Forst-
hoff: Lehrbuch des Verwaltungsrechts, 2. Aufl., Bd. 1 
S. 373) Ihr Umfang bestimmt sich nach dem Ausmaß, in 
dem staatliche Funktionen auf Körperschaften des öffent-
lichen Rechts übertragen werden können. Der Delegation 
hoheitlicher Mittel sind Grenzen gezogen. So wie der 
Staat das Recht, über Anträge auf Erteilung der Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft und damit über den Zugang zur 
Rechtsanwaltschaft zu entscheiden, nicht auf die Kammer 
übertragen kann (vgl. die Ausführungen zu § 20), so kann 
er ihr auch nicht die Befugnis einräumen, einen Rechts-
anwalt aus der Rechtsanwaltschaft auszuschließen. Die 
Akte, die den Zugang zur Rechtsanwaltschaft eröffnen und 
die Entfernung aus der Rechtsanwaltschaft bewirken, 

müssen dem Staat selbst vorbehalten bleiben. Daraus er-
gibt sich zwangsläufig, daß für die Ausschließung aus der 
Rechtsanwaltschaft nicht die Zuständigkeit der bei den 
Rechtsanwaltskammern gebildeten Ehrengerichte begrün-
det werden kann, daß die Entscheidung vielmehr staat-
lichen Gerichten vorzubehalten ist. Eine Übertragung der 
staatlichen Funktion ist dagegen insoweit zulässig, als 
der Bestand der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft nicht 
berührt wird, d. h. bei den ehrengerichtlichen Strafen der 
Warnung, des Verweises und der Geldbuße (§ 116 Abs. 1 
Nrn. 1 bis 3, § 118 Abs. 1). 

Erster Abschnitt 
Die ehrengerichtliche Bestrafung 

Die §§ 115 bis 117 enthalten die materiellrechtlichen 
Vorschriften über die ehrengerichtliche Bestrafung. 

Zu § 115 
Bestrafung wegen Pflichtverletzung 

§ 115 regelt die materiellrechtliche Voraussetzung der 
ehrengerichtlichen Ahndung. 
Absatz 1 dieser Vorschrift stimmt inhaltlich mit § 62 der 

Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 überein. Er ent-
hält eine für das Disziplinarrecht typische allgemeine Be-
stimmung. Bei der Vielgestaltigkeit der Tatbestände, die 
eine Pflichtverletzung darstellen können, erscheint es 
nicht möglich und auch nicht tunlich, einzelne Beispiele 
aufzuzählen. Von einem ausdrücklichen Hinweis auf die 
allgemeine Berufspflicht (§ 55) ist abgesehen worden, um 
klarzustellen, daß die Generalklausel des § 115 sich auch 
auf die in diesem und anderen Gesetzen enthaltenen be-
sonderen Pflichten erstreckt (vgl. z. B. §§ 57, 58, 59, 60). 
Daß die Pflichtverletzung schuldhaft begangen sein muß, 
wird in Übereinstimmung mit dem allgemeinen Grundsatz, 
daß eine Strafe nur verhängt werden darf, wenn der Täter 
schuldhaft gehandelt hat, im Absatz 1 besonders hervor-
gehoben. 
Der Grundsatz des Absatzes 1, daß Pflichtverletzungen 

ehrengerichtlich zu bestrafen sind, erfährt in § 87 insofern 
eine Ausnahme, als geringere Pflichtverletzungen nach 
dam pflichtmäßigen Ermessen des Vorstandes der Rechts-
anwaltskammer durch eine Rüge geahndet werden kön-
nen (vgl. jedoch die Beschränkung im § 117 Abs. 2). 
Nach Absatz 1 gehört es zu dem Begriff der anwalt-

lichen Pflichtverletzung, daß der Beschuldigte sie als 
Rechtsanwalt begangen hat. Anwaltliche Pflichten werden 
dem Rechtsanwalt erst mit der Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft auferlegt. Die ehrengerichtliche Strafgewalt 
kann daher nur wegen solcher Verfehlungen ausgeübt 
werden, die ein Betroffener begangen hat, nachdem er 
die Eigenschaft als Rechtsanwalt erlangt hat. Deshalb 
schließt Absatz 2 des § 115 eine ehrengerichtliche Bestra-
fung wegen solcher Handlungen aus, die ein Rechtsanwalt 
vor seiner Zulassung zur Rechtsanwaltschaft begangen hat. 
Diese Regelung steht im Einklang mit der Vorschrift des 
Bundesbeamtenrechts (§.77 Abs. 1 des Bundesbeamtenge-
setzes), nach der vordienstliche Verfehlungen eines Beam-
ten nicht der Disziplinarstrafgewalt unterliegen. Sie stimmt 
auch mit § 64 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
insoweit überein, als ein ehrengerichtliches Verfahren zu 
dem Zweck, den Rechtsanwalt wegen einer früheren Ver-
fehlung mit einer Warnung, einem Verweis oder einer 
Geldstrafe zu belegen, nicht zulässig war. Die im § 64 der 
Rechtsanwaltsordnung dabei vorgesehene Ausnahme, daß 
wegen Verfehlungen aus der Zeit vor der Zulassung des 
Rechtsanwalts ein Verfahren zum Zwecke der Aus-
schließung eingeleitet werden konnte, ist in den vor-
liegenden Entwurf nicht übernommen worden. 
Wenn nun auch durch Absatz 2 eine ehrengerichtliche 

Bestrafung wegen früherer, sogen. voranwaitlicher Ver-
fehlungen ausgeschlossen ist, so wird dadurch nicht ver-
hindert, daß solche Tatbestände gegebenenfalls bei der 
Zurücknahme der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft nach 
§ 26 Abs. 1 Nr. 1 berücksichtigt werden können. 
Andererseits sollen nur rein voranwaltliche Verfehlun-

gen von der ehrengerichtlichen Verfolgung ausgeschlossen 
werden. Dagegen können die Fälle nicht ausgenommen 
werden, in denen ein Rechtsanwalt in der Befürchtung, es 
werde gegen ihn wegen einer anwaltlichen Pflichtver-
letzung ein ehrengerichtliches Verfahren eingeleitet wer- 



den, zunächst aus der Anwaltschaft ausscheidet (§ 26 
Abs. 1 Nr. 4, § 46 Nr.2) und später wieder seine Zulas-
sung zur Rechtsanwaltschaft erhält. Hier erscheint es als 
ein natürliches Gebot der Gerechtigkeit, daß die Möglich-
keit gegeben sein muß, gegen den Rechtsanwalt wegen 
der früheren Pflichtverletzung ein ehrengerichtliches Ver-
fahren einzuleiten, weil er vordem ehrengerichtlich hätte 
zur Verantwortung gezogen werden können. Mit Rück-
sicht auf diese verschiedenen Fälle wird im Absatz 2 dar-
auf abgestellt, ob der Rechtsanwalt zur Zeit der Tat der 
anwaltlichen Ehrengerichtsbarkeit unterstand. Danach ist 
es einerseits möglich, die erwähnten rein voranwaltlichen 
Verfehlungen auszuschließen, andererseits können aber 
auch anwaltliche Pflichtverletzungen, die im anwaltlichen 
Beruf begangen worden sind, nach einem zeitweiligen 
Ausscheiden aus dem Beruf geahndet werden. 

Zu § 116 

Ehrengerichtliche Strafen 
Die ehrengerichtlichen Strafen der Warnung, des Ver-

weises und der Geldbuße, die schon im § 63 Nrn. 1 bis 3 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 enthalten 
waren, sind beibehalten worden. Zu den ehrengericht-
lichen Strafen rechnet auch ebenso wie früher die Aus-
schließung aus der Rechtsanwaltschaft (§ 63 Nr. 4 der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878), auch wenn auf 
diese schwerste ehrengerichtliche Strafe in dem Verfah-
ren vor dem Ehrengericht der Rechtsanwaltskammer nicht 
mehr erkannt werden kann. Sie muß aus den Gründen, 
die in der Vorbemerkung zu diesem Teil dargelegt sind, 
dem Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte vorbehalten wer-
den. 
Warnung ist die leichteste ehrengerichtliche Strafe. Die 

folgenden beiden Strafarten (Verweis, Geldbuße) stei-
gern sich ihrer Bedeutung nach. Unter der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 war bestritten, in welchem Ver-
hältnis der Verweis zu der Geldstrafe stand (vgl. Fried-
laender: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878, 3. Aufl., § 63 Anm. 8 ff.; EGH Bd. 27 S. 142). 
Im § 6 Nr. 3, § 15 Nr. 1 und § 43 Nr. 3 der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 wurden die ehrengerichtliche 
Strafe des Verweises und eine Geldstrafe von mehr als 
150 M (später 50 RM) in der Wirkung gleichbehandelt. 
Hieraus wurde gefolgert, daß die Geldstrafe bis zu 150 M 
(50 RM) eine mildere Strafe als der Verweis sei. Zu wei-
teren Schwierigkeiten bei der Auslegung führte die im 
§ 63 Abs. 2 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
vorgesehene Möglichkeit, eine Geldstrafe mit einem Ver-
weis zu verbinden. Nach Friedlaender a. a. O. sollte eine 
Geldstrafe von 110 RM schwerer als ein Verweis, verbun-
den mit einer Geldstrafe von 50 RM, zu werten sein, 
während eine Geldstrafe von 100 RM gegenüber einem 
Verweis, verbunden mit einer Geldstrafe von 50 RM, als 
eine geringere Strafe anzusehen sei. Diese Zweifel kön-
nen jetzt nicht mehr auftreten, weil in den Vorschriften 
des vorliegenden Entwurfs, in denen einer ehrengericht-
lichen Bestrafung bestimmte Wirkungen beigemessen 
werden (vgl. § 45 Abs. 3, § 79 Nr. 4), regelmäßig die Strafe 
des Verweises schlechthin maßgebend ist. Der Entwurf 
schließt im § 116 Abs. 2 die Verbindung mehrerer ehren-
gerichtlicher Strafen aus. Wenn im Absatz 1 die ehren-
gerichtlichen Strafen aufgezählt werden, so hat dies nicht 
nur für die Zulässigkeit der Strafarten, sondern auch für 
die Stufenfolge Bedeutung. Die Geldbuße ist also künftig, 
ungeachtet der Höhe, in der sie verhängt wird, in jedem 
Falle eine schwerere ehrengerichtliche Strafe als der Ver-
weis. Jede schwerere Strafe schließt zugleich die mildere 
in sich ein, so daß die Geldbuße zugleich einen Verweis 
mitumfaßt. 
Die ehrengerichtlichen Strafen der Warnung, des Ver-

weises und der Geldbuße reichen nicht aus, wenn ein 
Rechtsanwalt seine Pflichten so gröblich verletzt hat, daß 
er unwürdig oder ungeeignet ist, den Beruf als Rechts-
anwalt auszuüben. In solchen Fällen muß auf die Aus-
schließung aus der Anwaltschaft erkannt werden (§ 116 
Abs. 1 Nr. 4). Sie ist das äußerste Mittel, das angewendet 
werden muß, um die Rechtsanwaltschaft reinzuhalten. 
Während früher Verweis und Geldbuße gleichzeitig ver-

hängt werden konnten, ist diese Verbindung nach Ab-
satz 2 künftig nicht mehr zulässig. Der Entwurf folgt da

-

mit einem Grundsatz des Disziplinarrechts (vgl. § 4 Abs. 2 
der Bundesdisziplinarordnung vom 28. November 1952 — 
BGBI.  I S. 761 —; vgl. auch § 42 Abs. 1 des in Württem-
berg-Hohenzollern  erlassenen Gesetzes über die öffent-
liche Berufsvertretung der Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, 
Apotheker und Dentisten vom 8. März 1950 — RegBl. 
S. 137 —, der ebenfalls eine Verbindung von Verweis und 
Geldstrafe ausschließt). 

Zu § 117 

Zulässigkeit der Bestrafung 
Die ehrengerichtliche Verfolgung länger zurückliegen-

der Pflichtverletzungen, die nicht zur Ausschließung füh-
ren, wird im Absatz 1 zeitlich beschränkt. Sind seit der 
Handlung fünf Jahre vergangen, so darf ein ehrengericht-
liches Verfahren nicht mehr eingeleitet werden, wenn 
keine schwerere Strafe als Warnung, Verweis oder Geld-
buße gerechtfertigt wäre. Eine solche Verjährungsvor-
schrift war in der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
nicht enthalten (vgl. Friedlaender: Kommentar zur Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878, 3. Aufl., § 61 Anm. 13; 
EGH Bd. 4 S.112; Bd. 10 S. 83). Sie erscheint indes ge-
boten, weil nach dem Ablauf einer verhältnismäßig lan-
gen Zeit ein dringendes Interesse an einer ehrengericht-
lichen Bestrafung in Fällen, die nicht so schwer wiegen, 
nicht mehr bestehen kann. So ist auch auf dem Gebiete des 
Beamtendisziplinarrechts eine ähnliche Beschränkung der 
Disziplinarstrafverfolgung eingeführt worden (vgl. § 3 
Abs. 2 der Bundesdisziplinarordnung vom 28. November 
1952 [BGBl. I S.761]). 
Die Rüge, die der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 

im Rahmen der allgemeinen Aufsicht über die Mitglieder 
der Kammer nach § 87 erteilen kann, hat nicht den Cha-
rakter einer ehrengerichtlichen Strafe. Die Rüge erlangt 
auch keine Rechtskraft dergestalt, daß wegen desselben 
Sachverhalts eine ehrengerichtliche Verfolgung nicht mehr 
zulässig sein würde. Deshalb stellt § 117 Abs. 2 ausdrück-
lich klar, daß eine bereits erteilte Rüge der Einleitung 
eines ehrengerichtlichen Verfahrens nicht entgegensteht. 

Zweiter Abschnitt 

Das Verfahren im ersten Rechtszug 
Der zweite Abschnitt enthält in den §§ 118 bis 155 die 

prozessualen Vorschriften, nach denen sich das ehren-
gerichtliche Verfahren im ersten Rechtszug richtet. 
Wie in der Vorbemerkung zu diesem Teil dargelegt, 

ist bei den ehrengerichtlichen Strafen nach ihrer Trag-
weite die Warnung, der Verweis und die Geldbuße auf 
der einen Seite und die Ausschließung aus der Rechts-
anwaltschaft auf der anderen Seite zu unterscheiden. 
Während die ehrengerichtlichen Strafen der ersten Gruppe 
der Rechtsanwaltskammer als Selbstverwaltungskörper-
schaft überlassen werden können, muß die Ausschließung 
aus der Rechtsanwaltschaft in der Hand des Staates blei-
ben. Dies hat zur Folge, daß in dem ehrengerichtlichen 
Verfahren zwei Zuständigkeitsbereiche vorgesehen wer-
den müssen, und zwar die des Ehrengerichts (§ 118 Abs. 1) 
und die des Ehrengerichtshofes (§ 118 Abs. 2). Der Ent-
wurf ist indes entsprechend seiner Grundtendenz, der 
Rechtsanwaltschaft möglichst weitgehend Selbstverwal-
tungsbefugnisse einzuräumen, bestrebt, die Zuständig-
keitsabgrenzung zwischen dem Ehrengericht und dem 
Ehrengerichtshof sich erst in dem Abschnitt des Verfah-
rens auswirken zu lassen, in dem es unerläßlich ist. So 
erklärt es sich, daß die Staatsanwaltschaft ihre Anträge, 
mit denen das ehrengerichtliche Verfahren eingeleitet 
wird, stets bei dem Ehrengericht einzureichen hat, ohne 
Rücksicht darauf, ob eine Ausschließung aus der Rechts-
anwaltschaft zu erwarten ist (§ 123 Abs. 1). Darauf beruht 
es auch, daß ein einheitliches ehrengerichtliches Unter-
suchungsverfahren vorgesehen und daß die Entscheidung 
über die Eröffnung und den Umfang dieses Unter-
suchungsverfahrens dem Ehrengericht übertragen wird, 
und zwar ohne Rücksicht darauf, ob mit einer Aus-
schließung zu rechnen ist (§ 125 Abs. 1, § 129). Es kann 
kein Verfahren vor dem Ehrengerichtshof beginnen, ohne 
daß vorher das Ehrengericht Gelegenheit hatte, seine 
eigene Zuständigkeit zu prüfen (§§ 133, 134). Die ver-
schiedenen Zuständigkeiten zeigen sich erst bei der Er-
öffnung des Hauptverfahrens (§§ 132 bis 135). 



1. Allgemeine Vorschriften 

Zu § 118 

Zuständigkeit 

In den Absätzen 1 und 2 werden die sachlichen Zustän-
digkeitsbereiche zwischen dem Ehrengericht und dem Eh-
rengerichtshof verteilt. Die Gründe dafür, daß die ehren-
gerichtlichen Strafen der Warnung, des Verweises und 
der Geldbuße dem Ehrengericht überlassen werden und 
die Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft dem Ehren-
gerichtshof vorzubehalten ist, sind bereits in den Vorbe-
merkungen zu diesem Teil (vor Ş  115) und zu diesem Ab-
schnitt (vor §.118) dargelegt. 

Die örtliche Zuständigkeit des Ehrengerichts und des 
Ehrengerichtshofes wird lm Absatz 3 abweichend von den 
§§ 7 bis 15 der Strafprozeßordnung geregelt. Der Gerichts-
stand wird durch den Sitz der Kammer bestimmt, wel-
cher der Rechtsanwalt zur Zeit der Einleitung des 
Verfahrens als Mitglied angehört. Für die hiernach maß-
gebende Mitgliedschaft kommt es bei der ersten lokalen 
Zulassung nicht darauf an, ob der Rechtsanwalt bereits 
alle Voraussetzungen erfüllt hat, unter denen ihm nach 
§ 44 Abs. 1 die Befugnis erteilt wird, die Anwaltstätigkeit 
auszuüben Die Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte 
ist also für den Gerichtsstand ohne Bedeutung. Dieser 
Gerichtsstand bleibt für den gesamten Verlauf des ehren-
gerichtlichen Verfahrens erhalten, auch wenn der Rechts-
anwalt nach der Einleitung des ehrengerichtlichen Ver-
fahrens durch einen Wechsel der Zulassung (§ 45) Mitglied 
einer anderen Kammer wird. Hier war der Gerichtsstand 
zur Zeit der Einleitung des Verfahrens im Bereich der 
ersten Kammer und damit die Zuständigkeit ihres Ehren-
gerichts begründet. Wenn auch der Beschuldigte nunmehr 
einer anderen Kammer angehört, so unterliegt er als 
Rechtsanwalt gleichwohl unverändert der ehrengericht-
lichen Strafgewalt. Ist aber diese Voraussetzung gegeben, 
so bleibt das Ehrengericht, bei dem das Verfahren ein-
geleitet ist, nach dem Grundsatz der perpetuatio fori zu-
ständig. Fälle gerade dieser Art werden im übrigen kaum 
zu Schwierigkeiten führen, weil der Beschuldigte nach Ein-
leitung des ehrengerichtlichen Verfahrens die anderwei-
tige Zulassung nach § 45 Abs. 2 grundsätzlich nicht bean-
tragen kann. 

Einen Zuständigkeitsstreit zwischen mehreren Ehren-
gerichten hat nach § 122 dieses Gesetzes in Verbindung 
mit den §§ 14, 19 StPO das gemeinschaftliche obere Ge-
richt zu entscheiden. Als solches kann ein Ehrengerichtshof 
oder der Bundesgerichtshof in Frage kommen. Diesem 
gemeinschaftlichen oberen Gericht kommt auch die Auf-
gabe zu, an Stelle eines Ehrengerichts, das in einem ein-
zelnen Falle an der Ausübung seiner Tätigkeit rechtlich 
oder tatsächlich verhindert ist, ein anderes Ehrengericht 
als zuständig zu bestimmen (§ 122 dieses Gesetzes in Ver-
bindung mit § 15 StPO). Für den Fall, daß in einem Lande 
ein oberstes Landesgericht besteht, ist § 255 zu beachten. 
Für einen Zuständigkeitsstreit zwischen Ehrengerichts-
höfen und bei der Verhinderung des zuständigen Ehren-
gerichtshofes gelten diese Bestimmungen ebenfalls. 

Zu § 119 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft 

Wie nach der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
(vgl. § 92) soll auch künftig die Staatsanwaltschaft in dem 
ehrengerichtlichen Verfahren mitwirken (vgl. die Vorbe-
merkung vor § 104). 

Da die Rechtsanwaltskammer und das bei ihr gebildete 
Ehrengericht für den Bezirk eines Oberlandesgerichts zu-
ständig sind (vgl. §§ 73, 104) und der Ehrengerichtshof 
bei dem Oberlandesgericht errichtet ist (§ 174 Abs. 1), 
werden die staatsanwaltlichen Aufgaben in dem ehren-
gerichtlichen Verfahren der Staatsanwaltschaft bei dem 
Oberlandesgericht übertragen. Örtlich zuständig ist je

-

wails die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht, 
in dessen Bezirk der Beschuldigte zur Zeit der Einleitung 
des Verfahrens als Rechtsanwalt zugelassen ist. Sind in 
dem Bezirk des Oberlandesgerichts nach § 74 zwei Rechts

-

anwaltskammern errichtet und sind deshalb zwei Ehren-
gerichte gebildet, so fallen der Staatsanwaltschaft die Auf-
gaben für beide Ehrengerichte zu. 

Zu § 120 

Keine Verhaftung des Beschuldigten 

Mit der Natur des ehrengerichtlichen Verfahrens ist ein 
Zwang gegen die Person des Beschuldigten unvereinbar. 
Deshalb schließt § 120 es aus, daß der Beschuldigte zur 
Durchführung des ehrengerichtlichen Verfahrens vorläu-
fig festgenommen, verhaftet oder zwangsweise vorgeführt 
wird. Damit sind die §§ 112 bis 131, § 133 Abs. 2, § 134, 
§ 230 Abs. 2, § 236 der Strafprozeßordnung im ehrenge-
richtlichen Verfahren nicht anzuwenden. Da ein Haftbefehl 
nicht ergehen darf, ist auch eine Beschlagnahme des Ver-
mögens (§ 290 StPO) nicht zulässig. Ebenso widerstreitet 
der Natur des ehrengerichtlichen Verfahrens eine Anord-
nung, daß der Beschuldigte zur Vorbereitung eines Gut-
achtens über seinen Geisteszustand in eine öffentliche 
Heil- oder Pflegeanstalt gebracht und dort beobachtet 
werde (§ 81 StPO). 

Das ehrengerichtliche Verfahren kann ohne diese per-
sönlichen Eingriffe durchgeführt werden (vgl. § 138). 

Zu § 121 

Verhältnis des ehrengerichtlichen Verfahrens 
zum strafgerichtlichen Verfahren 

Das Verhältnis des ehrengerichtlichen Verfahrens zum 
strafgerichtlichen Verfahren ist in Anlehnung an den im 
Disziplinarverfahren geltenden allgemeinen Grundsatz, 
daß dem Strafverfahren im allgemeinen der Vorrang ge-
bührt, geregelt (vgl. § 13 der Bundesdisziplinarordnung 
vom 28. November 1952 — BGBl. I S. 761 —). 

Absatz 1 stimmt seinem Inhalt nach mit § 65 Abs. 1 und 
4 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 und § 13 
Abs. 1 der Bundesdisziplinarordnung überein. Der hier 
vorgesehene unbedingte Vorrang des Strafverfahrens be-
ruht auf der Erwägung, daß die gleichzeitige Durchführung 
verschiedener, denselben Sachverhalt betreffender Ver-
fahren vermieden werden soll, weil in ihnen möglicher-
weise dieselben Zeugen zu vernehmen und dieselben son-
stigen Beweise zu erheben wären und einander wider-
sprechende Entscheidungen ergehen könnten. Dieser Vor-
rang wird aber nicht jedem strafprozessualen Verfahren 
eingeräumt, sondern nur einem solchen, in dem die Staats-
anwaltschaft die öffentliche Klage erhoben hat (vgl. §§ 151 
ff., 170 StPO). Deshalb geht z. B. das Privatklageverfahren 
einem ehrengerichtlichen Verfahren im allgemeinen nicht 
vor, es sei denn, daß die Staatanwaltschaft die öffentliche 
Klage nach § 376 StPO erhoben hat, weil dies im öffent-
lichen Interesse liegt. 

Die Erhebung der  öffentlichen Klage im strafgerichtlichen 
Verfahren schließt indes nicht aus, daß ein ehrengericht-
liches Verfahren überhaupt eingeleitet wird. Die Staats-
anwaltschaft kann daher in ihrer Eigenschaft als Einlei-
tungsbehörde (§ 123) bei dem Ehrengericht entweder be-
antragen, das ehrengerichtliche Untersuchungsverfahren 
zu eröffnen, oder eine Anschuldigungsschrift einreichen. 
Der Antrag, das ehrengerichtliche Untersuchungsverfah-
ren zu eröffnen, oder die Anschuldigungsschrift kann dem 
Beschuldigten noch zugestellt werden. Das ehrengericht-
liche Verfahren muß jedoch nach Absatz 1 Satz 1 des § 121 
sogleich ausgesetzt werden, so daß weitere Maßnahmen 
(Entscheidung über den Antrag auf Eröffnung des ehren-
gerichtlichen Untersuchungsverfahrens, Vernehmung des 
Beschuldigten usw.) unzulässig sind. Ist das ehrengericht-
liche Verfahren bereits eingeleitet worden, bevor wegen 
desselben Sachverhalts die öffentliche Klage im strafge-
richtlichen Verfahren erhoben wurde, so muß nach Ab-
satz 1 Satz 2 das ehrengerichtliche Verfahren ausgesetzt 
werden. 

Das ehrengerichtliche Verfahren ist regelmäßig bis zum 
endgültigen Abschluß des strafgerichtlichen Verfahrens 
auszusetzen. Nach Erhebung der öffentlichen Klage wird 
das strafgerichtliche Verfahren mit der Rechtskraft eines 
ergangenen Urteils (vgl. §§ 260, 449 StPO) oder mit einem 
nicht mehr anfechtbaren Einstellungsbeschluß (§ 198 Abs. 1, 



§§ 204, 211 StPO) beendet. Wird dagegen das Strafver-
fahren wegen Abwesenheit oder Verhandlungsunfähig-
keit des Angeschuldigten nach § 205 StPO nur vorläufig 
eingestellt, so kann nach ausdrücklicher Vorschrift des 
Absatzes 1 Satz 3 das ehrengerichtliche Verfahren fort-
gesetzt werden. Eine Sondervorschrift für „Flüchtige", 
die in nationalsozialistischer Zeit in Anlehnung an Arti-
kel 6 des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften des 
Strafverfahrens und des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 
28. Juni 1935 (RGBl. I S. 844) im § 67 Abs. 5 der Reichs

-

Rechtsanwaltsordnung von 19:36 vorgesehen war, verbie-
tet sich von selbst, nachdem jenes auf nationalsozialisti-
schen- Gedankengängen beruhende Gesetz aufgehoben 
worden ist (Art. 8 Nr. 8 des Gesetzes zur Wiederherstel-
lung der Rechtseinheit auf dem Gebiete der Gerichts-
verfassung, der bürgerlichen Rechtspflege, des Strafver-
fahrens und des Kostenrechts vom 12. September 1950 —
BGBl. S. 455 —)  

Nach Absatz 2 des § 121 ist das Ehrengericht an einen 
im strafgerichtlichen Verfahren ergehenden Freispruch 
gebunden. Diese Regelung war bereits in der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 65 Abs. 2) enthalten 
und kann als allgemeingültige Norm des Disziplinarrechts 
angesehen werden (vgl. § 13 Abs. 2 der Bundesdisziplinar-
ordnung). Die Bindung tritt aber nur insoweit ein, als 
das straf- und das ehrengerichtliche Verfahren sich auf 
denselben Gegenstand beziehen. Die ehrengerichtliche 
Ahndung ist auch nicht in vollem Umfange ausgeschlos-
sen. Sie ist nach Absatz 3 insoweit zulässig, als die Tat-
sachen eine anwaltliche Pflichtverletzung enthalten, ohne 
daß sie den Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllen. Hier-
nach wäre es z. B. zulässig, einen Rechtsanwalt, der im 
Strafverfahren von der Anklage des Parteiverrats (§ 356 
StGB) freigesprochen ist, deshalb ehrengerichtlich zu be-
strafen, weil er gegen die Pflicht, seine Berufstätigkeit 
wegen Interessenkollision nach § 57 Nr. 3 zu versagen, 
verstoßen hat (vgl. EGH Bd. 6 S. 56). 

Die im Absatz 3 vorgesehene Bindung der Gerichte im 
ehrengerichtlichen Verfahren an die tatsächlichen Feststel-
lungen des strafgerichtlichen Urteils war in der Rechtsan-
waltsordnung vom 1. Juli 1878 (vgl. § 65) nicht ausdrücklich 
geregelt. Die Ansichten in der Rechtsprechung und im 
Schrifttum gingen auseinander: so wurde in dem maß-
gebenden Kommentar von Friedlaender (Kommentar zur 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878, 3. Aufl., § 65 
Anm. 27) die Auffassung vertreten, daß ein verurteilendes 
Erkenntnis des Strafrichters für das ehrengerichtliche Ver-
fahren nicht bindend sei (vgl. a. a. O. auch die Übersicht 
über den damaligen Stand der Meinungen). Nachdem nun-
mehr aber für das Beamten-Disziplinarrecht der Grundsatz 
der Bindung gesetzlich festgelegt ist (vgl. § 13 Abs. 3 
Bundesdisziplinarordnung), erscheint eine gleiche Rege-
lung auch für das ehrengerichtliche Verfahren geboten. 
Sie findet ihre Rechtfertigung in dem Bestreben, nach 
Möglichkeit voneinander abweichende Entscheidungen zu 
vermeiden, die denselben Sachverhalt betreffen. Es muß 
jedoch ebenso wie im Disziplinarrecht (vgl. § 13 Abs. 3 
der Bundesdisziplinarordnung) von dem Grundsatz der Bin-
dung eine Ausnahme zugelassen werden bei solchen 
Strafurteilen, die nach einstimmiger Ansicht des Ehren-
gerichts oder des Ehrengerichtshofes in ihren tatsächlichen 
Feststellungen bedenklich erscheinen. Hier können auf 
einstimmigen Beschluß des Ehrengerichts oder des Ehren-
gerichtshofes die tatsächlichen Feststellungen nachgeprüft 
werden. Voraussetzung ist, daß die Zweifel der Mitglie-
der des Ehrengerichts oder des Ehrengerichtshofes sich 
auf denselben Teil der tatsächlichen Feststellungen des 
strafgerichtlichen Urteils beziehen. Die Nachprüfung kann 
also nicht beschlossen werden,  warm  die Zweifel der Mit-
glieder des Ehrengerichts oder des Ehrengerichtshofes 
sich, gesondert betrachtet, auf verschiedene Teile des Tat-
bestandes erstrecken, obgleich sie im Ergebnis darin über-
einstimmen, daß dem strafgerichtlichen Urteil nicht ge-
folgt werden kann. 

Zu § 122 

Entsprechende Anwendung von Vorschriften des 
Gerichtsverfassungsgesetzes und der Strafprozeßordnung 

§ 122 enthält die Generalklausel, daß bestimmte Vor-
schriften des Gerichtsverfassungsgesetzes und der Straf

-

prozeßordnung entsprechend anzuwenden sind. soweit 
sich nicht aus diesem Gesetz etwas Abweichendes ergibt. 
Diese allgemeine Bestimmung ist aus § 66 der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878 übernommen. Eine sol-
che Vorschrift findet sich mit ähnlichem Inhalt auch im 
§ 20 der Bundesdisziplinarordnung vom 28. November 1952 
(BGBl. I S. 761). 
Aus dem Gerichtsverfassungsgesetz sind nur die Vor-

schriften über die Sitzungspolizei (§§ 176 bis 182 GVG), 
die Gerichtssprache (§§ 184 bis 191 GVG) und über die 
Beratung und Abstimmung (§§ 192 bis 198 GVG) ergän-
zend heranzuziehen. Eine Verweisung auf weitere Vor-
schriften des Gerichtsverfassungsgesetzes ist entbehrlich, 
da die §§ 104 bis 112 des vorliegenden Gesetzes für die 
Ehrengerichte und die §§ 174 bis 179 für die Ehrengerichts-
höfe die erforderlichen Vorschriften über die Einrichtung 
und den Geschäftsgang enthalten. 

Für das ehrengerichtliche Verfahren gelten nach § 122 
ergänzend die allgemeinen Vorschriften der Strafprozeß-
ordnung (§§ 1 bis 150), die Vorschriften über das Verfah-
ren im ersten Rechtszug (§§ 151 bis 295 StPO) und die 
Vorschriften über die Wiederaufnahme eines durch rechts-
kräftiges Urteil abgeschlossenen Verfahrens (§§ 359 bis 
373a StPO). Diese Vorschriften sind jedoch nur heran-
zuziehen, soweit das vorliegende Gesetz nicht etwas Ab-
weichendes bestimmt. Das Verhältnis der Normen des 
vorliegenden Gesetzes zu denen der Strafprozeßordnung 
wird hei den folgenden einzelnen Vorschriften zu erörtern 
sein. 

2. Die Einleitung des Verfahrens 

Zu § 123 

Einleitung des ehrengerichtlichen Verfahrens 

Die Vorschrift ist an die §§ 151 und 170 StPO angelehnt. 
An die Stelle der Eröffnung einer gerichtlichen Unter-
suchung (§ 151 StPO) tritt hier begrifflich die Einleitung 
des ehrengerichtlichen Verfahrens. Wie im § 170 StPO 
sind für diese Einleitung zwei Formen vorgesehen, und 
zwar entweder ein Antrag, das ehrengerichtliche Unter-
suchungsverfahren einzuleiten, oder eine Anschuldigungs-
schrift. 

Zur Einleitung des Verfahrens ist entsprechend § 152 
StPO die Staatsanwaltschaft befugt. Der Vorstand der 
Anwaltskammer ist nicht in der Lage, unmittelbar das 
Verfahren in Gang zu setzen. Er kann sich wohl mit einem 
Antrag an die Staatsanwaltschaft wenden, daß sie ihrer-
seits das Verfahren einleite Wird dieser Antrag abge-
lehnt, so kann der Vorstand nach dem unten zu erörtern-
den § 124 verfahren. Dagegen wird dem Rechtsanwalt 
selbst ein Einfluß auf die Einleitung des Verfahrens ein-
geräumt. Im Absatz 3 wird die Möglichkeit vorgesehen, 
daß ein Rechtsanwalt die Einleitung des ehrengericht-
lichen Untersuchungsverfahrens gegen sich selbst bean-
tragen kann, um sich von dem Verdacht einer Pflichtver-
letzung zu reinigen. Eine entsprechende Regelung enthält 
auch, der neueren Entwicklung folgend, die Bundesdizipli-
narordnung vom 28. November 1952 (BGBl. I S. 761) in 
ihrem § 28 Abs. 2. Für den Anwalt kann die Vorschrift 
des Absatzes 3 vor allem in dem Falle Bedeutung gewin-
nen, daß er der Auffassung ist, der Vorstand der Rechts-
anwaltskammer habe ihm eine Rüge zu Unrecht erteilt 
(§ 87). 

Für den Inhalt des Antrags auf Eröffnung des ehren-
gerichtlichen Untersuchungsverfahrens, einerlei ob die 
Staatsanwaltschaft oder ob der Rechtsanwalt selbst den 
Antrag stellt, gilt auf Grund der Verweisung im § 122 des 
vorliegenden Entwurfs § 179 StPO entsprechend, d. h. es 
müssen in dem Antrag der Beschuldigte und die ihm zur 
Last gelegte Tat bezeichnet werden. Anders als nach der 
Strafprozeßordnung (vgl. § 184 StPO) ist der Antrag nicht 
an den Untersuchungsrichter, sondern an das Ehrengericht 
zu richten, das nach § 125 über den Antrag zu entscheiden 
hat. 

Das ehrengerichtliche Untersuchungsverfahren ist, wie 
sich aus § 123 Abs. 2 ergibt, nicht zwingend vorgeschrie-
ben. Die Vorschriften der Strafprozeßordnung über die 



notwendige Voruntersuchung (§ 178 StPO) sind deshalb 
nicht anzuwenden. Vor dem Antrag auf Eröffnung des 
ehrengerichtlichen Untersuchungsverfahrens soll die 
Staatsanwaltschaft in Fällen, die einfach gelagert und be-
reits hinreichend geklärt sind, absehen und sogleich die 
Anschuldigungsschrift einreichen. 

Der Inhalt der Anschuldigungsschrift ergibt sich aus 
§ 132 des vorliegenden Entwurts. 

Wie sich aus Absatz 1 Satz 2 ergibt, hat die Staatsan-
waltschaft den Antrag auf Eröffnung des ehrengericht-
lichen Untersuchungsverfahrens oder die Anschuldigungs-
schrift stets bei dem Ehrengericht einzureichen, gleichgültig 
ob sie mit der Verhängung einer Warnung, eines Ver-
weises oder einer Geldbuße rechnet oder ob sie die Aus-
schließung des Beschuldigten aus der Rechtsanwaltschaft 
erwartet. Diese Regelung beruht auf den Gründen, die 
in der Vorbemerkung zu diesem Abschnitt (vor § 118) 
bereits dargelegt sind. 

Zu § 124 

Gerichtliche Entscheidung über die Einleitung 
des Verfahrens 

Diese Vorschrift gibt dem Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer in Anlehnung an § 172 StPO die Befugnis, den 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung zu stellen, wenn die 
Staatsanwaltschaft einem Antrag des Vorstandes, das 
ehrengerichtliche Verfahren einzuleiten, nicht entspricht. 
Diese Regelung, die in den früheren Rechtsanwaltsord-
nungen kein Vorbild hat, ist von seiten der Anwaltschaft 
seit längerem erstrebt worden (vgl Clippers: Rechtsan-
waltsordnung für die Brit. Zone, § 88 Anm. 1). Sie erscheint 
geeignet, dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer den 
Einfluß auf die Einleitung des Verfahrens einzuräumen, 
der ihm im Rahmen der Selbstverwaltung gebührt. Die 
Möglichkeit, eine Entscheidung des Ehrengerichtshofes 
herbeizuführen, dürfte auch dazu beitragen, daß Spannun-
gen zwischen dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer, der 
im Einzelfall die Einleitung des ehrengerichtlichen Ver-
fahrens für geboten hält, und der Staatsanwaltschaft, die 
den Sachverhalt hiervon abweichend beurteilt, vermieden 
werden. 

Zu § 125 

Entscheidung über den Antrag auf Eröffnung 
des ehrengerichtlichen Untersuchungsverfahrens 

Nach § 125 Abs. 2 kann die Eröffnung des ehrengericht-
lichen Untersuchungsverfahrens, wie es auch § 69 der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Jali 1878 vorsah, sowohl 
aus rechtlichen als auch aus tatsächlichen Gründen abge-
lehnt werden Diese Vorschrift tritt damit an die Stelle 
des § 180 StPO, der nur eine Ablehnung aus rechtlichen 
Gründen zuläßt 

Die Regelung des Absatzes 3, daß die Staatsanwaltschaft 
gegen die Ablehnung des Antrags, das ehrengerichtliche 
Untersuchungsverfahren zu eröffnen, sofortige Beschwerde 
einlegen kann, entspricht § 183 StPO. 

Absatz 4 des § 125 ist aus § 69 der Rechtsanwaltsord-
nung vom 1. Juli 1878 übernommen. Bei der Anwendung 
dieser Vorschrift waren Zweifel entstanden, ob die ein-
fache oder die sofortige Beschwerde der gegebene Rechts-
behelf sei (vgl. Friedlaender: Kommentar zur Rechtsan-
waltsordnung vom 1. Juli 1878, 3. Aufl., § 69 Anm. 25). Nun-
mehr ist klargestellt, daß dem Beschuldigten gegen den 
Beschluß, durch den das ehrengerichtliche Untersuchungs-
verfahren eröffnet wird, die sofortige Beschwerde zusteht, 
aber nur wegen örtlicher Unzuständigkeit des Ehren-
gerichts. Die Regelung des Absatzes 3 tritt an die Stelle 
der §§ 181 und 182 StPO. 

Entsprechend der Grundtendenz des Entwurfs, das ehren-
gerichtliche Verfahren möglichst lange in dem Zuständig-
keitsbereich des Ehrengerichts zu belassen (vgl. hierzu die 
Bemerkungen vor § 118), ist die Entscheidung über die 
Eröffnung des ehrengerichtlichen Untersuchungsverfahrens 
dem Ehrengericht auch für den Fall übertragen, daß die 
Ausschließung des Beschuldigten aus der Rechtsanwalt-
schaft zu erwarten ist. 

Zu § 126 

Bestellung des Untersuchungsrichters 

Bei den Ehrengerichten sind anders als bei den Land-
gerichten (vgl. § 61 GVG) keine ständigen Untersuchungs-
richter bestellt, weil die Zahl der anhängig werdenden 
Sachen nicht zu übersehen ist und weil bei der Größe des 
Bezirks, der sich regelmäßig mit dem des Oberlandesgerichts 
deckt, der Untersuchungsrichter nicht ortsgebunden sein 
kann. Deshalb wird der Untersuchungsrichter von Fall zu 
Fall bestellt. Damit wird der frühere Rechtszustand (§ 71 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878) beibehalten. 

Nach § 71 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
(ebenso § 71 der bayer. Rechtsanwaltsordnung 1946 
— GVBl. S. 371 —; § 79 der hess. Rechtsanwaltsordnung 
vom 18. Oktober 1948 — GVBl. S. 126 —; § 71 der württ.-
bad. Rechtsanwaltsordnung vom 4. März 1948 — Reg. Bl. 
S. 101 § 90 der Rechtsanwaltsordnung für die Brit. Zone 
vom 10. März 1949 — VO. Bl. BZ. S. 80 —) wurde ein Richter 
mit der Führung der Voruntersuchung beauftragt, und 
zwar wurde er von dem Oberlandesgerichtspräsidenten 
bestellt. Diese Regelung wird im Grundsatz ebenfalls 
beibehalten, weil sie sich bewährt hat. Jedoch ist die Be-
stellung der Untersuchungsrichter der Landesjustizver-
waltung vorbehalten, die diese Aufgabe allerdings auf 
den Oberlandesgerichtspräsidenten übertragen kann (§ 251). 

Zu § 127 
Vernehmung des Beschuldigten 

In dem ehrengerichtlichen Untersuchungsverfahren ist 
zunächst der Beschuldigte zu laden. Dies wird im § 127 
Abs. 1 zwingend vorgeschrieben. Diese ausdrückliche 
Regelung (vgl. ebenso § 47 der Bundesdisziplinarordnung 
vom 28. November 1952 — BGBl. I S. 761) verdient den 
Vorzug gegenüber dem bisherigen Recht, das sich mit 
einer entsprechenden Anwendung des § 192 Abs. 1 StPO 
behalf (vgl. Friedlaender: Kommentar zur Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878, 3. Aufl., § 72 Anm. 4). § 192 
Abs. 1 StPO, der nicht nur die Ladung, sondern auch die 
Vernehmung des Angeschuldigten zwingend vorschreibt, 
kann in dem ehrengerichtlichen Verfahren nicht unmittel-
bar gelten, weil hier das Erscheinen zur Vernehmung 
(anders in der gerichtlichen Voruntersuchung, vgl. § 133 
Abs. 2 StPO) nicht erzwungen werden kann. 

Bleibt der Beschuldigte in dem zu seiner Vernehmung 
anberaumten Termin ohne jede Mitteilung aus, so ist 
ohne Rücksicht hierauf dem Verfahren Fortgang zu geben. 
Die zwangsweise Vorführung des Beschuldigten kann 
nicht angeordnet werden, weil § 133 Abs. 2 StPO nach 
§ 120 des vorliegenden Entwurfs in dem ehrengerichtlichen 
Verfahren nicht anzuwenden ist. 

Teilt der Beschuldigte rechtzeitig mit, daß er am Er-
scheinen verhindert ist, und sind die von ihm angeführten 
Gründe beachtlich, so läßt der Untersuchungsrichter ihn 
zu einem neuen Termin laden (§ 127 Abs. 1 Satz 2). 

Erscheint der Beschuldigte zu dem Termin, so muß er 
von dem Untersuchungsrichter vernommen werden. Für 
diese Vernehmung gilt nach § 122 des vorliegenden Ent-
wurfs § 136 StPO entsprechend. 

In Anlehnung an § 192 Abs. 2 StPO wird im Absatz 2 
des § 127 vorgesehen, daß bei der Vernehmung des Be-
schuldigten die Staatsanwaltschaft und der Verteidiger 
nicht anwesend sein dürfen. 

Zu § 128 

Teilnahme an Beweiserhebungen 
In der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 war eine 

besondere Vorschrift über die Beteiligung des Beschul-
digten an den Beweiserhebungen im ehrengerichtlichen 
Untersuchungsverfahren nicht enthalten. Es galten des-
halb die §§ 193 bis 195 StPO entsprechend (§ 66 der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878). 

Der vorliegende Entwurf zieht eine ausdrückliche Rege-
lung dieser für den Beschuldigten bedeutsamen Frage vor 
(vgl. auch § 49 Abs. 1 Satz 1 und 2 der Bundesdisziplinar-
ordnung vom 28. November 1952 — BGBl. I S. 761 —). Ab-
weichend von dem für die gerichtliche Voruntersuchung 



geltenden Bestimmungen, die nur ein beschränktes Recht 
des Beschuldigten auf Anwesenheit und auch nur bei be-
stimmten Beweiserhebungen kennen (vgl. § 193 StPO), 
werden hier der Beschuldigte und auch sein Verteidiger 
zu allen Beweiserhebungen zugelassen. Es gilt also der 
Grundsatz der Parteiöffentlichkeit. Eine solche Regelung 
bringt den Vorteil mit sich, daß die Hauptverhandlung 
entlastet wird. Es ist auch Bedacht darauf zu nehmen, daß 
die Verteidigungsmöglichkeiten des Beschuldigten schon 
in diesem Stadium des Verfahrens nicht beschränkt 
werden. 

Im Interesse einer erschöpfenden Aufklärung des 
Falles wird auch der Staatsanwaltschaft das Recht einge-
räumt, allen Beweisterminen beizuwohnen. 

Die Regelung des Absatzes 2, daß der Untersuchungs-
richter den Beschuldigten aus den im Gesetz näher be-
zeichneten Gründen von der Teilnahme an einem Termin 
ausschließen kann, entspricht § 194 StPO. Ergänzend wird 
aber durch Absatz 2 Satz 2 vorgeschrieben, daß der Be-
schuldigte über das Ergebnis der Beweise, die in seiner 
Abwesenheit erhoben werden, zu unterrichten ist (vgl. 
auch § 49 Abs. 1 Satz 3 der Bundesdisziplinarordnung vom 
28. November 1952 — BGBl. I S. 761 —). Eine solche Pflicht 
ist für den Untersuchungsrichter nach § 194 StPO nicht 
gegeben. Sie erscheint für das ehrengerichtliche Ver-
fahren in folgerichtiger Durchführung des Grundsatzes 
der Parteiöffentlichkeit geboten. 

Zu § 129 

Anhörung vor Schluß der ehrengerichtlichen Untersuchung 

Nach der Strafprozeßordnung (§ 197 Abs. 3) ist der An-
geschuldigte lediglich von dem Schluß der Vorunter-
suchung in Kenntnis zu setzen, ohne daß seine abschlie-
ßende Anhörung vorgeschrieben wäre. So war auch in 
der ehrengerichtlichen Voruntersuchung nach der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (vgl. dort §§ 66, 74) zu 
verfahren. An die Stelle dieser Regelung der Strafprozeß-
ordnung, die durch die Zwecke des Strafverfahrens be-
stimmt ist, tritt für das ehrengerichtliche Untersuchungs-
verfahren nunmehr § 129 Abs. 1, der in Anlehnung an 
§ 51 Abs. 1 der Bundesdisziplinarordnung vom 28. No-
vember 1952 (BGBl. I S. 761) eine Schlußvernehmung 
des Beschuldigten vorsieht. Daß dem Beschuldigten und 
auch der Staatsanwaltschaft unmittelbar vor der Beendi-
gung der Untersuchung Gelegenheit gegeben wird, sich 
abschließend zu äußern, ist dabei zwingend vorgeschrie-
ben. Diese Sonderregelung beruht auf der Erwägung, daß 
dem Beschuldigten hinreichend Gelegenheit gegeben wer-
den muß, sich möglichst frühzeitig in dem erforderlichen 
Umfang auf seine Verteidigung vorzubereiten. Ihr ist 
gegenüber der Lösung der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 (§ 75), die vorschrieb, daß dem Beschuldigten 
nach Schluß der Voruntersuchung auf seinen Antrag die 
Ergebnisse des bisherigen Verfahrens mitzuteilen waren, 
der Vorzug zu geben. Anträge auf Ergänzung der Unter-
suchung kann nach Absatz 2 nicht nur die Staatsanwalt-
schaft, sondern auch der Beschuldigte stellen. Dem Be-
schuldigten ist dieses Antragsrecht in Abweichung von 
§ 197 Abs. 2 StPO einzuräumen, weil das ehrengerichtliche 
Untersuchungsverfahren die Hauptverhandlung nach Mög-
lichkeit entlasten soll. 

Über die Anträge auf Ergänzung der Voruntersuchung 
hat nach Absatz 2 der Untersuchungsrichter, ebenso wie 
es § 197 Abs. 2 StPO vorsieht, zunächst in eigener Zu-
ständigkeit zu befinden.. Will er die Anträge ablehnen, so 
hat er die Entscheidung des Ehrengerichts einzuholen. 

Gegen den ablehnenden Beschluß des Ehrengerichts ist 
nach Absatz 3 ebenso wie nach der Strafprozeßordnung 
(§ 183) die sofortige Beschwerde zulässig. Über die Be-
schwerde entscheidet nach § 156 der Ehrengerichtshof für 
Rechtsanwälte. 

Zu § 130 

Schluß der ehrengerichtlichen Untersuchung 

Für den Abschluß des ehrengerichtlichen Untersuchungs-
verfahrens wird ein besonderer Formalakt nicht ausdrück-
lich vorgeschrieben, wie er auch für das Strafverfahren 
nicht besonders angeordnet ist. 

Daß der Untersuchungsrichter die Untersuchung abge-
schlossen hat, zeigt sich in der Übersendung der Akten 
an die Staatsanwaltschaft (Absatz 1) und in der Mitteilung 
an den Beschuldigten (Absatz 2). Der Verteidiger des Be-
schuldigten hat nunmehr nach Schluß des Untersuchungs-
verfahrens ein Recht, die Akten einzusehen (§ 122 des vor-
liegenden Entwurfs in Verbindung mit § 147 StPO). 

Zu § 131 

Anträge der Staatsanwaltschaft nach Schluß 
der ehrengerichtlichen Untersuchung 

Diese Vorschrift entspricht § 198 StPO. Sie war in der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 nicht unmittelbar 
enthalten, sie galt aber ihren Inhalt nach infolge der all-
gemeinen Verweisung auf die Vorschriften der Straf-
prozeßordnung (vgl. § 66 der Rechtsanwaltsordnung vom 
1 Juli 1878) entsprechend. Der vorliegende Entwurf hält 
eine ausdrückliche unmittelbare Regelung für ratsam, um 
den neuen Abschnitt des ehrengerichtlichen Verfahrens 
deutlicher hervortreten zu lassen. Sie ist auch um des-
willen erforderlich, weil die Staatsanwaltschaft aus den 
vor § 118 dargelegten Gründen verpflichtet werden soll, 
die Anschuldigungsschrift in jedem Falle bei dem Ehren-
gericht einzureichen, also auch dann, wenn sie die Aus-
schließung aus der Rechtsanwaltschaft für verwirkt hält 
und deshalb die Eröffnung des Hauptverfahrens vor dem 
Ehrengerichtshof beantragt. 

Zu § 132 

Inhalt der Anschuldigungsschrift 

Der Inhalt der Anschuldigungsschrift wird wie im § 76 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 in Anlehnung 
an § 200 Abs. 1 StPO bestimmt. Das wesentliche Ergebnis 
der Ermittlungen, das nach § 200 Abs. 2 Satz 1 StPO grund-
sätzlich in die Anklageschrift aufzunehmen ist, wird für 
die Anschuldigungsschrift im ehrengerichtlichen Verfahren 
nicht zwingend als Inhalt vorgeschrieben, weil es neben 
der Darstellung über den tatsächlichen Hergang, in dem 
die Pflichtverletzung des Beschuldigten zu erblicken sein 
wird, entbehrt werden kann. 

§ 132 gilt allgemein, wenn eine Anschuldigungsschrift 
einzureichen ist. Es gehören hierher einmal die in dem 
vorliegenden Gesetz ausdrücklich erwähnten Fälle des 
§ 123 Abs. 1 und des § 131 Abs. 1; ferner ist hierher auch 
der sich aus der entsprechenden Anwendung des § 208 
StPO (§ 122 des vorliegenden Entwurfs) ergebende Fall 
zu rechnen, in dem das Ehrengericht entgegen dem An-
trag der Staatsanwaltschaft die Eröffnung des Hauptver-
fahrens beschließt. 

Nach § 123 Abs. 1 Satz 2 und § 131 Abs. 1 Satz 2 hat die 
Staatsanwaltschaft die Anschuldigungsschrift auch dann 
bei dem Ehrengericht einzureichen, wenn sie die Aus-
schließung des Beschuldigten aus der Rechtsanwaltschaft 
für verwirkt hält. Der Antrag selbst, das Hauptverfahren 
zu eröffnen, ist in diesen Fällen an den Ehrengerichtshof 
zu richten, dessen Zuständigkeit die Staatsanwaltschaft 
für gegeben hält. Da das Ehrengericht das Hauptver-
fahren nach allgemeinen strafprozessualen Grundsätzen 
(vgl. § 209 StPO) nicht vor dem Ehrengerichtshof als dem 
höheren und in der Sache zuständigen Gericht eröffnen 
kann, muß die Staatsanwaltschaft zugleich bei dem Ehren-
gericht beantragen, daß dieses die Anschuldigungsschrift 
dem Ehrengerichtshof zur Entscheidung vorlegt (Absatz 3). 
Über die Befugnis, die dem Ehrengericht gegenüber diesen 
Anträgen zusteht, wird bei § 134 Abs. 2 zu handeln sein. 

Zu § 133 

Entscheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
vor dem Ehrengericht 

Nach § 79 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
wurde die Anklageschrift dem Beschuldigten erst mit der 
Ladung zur Hauptverhandlung mitgeteilt. Das Ehrengericht 
hatte also auf die Anklageschrift sogleich über die Eröff-
nung des Hauptverfahrens zu beschließen, ohne daß der 
Beschuldigte angehört wurde, wie es im § 201 StPO für 
das Strafverfahren vorgeschrieben ist. Diese Regelung be- 



ruhte nach den Motiven (vgl. Anlagen zu den Verhand-
lungen des Deutschen Reichstags, 3. Legislaturperiode  — 
IL Session 1878, Aktenstück Nr. 5 zu § 75) auf der Er-
wägung, „daß durch die vorausgegangene Vorunter-
suchung, sowie zufolge der Zulässigkeit der Berufung 
gegen das Urteil dem Beschuldigten die Garantien der Ver-
teidigung ausreichend gewährt seien". 

Diese Regelung bedeutete indes eine wesentliche Be-
einträchtigung der Rechtsstellung des Beschuldigten. Des-
halb war sie im § 98 der Rechtsanwaltsordnung für die 
Brit. Zone vom 10. März 1949 (VO. Bl. BZ. S. 80) bereits da-
hin gelockert worden, daß die Anklageschrift spätestens 
mit der Ladung zur Hauptverhandlung mitzuteilen sei; 
es wurde also damit zugelassen, daß der Beschuldigte 
auch schon in einem früheren Zeitpunkt unterrichtet wer-
den konnte. 

Der vorliegende Entwurf führt diese Entwicklung weiter. 
Er gewährt dem Beschuldigten im ehrengerichtlichen Ver-
fahren die gleichen Rechte, die einem Angeschuldigten im 
Strafverfahren zustehen. Deshalb wird die Regelung des 
§ 79 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 nicht über

-

nommen. Es gilt nunmehr nach § 122 des vorliegenden Ent-
wurfs § 201 StPO entsprechend. Daraus folgt, daß der 
Vorsitzende des Ehrengerichts dem Beschuldigten die An-
schuldigungsschrift mitteilt und ihn zugleich auffordert, 
sich innerhalb einer bestimmten Frist zu erklären, ob er 
die Vornahme einzelner Beweiserhebungen beantragen 
oder Einwendungen gegen die Eröffnung des Hauptver-
fahrens vorbringen wolle (vgl. die ähnliche Vorschrift im 
§ 55 der Bundesdisziplinarordnung vom 28. November 1952 
— BGBl. I S. 761 —). Wegen des Verfahrens im einzelnen 
kann auf § 201 StPO Bezug genommen werden. Hervor-
zuheben ist, daß § 133 des Entwurfs den Fall regelt, in dem 
die Staatsanwaltschaft den Antrag auf Eröffnung des 
Hauptverfahrens vor dem Ehrengericht gestellt hat, weil 
die Strafe der Warnung, des Verweises oder der Geld-
buße zu erwarten ist. 

Erst nach Anhörung des Beschuldigten entscheidet das 
Ehrengericht darüber, ob das Hauptverfahren zu eröffnen 
ist. Die Voraussetzungen für die Eröffnung des Haupt-
verfahrens ergeben sich aus § 203 StPO, der nach § 122 
des vorliegenden Entwurfs entsprechend anzuwenden ist. 

Der Inhalt des Eröffnungsbeschlusses wird im Absatz 1 
des § 133 in Obereinstimmung mit § 78 der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 und in Anlehnung an § 207 Abs. 1 
StPO geregelt. 

Für den Beschluß, durch den die Eröffnung des Haupt-
verfahrens abgelehnt wird, gilt neben Absatz 3 des § 133 
ergänzend § 204 StPO (vgl. § 122 des vorliegenden Ent-
wurfs). 

Absatz 2, der eine Beschwerde des Beschuldigten gegen 
den Eröffnungsbeschluß ausschließt, steht im Einklang mit 
§ 210 Abs. 1 StPO. 

Zu § 134 

Vorlegung an den Ehrengerichtshof 

Gelangt das Ehrengericht gegenüber einem Antrag der 
Staatsanwaltschaft auf Eröffnung des Hauptverfahrens 
- sei es im Einklang mit dem Antrag, sei es abweichend 
von ihm — zu der Überzeugung, daß die ehrengerichtliche 
Strafe der Ausschließung zu erwarten und daß deshalb 
seine Zuständigkeit nicht mehr gegeben sei, so legt es 
die Akten dem Ehrengerichtshof zur Entscheidung vor. 
Diese im Absatz 1 enthaltene Regelung entspricht dem 
§ 209 Abs. 2, 3 StPO. Das Ehrengericht hat dabei Ge-
legenheit, seine Auffassung über die Sache selbst nieder-
zulegen. 

Absatz 2 betrifft den Fall, daß die Staatsanwaltschaft 
die Ausschließung des Beschuldigten aus der Rechts-
anwaltschaft erwartet und deshalb in der Anschuldigungs-
schrift beantragt, der Ehrengerichtshof möge das Haupt-
verfahren vor sich eröffnen. Gelangt dagegen das Ehren-
gericht, bei dem die Anschuldigungsschrift zusammen mit 
dem Antrag der Staatsanwaltschaft, die Akten dem Ehren-
gerichtshof vorzulegen, gemäß § 132 Abs. 2 eingereicht 
ist, zu der Ansicht, daß nur eine Strafe innerhalb seines 
Zuständigkeitsbereiches (§ 118 Abs. 1) zu erwarten oder 
daß die Eröffnung des Hauptverfahrens überhaupt abzu

-

lehnen sei, so kann es nicht etwa nur bei der negativen 
Entscheidung über den Vorlegungsantrag verbleiben. Das 
Ehrengericht muß vielmehr die Befugnis haben, nunmehr 
auch über den Antrag auf Eröffnung des Hauptverfahrens 
zu entscheiden, obwohl die Staatsanwaltschaft ihn an den 
Ehrengerichtshof gerichtet hat. In diesem Falle kann das 
Ehrengericht dank der im Absatz 2 (a. E.) enthaltenen 
Fiktion entweder das Hauptverfahren vor sich eröffnen 
oder die Eröffnung überhaupt ablehnen. 

Entsprechend der Regelung der Strafprozeßordnung 
(§ 210 Abs. 2) wird der Staatsanwaltschaft die sofortige 
Beschwerde eingeräumt, wenn das Ehrengericht die Sache 
entgegen ihrem Antrag nicht an den Ehrengerichtshof 
weitergeleitet und das Hauptverfahren vor sich eröffnet 
oder die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt hat. 
In dem letzteren Falle besteht durchaus die Möglichkeit, 
daß die Staatsanwaltschaft sich der Auffassung des Ehren-
gerichts, die Ausschließung sei nicht verwirkt und die Zu-
ständigkeit des Ehrengerichtshofes sei nicht gegeben, an-
schließt, daß sie sich aber gegen die Ablehnung der Er-
öffnung des Hauptverfahrens wenden will. Diesem Be-
dürfnis nach einer teilweisen Anfechtung des Beschlusses 
des Ehrengerichts trägt Absatz 3 Satz 2 Rechnung. 

Zu § 135 

Eröffnung des Hauptverfahrens vor dem Ehrengericht 

Der Ehrengerichtshof erhält entsprechend dem Grund-
satz des § 209 Abs. 1 StPO die Befugnis, das Hauptverfah-
ren auch vor dem Ehrengericht zu eröffnen. Die Auffas-
sung des Ehrengerichtshofes, daß die Sache in den Zu-
ständigkeitsbereich des Ehrengerichts gehöre, muß in 
diesem Abschnitt des Verfahrens für das Ehrengericht 
bindend und für die Verfahrensbeteiligten unanfechtbar 
sein, um nicht das Verfahren durch Zuständigkeitsstreitig-
keiten aufzuhalten. 

Zu § 136 

Rechtskraftwirkung eines ablehnenden Beschlusses 

Diese Vorschrift verleiht den Beschlüssen, durch welche 
die Eröffnung des Hauptverfahrens endgültig abgelehnt 
worden ist, entsprechend § 211 StPO eine beschränkte 
Rechtskraft. Sie geht dabei über den Wortlaut des § 77 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 hinaus, der 
nur den Fall betraf, daß der Angeschuldigte außer Verfol-
gung gesetzt war (vgl. die Erweiterung des entsprechen-
den § 81 der Reichs-Rechtsanwaltsordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21 Februar 1936). Ferner wird 
nunmehr in Ergänzung der früheren Regelung durch einen 
Zusatz klargestellt, daß der ablehnende Beschluß nicht 
mehr anfechtbar sein darf. 

Nach der rechtskräftigen Ablehnung der Eröffnung des 
Hauptverfahrens kann der Antrag auf Einleitung des 
ehrengerichtlichen Verfahrens nur auf Grund neuer Tat-
sachen und Beweismittel aufgenommen werden. Insoweit 
stimmt die Regelung des § 136 des vorliegenden Entwurfs 
mit der für das Strafverfahren geltenden (vgl. § 211 StPO) 
überein. Ergänzend zu der allgemeinen Vorschrift des 
§ 211 StPO ist jedoch in dem ehrengerichtlichen Verfah-
ren ebenso wie früher im § 77 der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 für die erneute Stellung des Antrags eine 
Ausschlußfrist von fünf Jahren vorzusehen, weil an einer 
ehrengerichtlichen Ahndung länger zurückliegender 
Pflichtverletzungen ein beachtliches Interesse nicht mehr 
bestehen kann (vgl. auch § 117 Abs. 1). 

Zu § 137 

Zustellung des Eröffnungsbeschlusses 

Diese Vorschrift entspricht § 215 StPO. Die Regelung 
der Strafprozeßordnung würde auf Grund der allgemeinen 
Verweisung im § 122 an sich ohne weiteres gelten. Um 
aber den Gang des ehrengerichtlichen Verfahrens in den 
Grundzügen in diesem Gesetz selbst darzustellen, er-
scheint es hier, wie auch an anderen Stellen, zweckmäßig, 
die Vorschrift der Strafprozeßordnung in dieses Gesetz 
zu übernehmen. 



3. Die Hauptverhandlung 
vor dem Ehrengericht 

Zu § 138 

Hauptverhandlung trotz Ausbleibens des Beschuldigten 

Der Beschuldigte kann nicht gezwungen werden, in der 
Hauptverhandlung zu erscheinen (vgl. § 120). Diese grund-
legende Abweichung von den Regeln des Strafverfahrens 
( vgl. § 230 Abs. 2 StPO) bedingt andererseits, eine Haupt-
verhandlung auch in Abwesenheit der Beschuldigten zu-
zulassen, wie es auch in dem Disziplinarverfahren nach 
§ 59 der Bundesdisziplinarordnung vom 28. November 
1952 (BGBl, I S. 761) geschieht. 

§ 230 Abs. 1 StPO, der eine Hauptverhandlung gegen 
einen ausgebliebenen Angeklagten grundsätzlich nicht 
gestattet, ist in dem ehrengerichtlichen Verfahren wegen 
der im § 138 des vorliegenden Entwurfs getroffenen Rege-
lung nicht anwendbar. 

Die Hauptverhandlung wird in Abwesenheit des Be-
schuldigten nur zugelassen, wenn der Beschuldigte ord-
nungsmäßig geladen und in der Ladung darauf hingewie-
sen ist, daß in seiner Abwesenheit verhandelt werden 
kann. Damit der Beschuldigte in seiner Verteidigung nicht 
beeinträchtigt wird, ist ebenso wie im § 88 Abs. 1 Satz 2 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 eine öffent-
liche Ladung (§§ 40, 279 StPO) ausgeschlossen. Gegenüber 
der Regelung des § 83 der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878, die eine Verhandlung in Abwesenheit des 
Beschuldigten nur von seiner ordnungsmäßigen Ladung 
abhängig machte, wird nunmehr zusätzlich der Hinweis 
auf die Folgen des Ausbleibens gefordert, um die Berech-
tigung dafür zu schaffen, daß der Wille des Beschuldigten, 
selbst in Kenntnis der Folgen seines Ausbleibens nicht 
zur Hauptverhandlung zu erscheinen, unterstellt werden 
kann. 

Die Entscheidung darüber, ob in Abwesenheit des Be-
schuldigten verhandelt werden soll, liegt im pflicht-
mäßigen Ermessen des Ehrengerichts. 

Aus der Regelung, daß die Hauptverhandlung in Ab-
wesenheit des Beschuldigten zulässig ist, darf anderer-
seits nicht hergeleitet werden, daß die Hauptverhandlung 
ohne Rücksicht darauf anberaumt und durchgeführt wer-
den kann, ob der Beschuldigte in der Lage ist, zu ihr zu 
erscheinen. Das Recht des Beschuldigten, an der Haupt-
verhandlung teilzunehmen, darf nicht beeinträchtigt wer-
den. Es kann daher durchaus geboten sein, Anträgen des 
Beschuldigten auf Verlegung des Termins der Haupt-
verhandlung oder auf Vertagung zu entsprechen. 

Auf den Beschuldigten darf nicht irgendwie in anderer 
Weise dahin eingewirkt werden, daß er zur Hauptver-
handlung erscheint. Dies war nach der Regelung des § 83 
Abs. 2 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 prak-
tisch deshalb der Fall, weil zur Hauptverhandlung das 
persönliche Erscheinen mit der „Verwarnung" angeordnet 
werden konnte, daß bei seinem Ausbleiben ein Vertreter 
nicht zugelassen werde. Es erscheint für das ehrengericht-
liche Verfahren nicht angebracht, das Recht des Beschul-
digten, sich zu verteidigen, durch den Ausschluß seines 
Verteidigers zu beeinträchtigen. 

Zu § 139 

Nichtöffentliche Hauptverhandlung 

Die Verhandlungen vor den Ehrengerichten waren seit 
jeher nicht öffentlich (vgl. Motive zur Rechtsanwaltsord-
nung vom 1. Juli 1878 in den Anlagen zu den Verhandlun-
gen des Deutschen Reichstags, 3. Legislaturperiode  — 
II.  Session 1878, Aktenstück Nr. 5 zu § 78; § 82 der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878). 

Der Entwurf behält diese Regelung bei. Wenn auch Ver-
handlungen nach allgemeinen Verfahrensgrundsätzen öf-
fentlich stattfinden sollen, so läßt die Besonderheit des 
ehrengerichtlichen Verfahrens vor dem Ehrengericht 
gleichwohl eine hiervon abweichende Ordnung zu. Es 
fällt zunächst entscheidend ins Gewicht, daß es sich bei 
dem ehrengerichtlichen Verfahren vor dem Ehrengericht 
der Rechtsanwaltskammer nicht um ein Verfahren vor 

einem staatlichen Gericht handelt (vgl. Vorbemerkung vor 
§ 104). Wenn andererseits der Umstand berücksichtigt wird, 
daß die ehrengerichtlichen Verfahren ausschließlich dem 
Zwecke dienen, die Zwangsmittel einer Gemeinschaft 
durchzusetzen, so fehlt es an einem berechtigten Grund, 
aus dem die Öffentlichkeit Interesse an dem Verfahren 
nehmen könnte. 

Absatz 2 gewährt den Vertretern der Landesjustizver-
waltung, dem Präsidenten des Oberlandesgerichts oder 
seinem Beauftragten und dem Generalstaatsanwalt bei 
dem. Oberlandesgericht den Zutritt zu der Verhandlung, 
weil sie als die berufenen Organe des Staates jederzeit 
in der Lage sein müssen, sich über den Verlauf der Ver-
handlung zu unterrichten. Den Rechtsanwälten und An-
waltsassessoren im Bereich der Rechtsanwaltskammer wird 
ebenfalls das Recht eingeräumt, der Verhandlung beizu-
wohnen, weil sie einen Anspruch darauf haben, an dem 
Geschehen innerhalb ihrer Gemeinschaft teilzunehmen. 

Andere Personen kann das Ehrengericht nach Anhörung 
der Beteiligten als Zuhörer zulassen, wie es auch früher 
der Fall war (§ 82 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878) . 

Zu § 140 

Berichterstatter in der Hauptverhandlung 

Wie sich aus § 243 Abs. 1 StPO in Verbindung mit § 122 
des Entwurfs ergibt, beginnt die Hauptverhandlung vor 
dem Ehrengericht mit dem Aufruf der Zeugen und Sach-
verständigen. Hieran schließen sich die Vernehmung des 
Beschuldigten über seine persönlichen Verhältnisse und 
die Verlesung des Eröffnungsbeschlusses (vgl. § 243 Abs. 2 
StPO). 

Vor der Vernehmung des Beschuldigten zur Sache, die 
nach § 243 Abs. 3 StPO folgen würde, wird nunmehr, wie 
es schon früher der Fall war (vgl. § 84 der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878; vgl. auch § 61 der Bundesdiszi-
plinarordnung vom 28. November 1952 — BGBl. I S. 761 — 
für das Disziplinarverfahren), der Vortrag des Bericht-
erstatters über die Ergebnisse des bisherigen Verfahrens 
eingeschaltet. Dieser Vortrag ist nicht dazu bestimmt, die 
Beweisaufnahme zu ersetzen, wie sich aus § 143 ergibt. 
Er soll ein Tatsachenbericht sein, der die Beteiligten ob-
jektiv ins Bild setzt. Der Berichterstatter darf deshalb 
seine persönliche Auffassung über die Schuld oder Un-
schuld des Beschuldigten nicht erkennen lassen. 

Der Berichterstatter wird nach Absatz 2 des § 140 von 
dem Vorsitzenden aus den Mitgliedern des Ehrengerichts 
ernannt. Ein Zeitpunkt für die Bestellung ist im Gesetz 
nicht vorgeschrieben. Es ergibt sich von selbst, daß sie 
zweckmäßig schon vor der Hauptverhandlung vorgenom-
men wird, damit der Berichterstatter seinen Vortrag vor-
bereiten kann. 

Zu § 141 

Umfang der Beweisaufnahme 

In dem ehrengerichtlichen Verfahren gilt nach § 141 
Satz 1 ebenso wie in dem Strafverfahren (vgl. § 244 Abs. 2 
StPO) der Grundsatz, daß die materielle Wahrheit zu er-
forschen ist. Dieses Prinzip, das nach neuerer Anschauung 
für ein strafgerichtliches und auch für verwandte Verfah-
ren unerläßlich ist, hatte im § 85 der Rechtsanwaltsord-
nung vom 1. Juli 1878 keinen Ausdruck gefunden. 

Über diesen Grundsatz hinaus braucht indes der Straf-
prozeßordnung nicht auch darin gefolgt zu werden, daß 
die Beteiligten ein grundsätzlich unbeschränktes Recht auf 
Erhebung der von ihnen benannten Beweismittel haben 
(vgl. § 244 Abs. 3 ff. StPO). Mit der Natur des ehrengericht-
lichen Verfahrens vor dem Ehrengericht, in dem sich der 
Beschuldigte vor Mitgliedern seiner Gemeinschaft und nur 
im Rahmen der Strafgewalt dieser Gemeinschaft zu ver-
antworten hat, erscheint es vereinbar, die Entscheidung 
über den Umfang der Beweisaufnahme dem pflichtmäßigen 
Ermessen des Ehrengerichts zu überlassen, wie es auch 
bisher der Fall war (§ 85 der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878; vgl. auch § 384 Abs. 2 StPO). Das Ermessen 
des Ehrengerichts wird, soweit es geboten ist, durch die 
folgenden §§ 142 und 143 eingeschränkt. 



Zu § 142 

Beweisaufnahme 
durch einen beauftragten oder ersuchten Richter 

Von dem Grundsatz der Unmittelbarkeit der Beweis-
aufnahme, der für die Hauptverhandlung im strafgericht-
lichen Verfahren nur in wenigen Fällen durchbrochen 
wird (vgl. §§ 250, 251 StPO), können im ehrengerichtlichen 
Verfahren vor dem Ehrengericht ebenso wie im Diszi-
plinarverfahren nach Ş  61 der Bundesdisziplinarordnung 
vom 28. November 1952 (BGBl. I S. 761), weitergehende 
Ausnahmen zugelassen werden. Eine gegenüber dem 
strafgerichtlichen Verfahren elastischere Regelung er-
scheint für das ehrengerichtliche Verfahren vor dem 
Ehrengericht insbesondere deshalb geboten, weil dem 
ehrengerichtlichen Untersuchungsverfahren im Verhältnis 
zu der Hauptverhandlung größere Bedeutung zukommen 
soll als im Strafprozeß der Voruntersuchung gegenüber 
der Hauptverhandlung. Wenn nicht das ehrengerichtliche 
Untersuchungsverfahren an Bedeutung verlieren und eine 
kaum vertretbare Belastung der Hauptverhandlung die 
Folge sein soll, ist es deshalb zuzulassen, daß die Beweis-
ergebnisse des Untersuchungsverfahrens in der Haupt-
verhandlung vor dem Ehrengericht weitgehend verwertet 
werden (vgl. § 143). 

Da der Grundsatz der Unmittelbarkeit der Beweisauf-
nahme im ehrengerichtlichen Verfahren vor dem Ehren-
gericht nicht mit der sonst gebotenen Strenge durchzufüh-
ren ist, wird es im § 142 dem pflichtmäßigen Ermessen des 
Ehrengerichts überlassen, ob Zeugen oder Sachverstän-
dige in der Hauptverhandlung oder durch einen beauf-
tragten oder ersuchten Richter vernommen werden sollen. 
Neben der Beweisaufnahme durch den ersuchten Richter, 
der nach Satz 2 ein Mitglied eines anderen Ehrengerichts 
oder ein Amtsrichter sein kann (vgl. § 112), wird nun auch 
die Vernehmung durch ein beauftragtes Mitglied des 
Ehrengerichts erwähnt. Damit werden die früher nach der 
Fassung des § 86 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 entstandenen Zweifel, ob die Vernehmung durch 
einen beauftragten Richter des Ehrengerichts zulässig sei 
(vgl. Friedlaender: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878, 3. Aufl., § 86 Anm. 7), für die Zukunft 
behoben. Die Entschließung des Ehrengerichts kann sich 
sowohl auf Zeugen oder Sachverständige, die in dem 
ehrengerichtlichen Verfahren bereits vernommen sind, 
als auch auf neue Zeugen oder neue Sachverständige 
beziehen. 

Das Ermessen des Ehrengerichts über die Art der Ver-
nehmung wird jedoch beschränkt, wenn die Staatsanwalt-
schaft oder der Beschuldigte beantragen, den Zeugen oder 
Sachverständigen in der Hauptverhandlung zu verneh-
men. Einem solchen Antrag muß das Ehrengericht grund-
sätzlich entsprechen (§ 142 Satz 3). Der Antrag kann aber 
dann abgelehnt werden, wenn der Zeuge voraussichtlich 
am Erscheinen in der Hauptverhandlung verhindert ist 
oder wenn ihm das Erscheinen wegen großer Entfernung 
nicht zugemutet werden kann. Bei diesen Hindernissen, 
die ähnlich auch im strafgerichtlichen Verfahren (§ 223 
StPO) eine Verwertung der außerhalb der Hauptverhand-
lung durchgeführten Vernehmungen als notwendig und 
vertretbar erscheinen lassen, muß das sonst beachtliche 
Interesse der Prozeßbeteiligten an der Vernehmung der 
Zeugen und Sachverständigen in der Hauptverhandlung 
selbst zurücktreten. 

Die Regelung des Satzes 3 des § 142 bezieht sich, wie 
aus dem Zusammenhang mit den Sätzen 1 und 2 dieser 
Vorschrift hervorgeht, nur auf das Verfahren bei der Be-
weisaufnahme. Sie gewährt den Prozeßbeteiligten keinen 
Anspruch darauf, daß die von ihnen gestellten Zeugen 
oder Sachverständigen vernommen werden. Die Frage, ob 
die Vernehmung in einem solchen Fall durchgeführt wer-
den soll, richtet sich abweichend von § 245 StPO nach 
§ 141 Satz 2 des vorliegenden Entwurfs. 

Zu § 143 

Verlesen von Protokollen 

Aus den Gründen, die bei § 142 dargelegt sind, wird es 
im Verfahren vor dem Ehrengericht über die Regelung 
des § 251 StPO hinaus zugelassen, daß die Aussagen von 

Zeugen oder Sachverständigen, die bereits in dem ehren-
gerichtlichen oder in einem anderen gesetzlich geordne-
ten Verfahren vernommen worden sind, verlesen werden. 
Die nähere Entschließung wird dem pflichtmäßigen Er-
messen des Ehrengerichts überlassen (Absatz 1). 

Vor der Beschlußfassung hat das Ehrengericht die 
Staatsanwaltschaft und den Beschuldigten anzuhören 
(§ 33 StPO, § 122 des vorliegenden Entwurfs). Die Prozeß

-

beteiligten erhalten also rechtzeitig Gelegenheit, nach Ab-
satz 2 den Antrag zu stellen, daß der Zeuge oder Sach-
verständige, dessen Aussage verlesen werden soll, in der 
Hauptverhandlung vernommen werde. Da bei einem sol-
chen Antrag regelmäßig ein beachtliches Interesse der 
Prozeßbeteiligten an der Vernehmung in der Hauptver-
handlung zu unterstellen ist, wird das Ehrengericht an 
ihn gebunden (Absatz 2). Der Entwurf kehrt also in die-
sem Fall zu dem Grundsatz der Unmittelbarkeit der Be-
weisaufnahme zurück Andererseits kann der Antrag, 
den Zeugen oder Sachverständigen in der Hauptverhand-
lung zu vernehmen, ebenso wie in den Fällen des § 143 
dann abgelehnt werden, wenn die Vernehmung in der 
Hauptverhandlung nicht durchgeführt werden kann, weil 
der Zeuge oder Sachverständige voraussichtlich am Er-
scheinen verhindert ist oder wenn ihm das Erscheinen 
wegen großer Entfernung nicht zugemutet werden kann. 

Wird dem Antrag auf Vernehmung in der Haupt-
verhandlung stattgegeben, so darf das Protokoll über die 
frühere Vernehmung nicht verlesen werden (Absatz 2 
Satz 3). 

Im Absatz 3 wird es abweichend von dem bisher gel-
tenden Recht (§§ 86, 88 der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878) ausgeschlossen, daß der Verlesung eines 
Protokolls über eine Vernehmung eines Zeugen oder 
Sachverständigen widersprochen werden kann, der auf 
Beschluß des Ehrengerichts nach § 142 durch einen beauf-
tragten oder ersuchten Richter vernommen worden ist. 
Ein solcher Widerspruch ist nur dann beachtlich, wenn 
der Staatsanwait oder der Beschuldigte vor der Durch-
führung dieser Beweisaufnahme die Vernehmung in der 
Hauptverhandlung ohne Erfolg beantragt hatten und die 
Gründe für die Ablehnung des Antrags jetzt nicht mehr 
bestehen. In einem solchen Falle muß nunmehr die Ver-
nehmung in der Hauptverhandlung durchgeführt werden. 

Zu § 144 

Zwangsmittel gegen Zeugen und Sachverständige 

Nach § 87 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
waren die Zwangsmittel gegen Zeugen oder Sachver-
ständige, die in der Hauptverhandlung vor dem Ehren-
gericht ausblieben oder die ihr Zeugnis, Gutachten oder 
die Eidesleistung ohne gesetzlichen Grund verweigerten, 
den Amtsgerichten vorbehalten. Nach den Motiven (vgl. 
Anlagen zu den Verhandlungen des Deutschen Reichs-
tags, 3. Legislaturperiode — II. Session 1878, Aktenstück 
Nr. 5 zu § 83) bestanden seinerzeit Bedenken, dem Ehren-
gericht eine Strafgewalt auch gegen solche Personen ein-
zuräumen, die nicht seiner Gerichtsbarkeit unterliegen. 

Wegen des Umstandes, daß die Ehrengerichte nicht als 
staatliche Gerichte anzusehen sind (vgl. Vorbem. vor 
ş  104) und daß sie die Strafgewalt über die Mitglieder 
der Kammer ausüben, bestehen die erwähnten grund-
sätzlichen Bedenken unverändert fort. Deshalb werden 
die Zwangsmittel gegen Zeugen und Sachverständigen 
in dem Hauptverfahren vor dem Ehrengericht dem Amts-
richter vorbehalten. 

Dagegen kann ebenso wie früher (vgl. Friedlaender: 
Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878, 
3. Aufl., § 87 Anm. 8) dem Untersuchungsrichter (§126) die 
Handhabung von Zwangsgewalt gegen Zeugen und Sach-
verständigen in dem ehrengerichtlichen Untersuchungs-
verfahren überlassen werden, weil bei ihm der staatliche 
Charakter gegeben ist. Die Befugnisse des Unter-
suchungsrichters ergeben sich aus den §§ 51, 70, 72 und 77 
der Strafprozeßordnung in Verbindung mit § 122 des vor-
liegenden Entwurfs. 



Zu § 145 

Verweisung an den Ehrengerichtshof 

Die Regelung, nach der das Ehrengericht die ehren-
gerichtlichen Strafen der Warnung, des Verweises und 
der Geldbuße verhängen kann und dem Ehrengerichtshof 
die Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft vorbehalten 
ist (vgl. § 118), macht es notwendig, einen Übergang von 
dem Verfahren vor dem Ehrengericht zu dem Verfahren 
vor dem Ehrengerichtshof für den Fall vorzusehen, daß 
die Strafgewalt des Ehrengerichts nicht ausreicht. Dagegen 
kommt umgekehrt die Verweisung eines Verfahrens vor 
dem Ehrengerichtshof an das Ehrengericht nicht in Frage, 
weil der Ehrengerichtshof auch die Strafgewalt des Ehren-
gerichtes ausüben kann (§ 151 Abs. 2 des vorliegenden 
Entwurfs; § 269 StPO in Verbindung mit § 122 des Ent-
wurfs). 

Die Verweisung eines Verfahrens vor dem Ehrengericht 
an den Ehrengerichtshof ist in § 145 in Anlehnung an 
§ 270 StPO geregelt. 

Zu § 146 

Entscheidung des Ehrengerichts 

Die Hauptverhandlung vor dem Ehrengericht schließt 
ebenso wie die Hauptverhandlung in einem strafgericht-
lichen Verfahren (§ 260 Abs. 1 Satz 1 StPO) mit der auf die 
Beratung folgenden Verkündung des Urteils. Die Bezeich-
nung „Urteil" kann für die Entscheidung des Ehrengerichts 
nicht beibehalten werden, weil es sich hierbei nicht um 
einen Akt der rechtsprechenden Gewalt im Sinne des 
Artikels 92 des Grundgesetzes handelt (vgl. Vorbem. vor 
§ 104). Deshalb soll die Entscheidung des Ehrengerichts 
künftig als „Spruch" bezeichnet werden, weil dadurch, ähn-
lich wie bei einem Schiedsspruch (§§ 1034, 1038 ZPO), 
einerseits der nichtstaatliche Charakter der Entscheidung 
gekennzeichnet wird, andererseits aber auch ihre Bedeu
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tung betont wird. 

Der Inhalt des Spruchs wird im Absatz 2 dahin bestimmt, 
daß er auf Freisprechung, Verurteilung oder Einstellung 
des Verfahrens lauten kann. Eine weitere Entscheidung 
zur Hauptsache kommt abweichend von § 260 Abs. 1 Satz 2 
StPO nicht in Betracht. 

Die Einstellung des ehrengerichtlichen Verfahrens ist 
im Absatz 3 besonders geregelt. Daß die Einstellung ins-
besondere dann zwingend vorgeschrieben ist, wenn die 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft des Beschuldigten er-
loschen ist (Absatz 3 Nr. 1) oder wenn die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft unanfechtbar zurückgenommen ist (Ab-
satz 3 Nr. 2), weist zugleich auf die Grenzen der ehren-
gerichtlichen Zwangsgewalt hin. 

Zu § 147 

Protokollführer 

Nach § 81 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
war das Protokoll über die Hauptverhandlung von einem 
Rechtsanwalt aufzunehmen. Dagegen war in dem ehren-
gerichtlichen Untersuchungsverfahren — anders als in der 
Hauptverhandlung — ein gerichtlicher Urkundsbeamter, 
also ein Beamter oder Angestellter der Geschäftsstelle, 
tätig (vgl. Friedlaender: Kommentar zur Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878, 3. Aufl., § 71 Anm. 9). Neben 
einem Rechtsanwalt, der auch künftig als Protokollführer 
fungieren kann, oder einem Anwaltsassessor wird es nun-
mehr auch zugelassen, daß hier, ebenso wie in anderen 
ehrengerichtlichen Verfahren (vgl. z. B. § 25 des preuß. Ge-
setzes, betr. die ärztlichen Ehrengerichte, das Umlage
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recht und die Kassen der Ärztekammern, vom 25. Novem-
ber 1899 — GS S. 565 —) die Urkundstätigkeit von einem 
besonders verpflichteten Angestellten wahrgenommen 
werden kann (vgl. auch § 271 StPO). 

Der Protokollführer muß auf die gewissenhafte Erfül-
lung seiner Obliegenheiten besonders verpflichtet werden 
(Absatz 2). Die Verpflichtung nimmt der Vorsitzende des 
Ehrengerichts vor. 

Der vertrauliche Charakter der Vorgänge, die im ehren-
gerichtlichen Verfahren erörtert werden, kann nur ge-
wahrt werden, wenn alle Beteiligten zur Verschwiegen

-

heit verpflichtet sind. Deshalb ist der Protokollführer 
ebenso wie die Mitglieder des Ehrengerichts (§ 109) ge-
halten, über die Angelegenheiten, die ihm bei seiner Tätig-
keit bekannt werden, nichts zu offenbaren. Uber Anträge 
auf Erteilung der Aussagegenehmigung entscheidet der 
Vorsitzende des Ehrengerichts. 

Zu § 148 

Ausfertigung der Entscheidungen 

Ausfertigungen und Auszüge der Entscheidungen des 
Ehrengerichts wurden nach § 95 der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 (vgl. § 275 Abs. 4 StPO) von dem Schrift-
führer des Vorstandes erteilt. Diese Aufgabe einem Mit-
glied des Vorstandes zu übertragen, hatte damals eine 
innere Berechtigung, weil das Ehrengericht innerhalb des 
Vorstandes gebildet wurde. Nachdem nunmehr das Ehren-
gericht eine funktionell selbständige Einrichtung ist, sind 
die Ausfertigungen und Auszüge von ihm selbst zu er-
teilen. Die Aufgabe ist indes so bedeutsam, daß sie nicht 
der Geschäftsstelle des Ehrengerichts entsprechend § 275 
Abs. 4 StPO übertragen werden kann. Sie ist deshalb dorn 
Vorsitzenden des Ehrengerichts vorzubehalten. 

4. Die Hauptverhandlung 
vor dem Ehrengerichtshof 

Zu § 149 

Entsprechende Anwendung von Vorschriften 

Im Absatz 1 werden die Vorschriften des Gerichtsver-
fassungsgesetzes Tiber die Öffentlichkeit für entsprechend 
anwendbar erklärt. Die Gründe, die im Verfahren vor dem 
Ehrengericht eine nichtötfentliche Verhandlung rechtfer-
tigen (vgl. die Be rn . zu § 139), gelten für das Verfahren 
vor dem Ehrengerichtshof nicht, da es sich hier  urn  ein ge-
richtliches Verfahren handelt. Zwar könnte der Gesichts-
punkt, daß die Eigenart der hier zu erörternden Vorgänge, 
die den besonderen Pflichtenkreis eines Berufes berühren, 
eine vertrauliche Behandlung erfordert, dafür sprechen, 
auch das Verfahren vor dem Ehrengerichtshof unter Aus-
schluß der Öffentlichkeit durchzuführen. Es würde aber 
rechtsstaatlichen Grundsätzen widersprechen, wenn in 
einem Verfahren vor einem staatlichen Gericht generell 
die Öffentlichkeit ausgeschlossen würde. Auch wird das 
Vertrauen der Allgemeinheit, in der über eine schwer-
wiegende Pflichtverletzung eines Rechtsanwalts eine starke 
Erregung entstanden sein kann, in die Rechtsprechung 
des Ehrengerichtshofes gestärkt, wenn jedermann die Mög-
lichkeit hat, den Verhandlungen vor dem Ehrengerichtshof 
beizuwohnen. Machen es in einem Einzelfall besondere 
Umstände erforderlich, daß die Sache unter Ausschluß der 
Öffentlichkeit behandelt wird, so gibt hierzu der ent-
sprechend anwendbare § 172 GVG die nötige Handhabe. 

Die Hauptverhandlung vor dem Ehrengerichtshof richtet 
sich als Offizialverfahren vor einem staatlichen Gericht 
grundsätzlich nach den einschlägigen Vorschriften der 
Strafprozeßordnung, die auf Grund der Generalklausel 
des § 122 sinngemäß anzuwenden sind. Hervorzuheben ist, 
daß für die Beweisaufnahme vor dem Ehrengerichtshof 
anders als in dem Verfahren vor dem Ehrengericht (§§ 141 
bis 147) die Vorschriften der Strafprozeßordnung (§§ 244, 
250, 251) ohne jede Einschränkung gelten; die erhöhten 
Rechtsgarantien der Strafprozeßordnung müssen auch in 
dem Verfahren vor dem Ehrengerichtshof gewährt werden, 
weil es bei der Entscheidung des Ehrengerichtshofes urn 
die Existenz des Beschuldigten geht. 

Nach den im Absatz 2 enthaltenen Verweisungen auf 
Vorschriften, die für die Verhandlung vor dem Ehren-
gerichtshof vorgesehen sind, bestehen jedoch folgende 
Abweichungen von der Strafprozeßordnung: 
a) Die Hauptverhandlung vor dem Ehrengerichtshof muß 

ebenso wie die vo dem Ehrengericht (§ 138) auch ge-
gen einen trotz ordnungsmäßiger Ladung ausgeblie-
benen Beschuldigten durchgeführt werden können, 
weil nach § 120 des Entwurfs eine Verhaftung des Be-
schuldigten im ehrengerichtlichen Verfahren allgemein 
ausgeschlossen ist. 

b) Durch den für entsprechend anwendbar erklärten §140 
wird der Gang der Hauptverhandlung abweichend von 



§ 243 StPO dahin geregelt, daß nach dem Verlesen des 
Eröffnungsbeschlusses (§ 243 Abs. 2 StPO) ein Bericht-
erstatter die Ergebnisse des bisherigen Verfahrens 
vorträgt. 

Weitere Besonderheiten für die Hauptverhandlung vor 
dem Ehrengerichtshof ergeben sich aus den nachstehen-
den Vorschriften 

Zu § 150 

Beweiserhebungen vor der Hauptverhandlung 
im Falle der Verweisung 

Die Vorschrift regelt das weitere Verfahren für den 
Fall, daß ein Verfahren vor dem Ehrengerichtshof auf 
Grund der Verweisung anhängig wird, die das Ehren-
gericht nach § 145 wegen Fehlens seiner Strafgewalt be-
schlossen hat. Inhaltlich ist § 150 an § 270 Abs. 4 StPO 
angelehnt. 

Zu § 151 

Entscheidung des Ehrengerichtshofes 

Der Inhalt des Urteils wird durch § 151 Satz 1 ab-
weichend von § 260 Abs. 1 Satz 2 StPO dahin bestimmt, 
daß im Verfahren vor dem Ehrengerichtshof selbst nur auf 
Freisprechung, Ausschließung aus der Anwaltschaft oder 
Einstellung des Verfahrens erkannt werden kann. Für die 
Einstellung des Verfahrens gilt in Ergänzung des § 260 
Abs. 3 StPO § 146 Abs. 3 des vorliegenden Entwurfs ent-
sprechend. Wie sich aus dieser Regelung ergibt, kann ein 
Verfahren nicht durchgeführt werden, wenn der Beschul-
digte nicht mehr die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
besitzt. 

Wie bei § 145 bereits dargelegt ist, darf der Ehren-
gerichtshof eine bei ihm rechtshängig gewordene Sache 
nicht mehr an das Ehrengericht verweisen (§ 269 StPO), 
auch wenn er nach dem Ergebnis der Hauptverhandlung 
Mine Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft nicht mehr 
für verwirkt hält. In diesen Fällen kann, wie im Absatz 2 
klargestellt wird, der Ehrengerichtshof selbst auf die 
ehrengerichtlichen Strafen der Warnung, des Verweises 
oder der Geldbuße erkennen. Diese Regelung ergibt sich 
zwangsläufig aus der Strafgewalt des Ehrengerichtshofes, 
die als die weitergehendere Befugnis auch die geringere 
Strafgewalt des Ehrengerichtes in sich schließt. 

Die Urteile des Ehrengerichtshofes ergehen im Namen 
des Volkes (§ 268 Abs. 1 StPO), weil er als staatliches 
Gericht anzusehen ist. . 

Zu § 152 

Vollzug der Ausschließung 

Die Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft wird 
ebenso wie die Entfernung aus dem Dienst nach der Bun-
desdisziplinarordnung (vgl. § 102 Abs. 1 Satz 1 der Bundes-
disziplinarordnung vom 28. November 1952 — BGBl. I 
S. 761 —) mit der Rechtskraft des Urteils wirksam. Sie 
bedarf also ebenso wie trüber (§ 96 der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878) keiner Vollstreckung im enge-
ren Sinne. 

Mit der Ausschließung erlöschen die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft (§ 25) und die Zulassung bei einem 
Gericht (§ 46 Nr. 1). Der Ausgeschlossene wird in der Liste 
der Rechtsanwälte gelöscht (§ 152 Abs. 2). 

Für die Vollstreckung einer Geldbuße, auf die nach 
§ 151 Abs. 2 erkannt ist, gelten in diesem gerichtlichen 
Verfahren nach § 122 die Vorschriften der Strafprozeß-
ordnung (§§ 449 ff., insbesondere § 463 StPO). Die ein-
gezogenen Beträge fließen, abweichend von § 231, in die 
Staatskasse, weil der Titel, nach dem sie zu zahlen sind, 
in einem gerichtlichen Verfahren erlassen ist. 

5. Sicherung von Beweisen 

Zu § 153 

Anordnung der Beweissicherung 

Ist nach Einleitung eines ehrengerichtlichen Verfahrens 
die Zulassung des Beschuldigten zur Rechtsanwaltschaft 
erloschen oder zurückgenommen, so kann das ehren
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gerichtliche Verfahren nicht weiter durchgeführt werden, 
weil der Beschuldigte nicht mehr der ehrengerichtlichen 
Strafgewalt untersteht (§ 146 Abs. 3, § 151 Abs. 1 Satz 2). 
Diese Regelung könnte einen Beschuldigten, der ein auf 
Ausschließung lautendes Urteil befürchtet, dazu verleiten, 
seine Zulassung zur Rechtsanwaltschaft aufzugeben, um 
dadurch die Einstellung des ehrengerichtlichen Verfah-
rens zu erzwingen und um so die Aufklärung des 
Sachverhaltes zu hintertreiben. Allerdings kann die 
Pflichtverletzung, die Gegenstand des ehrengerichtlichen 
Verfahrens war, bei einem späteren Gesuch um Wieder-
zulassung als Versagungsgrund berücksichtigt wer-
den (§ 19 Nrn. 5 und 6). Es besteht jedoch die Gefahr, 
daß das Vorliegen einer Pflichtverletzung nicht mehr 
festgestellt werden kann, wenn seit der Einstellung 
des ehrengerichtlichen Verfahrens und dem Wieder-
zulassungsverfahren mehrere Jahre verstrichen sind und 
die Beweismittel nicht mehr zur Verfügung stehen. 
Diesen Schwierigkeiten soll dadurch Rechnung getra-
gen werden, daß ähnlich, wie es die Strafprozeßord-
nung an verschiedenen Stellen vorsieht (§ 205 Abs. 1 
Satz 2, § 285 Abs. 1 Satz 2 und § 289), eine Sicherung der 
Beweise ermöglicht wird. 

Die Sicherung der Beweise wird von dem Ehrengericht 
oder dem Ehrengerichtshof zugleich mit der Einstellung 
des ehrengerichtlichen Verfahrens angeordnet. Die An-
ordnung setzt einen Antrag der Staatsanwaltschaft vor-
aus. Aus dem oben dargelegten Zweck, daß die Beweise 
für ein späteres Wiederzulassungsverfahren gesichert 
werden sollen, ergibt sich zwangsläufig die Beschränkung, 
daß eine Beweissicherung nar angeordnet werden kann, 
wenn nach dem Stand des ehrengerichtlichen Verfahrens, 
das auf Grund von § 146 Abs. 3 oder § 151 Abs. 1 Satz 1 
des vorliegenden Entwurfs eingestellt werden mußte, mit 
der Ausschließung des Beschuldigten aus der Rechts-
anwaltschaft gerechnet werden konnte. Ein Rechtsmittel 
gegen die Anordnung des Gerichts kann entbehrt wer-
den, weil die Entscheidung über den Antrag des Staats-
anwalts in erster Linie  von Zweckmäßigkeitserwägungen 
und von der Würdigung des bisher ermittelten Sachver-
halts abhängt und weil sie keinen Eingriff in die Rechts-
stellung des Beschuldigten darstellt. 

Da nach der Einstellung des ehrengerichtlichen Verfah-
rens eine ehrengerichtliche Strafe nicht mehr verhängt 
werden kann, ist es nicht erforderlich, die zu sichernden 
Beweise durch das Ehrengericht oder den Ehrengerichts-
hof selbst aufnehmen zu lassen. Im Absatz 2 wird deshalb 
der Untersuchungsrichter mit dieser Aufgabe betraut. 

Zu § 154 

Verfahren 

Das Verfahren, das der Untersuchungsrichter hei der 
Sicherung der Beweise einzuhalten hat, ist im § 154 näher 
geregelt. 

Für den Umfang der Beweisaufnahme ist das Ziel der 
Beweissicherung bestimmend, eine spätere Entscheidung 
im Wiederzulassungsverfahren darüber zu ermöglichen, 
ob die Pflichtverletzung einen Versagungsgrund nach § 19 
Nrn. 5 oder 6 darstellt. Die Entscheidung darüber, welche 
Beweismittel im Einzelfall aufgenommen werden sollen, 
kann dem pflichtmäßigen Ermessen des Untersuchungs-
richters überlassen bleiben (Absatz 1). In Anlehnung an 
§ 286 Abs. 2 StPO sieht der Absatz 2 eine Einschränkung 
des Ermessens insofern vor, als Zeugen grundsätzlich eid-
lich zu vernehmen sind. Da die Beweissicherung nicht der 
Vorbereitung einer ehrengerichtlichen Bestrafung dient, 
ist es nicht erforderlich, den Untersuchungsrichter an An-
träge der Staatsanwaltschaft oder des Beschuldigten zu 
binden oder ein Rechtsmittel für den Fall vorzusehen, daß 
der Untersuchungsrichter der Anregung eines Beteiligten, 
bestimmte Beweismittel aufzunehmen, nicht entspricht. 

Außer der Staatsanwaltschaft ist auch der frühere Be-
schuldigte an dem Verfahren zur Beweissicherung zu be-
teiligen, weil die Ergebnisse der vorsorglichen Beweis-
aufnahme später gegen ihn verwendet werden können, 
wenn er seine Wiederzulassung zur Rechtsanwaltschaft 
erstrebt. Der frühere Beschuldigte ist daher von den Ter-
minen, in denen Zeugen oder Sachverständige vernommen 
werden sollen, zu benachrichtigen und ihm Gelegenheit 



zu geben, bei der Vernehmung von Zeugen oder Sachver-
ständigen anwesend zu sein und Fragen an den Zeugen 
oder den Sachverständigen zu richten (Absatz 3 Satz 1). 
Um das Verfahren nicht ungebührlich zu erschweren, kann 
dem früheren Beschuldigten das Recht auf Teilnahme dann 
nicht eingeräumt werden, wenn er sich im Ausland auf-
hält oder seine Anschrift nicht dem Gericht angezeigt hat. 
Ähnlich wie in § 287 StPO hat in derartigen Fällen der 
frühere Beschuldigte keinen Anspruch darauf, daß er von 
den Terminen benachrichtigt wird (Absatz 3 Satz 2). 

Im übrigen richtet sich das Verfahren, das der Unter-
suchungsrichter bei der Aufnahme von Beweisen einzu-
halten hat, nach den Vorschriften, welche die Strafprozeß-
ordnung für die Vernehmung von Zeugen (§§ 48 bis 71) 
oder von Sachverständigen und die Einnahme eines 
Augenscheins (§§ 72 bis 93) und für die gerichtliche Vor-
untersuchung (§§ 178 bis 197) vorsieht (§ 122 des Entwurfs). 
Nach diesen Vorschriften bestimmt sich insbesondere, 
unter welchen Voraussetzungen ein Zeuge seine Aussage 
oder die Beeidigung seiner Aussage verweigern kann 
(§§ 52 ff. StPO) und welche Zwangsmittel dem Unter-
suchungsrichter gegen ungehorsame Zeugen zustehen 
(§§ 52, 70 StPO); soweit der Zeuge gegen die Verfügungen 
des Untersuchungsrichters ein Rechtsmittel einlegen kann, 
entscheidet hierüber der Ehrengerichtshof (§ 156). 

Hat der Untersuchungsrichter alle Beweismittel, die nach 
seiner Überzeugung für eine spätere Entscheidung in einem 
Wiederzulassungsverfahren dienlich sind, erhoben, so 
legt er die Akten mit den Protokollen über die Beweisauf-
nahme dem Gericht wieder vor, das die Beweissicherung 
angeordnet hat (Absatz 4). Die Akten können dann später, 
wenn der frühere Beschuldigte seine Wiederzulassung 
beantragt, von der Justizverwaltung von dem Ehren-
gericht oder dem Ehrengerichtshof beigezogen und in dem 
Wiederzulassungsverfahren verwertet werden. 

6. Das ehrengerichtliche Verfahren 
gegen Anwaltsassessoren 

Zu § 155 

Strafen und Verfahren 

Die Anwaltsassessoren unterstehen nach § 12 der an-
waltlichen Ehrengerichtsbarkeit. Für sie gelten daher die 
Vorschriften über die ehrengerichtliche Bestrafung und 
das ehrengerichtliche Verfahren (§§ 115 ff.) entsprechend. 

Mit Rücksicht darauf, daß die Anwaltsassessoren den 
Beruf als Rechtsanwalt noch nicht selbständig ausüben, ist 
der Höchstbetrag der Geldbuße (§ 116 Abs. 1 Nr. 3) 
wesentlich herabgesetzt. 

Hervorzuheben ist noch, daß der Ausschließung aus der 
Rechtsanwaltschaft bei den Anwaltsassessoren die Aus-
schließung vom Anwärterdienst entspricht. Sie hat für 
den Betroffenen zur Folge, daß er aus dem Anwärter-
dienst ausscheidet (§ 16 Nr. 2) und daß ihm die Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft zu versagen ist (§ 19 Nr. 3). 

Im übrigen sind für das Verfahren gegen Anwalts-
assessoren gegenüber dem allgemeinen ehrengericht-
lichen Verfahren besondere Vorschriften nicht erforderlich. 

Dritter Abschnitt 

Rechtsmittel 

Der dritte Abschnitt enthält in den §§ 156 bis 161 die 
Vorschriften darüber, welche Rechtsmittel gegen Entschei-
dungen im ehrengerichtlichen Verfahren gegeben sind und 
wie in der Rechtsmittelinstanz zu verfahren ist. 

In Übereinstimmung mit der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 (§§ 89, 90) ist gegen die Entscheidungen, 
die im ehrengerichtlichen Verfahren ergehen können 
(Verfügung, Beschluß, Spruch, Urteil), grundsätzlich ein 
Rechtsmittel vorgesehen. 

Neu geregelt ist dabei der Rechtsbehelf gegen den 
Spruch des Ehrengerichts. Während bisher gegen die 
Urteile des Ehrengerichts die Berufung an den Ehren-
gerichtshof gegeben war (§ 90 der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878), wird nunmehr der Antrag auf gericht
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liche Entscheidung vorgesehen, über den der  Ehren-
gerichtshof für Rechtsanwälte bei deni Oberlandesgericht 
zu entscheiden hat (§ 157). Diese Änderung ist bedingt 
durch die Erkenntnis, daß die Ehrengerichte nicht als 
staatliche Gerichte anzusehen sind (vgl. Vorbem. vor § 104) 
und daß ihren das Hauptverfahren abschließenden, die 
Anschuldigung erledigenden Entscheidungen (§ 146) nicht 
der Charakter von Urteilen der Organe rechtsprechender 
Gewalt beigemessen werden kann Die im § 146 vorge-
sehenen Entscheidungen der Ehrengerichte stellen sich 
vielmehr als Verwaltungsakte der Rechtsanwaltskammern 
als Körperschaften des öffentlichen Rechts dar (vgl. Ent-
scheidung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofes vom 
10. März 1951 — Bayer. GVBl. 1951 S. 43 — unter VIII 3). 
Sie ergehen im Rahmen der Gewalt, die der Staat auf den 
Selbstverwaltungskörper übertragen hat. Ihrem Inhalt 
nach weisen sie die Merkmale obrigkeitlichen Handelns 
auf (vgl. Wernicke im Kommentar zum Bonner Grund-
gesetz — Bonner Kommentar —, Art. 19 Erl. H 4 e). Es ist 
hierbei ohne Bedeutung, daß die Entscheidung nicht von 
dem Staate, sondern von der Körperschaft des öffent-
lichen Rechts ausgeht, da diese ihre Gewalt vom Staate 
herleitet. Gegen die Entscheidung des Ehrengerichts als 
einen Verwaltungsakt muß dem Rechtsanwalt, der jener 
Zwangsgewalt unterworfen ist und der in seinen Rechten 
verletzt sein kann, nach Artikel 19 Abs. 4 des Grund-
gesetzes die Anrufung eines echten Gerichtes offenstehen 
(vgl. Wernicke im Kommentar zum Bonner Grundgesetz 
— Bonner Kommentar —, Art. 19 Erl. II 4 f). Innerhalb der 
staatlichen Rechtsprechung wird dieser Rechtsschutz 
zweckmäßig dadurch gewährt, daß die Ehrengerichtshöfe 
für Rechtsanwälte angerufen werden können, die als be-
sondere staatliche Gerichte den Oberlandesgerichten an-
gegliedert sind. Diese Lösung hat gegenüber der früheren 
Regelung, die den Ehrengerichtshof bei dem Reichsgericht 
als eine zentrale Berufungsinstanz vorsah, den Vorzug, 
daß die Angelegenheiten grundsätzlich innerhalb des 
Landes behandelt werden, in dessen Justizhoheit sie 
gehören. 

Bei der weittragenden Bedeutung, welche die erst-
instanzliche Entscheidung des Ehrengerichtshofes für den 
Beschuldigten hat, muß auch gegen sie eine zweite Tat-
sacheninstanz eröffnet werden Da es sich bei der Ent-
scheidung des Ehrengerichtshofes, der ein staatliches 
Gericht ist, um ein echtes Urteil handelt, ist das Rechts-
mittel der Berufung vorgesehen, über das der Bundes-
gerichtshof zu befinden hat (§ 159). 

1. Die Rechtsmittel gegen Entscheidungen 
des Ehrengerichts und gegen Verfügungen 

des Untersuchungsrichters 

Zu § 156 

Die Beschwerde 

Während nach § 89 der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 für die Entscheidung über das Rechtsmittel der 
Beschwerde gegen Beschlüsse des Ehrengerichts oder Ver-
fügungen des Untersuchungsrichters das Oberlandesgericht 
zuständig war, sieht der Entwurf vor, daß über das Rechts-
mittel der Beschwerde gegen Beschlüsse des Ehrengerichts 
und Verfügungen des Untersuchungsrichters der Ehren-
gerichtshof für Rechtsanwälte zu entscheiden hat. 

Die Zulässigkeit der Beschwerde bestimmt sich gemäß 
§ 122 des vorliegenden Entwurfs nach der Strafprozeßord-
nung (§§ 304 ff.). Auch das Verfahren, das vor dem Ehren-
gerichtshof auf die Beschwerde hin stattfindet, richtet sich 
nach den entsprechenden Vorschriften (§§ 306 ff.) der Straf-
prozeßordnung (Absatz 2). 

Zu § 157 

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung 

Gegen den Spruch des Ehrengerichts, der einen Ver-
waltungsakt darstellt (vgl. Vorbem. vor § 156), wird als 
Rechtsbehelf der Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
nach Art der verwaltungsgerichtlichen Anfechtungsklage 
vorgesehen. Die Bezeichnung „Berufung" kann ab- 



weichend von § 90 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 nicht beibehalten werden, weil die Entscheidung 
eines erstinstanzlichen Gerichts fehlt. 

Die Entscheidung über den Antrag wird dem Ehren-
gerichtshof für Rechtsanwälte übertragen. Hierin liegt, 
wie in der Vorbemerkung vor § 156 bereits erwähnt ist, 
eine Änderung gegenüber der früheren Regelung (§ 90 der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878), nach welcher der 
Ehrengerichtshof bei dem Reichsgericht zur Entscheidung 
in zweiter Instanz berufen war. Die näheren Gründe für 
diese neue Gestaltung sind bereits oben in der Vor-
bemerkung vor § 156 dargelegt. 

Die Frist für den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
beträgt entsprechend der Berufungsfrist nach § 314 StPO 
eine Woche. Der Lauf der Frist beginnt, wie es allgemei-
nen Verfahrensgrundsätzen entspricht (vgl.. § 314 StPO), 
mit der Verkündung des Spruchs. Ist der Spruch nicht in 
Anwesenheit des Beschuldigten verkündet worden, so 
beginnt für ihn die Frist erst mit der Zustellung, wie es 
auch in § 314 Abs. 2 StPO vorgesehen ist. 

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung kann nur 
schriftlich gestellt werden. Eine Erklärung zu Protokoll 
der Geschäftsstelle ;  die gemeinhin neben der schriftlichen 
Einlegung eines Rechtsmittels zugelassen wird (vgl. § 314 
Abs. 1, § 341 Abs. 1 StPO), ist als Form des Antrags nicht 
vorgesehen. Ein Bedürfnis für eine solche zusätzliche 
Regelung ist in diesem Verfahren, an dem nur Rechts-
anwälte beteiligt sind, nicht gegeben. 

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ist nach Ab-
satz 2 bei dem Ehrengericht einzureichen. 

Auf das Verfahren vor dem Ehrengerichtshof sind in 
erster Linie die Vorschriften der Strafprozeßordnung über 
das Berufungsverfahren sinngemäß anzuwenden. Nach-
dem die §§ 312 bis 314 StPO durch die Sonderregelung der 
Absätze 1 und 2 ersetzt werden, kommen hier die §§ 315 ff. 
SIPO in Betracht. Hervorzuheben ist, daß entsprechend 
§ 322 StPO grundsätzlich eine Hauptverhandlung statt-
finden muß. Zu bemerken ist jedoch, daß § 329 StPO, der 
beim unentschuldigten Ausbleiben des Angeklagten die 
Verwerfung des Rechtsmittels zuläßt, durch § 138 des vor-
liegenden Entwurfs ersetzt wird. Weiterhin tritt für die 
Verlesung von Protokollen an die Stelle des § 325 StPO 
die besondere Regelung, die im § 143 des vorliegenden 
Entwurfs enthalten ist. Durch die Bezugnahme auf § 142 
kann auch in dem Verfahren vor dem Ehrengerichtshof 
eine Beweisaufnahme durch einen beauftragten oder er-
suchten Richter durchgeführt werden. 

Die Entschließung des Ehrengerichtshofes ergeht ab-
weichend von den §§ 322 und 328 StPO nicht durch Urteil, 
sondern stets durch Beschluß (Absatz 3). Diese letzte Form 
wird mit Rücksicht darauf gewählt, daß gegen die Ent-
scheidung des Ehrengerichtshofes unter bestimmten Vor-
aussetzungen die sofortige Beschwerde zugelassen wird 
(vgl. § 160), die nach dem Gefüge der Strafprozeßordnung 
our bei Beschlüssen vorgesehen ist. 

2. Die Rechtsmittel gegen Entscheidungen 
des Ehrengerichtshofes 

Zu § 158 

Die Beschwerde 

Wie in der Vorbemerkung zum Dritten Abschnitt dar-
gelegt ist, sieht der Entwurf gegen jede Entscheidung, 
die im ehrengerichtlichen Verfahren ergehen kann, grund-
sätzlich ein Rechtsmittel vor. Ebenso wie die Verfügungen 
end Beschlüsse, die in einem Verfahren vor dem Ehren-
gericht ergehen, mit der Beschwerde anfechtbar sind 
(§ 156), wird im Absatz 1 des § 158 gegen Beschlüsse 
des Ehrengerichtshofes oder gegen Verfügungen des Vor-
sitzenden des Ehrengerichtshofes das Rechtsmittel der Be-
schwerde den Beteiligten eingeräumt. Über die Beschwerde 
hat der Bundesgerichtshof zu entscheiden. 

Die Zulässigkeit der Beschwerde und das Verfahren, 
das auf eine Beschwerde hin vor dem Bundesgerichtshof 
stattfindet, richtet sich nach den Vorschriften der Straf-
prozeßordnung über die Beschwerde (§§ 304 ff. StPO). 

Zu § 159 

Die Berufung 

Wegen der Bedeutung des Verfahrens vor dem Ehren-
gerichtshof für den Betroffenen und für die Allgemeinheit 
wird der zweite Rechtszug ohne jede Beschränkung er-
öffnet (vgl. Be rn. vor § 156). Die Aufgaben der zweiten 
Instanz werden dem Bundesgerichtshof übertragen. Er ist 
bereits nach allgemeinem Verfahrensrecht (§§ 133, 135 
GVG) als höchstes Rechtsmittelgericht zur Entscheidung 
berufen. Wenn er nunmehr auch auf dem Gebiete des 
Anwaltsrechts als letzte Instanz wirkt, so wird damit 
zugleich die Gewähr für die Einheit in der Rechtsprechung 
und Rechtsanwendung geboten. 

Für die Berufung gelten nach Absatz 2 die in den §§ 312 
bis 332 StPO enthaltenen Vorschriften. 

Der Bundesgerichtshof entscheidet als letzte Instanz. Ein 
weiteres Rechtsmittel ist nicht vorgesehen. 

Zu § 160 

Weiterer Rechtsbehelf 
bei Entscheidungen im zweiten Rechtszug 

Zur Wahrung der Rechtseinheit bei grundsätzlichen 
Fragen wird in § 160 die Möglichkeit eröffnet, eine Ent-
scheidung des Bundesgerichtshofes herbeizuführen. Wäh-
rend im allgemeinen der Beschluß des Ehrengerichtshofes 
für Rechtsanwälte in diesem Verfahren nicht anfechtbar 
ist, wird ausnahmsweise die sofortige Beschwerde vorge-
sehen, wenn der Ehrengerichtshof sie in seinem Beschluß 
zugelassen hat. Der Ehrengerichtshof darf die sofortige 
Beschwerde, ähnlich wie das Oberlandesgericht eine Re-
vision in bürgerlichen Rechtssachen (§ 547 Abs. 2 Satz 1 
ZPO), nur zulassen, wenn er über Rechtsfragen oder Fragen 
des anwaltlichen Standesrechts entschieden hat, die von 
grundsätzlicher Bedeutung sind. Die Voraussetzungen für 
die Zulassung werden damit nicht auf Rechtsfragen 
schlechthin beschränkt, sondern es können auch Standes

-fragen von allgemeiner Bedeutung den Ausschlag geben. 

Die Entscheidung über die sofortige Beschwerde wird 
dem Bundesgerichtshof übertragen, weil er nach seiner 
Stellung als allgemeine höchste Rechtmittelinstanz berufen 
ist, die Rechtseinheit zu wahren (Absatz 2). 

Die Vorschriften über die Form und Frist der sofortigen 
Beschwerde sind an § 311 Abs. 2 StPO angelehnt. Auch hier 
ist aus den bei § 157 angeführten Gründen nur die schrift-
liche Einlegung der sofortigen Beschwerde, nicht aber die 
Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle (§ 306 Abs. 1 
StPO) zugelassen. 

Zu §161 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft 
vor dem Bundesgerichtshof 

Im Rechtszuge vor dem Bundesgerichtshof werden die 
Aufgaben der Staatsanwaltschaft entsprechend § 142 Abs. 1 
Nr. 1 GVG von der Staatsanwaltschaft bei dem Bundes-
gerichtshof wahrgenommen. 

Vierter Abschnitt 

Das Berufs - und Vertretungsverbot 

Das zeitweilige Berufs- und Vertretungsverbot, das in 
den §§ 162 bis 173 geregelt wird, war in der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 noch nicht vorgesehen. Es ist erst 
durch die Verordnung des Reichspräsidenten über Maß-
nahmen auf dem Gebiete der Finanzen, der Wirtschaft 
und der Rechtspflege vom 18. März 1933 (RGBl. I S. 109) — 
Kap. XIII Artikel I Nr. 5 und 6 — eingeführt und später in 
die Reichs-Rechtsanwaltsordnung (Bekanntmachung vom 
21. Februar 1936 — RGBl. I S. 107 —) übernommen worden 
(vgl. a. a.O. §§ 95 bis 99). Wenn auch mithin die erste ge-
setzliche Regelung unter der nationalsozialistischen Herr-
schaft ergangen ist, so beruht sie jedoch, wie die Entste-
hungsgeschichte zeigt, nicht auf nationalsozialistischen 
Gedankengängen. 



Die Frage, ob ein zeitweiliges Berufs- oder Vertretungs-
verbot vorzusehen sei, wurde bereits 1913 in der Anwalt-
schaft aufgeworfen (vgl, JW. 1913 S. 791). Die Erörterungen 
wurden nach dem ersten Weltkrieg wieder aufgenommen 
(vgl. Anwaltsblatt 1927 S. 11, 407; 1928 S. 164, 322). In der 
Folgezeit befaßten sich die Vereinigung der Vorstände der 
Deutschen Anwaltskammern und der Deutsche Anwalt
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verein mit den Problemen. Beide Organisationen legten 
im Januar 1930 einen, im wesentlichen übereinstimmenden 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Rechtsanwalts-
ordnung vor, in dem angeregt wurde, gegen einen Rechts-
anwalt ein Verhandlungsverbot vorzusehen, wenn mit 
seiner Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft zu rechnen 
sei (Anwaltsblatt 1930 S. 20 ff., 60 ff.). Im April 1932 wurde 
dem Reichstag der Regierungsentwurf (Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung der Rechtsanwaltsordnung — Reichs-
tags-Drucksache, V. Wahlperiode 1930, Drucksache Nr. 
1448 —) zugeleitet, der später inhaltlich in die bereits er-
wähnte Notverordnung vom 18. März 1933 übernommen 
und so Gesetz wurde. Damit war für das sogenannte Ver-
tretungsverbot die gesetzliche Grundlage geschaffen. 

Das Vertretungsverbot hat u. a. die Wirkung, daß der 
betroffene Rechtsanwalt nicht vor einem Gericht oder einer 
sonstigen Behörde oder einem Schiedsgericht in Person 
auftreten darf (vgl. § 181 Abs. 3). 

Neben diesem Vertretungsverbot wurde nach 1945 durch 
die Rechtsanwaltsordnung für die Brit. Zone vom 10. März 
1949 (VO. Bl. BZ. S. 80) das weitergehende Berufsverbot 
geschaffen (vgl. a. a. O. §§ 111, 112). 

Der vorliegende Entwurf übernimmt beide Einrichtungen 
(§ 167 Abs. 2 und 3). 

Das Berufsverbot und auch das Vertretungsverbot treffen 
den Rechtsanwalt, gegen den es sich richtet, in seinem Be-
ruf hart. Ein Verbot dieser Art kann deshalb nur in Be-
tracht kommen, wenn gegen einen Rechtsanwalt ein ehren-
gerichtliches Verfahren eingeleitet und zu erwarten ist, 
daß er aus der Rechtsanwaltschaft ausgeschlossen werden 
wird. In diesen schwerwiegenden Fällen besteht ein 
dringendes Bedürfnis, schon vor Rechtskraft des Aus-
schließungsurteils einstweilige Maßnahmen zu treffen. Der 
Rechtsanwalt, der die ihm obliegenden Pflichten so gröblich 
verletzt, daß er aus der Rechtsanwaltschaft entfernt werden 
muß, darf nicht in  der Öffentlichkeit als Rechtsanwalt tätig 
sein. In krassen Fällen kann es auch erforderlich sein, ihm 
die interne Berufsausübung (Rechtsberatung) zu unter-
sagen, um die Allgemeinheit vor weiterer Gefährdung zu 
schützen (vgl. auch § 421 StGB). 

Andererseits wird nicht in  jedem Falle, der voraussicht-
lich zur Auschließung führen wird, ein Berufs- oder Ver-
tretungsverbot notwendig sein. Deshalb können die Maß-
nahmen nicht allgemein zwingend vorgeschrieben werden. 
Sie müssen bei ihrer weittragenden Bedeutung auch mit 
den nötigen Rechtsgarantien umgeben werden. 

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

Zu § 162 

Voraussetzung des Verbotes 

Das Berufs- und Vertretungsverbot setzt voraus, daß 
gegen den Rechtsanwalt, gegen den es verhängt werden 
soll, bereits ein ehrengerichtliches Verfahren eingeleitet 
ist und daß zu erwarten ist, es werde gegen ihn auf Aus-
schließung erkannt werden. 

Das ehrengerichtliche Verfahren kann nach § 123 dadurch 
eingeleitet sein, daß die Staatsanwaltschaft bei dem Ehren-
gericht entweder beantragt hat, das ehrengerichtliche 
Untersuchungsverfahren zu eröffnen, oder daß sie eine 
Anschuldigungsschrift eingereicht hat. Dagegen ist es nicht 
erforderlich, daß bereits das ehrengerichtliche Unter-
suchungsverfahren oder sogar das Hauptverfahren eröffnet 
worden ist. Muß das ehrengerichtliche Verfahren mit Rück-
sicht auf ein eingeleitetes strafgerichtliches Verfahren nach 
§ 121 Abs. 1 Satz 1 ausgesetzt werden, so kann gleichwohl 
ein Berufs- oder Vertretungsverbot erlassen werden. 

Die Erwartung, daß gegen den Rechtsanwalt auf Aus-
schließung aus der Rechtsanwaltschaft erkannt werden 
wird, muß sowohl nach der Schwere der ihm zur Last ge-
legten Verfehlung wie nach den bisherigen Ermittlungs

-

ergebnissen begründet sein. Allerdings braucht der Sach-
verhalt nicht vollkommen aufgeklärt zu sein, denn eine 
endgültige Entscheidung kann nur im Hauptverfahren 
selbst getroffen werden. Es wird ein hoher Grad von 
Wahrscheinlichkeit, z. B. auf Grund eines Strafurteils, ge-
nügen. 

Die Entschließung darüber, ob ein Berufs- oder Ver-
tretungsverbot zu erlassen ist, wird dem Gericht über-
tragen, dem jeweils die Anträge der Staatsanwaltschaft 
auf Einreichung des ehrengerichtlichen Verfahrens vor-
liegen oder bei dem das ehrengerichtliche Verfahren be-
reits anhängig ist. Während der Dauer des ehrengericht-
lichen Untersuchungsverfahrens ist die Entscheidung dem 
Ehrengericht übertragen, weil es in diesem Verfahrens-
abschnitt auch sonst mit der Sache befaßt wird (§§ 123, 125, 
131). Die Entscheidung kann mithin sowohl von dem 
Ehrengericht als auch von dem Ehrengerichtshof erlassen 
werden. Die Rechtsgründe, die es ausschließen, daß ein 
Rechtsanwalt durch das Ehrengericht der Rechtsanwalts-
kammer aus der Anwaltschaft entfernt wird (vgl. die 
Vorbem. zum Fünften Teil), gelten für das Berufs- und 
Vertretungsverbot nicht. Das Verbot stellt eine von 
vornherein zeitlich beschränkte vorläufige Maßnahme 
dar. Seine Wirkung besteht lediglich darin, daß dem 
Beschuldigten für eine gewisse Zeit die Ausübung der 
anwaltlichen Tätigkeit ganz oder teilweise untersagt 
wird. Dagegen wird anderes als bei der Ausschließung 
seine Zulassung zur Rechtsanwaltschaft selbst nicht 
berührt. 

Zu § 163 

Mündliche Verhandlung 

Das Berufs- oder Vertretungsverbot kann nur auf Grund 
mündlicher Verhandlung ergehen (Absatz 1). Es ist damit 
eine wesentliche Garantie für eine erschöpfende Erörte-
rung und Prüfung gegeben. 

Für die Ladung und mündliche Verhandlung gelten 
grundsätzlich die Vorschriften, die für die Hauptverhand-
lung maßgebend sind (Absatz 2). Es ist also auch hier aus-
geschlossen, daß der Beschuldigte vorläufig festgenommen, 
verhaftet oder vorgeführt wird (§ 120). Es kann aber gegen 
einen Beschuldigten, der nicht erschienen ist, die mündliche 
Verhandlung durchgeführt werden, wenn er ordnungs-
gemäß geladen und in der Ladung darauf hingewiesen ist, 
daß in seiner Abwesenheit verhandelt werden könne 
(§ 138). Eine öffentliche Ladung (§§ 40, 279 StPO) ist aus-
geschlossen (§ 138 Satz 2, § 149 Abs. 2). Die mündliche 
Verhandlung ist ebenso wie die Hauptverhandlung bei 
dem Ehrengericht nicht öffentlich (§ 139), dagegen vor dem 
Ehrengerichtshof öffentlich (§ 149 Abs. 1). 

Um sicherzustellen, daß der Rechtsanwalt rechtzeitig 
darüber unterrichtet wird, welche Pflichtverletzung ihm 
zur Last gelegt wird, und sich auf seine Verteidigung vor-
bereiten kann, wird im Absatz 3 angeordnet, daß die La-
dung hierzu nähere Angaben enthalten muß. Hat der 
Rechtsanwalt von den gegen ihn erhobenen Vorwürfen 
bereits durch Mitteilung der Anschuldigungsschrift im 
Hauptverfahren Kenntnis erhalten, so erübrigt sich eine 
nähere Darstellung in der Ladung (Absatz 3 Satz 2). 

Die im Absatz 4 vorgesehene Anhörung der Beteiligten 
entspricht der allgemeinen Regelung, die im § 33 StPO 
enthalten ist. 

Da in dem Verfahren keine endgültigen Maßnahmen 
getroffen werden, kann hier von dem Grundsatz des § 244 
StPO, daß die Beweisanträge der Beteiligten für das Ge-
richt bindend sind, die Ausnahme des § 141 Satz 2 auch 
dann zugelassen werden, wenn das Verfahren vor dem 
Ehrengerichtshof stattfindet. Die Entscheidung über den 
Umfang der Beweisaufnahme kann in diesem Verfahren 
in die Hand des Ehrengerichtshofes gelegt werden, ohne 
daß eine Beeinträchtigung der Verteidigung des Beschul-
digten zu besorgen wäre. 

Zu § 164 

Abstimmung über das Verbot 

Nach § 164 ist zur Verhängung des Berufs- oder Vertre-
tungsverbotes, wie bei der Schuld- und Straffrage im 
Hauptverfahren (§ 122 des vorliegenden Entwurfs in Ver- 



bindung mit § 263 StPO), eine Zweidrittel-Mehrheit erfor-
derlich. Die Vorschrift enthält damit eine wesentliche 
Rechtsgarantie zugunsten des Beschuldigten. 

Zu § 165 

Verbot im Anschluß an die Hauptverhandlung 

An die Hauptverhandlung vor dem Ehrengerichtshof 
kann sich die Verhandlung über die Verhängung des Be-
rufs- oder Vertretungsverbotes unmittelbar anschließen, 
wenn gegen den Rechtsanwalt auf Ausschließung aus der 
Rechtsanwaltschaft erkannt ist. In diesem Falle bedarf es 
keiner besonderen Ladung des Beschuldigten. 

Die anschließende Verhandlung ist auch dann zuzu-
lassen, wenn die Hauptverhandlung nach § 149 Abs. 2, 
§ 138 in seiner Abwesenheit stattgefunden hat. 

Zu § 166 

Zustellung des Beschlusses 

Das Berufs- oder Vertretungsverbot wird nach § 162 in 
der Form eines Beschlusses erlassen. Der Beschluß ist, wie 
sich aus § 167 Abs. 1 ergibt, zu verkünden. Im Hinblick 
auf die Bedeutung der Entscheidung wird im § 166 Satz 2 
angeordnet, daß der Beschluß dem Beschuldigten zuzustel-
len ist. Die Zustellung wird hierbei allgemein vorgeschrie-
ben, so daß sie auch dann erforderlich ist, wenn der Be-
schuldigte bei der Verkündung anwesend war. 

Der Beschluß ist nach Satz 1 entsprechend § 34 StPO zu 
begründen. 

Zu § 167 

Wirkungen des Verbotes 

Wenn auch im § 166 neben der Verkündung des Be-
schlusses noch die Zustellung vorgeschrieben ist, so muß 
die Verkündung für das Wirksamwerden des Beschlusses 
maßgebend bleiben. Andernfalls würde der Verkündung 
jede Bedeutung genommen. Deshalb wird im Absatz 1 
ausdrücklich bestimmt, daß die Wirkungen des Beschlusses 
bereits mit der Verkündung eintreten. 

Der Rechtsanwalt, gegen den ein Berufsverbot verhängt 
ist, behält zwar die Eigenschaft eines Rechtsanwalts. Er 
ist aber nicht mehr befugt, den Beruf auszuüben (Absatz 2). 
Das Berufsverbot schließt das Vertretungsverbot in sich; 
es geht aber noch darüber hinaus. Dem Betroffenen ist 
daher auch verboten, Sprechstunden abzuhalten oder 
sonst beratend tätig zu werden. 

Das Vertretungsverbot hat gegenüber dem Berufsver-
bot nur begrenzte Wirkungen. Es schließt nur eine Be-
rufsbetätigung aus, die nach außen sichtbar wird. So ist 
dem Rechtsanwalt verboten (Absatz 3), vor einem Gericht, 
vor Behörden oder einem Schiedsgericht in Person auf-
zutreten, Vollmachten oder Untervollmachten zu erteilen 
und mit Gerichten, Behörden, Schiedsgerichten, Rechts-
anwälten oder anderen Vertretern in Rechtssachen zu ver-
kehren. Dagegen kann der Rechtsanwalt im übrigen sei-
nen Beruf ausüben, also z. B. Rat erteilen und Sprech-
stunden abhalten. 

Im Absatz 4 wird es jedoch sowohl bei dem Vertretungs-
als auch bei dem Berufsverbot als Ausnahme zugelassen, 
daß der Rechtsanwalt seine eigenen Angelegenheiten so-
wie die Angelegenheiten seiner Ehefrau und seiner min-
derjährigen Kinder wahrnehmen darf, soweit nicht eine 
Vertretung durch Anwälte geboten ist (§ 79 ZPO). 

Rechtshandlungen, die ein Rechtsanwalt entgegen dem 
Berufs- oder Vertretungsverbot vornimmt, müssen im 
Interesse der Rechtssicherheit wirksam bleiben (Absatz 5). 
Das gleiche gilt für Rechtshandlungen, die ihm gegenüber 
vorgenommen werden. 

Zu § 168 

Zuwiderhandlungen gegen das Verbot 

Ein wissentlicher Verstoß gegen ein Berufs- oder Ver-
tretungsverbot soll nach § 168 den Ausschluß aus der 
Rechtsanwaltschaft nach sich ziehen, sofern nicht beson
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dere Milderungsgründe vorliegen. Diese Strafsanktion ist 
geboten, damit der Rechtsanwalt davon abgehalten wird, 
dem Verbot zuwiderzuhandeln. 

Nach Absatz 2 sollen die Gerichte und Behörden einen 
Rechtsanwalt, der dem Berufs- oder Vertretungsverbot 
zuwider vor ihnen auftritt, zurückweisen. Hierin liegt für 
das Gebiet der Zivilprozeßordnung eine Erweiterung des 
§ 157 ZPO, der ohne diese zusätzliche Vorschrift nicht für 
den Rechtsanwalt gelten würde. 

Zu § 169 

Beschwerde 

Bei der Tragweite des Berufs- oder Vertretungsver-
botes ist gegenüber dem Beschluß, durch den ein solches 
Verbot verhängt wird, dem Betroffenen das Recht einzu-
räumen, eine zweite Instanz anzurufen. Deshalb wird im 
Absatz 1 die sofortige Beschwerde vorgesehen (§ 311 
StPO). Die Vollziehung des Berufs- oder Vertretungsver-
botes kann abweichend von § 307 Abs. 2 StPO nicht aus-
gesetzt werden (Absatz 1 Satz 2). Eine solche Hemmung 
des Vollzuges ist nicht erforderlich, weil bereits hin-
reichende Rechtsgarantien dadurch gegeben sind, daß der 
angefochtene Beschluß mit Zweidrittel-Mehrheit ergangen 
sein muß (§ 164). 

Gegen den Beschluß, durch den ein Antrag der Staats-
anwaltschaft auf Verhängung des Berufs- oder Vertre-
tungsverbotes abgelehnt worden ist, wird ihr nach dem 
allgemeinen Grundsatz des § 304 StPO die Beschwerde 
eingeräumt, die angesichts des Bedürfnisses der Beschleu-
nigung nur in der Form der sofortigen Beschwerde in 
Frage kommen kann. Dadurch, daß diese Beschwerdemög-
lichkeit nunmehr im Gesetz ausdrücklich geregelt ist, wird 
eine Zweifelsfrage geklärt, die sich aus der bisher vor-
handenen Lücke ergab (ver. JW. 1936 S. 2410 31 ). 

Über die sofortige Beschwerde hat der Ehrengerichtshof 
für Rechtsanwälte zu entscheiden, wenn eine Entschei

-
dung des Ehrengerichts vorliegt (§ 156 Abs. 1). Richtet sich 
die Beschwerde gegen eine Entscheidung des Ehren-
gerichtshofes, so ist der Bundesgerichtshof zuständig 
(§ 158 Abs. 1). Auch in der Beschwerdeinstanz ist bei der 
Bedeutung des Verbotes eine mündliche Verhandlung 
zwingend vorgeschrieben (Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 163 Abs. 1). 

Zu § 170 

Außerkrafttreten des Verbotes 

Das Berufs- oder Vertretungsverbot ist nur eine vor-
läufige Maßnahme, wie sich aus den §§ 170, 171 ergibt. 
Die Beschränkungen fallen als zeitweilige entweder kraft 
Gesetzes (§ 170) oder kraft richterlichen Spruches (§ 171) 
weg. 

Das Berufs- oder Vertretungsverbot tritt von selbst 
außer Kraft, wenn in dem Hauptverfahren vor dem Ehren-
gerichtshof ein nicht auf Ausschließung lautendes Urteil 
(vgl. § 151) ergeht, weil damit die Voraussetzung für das 
Verbot (§ 162) entfällt. Daß dieses Urteil bereits die 
Rechtskraft erlangt hat, ist nicht erforderlich. Ebenso ist 
für das Verbot die Grundlage weggefallen, wenn der 
Ehrengerichtshof die Eröffnung des Hauptverfahrens vor 
sich ablehnt. Auch hier tritt das Verbot automatisch außer 
Kraft; ohne daß die Rechtskraft jenes Beschlusses abzu-
warten ist. 

Zu § 171 

Aufhebung des Verbotes 

Das Berufs- oder Vertretungsverbot ist durch richter-
lichen Spruch aufzuheben, sobald feststeht, daß die Vor-
aussetzungen für seine Verhängung nicht oder nicht mehr 
vorliegen. Diese Regelung ergibt sich zwangsläufig aus 
der vorläufigen Natur des Verbotes (vgl. Absatz 1 der 
Ausführungen zu § 170). 

Die Entscheidung über die Aufhebung des Verbotes 
steht dem Gericht zu, bei dem jeweils das ehrengericht-
liche Verfahren anhängig ist (Absatz 2). 

Die Entscheidung ist nicht von einem Antrag eines Be-
teiligten abhängig. Sie kann deshalb auch von Amts 
wegen ergehen. 



Ein Antrag des Beschuldigten hat aber insofern Bedeu-
tung, als er unter Umständen zu einer erneuten münd-
lichen Verhandlung führen kann (Absatz 3). Darüber, ob 
erneut mündlich verhandelt werden soll, hat das Gericht, 
das in der Sache zu entscheiden hat, ähnlich wie bei der 
Haftprüfung nach § 114d Abs. 3 StPO nach seinem Er-
messen zu befinden. Der Antrag kann nach Absatz 3 Satz 2 
nicht gestellt werden, solange über eine sofortige Be-
schwerde des Beschuldigten nach § 169 Abs. 1 noch nicht 
entschieden ist. In einem solchen Falle kann ein Rechts-
schutzinteresse des Beschuldigten an dem besonderen 
Antrag nicht anerkannt werden. 

Gegen die Entscheidung, durch welche der Antrag des 
Beschuldigten auf Aufhebung des Verbotes abgelehnt 
wird, ist eine Beschwerde nicht mehr vorgesehen, weil 
sie zwischenzeitlich nur das bereits verhängte Verbot be-
stätigt, das seinerseits mit der Beschwerde angefochten 
werden konnte. 

Zu § 172 

Mitteilung des Verbotes 

Die Landesjustizverwaltung und die Rechtsanwaltskam-
mer müssen als Aufsichtsorgane über den Erlaß, das 
Außerkrafttreten und die Aufhebung des Berufs- oder 
Vertretungsverbotes unterrichtet sein. Ebenso müssen das 
Gericht, bei dem der Rechtsanwalt zugelassen ist, und die 
Amtsgerichte an seinem Wohnsitz von dem Verbot Kennt-
nis erhalten, damit sie ihre Entschließungen (vgl. § 168 
Abs. 2) treffen können. Bei einem Rechtsanwalt, der zu-
gleich Notar ist, muß auch für die Unterrichtung des Vor-
standes der Notarkammer Sorge getragen werden, weil 
das anwaltliche Berufs- oder Vertretungsverbot nach § 42 
Abs. 3 Nr. 2 der Reichsnotarordnung kraft Gesetzes die 
vorläufige Amtsenthebung als Notar zur Folge hat. Ferner 
hat auch der örtliche Anwaltverein mit Rücksicht auf sein 
Wirken innerhalb der anwaltlichen Gemeinschaft ein 
berechtigtes Interesse daran, über das Verbot und eine 
spätere Änderung oder Aufhebung benachrichtigt zu 
werden. 

Diesen Erfordernissen trägt die im § 172 vorgesehene 
Mitteilungspflicht Rechnung. Darüber hinaus sind Maß-
nahmen nicht zu treffen, insbesondere ist eine Veröffent-
lichung des Verbotes nicht vorzuschreiben. 

Zu § 173 

Bestellung eines Vertreters 

Den Nachteilen, die aus der Verhängung des Berufs-
oder Vertretungsverbotes für die Auftraggeber des be-
troffenen Anwalts entstehen, sucht der Entwurf dadurch 
zu begegnen, daß er im § 173 im Falle des Bedürfnisses 
die Bestellung eines Vertreters vorsieht. 

Die Bestellung des Vertreters ist jedoch abweichend 
von § 65 Abs. 2 Satz 2 in jedem Falle der Landesjustiz-
verwaltung oder der von ihr beauftragten Behörde (§ 251) 
vorbehalten, so daß der Anwalt nicht selbst einen Ver-
treter bestellen kann. Er hat aber nach Absatz 1 Satz 3 
das Recht, einen geeigneten Vertreter vorzuschlagen. Vor 
der Bestellung werden der Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer und der Rechtsanwalt gehört. 

Für die Auswahl des Vertreters gilt § 65 Abs. 4 und 7 
entsprechend (Absatz 2). Die Vertretung kann also einem 
Rechtsanwalt oder einem Anwaltsassessor übertragen 
werden. Es können aber auch andere Personen, welche 
die Fähigkeit zum Richteramt besitzen müssen, oder auch 
Referendare, die seit mindestens zwei Jahren im Vor-
bereitungsdienst beschäftigt sind, als Vertreter bestellt 
werden. 

Ein zum Vertreter bestellter Rechtsanwalt oder An-
waltsassessor kann die Übernahme grundsätzlich nicht 
ablehnen, wie aus Absatz 3 hervorgeht. Die Entscheidung 
darüber, ob die Ablehnung berechtigt ist, steht ebenso 
wie der voraufgegangene Bestellungsakt der Landes-
justizverwaltung zu. Der Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer ist vorher zu hören. 

Der Vertreter ist in seiner Stellung gegenüber dem Ver-
tretenen frei. An Weisungen des Vertretenen ist er 
nicht gebunden (Absatz 4). Der Vertretene darf den Ver
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treter weder unmittelbar noch mittelbar behindern. — Daß 
die Vertretung für Rechnung und auf Kosten des Ver-
tretenen geführt werden muß, ergibt sich zwangsläufig 
aus den Verhältnissen. 

Die Vergütung des Vertreters (Absatz 5) ist in Über-
einstimmung mit dem bisher geltenden Recht geregelt 
(§ 91 d Abs. 3 der Rechtsanwaltsordnung in der Fassung 
des Kap. XIII Art. I Nr. 5 der Notverordnung vom 18. März 
1933 — RGBl. I S. 109 —; § 98 Abs. 3 der Reichs-Rechts-
anwaltsordnung von 1936; § 116 Abs. 3 der Rechtsanwalts-
ordnung für die Brit. Zone vom 10. März 1949 —
VO.BI.BZ . S. 80 —). 

Die Vertretung endet von selbst, sobald das Berufs-
oder Vertretungsverbot außer Kraft tritt oder aufgehoben 
wird (§§ 170, 171). 

SECHSTER TEIL 

Der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte 
und der Bundesgerichtshof in Anwaltssachen 

Soweit in diesem Gesetz Aufgaben für die Gerichte 
vorgesehen sind, sei es, um den Rechtsweg gegen Ver-
waltungsakte gemäß Artikel 19 Abs. 4 des Grundgesetzes 
zu eröffnen (so in den Fällen: § 9 Abs. 3, § 17 Abs. 4, § 23 
Abs. 2, § 28 Abs. 4, § 33 Abs. 2, § 40 Abs. 3, § 41 Abs. 4, 
§ 47 Abs. 3, § 69 Abs. 5, §§ 113, 114, 156, 157, 169), sei es, 
uni in einem geordneten Gerichtsverfahren die Aus-
schließung aus der Rechtsanwaltschaft herbeizuführen (so 
nach dem § 118 Abs. 2, § 149 ff, § 159), handelt es sich 
stets um Angelegenheiten des anwaltlichen Berufsrechts. 
Deshalb ist es geboten, die Gerichte, die Tiber diese 
Fragen zu entscheiden haben, so auszugestalten, daß die 
Anwaltschaft angemessen beteiligt wird. 

Diesem Bedürfnis trägt der Entwurf in größtmöglichem 
Umfang Rechnung, ohne jedoch außer acht lassen zu 
können, daß der staatliche Charakter der Gerichte ge-
wahrt bleiben muß. Auf Länderebene wird die Mitwir-
kung der Anwaltschaft an der Rechtsprechung in Anwalts-
sachen dadurch sichergestellt, daß Ehrengerichtshöfe als 
besondere Gerichte gebildet werden, die überwiegend mit 
Rechtsanwälten besetzt sind. Auf Bundesebene kann ein 
solches besonderes Gericht nicht vorgesehen werden, weil 
die Bundesgerichte im Grundgesetz abschließend fest-
gelegt sind (Art. 92 ff.). Dadurch verbietet es sich auch von 
selbst, dem Bundesgerichtshof ein besonderes Gericht an-
zugliedern, wie es früher der Ehrengerichtshof bei dem 
Reichsgericht (§ 90 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878) darstellte (vgl. insoweit RGZ 170 S. 335). Es kann 
deshalb nur in Frage stehen, welchem der in Artikel 96 
des Grundgesetzes vorgesehenen oberen Bundesgerichte 
die Zuständigkeit nach diesem Gesetz zu übertragen ist. 
Wegen der besonders engen Verbindung der anwalt-
lichen Tätigkeit mit der Zivil- und Strafrechtspflege liegt 
es nahe, in Anwaltssachen die Zuständigkeit des Bundes-
gerichtshofes zu begründen, mögen auch zum Teil ver-
waltungsrechtliche Fragen zu entscheiden sein. An der 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes in Anwalts-
sachen wird die Anwaltschaft in der Weise beteiligt, daß 
ihre Vertreter zu den Senaten des Bundesgerichtshofes 
hinzutreten. 

Erster Abschnitt 

Der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte 

Zu § 174 

Bildung des Ehrengerichtshofes 

Der Ehrengerichtshof muß nach den Aufgaben, die ihm 
übertragen sind, als ein staatliches Gericht gebildet sein 
(vgl. die Vorbem. vor §§ 49, 115, 118, 156). Um den staat-
lichen Charakter des Ehrengerichtshofes sicherzustellen, 
wird eine organisatorische Verbindung mit den staatlichen 
Rechtspflegeeinrichtungen dadurch hergestellt, daß der 
Ehrengerichtshof bei dem Oberlandesgericht errichtet 
wird. Die Anlehnung an das Oberlandesgericht liegt schon 



urn deswillen nahe, weil die Rechtsanwaltskammern für 
den Bezirk und am Sitz eines Oberlandesgerichts gebildet 
sind (§ 73). 

In Anlehnung an § 120 Abs. 2 Satz 1 GVG und § 9 EGGVG 
wird in den Ländern, in denen mehrere Oberlandes-
gerichte errichtet sind, der Landesregierung durch Ab-
satz 1 ermöglicht, den Ehrengerichtshof für die Bezirke 
aller oder mehrerer Oberlandesgerichte bei einem oder 
einigen der Oberlandesgerichte oder bei dem obersten 
Landesgericht zu errichten. Eine solche zentrale Zuweisung 
ließ sich nach der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
bei Beschwerden (§ 89 a.a.O.), für die sie hätte in Frage 
kommen können, mangels einer ausdrücklichen Vorschrift 
nicht durchführen. Es empfiehlt sich indes, einen landes-
rechtlichen Vorbehalt für eine solche Regelung in das Ge-
setz aufzunehmen, weil die Zusammenfassung der Auf-
gaben im Interesse der Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
innerhalb des einzelnen Landes liegen kann. 

Im Absatz 3 wird entsprechend § 120 Abs. 2 Satz 2 GVG 
auch die Möglichkeit vorgesehen, daß einzelne Länder 
eine Vereinbarung über die Zuweisung der Aufgaben an 
einen Ehrengerichtshof treffen, der damit für das Gebiet 
mehrerer Länder zuständig wird. 

Zu § 175 

Zusammensetzung des Ehrengerichtshofes 

Die Vorschrift regelt die Zusammensetzung des Ehren-
gerichtshofes für Rechtsanwälte als Gerichtsanstalt. Wie 
es die §§ 59, 115 und 124 GVG, denen der § 175 ent-
spricht, für die Kollegialgerichte der Zivil- und Strafrechts-
pflege vorsehen, ist der Ehrengerichtshof mit einem Prä-
sidenten, zu dem bei Bedarf weitere Vorsitzende hinzu-
treten, sowie mit anderen richterlichen Mitgliedern 
besetzt. 

Wie in der Vorbemerkung zu diesem Teil bereits dar-
gelegt wird, sind für die Ausgestaltung des Ehrengerichts-
hofes zwei Gesichtspunkte bestimmend: einmal die Not-
wendigkeit, den Ehrengerichtshof als ein staatliches Ge-
richt zu bilden, und zum anderen das Bedürfnis, die 
Anwaltschaft an der Rechtsprechung in Anwaltssachen 
angemessen zu beteiligen. Deshalb wird im Absatz 1 vor-
gesehen, daß die Richter des Ehrengerichtshofes zum 
Teil aus der Zahl der Berufsrichter und zum Teil aus den 
Reihen der Anwaltschaft zu entnehmen sind. Die nähere 
Regelung darüber, wie die beiden Gruppen voh Richtern 
in den Ehrengerichtshof berufen werden, ist in den §§ 176 
und 177 enthalten. 

Die Anzahl der Richter, die dem Ehrengerichtshof zu-
geteilt werden, wird in erster Linie davon abhängen, ob 
der Ehrengerichtshof, wie es in der Regel der Fall sein 
wird, nur aus einem Senat besteht oder ob der Geschäfts-
anfall die Bildung weiterer Senate erforderlich macht. 
Über die Zahl der Senate kann eine starre gesetzliche 
Regelung nicht getroffen werden, da die Verhältnisse 
sehr verschieden gelagert sein können. Die Bildung wei-
terer Senate bei dem Ehrengerichtshof als einem staat-
lichen Gericht wird der Landesjustizverwaltung vor-
behalten; die Beteiligung der Anwaltschaft wird durch die 
Verpflichtung, den Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
vorher zu hören, sichergestellt (Absatz 2). 

Zu § 176 

Berufung von Mitgliedern des Oberlandesgerichts 

Nach § 175 Satz 1 setzt sich der Ehrengerichtshof aus 
Richtern zusammen, die zum Teil Berufsrichter, zum Teil 
Rechtsanwälte sein müssen. Wie es bei der organisa-
torischen Verbindung zwischen dem Oberlandesgericht 
und dem Ehrengerichtshof (§ 174 Abs. 1) nahe liegt, sieht 
der § 176 vor, daß die Berufsrichter aus der Zahl der 
ständigen Mitglieder des Oberlandesgerichts bestellt 
werden. Richter, die bei dem Oberlandesgericht als Hilfs-
richter tätig sind (§ 118 GVG), können nicht in den Ehren-
gerichtshof berufen werden. Die Richter des Oberlandes-
gerichts werden auf die Dauer von vier Jahren zu Mit-
gliedern des Ehrengerichtshofes ernannt. Sie können nach 
Ablauf ihrer Amtszeit erneut berufen werden. 

Dem staatlichen Charakter des Ehrengerichtshofes ist 
auch dadurch Rechnung zu tragen, daß der Präsident des 
Ehrengerichtshofes und die weiteren Vorsitzenden der 
Senate Richter des Oberlandesgerichts sein müssen. Damit 
entspricht der Ehrengerichtshof dem allgemeinen Bild, 
daß bei allen besonderen Gerichten ein Berufsrichter den 
Vorsitz führt. Wegen der Bedeutung des Ehrengerichts-
hofes erscheint es geboten, daß der Präsident des Ehren-
gerichtshofes mindestens ein Senatspräsident sein muß. 
Die Regelung läßt die Möglichkeit offen, daß der Ober-
landesgerichtspräsident selbst zum Präsidenten des Ehren-
gerichtshofes bestellt wird. Eine starre Regelung konnte 
im Gesetz nicht getroffen werden, weil die Verhältnisse 
in den Ländern verschieden gelagert sind; insbesondere 
muß damit gerechnet werden, daß einige Landesjustiz-
verwaltungen von der Befugnis nach § 251 des Entwurfs 
in der Weise Gebrauch machen werden, daß sie den 
Oberlandesgerichtspräsidenten mit Aufgaben der Justiz-
verwaltung in Anwaltssachen betrauen. 

Zu § 177 

Ernennung von Rechtsanwälten zu Beisitzern 

Die Vorschrift regelt die Ernennung und die Rechts-
stellung der Mitglieder des Ehrengerichtshofes, die aus 
den Reihen der Rechtsanwälte entnommen werden (§ 175 
Abs. 1). 

Die anwaltlichen Beisitzer sind, wie sich aus Absatz 3 
Satz 1 ergibt, ebenso wie die Mitglieder aus der Zahl 
der Richter bei dem Oberlandesgericht echte Richter und 
werden wie die Berufsrichter in ein öffentlich-rechtliches 
Verhältnis zum Staate berufen. Ihre Rechtsstelllung ent-
spricht damit derjenigen, die § 112 GVG den Handels-
richtern einräumt. Deshalb kann das Amt eines Beisitzers 
im Ehrengerichtshof ebenso wie das Amt des Handels-
richters (§ 108 GVG) nur durch einen staatlichen Akt 
verliehen werden. Dagegen kann nicht in Erwägung ge-
zogen werden, den Rechtsanwalt unmittelbar durch Wah-
len innerhalb der Kammer in den Ehrengerichtshof zu 
berufen. Die Ernennung der anwaltlichen Beisitzer als 
staatlicher Akt muß der Landesjustizverwaltung vorbe-
halten werden, weil die Besetzung eines Gerichts inner-
halb der Landeshoheit in Frage steht. Bei der Auswahl 
der anwaltlichen Beisitzer wird die Anwaltschaft in der 
Weise beteiligt, daß der Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer Vorschläge für die Berufung macht. Damit wird 
zugleich sichergestellt, daß der Landesjustizverwaltung 
geeignete Rechtsanwälte benannt werden. Eine Bindung 
der Landesjustizverwaltung an die Vorschläge des Vor-
standes der Rechtsanwaltskammer kann nicht vorgesehen 
werden, weil eine solche Bindung mit den Grundsätzen 
des Gerichtsverfassungsrechts unvereinbar wäre. Die 
Voraussetzungen für die Berufung zum Beisitzer bei dem 
Ehrengerichtshof sind die gleichen wie für die Wahl zum 
Mitglied des Vorstandes (§§ 78, 79) und zum Mitglied 
des Ehrengerichts (§ 107 Abs. 1). Es wird ferner bestimmt, 
daß der anwaltliche Beisitzer nicht zugleich dem Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer oder dem Ehrengericht 
der Rechtsanwaltskammer angehören oder bei der Rechts-
anwaltskammer im Haupt- oder Nebenberuf tätig sein 
darf. Diese Inkompatibilität ist aus rechtsstaatlichen 
Gründen vorzusehen, weil der Ehrengerichtshof die Auf-
gabe hat,  Akte  des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer 
(§§ 21, 69 Abs. 4, § 87 Abs. 5 in Verbindung mit § 123 
Abs. 1, §§ 113, 114) oder des Ehrengerichts (§§ 156, 157, 
169) zu überprüfen. 

Wie bereits oben dargelegt ist, sind die Mitglieder des 
Ehrengerichtshofes aus den Reihen der Anwaltschaft 
ebenso wie die Handelsrichter echte Richter. Sie haben 
daher für die Dauer von vier Jahren, für die sie in ihr 
Amt berufen sind, innerhalb und außerhalb der Sitzung 
alle Rechte und Pflichten eines Richters. Äußerlich tritt 
ihre Stellung als Richter dadurch in Erscheinung, daß 
sie während der Sitzung die richterliche Amtstracht tragen. 
Vor ihrem Amtsantritt haben sie einen Diensteid zu 
leisten. 

Die anwaltlichen Beisitzer des Ehrengerichtshofes be-
kleiden ebenso wie die Mitglieder des Ehrengerichtes 
(§ 108), die Mitglieder des Vorstandes der Rechtsanwalts- 



kammer (§ 88) und wie die Handelsrichter (§ 107 Abs. 1 
GVG) ein Ehrenamt. Deshalb sind auch mit der Über

-

nahme des Richteramtes im Ehrengerichtshof keine Be-
schränkungen für die anwaltliche Berufstätigkeit ver-
bunden (§ 19 Nr. 10, § 26 Nr. 6, § 63). Die Entschädigung 
für den mit ihrer Tätigkeit verbundenen Aufwand (Tages 
und Übernachtungsgelder) sowie Ersatz ihrer Fahrtkosten 
erhalten die anwaltlichen Beisitzer, da sie einem staat-
lichen Gericht angehören, aus der Staatskasse. Die Ent-
schädigung und der Ersatz ihrer Fahrtkosten steht den 
Beisitzern auch dann zu, wenn sie am Sitz des Ehren-
gerichtshofes wohnen oder als Rechtsanwalt zugelassen 
sind. Die Höhe der zu ersetzenden Beträge richtet sich 
nach den Vorschriften der Gebührenordnung für Rechts-
anwälte über Geschäftsreisen (§§ 78, 79 a.a.O.). 

Ein Beisitzer kann seines Amtes nur enthoben werden, 
wenn er nachträglich eine der für die Ernennung erforder-
lichen Eigenschaften (§ 177 Abs. 2) verliert, Da er als 
Richter die Garantien der richterlichen Unabhängigkeit 
genießt, darf er nur durch einen Richterspruch vorzeitig 
aus seinem Amt entfernt werden (Artikel 97 GG). Die 
Regelung entspricht im einzelnen derjenigen, die das Ge-
richtsverfassungsgesetz in seinem § 113 für die Handels-
richter vorsieht. 

Zu § 178 

Besetzung des Ehrengerichtshofes 

Während der § 175 die Zusammensetzung des Ehren-
gerichtshofes als Gerichtsanstalt regelt, wird im § 178 
bestimmt, wie der Ehrengerichtshof oder, falls bei ihm 
mehrere Senate gebildet sind, der Senat des Ehrengerichts-
hofes als erkennendes Gericht besetzt ist. 

Der Ehrengerichtshof entscheidet als Kollegialgericht, 
dem zwei Berufsrichter und drei Rechtsanwälte angehören. 
Durch die Regelung, daß die Zahl der anwaltlichen Bei-
sitzer die der Berufsrichter um einen übersteigt, wird der 
staatliche Charakter des Ehrengerichtshofes nicht in Frage 
gestellt, weil in anderer Weise (§ 174 Abs. 1, § 176) seine 
Verbindung mit der staatlichen Gerichtsorganisation ge-
sichert ist (vgl. die Entscheidung des Bayer. Verfassungs-
gerichtshofes vom 10. März 1951 — Bayer. GVBl. S. 43 ff. 
— unter VIII 2 b). Aus den Gründen, die zu § 176 dar-
gelegt sind, ist der Vorsitz in dem Senat des Ehren-
gerichtshofes einem staatlichen Richter vorbehalten. 

Zu § 179 

Geschäftsverteilung und Geschäftsgang 

Die Bestimmung der ständigen Mitglieder der Senate 
und die Geschäftsverteilung wird ebenso wie im Ge-
richtsverfassungsgesetz der Selbstverwaltung des Ehren-
gerichtshofes überlassen. Deshalb können die entsprechen-
den Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes sinn-
gemäß angewendet werden. Im Absatz 2 wird vorge-
sehen, daß der Ehrengerichtshof den Geschäftsgang durch 
eine Geschäftsordnung regelt, die von der Landesjustiz-
verwaltung genehmigt werden muß. 

Zweiter Abschnitt 

Der Bundesgerichtshof in Anwaltssachen 

Zu §180 

Besetzung des Senats des Bundesgerichtshofes 

Wie bereits in der Vorbemerkung vor § 174 ausge-
führt ist, kann die Mitwirkung anwaltlicher Beisitzer bei 
dem Bundesgerichtshof nicht entbehrt werden. Durch 
dieses Hinzutreten anwaltlicher Beisitzer darf aber der 
Bundesgerichtshof als Rechtsprechungskörper, wie er nach 
dem Gerichtsverfassungsgesetz gegeben ist, nicht ver-
ändert werden. Anderenfalls würde bei dem Bundes-
gerichtshof ein besonderes Gericht gebildet werden, das 
im Grundgesetz nicht vorgesehen ist und deshalb nicht 
errichtet werden kann (vgl, die Be rn . vor § 174). Eine un

-

zulässige Veränderung der Struktur des Bundesgerichts-
hofes müßte namentlich dann angenommen werden, wenn 
die Zahl der Berufsrichter in den Senaten soweit herab-
gesetzt würde, daß der Charakter eines Senats des Bun-
desgerichtshofes nicht mehr erhalten bliebe. Wohl aber 
können zusätzlich Beisitzer herangezogen werden. 

Die Besetzung des Senats des Bundesgerichtshofes mit 
fünf richterlichen Mitgliedern gemäß § 139 Abs. 1 GVG 
wird daher unverändert beibehalten. Zu diesen richter-
lichen Mitgliedern treten zwei anwaltliche Beisitzer hinzu. 

Die im Absatz 2 enthaltene Ausnahme, daß die richter-
lichen Mitglieder des Senats außerhalb der Hauptverhand-
lung im ehrengerichtlichen Verfahren oder der münd-
lichen Verhandlung allein entscheiden, beruht auf der 
Erwägung, daß außerhalb der Hauptverhandlung einzelne 
Entscheidungen unter Umständen mit großer Beschleuni-
gung getroffen werden müssen, ohne daß die anwaltlichen 
Beisitzer sogleich zur Verfügung stehen können. Die Vor-
schrift hat ein Gegenstück im § 76 Abs. 1 GVG, nach dem 
bei den Strafkammern die richterlichen Mitglieder außer-
halb der Hauptverhandlung allein entscheiden. In diese 
Ausnahmeregelung wird jedoch der Fall nicht einbezogen, 
in dem der Bundesgerichtshof über die sofortige Be-
schwerde gegen eine zweitinstanzliche Entscheidung des 
Ehrengerichtshofes zu entscheiden hat (§ 160), weil er nicht 
eine umgehend zu treffende Entscheidung erheischt. 

Zu § 181 

Richterliche Mitglieder und Geschäftsverteilung 

Die richterlichen Mitglieder des Senats und die Ge-
schäftsverteilung werden durch das Präsidium des Bun-
desgerichtshofes (§ 131 GVG) bestimmt. 

Die Vorschrift entspricht in ihrem weiteren Inhalt dem 
§ 179, so daß auf die Ausführungen an jener Stelle Bezug 
genommen werden kann. 

Zu § 182 

Rechtsanwälte als Beisitzer 

Diese Vorschrift regelt die Berufung der anwaltlichen 
Beisitzer, die zu den Senaten des Bundesgerichtshofes hin-
zutreten (§ 180 Abs. 1). Die Rechtsanwälte sollen in einem 
staatlichen Gericht mitwirken; deshalb müssen sie ebenso 
wie die anwaltlichen Mitglieder des Ehrengerichtshofes 
(vgl. die Be rn . zu § 177) von der Justizverwaltung ernannt 
werden. Da sie Beisitzer bei einem Gericht des Bundes 
werden, sind sie von dem Bundesminister der Justiz zu 
berufen (Absatz 1). 

Auf die Auswahl der Beisitzer wird der Anwaltschaft 
ein starker Einfluß eingeräumt. Nach Absatz 2 hat das 
Präsidium der Bundesrechtsanwaltskammer das Recht, dem 
Bundesminister der Justiz Rechtsanwälte vorzuschlagen, 
die zu Beisitzern berufen werden sollen. Diesen Vor-
schlagslisten kommt eine sehr erhebliche Bedeutung da-
durch zu, daß der Bundesminister der Justiz die Beisitzer 
nur aus diesen Listen berufen kann. Ihm bleibt nur inso-
fern für die Auswahl ein gewisser Spielraum, als die Vor-
schlagslisten die doppelte Zahl der an sich zu berufenden 
Rechtsanwälte enthalten sollen. Bei dieser Regelung ist 
also eine Beteiligung der Rechtsanwaltschaft an der Be-
rufung der Beisitzer aus ihren Kreisen im größtmöglichen 
Umfange gesichert. Andererseits wird eine Bindung des 
Bundesministers der Justiz an die Vorschläge der Anwalt-
schaft, die nach den Grundsätzen des Gerichtsverfassungs

-

rechts unzulässig wäre, vermieden. 

Die Beisitzer werden auf die Dauer von vier Jahren 
ernannt (Absatz 1). Scheidet ein Beisitzer vorzeitig aus, 
so muß nach Absatz 3 ein Nachfolger für ihn ernannt wer

-

den. Die Berufung des Nachfolgers richtet sich ebenfalls 
nach den Absätzen 1 und 2. 

Die im Absatz 4 vorgesehene eidliche Verpflichtung der 
Beisitzer entspricht der Vereidigung der Schöffen und Ge-
schworenen (§§ 51, 84 GVG). 



Zu § 183 

Voraussetzungen für die Berufung zum Beisitzer 
und Recht zur Ablehnung 

Die Voraussetzungen für die Berufung zum Beisitzer 
bei dem Bundesgerichtshof sind die gleichen wie für die 
Wahl zum Mitglied des Vorstandes (§§ 78, 79), des Ehren-
gerichts (§ 107) und des Ehrengerichtshofes (§ 177 Abs. 2). 

Ebenso wie bei den anwaltlichen Mitgliedern des Ehren-
gerichtshofes (§ 177 Abs. 2) muß die Unvereinbarkeit der 
Mitwirkung als Beisitzer im Bundesgerichtshof mit dem 
Amt eines Vorstandes, eines Mitglieds des Ehrengerichts 
und auch eines Mitglieds des Ehrengerichtshofes fest-
gelegt werden (Absatz 2). Die Gründe für diese Inkom-
patibilität ergeben sich aus den Aufgaben, die der Bun-
desgerichtshof in Anwaltssachen zu erfüllen hat. 

Die Gründe, aus denen die Übernahme des Beisitzer-
amtes abgelehnt werden kann (Absatz 3), sind ebenso wie 
bei den anderen Ehrenämtern geregelt (§ 80, § 107 Abs. 2). 

Zu § 184 

Enthebung vom Amt des Beisitzers 

Ein Beisitzer kann von seinem Amt nur aus schwer-
wiegenden Gründen enthoben werden. Für die Amtsent-
hebung wird im Interesse der Unabhängigkeit der Bei-
sitzer ein besonderes Verfahren vorgesehen. Die Rege-
lung im einzelnen ist an § 21 Abs. 5, § 27 des Arbeits-
gerichtsgesetzes angelehnt. 

Zu § 185 

Stellung der Rechtsanwälte als Beisitzer 
und Pflicht zur Verschwiegenheit 

Die anwaltlichen Beisitzer haben in den Sitzungen in 
Ansehung ihres Amtes alle Rechte und Pflichten eines 
Richters. Ihre Stellung entspricht also insoweit derjenigen 
der Schöffen und der Geschworenen (§ 30 Abs. 1, § 82 
Abs. 1 GVG). 

Die anwaltlichen Beisitzer sollen ebenso wie die richter-
lichen  Mitglieder des Senats zur Amtsverschwiegenheit 
verpflichtet sein. Während diese Verpflichtung sich für 
die Richter aus ihrem Amt ergibt, wird sie für die anwalt-
lichen Beisitzer im Absatz 2 ausdrücklich erwähnt. Wie in 
den verwandten Fällen, in denen eine Pflicht zur Ver-
schwiegenheit besteht (§§ 109, 147 Abs. 3) ist auch hier 
§ 89 entsprechend anzuwenden. Uber Anträge, die Aus-
sagegenehmigung zu erteilen, hat bei den anwaltlichen 
Beisitzern der Präsident des Bundesgerichtshofes zu be-
finden, da Vorgänge bei dem Bundesgerichtshof in Frage 
stehen. 

Zu § 186 

Reihenfolge der Teilnahme an den Sitzungen 

Die Heranziehung der Beisitzer zu den einzelnen Sit-
zungen ist in Anlehnung an § 31 des Arbeitsgerichtsge-
setzes geregelt. Entsprechend dem Grundsatz der Stän-
digkeit der Gerichte muß die Besetzung des Senats nicht 
nur hinsichtlich der richterlichen Mitglieder (vgl. § 181 des 
vorliegenden Entwurfs), sondern auch hinsichtlich der an-
waltlichen Beisitzer vor Beginn des Geschäftsjahres ge-
regelt sein. Deshalb ist die Reihenfolge, in der die anwalt-
lichen Beisitzer mitwirken, in einer vor Beginn des Ge-
schäftsjahres aufzustellenden Liste genau festzulegen, Es 
soll dadurch ausgeschlossen werden, daß anwaltliche Bei-
sitzer für einen Einzelfall ad hoc herangezogen werden 
können. Ein Verstoß hiergegen wäre mit dem Prinzip, daß 
niemand seinem gesetzlichen Richter entzogen werden 
darf (Artikel 101 Abs. 1 des Grundgesetzes, § 16 GVG), 
nicht zu vereinbaren. 

Zu § 187 

Ehrenamtliche Tätigkeit der Rechtsanwälte 
als Beisitzer 

Die anwaltlichen Beisitzer bekleiden ebenso wie die 
anwaltlichen Mitglieder des Ehrengerichtshofes (§ 177 
Abs. 3), die Mitglieder des Ehrengerichts (§ 108), die Mit

-

glieder des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer (§ 88), 
die Schöffen (§ 31 GVG), die Geschworenen (§§ 84, 31 GVG) 
und die Handelsrichter (§ 107 Abs. 1 GVG) ein Ehrenamt. 

Die Entschädigung für den mit ihrer Tätigkeit verbun-
denen Aufwand (Tage- und Übernachtungsgelder) und Er-
satz ihrer Fahrtkosten erhalten sie aus der Staatskasse. 
Für die nähere Regelung gilt § 177 Abs. 3 Satz 3 und 4 
entsprechend. 

SIEBENTER TEIL 

Die Rechtsanwaltschaft 
bei dem Bundesgerichtshof 

Die Rechtsanwaltschaft bei dem Bundesgerichtshof soll, 
wie früher die Rechtsanwaltschaft bei dem Reichsgericht, 
eine Sonderstellung einnehmen. Wie es einst das Ziel 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 war, bei dem 
Reichsgericht als dem höchsten Gerichtshof eine Rechts-
anwaltschaft zu schaffen, die sich in besonderem Maße 
durch wissenschaftliche Arbeit und praktische Erfahrung 
auszeichnete und aus dem ganzen Stande heraushob, so 
werden jetzt im Anschluß an die Übergangsregelung im 
Artikel 8 Nr. 89 des Gesetzes zur Wiederherstellung der 
Rechtseinheit auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung, der 
bürgerlichen Rechtspflege, des Strafverfahrens und des 
Kostenrechts vom 12. September 1950 (BGBl. S. 455) alle 
Vorkehrungen getroffen, um bei dem Bundesgerichtshof 
eine Anwaltschaft zu bilden und zu erhalten, die den an 
sie zu stellenden Anforderungen gerecht wird. 

Erster Abschnitt 

Allgemeines 

Zu § 188 

Entsprechende Anwendung von Vorschriften 

Die besondere Stellung der Rechtsanwaltschaft bei dem 
Bundesgerichtshof gegenüber der Anwaltschaft bei den 
Gerichten der Länder ist durch ihren Wirkungskreis bei 
dem oberen Bundesgericht für das Gebiet der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit bedingt Sie bleibt aber ein Teil der ge-
samten Anwaltschaft. Deshalb können auch für sie die 
bisher erörterten Vorschriften, die für die Anwaltschaft 
bei den Gerichten der Länder maßgebend sind, im allge-
meinen gelten. Abweichungen sind nur insoweit erforder-
lich, als sie sich durch die Sonderstellung der Anwaltschaft 
bei dem Bundesgerichtshof ergeben. 

Zu § 189 

Zuständigkeit des Bundesministers der Justiz 
und des Bundesgerichtshofes 

Die bei dem Bundesgerichtshof zugelassenen Rechts-
anwälte wirken grundsätzlich nur bei diesem oberen 
Bundesgericht. Deshalb werden die Verwaltungsakte, die 
gegenüber den Anwälten bei den Landesgerichten von der 
Landesjustizverwaltung erlassen werden, gegenüber den 
bei dem Bundesgerichtshof zuzulassenden oder zugelasse-
nen Anwälten durch den Bundesminister der Justiz vor-
genommen. Soweit gerichtliche Entscheidungen in Frage 
kommen, muß an die Stelle des Ehrengerichtshofes für 
Rechtsanwälte, der innerhalb des einzelnen Landes zu-
ständig ist, hier der Bundesgerichtshof treten. 

Zweiter Abschnitt 

Die Zulassung als Rechtsanwalt bei dem 
Bundesgerichtshof 

Zu § 190 

Besondere Voraussetzung für die Zulassung 

Wer seine Zulassung bei dem Bundesgerichtshof an-
strebt, muß bereits im Besitz der Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft sein. Die Zulassung bei dem Bundesgerichts- 



hof macht also nicht eine neue Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft erforderlich; sie stellt sich rechtlich als ein beson-
derer Fall des Wechsels der Zulassung (vgl. § 45) dar. 

An die Rechtsanwaltschaft bei dem Bundesgerichtshof 
sind, wie bereits in der Einleitung ausgeführt ist, erhöhte 
Anforderungen zu stellen. Auf sie wird im § 193 Abs. 1 
besonders hingewiesen. Die hiernach notwendige Auslese 
aus der allgemeinen Anwaltschaft durch eine besondere 
Prüfung zu treffen, verbietet sich von selbst. Ebenso er-
scheint es nicht tragbar, die Auswahl einem Verwaltungs-
organ im Rahmen des freien Ermessens zu überlassen. Eine 
befriedigende Lösung kann nur darin gefunden werden, 
daß der Kreis, der die Auswahl der Bewerber trifft, mög-
lichst weit gezogen wird. Daß hierbei die Anwaltschaft un-
mittelbar zu beteiligen ist, ergibt sich aus dem allgemeinen 
Bestreben des Entwurfs, ihr ein Mitwirkungsrecht einzu-
räumen, soweit es rechtlich möglich ist. Deshalb kann die 
Regelung der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 98), 
welche die Auswahl des Rechtsanwalts durch das Präsidium 
des Reichsgerichts ohne unmittelbare Mitwirkung der An-
waltschaft vorsah, nicht übernommen werden. Es müssen 
vielmehr alle Kräfte zusammenwirken, die ein berechtigtes 
Interesse an der Auswahl haben. Unter diesem Gesichts-
punkt ist die allgemeine Rechtsanwaltschaft, aus welcher 
der Bewerber hervorgeht, und die besondere Gemeinschaft 
bei dem Bundesgerichtshof, in der er wirken soll, berufen, 
den geeigneten Bewerber zu bestimmen. Als sachdienliche 
Form, in der diese gemeinsame Entschließung getroffen 
werden kann, sieht der Entwurf die Wahl vor. Deshalb 
wird nunmehr nach dem Vorbild des Richterwahlaus-
schusses, durch den gemeinsam mit dem zuständigen Bun-
desminister die Richter des Obersten Bundesgerichtes und 
der oberen Bundesgerichte berufen werden (Artikel 95 
Abs. 3, Artikel 96 Abs. 2 des Grundgesetzes; Richterwahl-
gesetz vom 25. August 1950 — BGBl. S. 368 —), bei dem 
Bundesgerichtshof em Wahlausschuß für Rechtsanwälte 
gebildet. Seine Aufgabe ist es, den Bewerber, der als 
Rechtsanwalt bei dem Bundesgerichtshof zugelassen wer-
den soll, zu benennen. Mit dieser Benennung ist für den 
Bewerber das Recht auf Zulassung begründet. 

Zu § 191 

Wahlausschuß 
für Rechtsanwälte bei dem Bundesgerichtshof 

Der Wahlausschuß für Rechtsanwälte wird aus den zu 
§ 190 erörterten Gründen aus den Mitgliedern des Präsi-
diums des Bundesgerichtshofes (§ 131 GVG), des Präsidiums 
der Bundesrechtsanwaltskammer (§ 205 des Entwurfs) und 
des Präsidiums der Rechtsanwaltskammer bei dem Bundes-
gerichtshof (§§ 200, 188, 92 des Entwurfs) gebildet. Diese 
Zusammensetzung des Wahlkörpers bietet die Gewähr 
dafür, daß die Eignung des Bewerbers nach der sachlichen 
und persönlichen Seite hin erschöpfend geprüft werden 
kann. 

Den Vorsitz in dem Wahlausschuß soll der Präsident des 
Bundesgerichtshofes führen, der hierzu nach seiner Stel-
lung berufen ist (Absatz 2). 

Der Wahlausschuß tritt auf Einladung des Vorsitzenden 
zu Sitzungen zusammen. Die Voraussetzungen, unter 
denen zu einer Sitzung einzuladen ist, ergeben sich aus 
der Aufgabe des Wahlausschusses von Fall zu Fall, so daß 
eine gesetzliche Regelung nicht notwendig ist. 

Die Absätze 3 bis 5 enthalten nähere Vorschriften über 
die Einladung und die Sitzung. Die Tagesordnung muß 
den Gegenstand der Beratung erkennen lassen. Deshalb 
ist es nötig, daß sie die einzelnen Vorschläge enthält, über 
die beraten und durch die Wahl entschieden werden soll. 

Zu § 192 

Vorschlagslisten für die Wahl 

Die Wahl findet auf Grund von Vorschlagslisten statt. 
Sie kann sich nur auf diese Listen erstrecken, so daß Be-
werber außerhalb der Listen nicht berücksichtigt werden 
können. 
Die Vorschlagslisten können nur von der Bundesrechts-

anwaltskammer oder der Rechtsanwaltskammer bei dem 
Bundesgerichtshof ausgehen. Das Vorschlagsrecht wird 

damit nur den zuständigen Organen der Rechtsanwaltschaft 
eingeräumt. Daß es auf die Anwaltschaft beschränkt 
bleiben soll, ergibt sich als eine natürliche Folgerung aus 
dem Grundgedanken, der Anwaltschaft die Selbstverwal-
tung möglichst weitgehend zu überlassen. 

Wenn die Wahl sich nur auf Rechtsanwälte erstrecken 
kann, die in den Listen vorgeschlagen werden, so ist damit 
ausgeschlossen, daß Bewerber sich unmittelbar an den 
Wahlausschuß wenden können. Bewerbungen um die Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft bei dem Bundesgerichtshof 
können nach dem jetzt vorgesehenen Weg nur bei der 
Bundesrechtsanwaltskammer oder bei der Rechtsanwalts-
kammer bei dem Bundesgerichtshof — zweckmäßig durch 
Vermittlung der örtlichen Rechtsanwaltskammer, welcher 
der Bewerber angehört — angebracht werden. Beide Or-
gane prüfen in eigener Zuständigkeit, ob der Bewerber 
in die Vorschlagsliste aufzunehmen ist. Die formalen 
Voraussetzungen hierfür sind im § 192 Abs. 3 dahin ge-
regelt, daß der Bewerber das fünfunddreißigste Lebensjahr 
vollendet haben muß und daß er den Beruf des Rechts-
anwalts seit mindestens fünf Jahren ohne Unterbrechung 
ausübt. Darüber hinaus werden die Organe der Rechts-
anwaltschaft, bevor sie den Bewerber in die Liste auf-
nehmen, bei ihrer Entschließung berücksichtigen, ob er die 
allgemeinen sachlichen und persönlichen Voraussetzungen 
für die Tätigkeit als Rechtsanwalt bei dem Bundesgerichts-
hof besitzt (vgl. § 193 Abs. 1). 

Zu § 193 

Prüfung des Wahlausschusses 

Dem Wahlausschuß für Rechtsanwälte obliegt ähnlich 
wie dem Richterwahlausschuß (vgl. § 11 des Richterwahl-
gesetzes vom 25. August 1950 — BGBl. S. 368 —) die Prü-
fung, ob der in der Liste Vorgeschlagene die sachlichen 
und persönlichen Qualitäten für die Tätigkeit als Rechts-
anwalt bei dem Bundesgerichtshof mitbringt. 

Die Wahl selbst wird dadurch vorbereitet, daß der Wahl-
ausschuß nach dem Vorbild des Richterwahlausschusses 
(§ 10 Abs. 3 des Richterwahlgesetzes) zwei seiner Mitglie-
der zu Berichterstattern bestellt. 

Zu § 194  

Entscheidung des Wahlausschusses 

Die Voraussetzungen für die Beschlußfähigkeit des 
Wahlausschusses sind in Anlehnung an § 12 Abs. 2 des 
Richterwahlgesetzes geregelt. Von den richterlichen und 
von den anwaltlichen Mitgliedern des Wahlausschusses 
muß je die Mehrzahl anwesend sein  

Die Abstimmung ist wie im Richterwahlausschuß (§ 12 
Abs. 1 des Richterwahlgesetzes) geheim. Ebenso wie der 
Richterwahlausschuß (§ 12 Abs. 1 a. a.0.) entscheidet der 
Wahlausschuß für Rechtsanwälte mit einfacher Stimmen-
mehrheit. Bei Stimmengleichheit ist die Wahl abgelehnt. 

Zu § 195 

Mitteilung des Wahlergebnisses 
und Zulassungsantrag 

Nur der Bewerber, der durch die Wahl benannt wird, 
hat ein Recht auf die Zulassung bei dem Bundesgerichtshof 
(§ 190). 

Der Vorsitzende des Wahlausschusses legt den Antrag 
des Bewerbers zusammen mit der Mitteilung über das Er-
gebnis der Wahl dem Bundesminister der Justiz vor. 

Zu § 196 

Entscheidung über den Antrag auf Zulassung 

Die Zulassung bei dem Bundesgerichtshof kann ebenso 
wie die Zulassung bei den Gerichten der Länder nur durch 
einen staatlichen Verwaltungsakt erteilt werden. 

Zur Entscheidung über den Antrag auf Zulassung bei 
dem Bundesgerichtshof ist der Bundesminister der Justiz 
berufen (Absatz 1). 



Der Bewerber kann den Antrag auf Zulassung nicht 
stellen, solange gegen ihn etwa ein ehrengerichtliches 
Verfahren oder ein anderes im § 45 Abs. 2 bezeichnetes 
Verfahren schwebt (Absatz 2). Wenn auch mit einem sol-
chen Fall nicht zu rechnen sein wird, so mag er immerhin 
vorsorglich erwähnt werden. 
Die Zulassung kann nur aus den Gründen des § 32 

Abs. 1 Nm. 3 und 4, des § 45 Abs. 3 und wegen Fehlens der 
Voraussetzungen des § 192 Abs. 3 versagt werden. Die 
letzterwähnten Voraussetzungen (Vollendung des 35. Le-
bensjahres, Ausübung des Berufes als Rechtsanwalt ohne 
Unterbrechung seit mindestens fünf Jahren) hat zwar be-
reits der Wahlausschuß zu prüfen (§ 193 Abs. 1). Gleich-
wohl erscheint eine erneute Prüfung und eine selbständige 
Berücksichtigung bei der Zulassung geboten, um auf diese 
Weise eine Erörterung über die Gültigkeit der Wahl aus-
zuschließen. 
Wenn der Bundesminister der Justiz dem Antrag auf 

Zulassung stattgeben will, bedarf es nach dem Wahlgang, 
an dem die Anwaltschaft beteiligt war, nicht mehr der An-
hörung des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer bei dem 
Bundesgerichtshof, die nach allgemeinen Grundsätzen (vgl. 
§ 31 Abs. 3) an sich erforderlich wäre Nur in den Fällen, 
in  denen Bedenken gegen die Erteilung der Zulassung 
bestehen, ist es geboten, den Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer bei dem Bundesgerichtshof gutachtlich zu hören 
(Absatz 3). 

Zu § 197 
Ausschließlichkeit der Zulassung 

Die Vorschrift erklärt die Zulassung bei dem Bundes-
gerichtshof für unvereinbar mit der Zulassung bei einem 
anderen Gericht. Dieses Verbot der Simultanzulassung, 
das aus der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (a. a.0. 
§ 100 Abs. 1) übernommen wird, beruht vor allem auf der 
Erwägung, daß ein ersprießliches Zusammenwirken des 
Bundesgerichtshofes mit der Rechtsanwaltschaft nur dann 
möglich ist, wenn die Rechtsanwälte, die bei dem Bundes-
gerichtshof zugelassen sind, ihre Tätigkeit nur diesem 
Gericht widmen. Wie die früheren Erfahrungen es be-
stätigen, läßt es sich nur auf diesem Wege erreichen, daß 
die Rechtsanwaltschaft mit den Rechtsanschauungen des 
Gerichtshofes und der darauf beruhenden Auslegung und 
Weiterbildung des Rechts auf das genaueste vertraut ist. 
Auf Grund dieser Kenntnisse wird die Rechtsanwaltschaft 
die Prozeßparteien über die Aussichten eines Rechtsmittels 
sachgemäß beraten können. Sie kann auf diese Weise dazu 
beitragen, daß in Sachen, in denen ein Erfolg nicht zu er-
warten ist, ein Rechtsmittel nicht eingelegt wird. Wenn 
so aussichtslose Sachen nicht in die Revisionsinstanz ge-
langen, so werden einmal den Parteien unnötige Weite-
rungen und Kosten erspart. Zum anderen aber trägt eine 
solche vorbeugende Beratung dazu bei, daß der Bundes-
gerichtshof nicht mit aussichtslosen Revisionen belastet 
wird, sondern daß er sich wirklich bedeutsamen Aufgaben 
widmen kann. 

Dritter Abschnitt 

Besondere Rechten und Pflichten 
der Rechtsanwälte bei dem Bundesgerichtshof 

Zu § 198 
Beschränkung des Auftretens vor anderen Gerichten 

Die Tätigkeit der Rechtsanwälte bei dem Bundesgerichts-
hof soll sich aus den Gründen, die bei § 197 angeführt sind, 
nur auf den Bundesgerichtshof erstrecken. Deshalb wird 
es ihnen nicht gestattet, vor anderen Gerichten aufzutreten. 
Diese Beschränkung gilt nicht nur für Verfahren, auf 
welche die .Zivilprozeßordnung, die Strafprozeßordnung 
oder die Konkursordnung Anwendung fi ndet, wie es früher 
nach der Entstehungsgeschichte der Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 angenommen wurde (vgl. Friedlaender: 
Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878, 
3. Aufl., § 100 Anm. 5), sondern ganz allgemein für das 
Auftreten vor anderen Gerichten jedweder Art. 
Eine Ausnahme wird nur für das Auftreten vor den 

anderen oberen Bundesgerichten (Artikel 96 des Grund-
gesetzes), dem noch zu errichtenden Obersten Bundesge-
richt (Artikel 95 des Grundgesetzes) und dem Bundesver-
fassungsgericht (Gesetz über das Bundesverfassungsgericht 
vom 12. März 1951 — BGBl. I S. 243 —) zugelassen. Sie 

soll es ermöglichen, daß die Rechtsanwälte ihre Erfahrun-
gen, die sie in der Revisionsinstanz vor dem Bundesge-
richtshof gesammelt haben, auch in den Verfahren vor den 
anderen Bundesgerichten im Interesse der Rechtspflege 
verwerten können. 
Eine weitere Ausnahme ist im Absatz 2 für das Auf-

treten vor dem ersuchten Richter in Fällen vorgesehen, in 
denen das Ersuchen von dem Bundesgerichtshof oder den 
anderen erwähnten Bundesgerichten ausgeht. Sie erklärt 
sich daraus, daß ein Verfahren vor dem ersuchten Richter 
nur ein Teil des Gesamtverfahrens ist, in dem der Rechts-
anwalt tätig ist. 

Zu § 199 
Bestellung eines Vertreters 

Die Bestellung eines Vertreters war in der Rechtsan-
waltsordnung vom 1. Juli 1878 nicht ausdrücklich geregelt. 
Daraus hatten sich Zweifel ergeben (vgl. Entscheidung der 
Vereinigten Zivilsenate vom 9. Juli 1883 in JW. 1883 
S. 209). Diese Lücke wird durch § 199 geschlossen. 
Der Rechtsanwalt bei dem Bundesgerichtshof kann seine 

Vertretung in den Fällen des § 65 Abs. 1 bis zur Dauer 
eines Monats selbst regeln. Er kann den Vertreter aber 
nur von sich aus bestellen, wenn die Vertretung von 
einem bei dem Bundesgerichtshof zugelassenen Rechts-
anwalt übernommen wird. Ist dies nicht der Fall, so muß 
der Vertreter durch den Bundesminister der Justiz bestellt 
werden. Das gleiche gilt auch dann, wenn die Vertre-
tungszeit länger als einen Monat dauert. 
An den Vertreter, der nicht zur Rechtsanwaltschaft 

bei dem Bundesgerichtshof gehört, werden nach Absatz 2 
hinsichtlich des Alters (35 Jahre) und der Dauer der bis-
herigen Anwaltstätigkeit die gleichen Anforderungen wie 
bei der Zulassung (§ 192 Abs. 3) gestellt. Auf diese Weise 
soll sichergestellt werden, daß auch der Vertreter den 
besonderen Aufgaben der Revisionsinstanz gerecht wer-
den wird. 

Vierter Abschnitt 

Die Rechtsanwaltskammer bei dem 
Bundesgerichtshof 

Zu § 200 
Zusammensetzung und Vorstand 

Die Rechtsanwälte bei dem Bundesgerichtshof bilden 
eine eigene Rechtsanwaltskammer, so wie früher die 
Rechtsanwälte bei dem Reichsgericht in einer eigenen 
Kammer zusammengeschlossen waren (§ 102 Abs. 1 der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878). 
Die Rechtsanwaltskammer bei dem Bundesgerichtshof 

ist nach den §§ 188, 75 Abs. 1 eine Körperschaft des öffent-
lichen Rechts. Die Aufsicht wird von dem Bundesminister 
der Justiz geführt (§§ 189, 75 Abs. 2). 
Nach § 188 gelten für die Rechtsanwaltskammer bei 

dem Bundesgerichtshof die Vorschriften über die Rechts-
anwaltskammern (§§ 73 ff.) mit den Abweichungen, die 
sich aus § 189 und § 200 Abs. 2 ergeben. 
Da die Rechtsanwaltskammer bei dem Bundesgerichts-

hof nur die bei dem Bundesgerichtshof zugelassenen 
Rechtsanwälte umfaßt und damit nicht so viele Mit-
glieder wie die Rechtsanwaltskammern in den Bezirken 
der Oberlandesgerichte haben wird, erscheint es nicht 
ratsam, für den Vorstand unmittelbar in diesem Gesetz 
eine bestimmte Zahl von Mitgliedern vorzusehen. Den 
besonderen Verhältnissen kann die Kammer am ehesten 
selbst in ihrer Geschäftsordnung (§§ 200, 188, 103 Abs. 3) 
Rechnung tragen. 

ACHTER TEIL 

Die Bundesrechtsanwaltskammer 
Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 hat sich 

seinerzeit hinsichtlich der Organisation der Anwaltschaft 
darauf beschränkt, die Rechtsanwälte in den einzelnen 
Oberlandesgerichtsbezirken und bei dem Reichsgericht 
zu Anwaltskammern zusammenzuschließen. Eine amtliche 
Berufsvertretung, die das gesamte Reichsgebiet umfaßte, 
fehlte. Aber schon wenige Jahre (1886) nach dem In-
krafttreten der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 



wurde aus der Anwaltschaft heraus der Wunsch geäußert, 
eine Gesamtorganisation zu schaffen, die sich an die 
Kammern und an deren Vorstände anschließen sollte 
(vgl. Friedlaender: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung 
vorn 1. Juli r878, 3. Aufl., Exkurs zu § 61 Anm. 2; Mag-
nus: Die Rechtsanwaltschaft, S. 32/33). Nach zwei vor-
bereitenden Zusammenkünften der Delegierten der An-
waltskammervorstände (1886 und 1907) wurde im Jahre 
1909 eine „Vereinigung der Vorstände der deutschen 
Anwaltskammern" als eine Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts gegründet. Sie hatte nach ihrem Statut (Anwalts-
blatt 1929 S. 129) folgenden Zweck: 
„1. Aussprache über die den Vorständen nach der 

Rechtsanwaltsordnung obliegenden Pflichten und Befug-
nisse ;  
2. Vorbereitung gemeinsamer Anträge an die Justiz-

verwaltung; 
3. Förderung der Interessen der deutschen Rechtsanwalt-

schaft." 

Die Vereinigung blieb in dieser ursprünglichen Form 
einer privaten Gesellschaft bis zum Jahre 1933 bestehen. 
Sie sollte aber nach den übereinstimmenden Entschließun-
gen der Vereinigung der Anwaltskammervorstände und 
des Deutschen Anwaltvereins durch eine amtliche Berufs-
vertretung, für welche die Bezeichnung „Reichsanwalts-
kammer" gedacht war, abgelöst werden. Nach langen Vor-
bereitungen und Verhandlungen (vgl. Anwaltsblatt 1928 
S. 174, 211, 290, 317, 348, 353; 1929 S.6, 29, 77, 103, 124, 
138, 144; 1931 S 18, 77) legte die Reichsregierung im April 
1932 dem Reichstag den „Entwurf eines Gesetzes über die 
Reichs-Rechtsanwaltskammer" vor (Drucksache des Reichs-
tags, V. Wahlperiode 1930, Nr. 1447). Dieser Entwurf wurde 
nicht mehr von dem Reichstag verabschiedet. Sein Inhalt 
wurde jedoch unverändert in die Verordnung des Reichs-
präsidenten über Malinahmen auf dem Gebiete der Finan-
zen, der Wirtschaft und der Rechtspflege vom 18. März 1933 
(Kap. XIII, Art. I Nr. 2 — RGBl. I S. 109 —) übernommen. 
Die so errichtete Reichs-Rechtsanwaltskammer hatte die 
besondere Aufgabe, eine ständige Verbindung unter den 
Vorständen der Anwaltskammern herzustellen. Sie war 
verpflichtet, Gutachten zu erstatten, die von einer der 
an der Gesetzgebung des Reichs beteiligten Körperschaften 
oder ihren Ausschüssen, von einer obersten Reichsbehörde 
oder clem Ehrengerichtshof erfordert wurden. 

Diese aus der Entwicklung vor 1933 hervorgegangene 
Reichs-Rechtsanwaltskammer blieb nur bis zum Jahre 1935 
bestehen. An ihre Stelle trat die neue „Reichs-Rechts-
anwaltskammer" (Zweites Gesetz zur Änderung der 
Rechtsanwaltsordnung vom 13. Dezember 1935 — RGBl. I 
S. 1470 —). Sie hatte mit ihrer Vorgängerin nur den Namen 
gemein. Die früheren Anwaltskammern wurden beseitigt. 
Die gesamte Anwaltschaft im Reichsgebiet wurde in der 
neuen Reichs-Rechtsanwaltskammer zusammengefaßt (vgl. 
§§ 46 ff. der Reichs-Rechtsanwaltsordnung 1936). Diese Neu-
bildung war damit das Gegenstück zu der Verreichlichung 
der Jusitzverwaltung. Sämtliche Organe — Präsident, 
Präsidium, Beirat der Reichs-Rechtsanwaltskammer —
wurden dicht mehr gewählt, sondern berufen. Die Ein-
richtung beruhte also auf rein nationalsozialistischen 
Gedankengängen. 

Mit dem Zusammenbruch hat die Reichs-Rechtsanwalts-
kammer zu bestehen aufgehört. 

Nach 1945 entstanden in den Ländern wieder Rechts-
anwaltskammern, die in ihrem Aufbau und in ihrem Wesen 
den Kammern der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
entsprechen. Wiederum setzten sehr bald — zunächst in 
den Ländern der britischen Zone — Bestrebungen ein, die 
Rechtsanwaltskammern zusammenzufassen. So wurde am 
1. Februar 1946 aus den Rechtsanwaltskammern der briti-
schen Zone in den Oberlandesgerichtsbezirken Braun-
schweig, Celle, Düsseldorf, Hamburg, Hamm, Kiel, Köln 
und Oldenburg eine „Vereinigung der Rechtsanwaltskam-
mern der Britischen Zone" gebildet. Diese Vereinigung, 
zu der  später die neugebildete Rechtsanwaltskammer bei 
dem Obersten Gerichtshof für die Britische Zone hinzutrat, 
wurde durch die Verordnung über den Zusammenschluß 
der Rechtsanwaltskammern in der Britischen Zone vom 
25. Februar 1948 (VO. B1. BZ, S. 45) als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts anerkannt. Sie hatte den Zweck (§ 2 
a. a. O.): 

a) die Belange der Rechtsanwälte der britischen Zone zu 
behandeln und zu fördern; 

b) die ständige Verbindung unter den Rechtsanwalts-
kammern herzustellen; 

c) Gutachten zu erstatten, die von einer der an der Ge-
setzgebung beteiligten Behörden, Körperschaften 
oder ihren Ausschüssen oder von dem Ehrengerichts-
hof angefordert wurden. 

Sie ähnelte also in ihrem Aufgabenkreis und in ihrer 
Stellung der ersten Reichs-Rechtsanwaltskammer von 1933 
bis 1935. 

In den Ländern der amerikanischen Zone schlossen sich 
die Rechtsanwaltskammern lediglich zu einer losen Ver-
einigung zusammen. In  den Ländern der französischen 
Zone blieb die Entwicklung noch zurück. 

Nach der Errichtung des Bundes gründeten die Rechts-
anwaltskammern aus allen Ländern die „Arbeitsgemein-
schaft der Anwaltskammervorstände im Bundesgebiet". 
Dieser in der Form einer Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts gebildeten Vereinigung ist im Artikel 8 Nr. 89 
Abs. 2 des Gesetzes zur Wiederherstellung der Rechts-
einheit auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung, der bür-
gerlichen Rechtspflege, des Strafverfahrens und des Kosten-
rechts vom 12. September 1950 (BGBl. S. 455) als der ge-
meinsamen Spitze der Kammervorstände ein Mitwirkungs-
recht bei der Zulassung der Rechtsanwälte beim Bundes-
gerichtshof eingeräumt worden. Bei der Zuweisung dieser 
Aufgabe zeigte sich bereits, ähnlich wie vor 1933, daß ein 
Bedürfnis besteht, der deutschen Anwaltschaft eine Ge-
samtvertretung mit öffentlich-rechtlicher Stellung zu geben. 
Wie die Erfahrungen gelehrt haben, kann die „Arbeits-
gemeinschaft der Anwaltskammervorstände im Bundes-
gebiet" ihre Aufgaben als Spitzenorganisation der amt-
lichen Berufsvertretungen in der losen Form einer Gesell-
schaft des bürgerlichen Rechts auf die Dauer nicht erfüllen. 
Die Arbeitsgemeinschaft der Kammervorstände hat deshalb 
den dringenden Wunsch geäußert, daß eine Bundesrechts-
anwaltskammer errichtet werden möge. Der Deutsche An-
waltverein hat sich diesem Wunsche angeschlossen. 

Der vorliegende Entwurf trägt diesem als berechtigt an-
zuerkennenden Wunsche Rechnung. Er sieht deshalb vor, 
eine Bundesrechtsanwaltskammer zu errichten. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer ist weder in ihrer 
Struktur noch in ihrem Aufgabenkreis mit der Reichs-
Rechtsanwaltskammer der Reichs-Rechtsanwaltsordnung 
von 1936 zu vergleichen Eine Anlehnung in dieser Rich-
tung verbietet sich nach den nationalsozialistischen Ge-
dankengängen, denen jene Reichs-Rechtsanwaltskammer 
ihre Entstehung und Ausgestaltung verdankte, von selbst. 
Da zwischen der Bundesrechtsanwaltskammer und der 
Reichs-Rechtsanwaltskammer keine Verbindung besteht, 
kann sie auch nicht etwa in vermögensrechtlicher Hinsicht 
die Rechtsnachfolge antreten. 

Dagegen besteht eine Ähnlichkeit zwischen der Bundes-
rechtsanwaltskammer und der von der Rechtsanwaltschaft 
erstrebten ersten Reichs-Rechtsanwaltskammer (Notver-
ordnung vom 18. März 1933 — RGBl. I S. 109 —, Kap. XIII 
Art. I Nr. 2). Sie liegt darin, daß die Selbständigkeit der 
Rechtsanwaltskammern nicht angetastet wird und daß der 
Spitzenorganisation ihnen gegenüber kein Weisungsrecht 
zusteht. Die Bundesrechtsanwaltskammer hat vornehmlich 
die Funktion, das Bindeglied für die Anwaltskammervor-
stände zu sein. Sie soll dabei einen Ausgleich unter den 
Kammern fördern und eine einheitliche Willensbildung 
ermöglichen. Nach außen wird sie die Gesamtheit der 
Rechtsanwaltskammern gegenüber Behörden und Organi-
sationen vertreten. 

Erster Abschnitt 

Allgemeines 

Zu § 201 

Zusammensetzung und Sitz 
der Bundesrechtsanwaltkammer 

Die Bundesrechtsanwaltskammer wird aus den Rechts-
anwaltskammern gebildet. Die Rechtsanwaltskammern in 
den Ländern (§§ 73, 74) und die Rechtsanwaltskammer bei 



dem Bundesgerichtshof (§ 200) sind also kraft Gesetzes 
korporative Mitglieder der Bundesrechtsanwaltskammer. 

Die Bestimmung des Sitzes ist der Bundesrechtsanwalts-
kammer zur autonomen Regelung zu überlassen (Absatz 2). 

Zu § 202 

Stellung der Bundesrechtsanwaltskammer 

Die Bundesrechtsanwaltskammer wird als Körperschaft 
des öffentlichen Rechts errichtet. Wie bereits in der Ein-
leitung ausgeführt ist, kann die Spitzenorganisation ihre 
öffentliche Aufgabe nur sachgemäß erfüllen, wenn ihr diese 
Eigenschaft und damit die Rechtsfähigkeit verliehen wird. 

Die bei Körperschaften des öffentlichen Rechts not-
wendige Staatsaufsicht (vgl. Forsthoff: Lehrbuch des Ver-
waltungsrechts, 2. Aufl., I. Band S. 374) übt bei der Bundes-
rechtanwaltskammer als einer bundesunmittelbaren Kör-
perschaft der Bundesminister der Justiz als der zuständige 
Bundesminister aus. 

Die Staatsaufsicht ist nach allgemeinen Grundsätzen 
darauf beschränkt, darüber zu wachen, daß die Körper-
schaft ihre im öffentlichen Interesse liegenden Aufgaben 
erfüllt und dabei die gesetzlichen Vorschriften und die 
Satzung einhält (vgl. auch die Ausführungen zu § 75 
Abs. 2). 

Zu § 203 

Aufgaben der Bundesrechtsanwaltskammer 

Der Kreis der Aufgaben, den die Bundesrechtsanwalts-
kammer alsbald nach ihrer Errichtung zu erfüllen hat, 
steht bereits fest. So werden im § 192 Abs. 2 Nr. 1 und 
im § 203 Abs. 2 des Entwurfs einzelne bestimmte Aufgaben 
genannt. Zu ihnen können neue Pflichten hinzutreten. Sie 
können indes nicht durch die Satzung, sondern nur durch 
ein Gesetz geschaffen werden. Um dieser Entwicklung 
Rechnung zu tragen, wird im Absatz 1 allgemein be-
stimmt, daß die Bundesrechtsanwaltskammer die ihr durch 
ein Gesetz zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen hat. 

Im Absatz 2 werden einzelne Aufgaben, die der Bun-
desrechtsanwaltskammer hauptsächlich obliegen, aufge-
zählt. Zu ihnen ist im einzelnen folgendes zu bemerken: 

Zu Nr. 1: 
Da die Bundesrechtsanwaltskammer die Rechtsanwalts-

kammern, nicht aber unmittelbar die einzelnen Anwälte 
als Mitglieder umfaßt, gehören zu ihrem Aufgabenkreis 
nur solche Angelegenheiten, welche die Gesamtheit der 
Rechtsanwaltskammern, nicht aber die einzelnen Anwälte 
oder die Anwaltschaft in einem Lande angehen. Deshalb 
stehen die Fragen, welche die Gesamtheit der Rechtsan-
waltskammern angehen, im Vordergrund. Aus der An-
knüpfung an die Aufgaben der Rechtsanwaltskammern er-
gibt sich als weitere Beschränkung, daß die Bundesrechts-
anwaltskammer nur Fragen des Anwaltsstandes in der 
Rechtspflege behandeln darf und daß sie zur Wahrung 
der wirtschaftlichen Interessen der Anwälte nicht berufen 
ist. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer soll das Bindeglied 
zwischen den Rechtsanwaltskammern sein. Sie darf nicht 
auf die Selbstverwaltung der Rechtsanwaltskammern mit 
Beschlüssen, z B. über die Höhe der Beiträge zu den 
Rechtsanwaltskammern, einwirken, weil damit die Rechts-
anwaltskammern ihre selbständige Stellung einbüßen 
würden. Deshalb muß sich die Tätigkeit der Bundes-
rechtsanwaltskammer darauf beschränken, zunächst die 
Auffassung der einzelnen Kammern zu ermitteln und 
alsdann im Wege gemeinschaftlicher Aussprache die Auf-
fassung der Mehrheit festzustellen. 

Zu Nr. 2: 

In den Kreisen der Anwaltschaft bilden sich, insbe-
sondere durch die Tätigkeit der Organe der Rechtsanwalts-
kammern auf dem Gebiete des Standesrechts (§ 86 Abs. 2 
Nrn. 1 und 4, § 118 Abs. 1) und durch die ehrengericht-
liche Rechtsprechung in Anwaltssachen, feste standes-
rechtliche Grundsätze heraus. Es besteht das Bedürfnis, 
derartige Grundsätze, die für die Ausübung des Anwalts-
berufes von allgemeiner Bedeutung sind, zusammenzu

-

fassen und zur Kenntnis der einzelnen Rechtsanwälte 
zu bringen. So hat auch die frühere Reichs-Rechtsanwalts-
kammer Richtlinien für die Ausübung des Anwaltsberufes 
aufgestellt, die im Jahre 1947 von den Vorständen der 
Rechtsanwaltskammern der britischen Zone überarbeitet 
und den Rechtsanwälten mitgeteilt worden sind. Die Auf-
gabe, deratige Grundsätze für die Ausübung des An-
waltsberufes festzustellen und bekanntzumachen, wird 
der Bundesrechtsanwaltskammer übertragen, weil sie nach 
ihrer Stellung (vgl. Be rn . vor § 201) hierzu besonders be-
rufen ist. Die Bundesrechtsanwaltskammer wird damit 
neben den Ehrengerichtshöfen und dem Bundesgerichts-
hof für die Ausbildung eines einheitlichen anwaltlichen 
Standesrechts einen besonders bedeutsamen Beitrag 
leisten können. 

Zu Nr. 3: 

Nach § 103 Abs. 2 Nr. 4 obliegt es der Versammlung 
der einzelnen Rechtsanwaltskammern, Maßnahmen zur 
Unterstützung in Not geratener Rechtsanwälte oder Hin-
terbliebenen von Rechtsanwälten zu treffen. Damit liegt 
der Schwerpunkt der Fürsorge bei den Rechtsanwalts-
kammern in den Ländern. Es kann sich dabei jedoch das 
Bedürfnis einstellen, auf Bundesebene gewisse Maßnah-
men zu treffen, um eine einheitliche Behandlung der 
Frage oder auch einen Ausgleich zwischen den einzelnen 
Rechtsanwaltskammern herbeizuführen. Diese Möglich-
keit wird durch die Nummer 3 eröffnet, nach der die 
Bundesrechtsanwaltskammer allgemeine Grundsätze für 
die Fürsorgeeinrichtungen der Rechtsanwaltskammern 
aufzustellen hat. Auch dabei kann aus den Gründen, die 
zu Nummer 1 dargelegt sind, die Bundesrechtsanwalts-
kammer nicht unmittelbar durch Beschlüsse in die Selbst-
verwaltung der Rechtsanwaltskammern eingreifen. 

Zu Nr. 4: 

Die Bundesrechtsanwaltskammer vertritt die Gesamt-
heit der Kammern in den Angelegenheiten, die sie ge-
meinsam berühren. Sie ist deshalb berufen, ihre Auf-
fassung zu solchen Fragen den zuständigen Gerichten und 
Behörden gegenüber zu vertreten. Nach den Grundsätzen, 
die zu Nr. 1 dargelegt sind, muß diese Auffassung von 
der Mehrheit der Kammern getragen sein. Durch diese 
Bindung an den Willen der Mehrheit, der innerhalb der 
Bundesrechtsanwaltskammer festgestellt werden muß, 
wird ausgeschlossen, daß etwa das Präsidium der Bundes-
rechtsanwaltskammer aus eigener Macht, unabhängig von 
der Entschließung der Gesamtheit der Mitglieder, eine 
Auffassung nach außen vertritt. 

Zu Nr. 5: 

Die Bundesrechtsanwaltskammer ist als Spitzenorgani-
sation berufen, die Gesamtheit der Rechtsanwaltskam-
mern gegenüber Behörden und Organisationen zu ver-
treten. Diese Aufgabe ergibt sich aus der Zielsetzung, 
daß die Bundesrechtsanwaltskammer das Bindeglied der 
Rechtsanwaltskammern nicht nur nach innen, sondern 
auch nach außen sein soll. 

Zu Nr 6: 

Die Bundesrechtsanwaltskammer soll an den Aufgaben 
der Gesetzgebung und an der Gestaltung und Ausübung 
der Rechtspflege mitarbeiten. Von dieser Mitwirkung wird 
nach den Erfahrungen, die bisher in der Zusammenarbeit 
mit der Vereinigung der Anwaltskammervorstände im 
Bundesgebiet während der verhältnismäßig kurzen Zeit 
ihres Bestehens gesammelt werden konnten, ein großer 
Nutzen zu erwarten sein. Ihrer ist daher im allgemeinen 
Interesse der Rechtspflege nicht zu entraten. Aus diesem 
Grunde wurde auch seinerzeit bei den Beratungen des 
Entwurfs der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 von 
der Reichstags-Kommission der Zusatz aufgenommen, daß 
der Vorstand sowie die Kammer berechtigt seien, Vor-
stellungen und Anträge, welche das Interesse der Rechts-
pflege oder der Rechtsanwaltschaft betreffen, an die Lan-
desjustizverwaltung zu richten (vgl. § 50 der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878; Bericht der VI. Kom-
mission Aktenstück Nr. 173 in den Anlagen zu den Ver-
handlungen des Deutschen Reichstags, 3. Legislaturperiode 
— II. Session 1878, 4. Band). 



Allerdings kann die Mitarbeit der Bundesrechtsanwalts-
kammer als einer Körperschaft des Bundes nur die Ge-
biete umfassen, auf denen dem Bund die .Gesetzgebung 
zusteht (Artikel 73 bis 75 des Grundgesetzes). Die Bundes-
rechtsanwaltskammer wird somit auch bei der Mitwirkung 
an der Gesetzgebung als Repräsentantin der Gesamtheit 
der Rechtsanwaltskammern tätig, ohne daß deren Zu-
ständigkeitsbereich eingeengt oder ihre selbständige 
Stellung berührt wird. So verbleibt den Rechtsanwalts-
kammern selbst die Befugnis, ihrerseits im Bereich der 
Landesgesetzgebung an den Aufgaben der Länder mit-
zuarbeiten (vgl. § 86 Abs. 2 Nr. 7 des Entwurfs). 

Wenn in Nr. 6 die Mitarbeit an den Aufgaben der Ge-
setzgebung und an der Gestaltung und Durchführung der 
Rechtspflege im Bunde ausdrücklich in den Wirkungskreis 
der Bundesrechtsanwaltskammer einbezogen wird, so hat 
dies nicht etwa die Bedeutung, daß andere anwaltliche 
Organisationen, wie z. B. der Deutsche Anwaltverein, von 
der Mitarbeit ausgeschlossen werden sollten. Der Sinn 
der Vorschrift liegt allein darin, über die Zuständigkeit 
der Bundesrechtsanwaltskammer selbst Klarheit zu schaf-
fen, ohne daß sie anderen Organisationen gegenüber ab-
gegrenzt oder gar als ausschließliche bestimmt würde. 

Zu Nr. 7: 

Die Aufgabe, in Angelegenheiten der Rechtsanwalt-
schaft auf Anfordern bestimmter Stellen Gutachten zu 
erstatten, ist mit der unter Nr. 6 erörterten Tätigkeit 
verwandt. Auch hier kann die Bundesrechtsanwaltskam-
mer in ihrer Stellung als Körperschaft des Bundes nur 
mit Bundesinstanzen zusammenarbeiten, wenn sie nicht in 
die Zuständigkeit der Rechtsanwaltskammern eingreifen 
soli (vgl. § 86 Abs. 2 Nr. 8 des Entwurfs). Deshalb hat sie 
nur solche Gutachten zu erstatten, die von einer an der 
Gesetzgebung beteiligten Behörde oder Körperschaft des 
Bundes oder von einem Bundesgericht angefordert 
werden. 

Zu Nr. 8: 
Die anwaltliche Berufstätigkeit, die ihrer Natur nach 

umfassend ist, stellt den einzelnen Rechtsanwalt vor die 
Notwendigkeit, nicht nur seine Kenntnisse über die Ge-
setzgebung und die Rechtsprechung stets auf dem laufen-
den zu halten, sondern sich auch in entlegene oder neue 
Rechtsgebiete einzuarbeiten. Die Anwaltschaft als solche 
ist an einer solchen Fortbildung ihrer einzelnen Ange-
hörigen unmittelbar interessiert, weil nur so der Anspruch 
des Rechtsanwalts, der berufene Berater und Vertreter 
in allen Rechtsangelegenheiten zu sein (§ 3), aufrecht 
erhalten werden kann. Deshalb haben sich auch bereits 
die Rechtsanwaltskammern neben dem Deutschen Anwalt

-

verein bemüht, durch Kurse, Tagungen, Veröffentlichun-
gen oder andere Maßnahmen den Rechtsanwälten die 
Möglichkeit zu geben, ihre Rechtskenntnisse zu vertiefen 
und zu erweitern. Entsprechend dieser Entwicklung soll 
ire  Interesse des gesamten Anwaltsstandes auch die Bun-
desrechtsanwaltskammer die berufliche Fortbildung der 
Rechtsanwälte und Anwaltsassessoren fördern. 

Auch hier ist die Tätigkeit anderer Organisationen nicht 
ausgeschlossen. Insoweit kann auf die Ausführungen zu 
Nr. 6 Bezug genommen werden. 

Zu § 204 

Beiträge zur Bundesrechtsanwaltskammer 

Der Bundesrechtsanwaltskammer steht als einer Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts die Befugnis zu, von den 
Rechtsanwaltskammern als ihren Mitgliedern Beiträge zu 
erheben. Die Beiträge sind lediglich dazu bestimmt, den 
persönlichen und sachlichen Bedarf der Bundesrechts-
anwaltskammer zu decken. 

Die Höhe der Beiträge wird von der Hauptversammlung 
festgesetzt, da sie über den Haushalt zu entscheiden hat 
(vgl. § 212 Abs.2). 

Da die Finanzkraft der Rechtsanwaltskammern nach 
ihrer Mitgliederzahl und auch aus anderen Gründen unter-
schiedlich sein wird, ist der Hauptversammlung in Ab-
satz 3 die Befugnis eingeräumt, einzelnen wirtschaftlich 
schwächeren Kammern Erleichterungen zu gewähren. 

Die Festsetzung der Beiträge bedarf nach Abschnitt I 
des Gesetzes zur Erhaltung und Hebung der Kaufkraft 
vom 24. März 1934 (RGBl. I S. 235) der Genehmigung des 
Bundesministers der Justiz, der hierzu mit dem Bundes-
minister der Finanzen ins Benehmen zu treten hat. 

Zweiter Abschnitt 

Organe der Bundesrechtsanwaltskammer 

Als Organe der Bundesrechtsanwaltskammer werden 
das Präsidium (§§ 205 bis 212) und die Hauptversammlung 
(§§ 213 bis 216) vorgesehen. Das Präsidium entspricht dem 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer. Neben dem Präsidium 
braucht hier, anders als bei den Rechtsanwaltskammern, 
ein weiteres Organ für die Geschäfte des Vorstandes 
nicht vorgesehen zu werden, weil hier, anders als bei den 
Rechtsanwaltskammern, der Schwerpunkt des Aufgaben-
bereichs bei der Hauptversammlung liegt. 

1. Das Präsidium 

Zu § 205 

Zusammensetzung des Präsidiums 

Das Präsidium der Bundesrechtsanwaltskammer als 
Vorstand besteht nur aus vier Mitgliedern (dem Präsi-
denten, zwei Vizepräsidenten und dem Schatzmeister). 
Eine größere Zahl von Mitgliedern erscheint nicht er-
forderlich, weil das Präsidium nur wenige Aufgaben in 
eigener Zuständigkeit zu erledigen hat. 

Die Verteilung und Bestimmung der Funktionen im ein-
zelnen ist der autonomen Regelung in der Geschäftsord-
nung zu überlassen (Absatz 3). 

Zu § 206 

Wahlen zum Präsidium 

Die Mitglieder des Präsidiums werden von der Haupt-
versammlung gewählt. Wählbar sind nur die Präsidenten 
der Rechtsanwaltskammern. Andere Vorstandsmitglieder 
der Rechtsanwaltskammern, die zwar befugt sind, ihre 
Kammer an Stelle des Präsidenten in der Hauptversamm-
lung der Bundesrechtsanwaltskammer zu vertreten (§ 214 
Abs. 2), können dagegen nicht in das Präsidium gewählt 
werden. 

Die Einzelheiten des Wahlaktes kann die Bundesrechts-
anwaltskammer in ihrer Satzung, die von der Haupt-
versammlung zu beschließen ist, selbständig regeln 
(Absatz 2). 

Zu § 207 

Recht zur Ablehnung der Wahl 

Das Recht, die Wahl zum Mitglied des Präsidiums ab-
zulehnen, kann auf zwei Gründe beschränkt werden. Nur 
bei einem gewissen Alter (65 Jahre) oder bei einer Wie-
derwahl, die sich unmittelbar an eine voraufgegangene 
vierjährige Tätigkeit im Präsidium anschließt, ist, wie 
auch bei den übrigen Ämtern (vgl § 80 Nrn. 1 und 2, § 107 
Abs. 2, § 183 Abs 3), eine Ablehnung als berechtigt an-
zuerkennen. Dagegen erscheint es nicht erforderlich, bier 
auch Krankheit oder Gebrechen (§ 80 Nr 3) als weiteren 
Grund vorzusehen, weil davon ausgegangen werden kann, 
daß diese Voraussetzungen nicht vorliegen, wenn der 
Gewählte das Amt im Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
angenommen und beibehalten hat. 

Zu § 208 

Wahlperiode und vorzeitiges Ausscheiden 

Die Wahlperiode beträgt wie bei den Ämtern in den 
Rechtsanwaltskammern (§ 81 Abs. 1, § 107 Abs. 1) vier 
Jahre. 

Ein Ausscheiden von Mitgliedern in einem Turnus von 
zwei Jahren, das bei den Ämtern in den Rechtsanwalts-
kammern vorgesehen ist (§ 81 Abs. 2), wird hier wegen 

 



der andersartigen Verhältnisse nicht festgelegt. Das Amt 
im Präsidium der Bundesrechtsanwaltskammer steht hin-
sichtlich der Dauer in enger Beziehung zu dem Amt im 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer. Endet das Amt in dem 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer, so ist der Gewählte 
nicht mehr befugt, die Rechtsanwaltskammer in der 
Hauptversammlung zu vertreten (§ 214), und scheidet da-
mit aus dem Präsidium der Bundesrechtsanwaltskammer 
aus (vgl. Absatz 3 Nr. 1). Der Wechsel in dem Vorstand 
der Rechtsanwaltskammer wirkt sich auf diese Weise 
auch bei der Zusammensetzung des Präsidiums der Bun-
desrechtsanwaltskammer aus. Wenn zu diesen Faktoren, 
die auf die Zusammensetzung des Präsidiums Einfluß 
haben, noch ein turnusmäßiger Wechsel hinzuträte, würde 
die Zusammensetzung des Präsidiums sich unter Umstän-
den so häufig ändern, daß eine gedeihliche Zusammen-
arbeit gestört werden müßte. 

Für den Fall, daß ein Mitglied des Präsidiums vorzeitig 
ausscheidet, wird im Absatz 2 eine Ersatzwahl vorgesehen. 

Die Gründe für ein vorzeitiges Ausscheiden werden 
im Absatz 3 geregelt. Der erste dort angeführte Grund 
(Ausscheiden aus dem Amt als Mitglied des Vorstandes 
der Rechtsanwaltskammer) ist bereits oben erwähnt. Fer-
ner wird wie bei einem Mitglied des Vorstandes einer 
Rechtsanwaltskammer (§ 82 Abs. 1 Nr. 2) oder einem 
Mitglied des Ehrengerichts (§ 107 Abs. 3 Nr. 2) vorge-
sehen, daß der Rechtsanwalt sein Amt im Präsidium nie-
derlegt. 

Zu § 209 

Ehrenamtliche Tätigkeit des Präsidiums 

Die Mitglieder des Präsidiums üben ihre Tätigkeit 
ebenso wie die Mitglieder des Vorstandes der Rechts-
anwaltskammer (§ 88), die Mitglieder des Ehrengerichts 
(§ 108) und die anwaltlichen Beisitzer des Ehrengerichts-
hofes (§ 117 Abs. 3) und des Bundesgerichtshofes (§ 187) 
ehrenamtlich aus. Es wird ihnen jedoch ebenso wie bei 
den anderen Ehrenämtern eine angemessene Entschädi-
gung für den mit ihrer Tätigkeit verbundenen Aufwand 
gewährt. Ferner werden ihnen die Fahrtkosten ersetzt. 

Zu § 210 

Pflicht der Mitglieder des Präsidiums 
zur Verschwiegenheit 

Die Pflicht zur Verschwiegenheit ist eine notwendige 
Voraussetzung für eine gedeihliche Arbeit innerhalb des 
Präsidiums, ebenso wie sie für die Tätigkeit des Vor-
standes der Rechtsanwaltskammer unerläßlich ist. 

Die Voraussetzungen für die Pflicht zur Verschwiegen-
heit und die Genehmigung zur Aussage bestimmen sich 
nach § 89, der entsprechend anzuwenden ist. Deshalb 
kann auf die Ausführungen zu jener Vorschrift Bezug 
genommen werden. 

Zu § 211 

Aufgaben des Präsidenten 

Dem Präsidenten wird im Absatz 1 die rechtliche Ver-
tretung der Bundesrechtsanwaltskammer im Rechtsver-
kehr übertragen. 

Er führt die Geschäfte der Bundesrechtsanwaltskam-
mer außerhalb der Hauptversammlungen. In seiner Hand 
liegt ferner der interne Geschäftsverkehr zwischen dem 
Präsidium und der Hauptversammlung und auch der 
Geschäftsverkehr nach außen. 

In den Sitzungen des Präsidiums und in der Haupt-
versammlung führt der Präsident, wie es seinem Amt 
entspricht, den Vorsitz. 

Durch einen alljährlich zu erstattenden Tätigkeitsbericht 
und durch Mitteilungen über das Ergebnis der Wahlen 
zum Präsidium hat der Präsident dafür Sorge zu tragen, 
daß der Bundesminister der Justiz als das Organ, das 
die Staatsaufsicht führt, unterrichtet wird (Absatz 4). 

Der autonomen Regelung bleibt es überlassen, dem 
Präsidenten weitere Aufgaben zu übertragen (Absatz 5). 

Zu § 212 

Aufgaben des Schatzmeisters 

Der Schatzmeister ist Mitglied des Präsidiums. Er hat 
das Vermögen der Bundesrechtsanwaltskammer zu ver-
walten. Da die Hauptversammlung nicht ständig tagt, soll 
das Präsidium ermächtigt sein, dem Schatzmeister für die 
Vermögensverwaltung nähere Weisungen zu geben. 

Die Haushaltsführung unterliegt der Kontrolle der 
Hauptversammlung. Die Entlastung, die alljährlich dem 
Schatzmeister zu erteilen ist, bietet ihr Gelegenheit, auf 
die Haushaltsführung Einfluß zu nehmen. 

Die Haushaltsführung der Bundesrechtsanwaltskammer 
unterliegt der Prüfung durch den Bundesrechnungshof 
(Gesetz zur Erhaltung und Hebung der Kaufkraft vom 
24. März 1934 — RGBl. I S. 235 — und Verordnung über 
die Rechnungslegung und Rechnungsprüfung vom 5. Juli 
1940 — RGBl. II S. 139 —). 

2. Die Hauptversammlung 

Zu § 213 

Versammlung der Mitglieder 

Das Schwergewicht der Tätigkeit der Bundesrechtsan-
waltskammer liegt bei der Hauptversammlung. Ihr sind 
alle Beschlüsse vorbehalten, die ihrem Aufgabenkreis 
eigen sind. 

Zu § 214 

Vertreter der Rechtsanwaltskammern 
in der Hauptversammlung 

Die Rechtsanwaltskammern müssen als Mitglieder der 
Bundesrechtsanwaltskammer (§ 201 Abs. 1) in den Haupt-
versammlungen vertreten werden. 

Die Zahl der Teilnehmer an der Hauptversammlung soll 
möglichst klein gehalten werden, damit die Hauptver-
sammlung nicht zu schwerfällig wird und die Aufwendun-
gen der Kammern in erträglichen Grenzen bleiben. Es 
ist auch nicht nötig, daß die einzelnen Kammern durch 
mehrere Repräsentanten vertreten werden, weil jede 
Kammer in der Hauptversammlung nur über eine Stimme 
verfügt (§ 216 Abs. 1). Deshalb wird im Absatz 1 vor-
gesehen, daß jede Rechtsanwaltskammer nur einen Ver-
treter zu der Hauptversammlung entsenden kann. 

Zu der Vertretung der Rechtsanwaltskammern sind 
ihre Präsidenten, die aus den Wahlen der Kammern und 
des Vorstandes (§ 77 Abs. 1, § 92 Abs. 1) hervorgegangen 
sind, nach ihrer Stellung innerhalb ihrer Gemeinschaft be-
rufen, ohne daß es eines besonderen Aktes der Bestellung 
bedürfte. Die Wahl eines besonderen Vertreters der 
Rechtsanwaltskammer in der Bundesrechtsanwaltskam-
mer vorzusehen, erscheint danach weder geboten noch 
zweckmäßig. 

Der Präsident der Rechtsanwaltskammer kann indes 
durch ein anderes Mitglied des Vorstandes vertreten 
werden (Absatz 2). Diese Vertretung ist nicht auf die 
Fälle der Verhinderung des Präsidenten beschränkt, son-
dern allgemein zugelassen. Der Vertreter muß aber eben-
so wie der Präsident dem Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer angehören. Die nähere Entschließung über die 
Bestellung des Vertreters steht dem Vorstand der Rechts-
anwaltskammer zu. 

Die Geschäftsführer der Rechtsanwaltskammern (§ 91) 
dürfen zwar an den Hauptversammlungen teilnehmen; 
sic haben indes kein Stimmrecht (Absatz 3). 

Zu § 215 

Einberufung der Hauptversammlung 

Diese Vorschrift regelt die Einberufung der Hauptver-
sammlung. Sie steht in den Grundzügen in Einklang mit 
den §§ 99 bis 101, die für die Einberufung der Versamm-
lung der Anwaltskammer maßgebend sind. 



Zu § 216 

Beschlüsse der Hauptversammlung 

Jede Rechtsanwaltskammer verfügt in der Hauptver-
sammlung nur über je eine Stimme. Die Größe der ein-
zelnen Kammern ist also für ihre Vertretung in der 
Hauptversammlung ohne Belang. Nach der Größe der 
Kammern kann das Stimmrecht nicht bemessen werden, 
weil die Rechtsanwaltskammern als Mitglieder der Bun-
desrechtsanwaltskammer bei der Ausübung ihres Mit-
gliedschaftsrechts zwangsläufig ohne Rücksicht auf die 
Zahl der eigenen Mitglieder gleich behandelt werden 
müssen und weil sie deshalb nur ein gleiches Stimmrecht 
besitzen können. 
Die einzelne Rechtsanwaltskammer könnte, auch wenn 

jeder Kammer gleichmäßig ein mehrfaches Stimmrecht 
eingeräumt würde, ihre Stimmen nur einheitlich abgeben, 
weil andernfallls eine klare Mehrheitsbildung unter den 
Kammern als Mitgliedern der Bundesrechtsanwaltskam-
mer in Frage gestellt würde. Deshalb genügt es, jeder 
Rechtsanwaltskammer nur eine Stimme zu geben (Ab-
satz 1). Auf diese Weise läßt es sich auch erreichen, daß 
die einzelnen Kammern nur je einen Vertreter zu ent-
senden brauchen (vgl. die Ausführungen zu § 214). 
Die Voraussetzungen zu bestimmen, unter denen die 

Hauptversammlung beschlußfähig ist, kann der Bundes-
rechtsanwaltskammer zur selbständigen Regelung über-
lassen werden (Absatz 2). 
Die Hauptversammlung faßt ihre Beschlüsse nach all-

gemeinen Grundsätzen mit einfacher Stimmenmehrheit 
(Absatz 3). Das gleiche gilt für Wahlen. Die Hauptver-
sammlung kann aber in der Satzung ein anderes Stimmen-
verhältnis vorsehen. Diese autonome Regelung zuzu-
lassen, erscheint nach den Grundsätzen berufsständischer 
Selbstverwaltung geboten. 
Gewisse Grenzen dieser Autonomie ergeben sich indes 

aus Absatz 4, nach dem Beschlüsse, welche die Rechts-
anwaltskammern wirtschaftlich belasten, einstimmig ge-
faßt werden müssen. In diesen Fällen kann nur ein ein-
stimmiger Beschluß zugelassen werden, weil sonst die 
gedeihliche Zusammenarbeit unter den Rechtsanwalts-
kammern leiden könnte. Es würde mit erheblichen Un-
zuträglichkeiten und Mißstimmungen zu rechnen sein, 
wenn bei wirtschaftlichen Belastungen, die den Haushalt 
kleinerer Kammern erschüttern können, eine Minderheit 
sich einer Mehrheit fügen sollte. Außerdem wird das Er-
fordernis, daß diese Entschließungen von dem einstim-
migen Willen der Mitglieder getragen sein müssen, den 
allgemeinen Bestrebungen, die wirtschaftlichen Belastun-
gen auf das notwendige Maß zu beschränken, nur dienlich 
sein können. Eine solche besondere Vorsorge ist indes 
gegenüber normalen Belastungen, die aus den Beiträgen 
zur Bundesrechtsanwaltskammer (§ 204) und aus der Auf-
wandsentschädigung für die Mitglieder des Präsidiums 
(§ 209 Satz 2) entstehen, nicht notwendig, weil sie sich 
aus den Aufgaben der Bundesrechtsanwaltskammer 
zwangsläufig ergeben. Deshalb können diese Beschlüsse 
mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt werden, wenn nicht 
die Satzung etwas anderes vorschreibt (Absatz 4 Satz 2). 
Die Beschlüsse der Hauptversammlung und die Ergeb-

nisse der Wahlen sind, wie es auch sonst allgemein üblich 
ist, in ein Protokoll aufzunehmen. Diese urkundlichen 
Unterlagen können insbesondere in dem Anfechtungs-
verfahren nadi § 217 Bedeutung erlangen. 

3. Nichtigkeit von Wahlen 
und Beschlüssen 

Zu § 217 

Voraussetzungen der Nichtigkeit und Verfahren 
vor dem Bundesgerichtshof 

Bei Wahlen oder Beschlüssen des Präsidiums oder der 
Hauptversammlung wird ebenso wie bei Wahlen oder Be-
schlüssen der entsprechenden Organe der Rechtsanwalts-
kammern (§§ 113, 114) eine Anfechtung wegen Verletzung 
des Gesetzes oder der Satzung zugelassen. Wegen der 
näheren Gründe für diese Regelung und der Bedeutung 
der Anfechtung kann auf die Ausführungen zu § 113 Be-
zug genommen werden. 

Anfechtungsberechtigt ist der Bundesminister der Justiz; 
er vertritt die Interessen der Staatsaufsicht (§ 202 Abs. 2). 
Daneben kann auch eine Rechtsanwaltskammer den Antrag 
stellen, eine Wahl für ungültig oder einen Beschluß für 
nichtig zu erklären. Einen Beschluß kann sie aber nur an-
fechten, wenn sie durch ihn in ihren Rechten verletzt ist 
(Absatz 2). Für das Verfahren im einzelnen gilt § 114 ent-
sprechend. Wie aus Absatz 1 hervorgeht, entscheidet hier 
der Bundesgerichtshof als erstinstanzliches Gericht. Seine 
Entscheidung kann nicht angefochten werden. 

NEUNTER TEIL 

Kosten in. Anwaltssachen 

In den persönlichen Angelegenheiten der Rechtsanwälte 
können Gebühren für Amtshandlungen der Justizverwal-
tungsbehörden (Justizverwaltungskosten) und Gebühren 
für das ehrengerichtliche Verfahren und für das Verfahren 
bei Anträgen auf gerichtliche Entscheidung in Zulassungs-
sachen und über Wahlen und Beschlüsse entstehen. 
Die Justizverwaltungskosten werden in dem ersten Ab-

schnitt geregelt, der die §§ 218 bis 222 umfaßt. Die Kosten 
für das ehrengerichtliche Verfahren und die Kosten für 
das Verfahren bei Anträgen auf gerichtliche Entscheidung 
werden getrennt nach den verschiedenen Verfahren im 
zweiten und dritten Abschnitt (§§ 223 bis 226 und §§ 227 
bis 230) behandelt. 
Für die Beitreibung der Geldbußen, der Kosten im ehren-

gerichtlichen Verfahren und der Kosten für das Verfahren 
bei Anträgen auf gerichtliche Entscheidung sind in dem 
vierten Abschnitt (§§ 231 bis 233) besondere Vorschriften 
enthalten. 

Erster Abschnitt 

Gebühren der Justizverwaltung 

In den persönlichen Angelegenheiten werden Gebühren 
für folgende Verwaltungsakte vorgesehen: für die Zulas-
sung zum Anwärterdienst (§ 8), für die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft (§ 24), für weitere Zulassungen bei 
anderen Gerichten (§§ 35, 36, 43) und für die Bestellung 
eines Vertreters (§ 65 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 und 5, §§ 173 
und 199). 
Auslagen werden nicht erhoben. 

Zu §218 

Gebühren für die Zulassung zum Anwärterdienst 

Für die Zulassung zum Anwärterdienst (§ 8) soll trotz 
der erheblichen Verwaltungsarbeit, die  mit der Prüfung 
des Antrags auf Zulassung verbunden ist (§ 8 Abs. 2, § 9 
Abs. 1) nur eine verhältnismäßig niedrige Gebühr vorge-
sehen werden, um den Zugang zur Rechtsanwaltschaft nicht 
zu erschweren. Sie wird deshalb auf 10 DM bemessen 
(Absatz 1). 
Im Falle der Ablehnung oder der Zurücknahme des An-

trags auf Zulassung zum Anwärterdienst (§ 8 Abs. 1, § 9 
Abs. 1) ermäßigt sich die  Gebühr entsprechend dem im § 3 
der Verordnung über Kosten im Bereich der Justizverwal-
tung vom 14. Februar 1940 (RGBl. I S. 357) enthaltenen 
Grundsatz auf die Hälfte. 

Zu § 219 

Gebühren für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
und die Zulassung bei einem Gericht 

Die Gebühren für die Verwaltungsakte bei der Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft bestimmten sich bisher nadi der 
Verordnung über die Gebühren für die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft vom 28. Mai 1935 (RGBl. I S. 724). Jene 
Verordnung wurde bei der einheitlichen Regelung der 
Justizverwaltungskosten durch die bei § 218 erwähnte 
Verordnung vom 14. Februar 1940 (RGBl. I S. 357) aufrecht-
erhalten (a. a. O. § 17 Abs. 1 Nr. 5). 
Die in dem vorliegenden Entwurf vorgeschlagene Rege-

lung stimmt im wesentlichen mit dem bisherigen Rechts-
zustand überein. Gebührenpflichtig sind nach § 219: die 



Zulassung zur Rechtsanwaltschaft (§§ 18, 24) und die erste 
Zulassung bei einem Gericht (§ 30 Abs. 2, § 31), die weite-
ren Zulassungen (§§ 35, 36, 43), die Versagung der Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft (§ 23) oder der lokalen 
Zulassung (§ 33 Abs. 1) und die Zurücknahme des Antrags 
auf Erteilung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft (§ 18) 
oder der Zulassung bei einem Gericht (§ 31). 

Die Gebühr für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
umfaßt die erste lokale Zulassung, die gleichzeitig erteilt 
wird (§ 30 Abs. 2). Wird der Rechtsanwalt bei der ersten 
lokalen Zulassung gleichzeitig bei mehreren Gerichten zu-
gelassen (§§ 35, 36), so ist auch diese Amtshandlung durch 
die Gebühr mit abgegolten. 

Wird jedoch der Antrag auf gleichzeitige Zulassung bei 
einem anderen Gericht (§§ 35, 36) erst später gestellt, so 
daß hierdurch eine besondere Verwaltungsarbeit erforder-
lich wird, so wird für diesen neuen Verwaltungsakt eine 
Gebühr von 20 DM erhoben (Absatz 2). Bei einem Wechsel 
der Zulassung (§ 45) bestimmt sich die Gebühr ebenfalls 
nach Absatz 2. Nach der bisherigen Regelung (§ 1 Abs. 1 
Satz 2 der Verordnung über die Gebühren für die Zulas-
sung zur Rechtsanwaltschaft vom 28. Mai 1935 — RGBl. I 
S. 724 —) beträgt die Gebühr in diesen Fällen 30 DM. Sie 
kann jedoch auf 20 DM gesenkt werden, weil der Umfang 
der Verwaltungstätigkeit sich gegenüber früher dadurch 
vermindert hat, daß in diesen Fällen nur die Voraus-
setzungen für die lokale Zulassung, nicht aber darüber 
hinaus, wie es früher erforderlich war, auch die Voraus-
setzungen für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ge-
prüft werden (vgl. die Vorbemerkungen vor § 4). 

Die Ermäßigung der Gebühr für den Bescheid, durch den 
die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft oder die lokale Zu

-

lassung versagt wird (§ 23, § 33 Abs. 1) und für die Zurück-
nahme des Antrags auf Erteilung der Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft (§ 18) oder der Zulassung bei einem Gericht 
(§ 31) entspricht einem Grundsatz, der auch im § 3 der Ver-
ordnung über Kosten im Bereich der Justizverwaltung vom 
14. Februar 1940 (RGBl I S. 357) berücksichtigt ist. Den 
Fällen der ausdrücklichen Zurücknahme sind gebühren-
rechtlich die Fälle der fingierten Zurücknahme eines Zu-
lassungsantrags nach § 21 Abs. 3 und 4 gleichzustellen. 

Zu § 220 

Gebühr für die Bestellung eines Vertreters 

Die Bestellung eines Vertreters durch die Behörden der 
Justizverwaltung (§ 65 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 und 5, §§ 173, 
199) war als Verwaltungsakt auch nach bisherigem Recht 
gebührenpflichtig (§ 2 der Verordnung über die Gebühren 
für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft vom 28. Mai 1935 
— RGBl. I S. 724 -). Die Gebühr wird in der bisherigen 
Höhe beibehalten. 

Für die Bestellung eines Abwicklers einer Kanzlei (§ 67) 
wird eine Gebühr nicht erhoben, weil diese Amtshandlung 
im allgemeinen Interesse vorgenommen wird (vgl. die 
Bern. zu § 67). 

Zu § 221 

Fälligkeit der Gebühren 

Die Gebühren werden entsprechend der allgemeinen 
Regelung im § 7 Abs. 1 der Verordnung über Kosten im 
Bereich der Justizverwaltung vom 14. Februar 1940 (RGBl. I 
S. 357) mit der Beendigung der Amtshandlung fällig. Sie 
können, wie es auch bisher zulässig war (§ 4 Abs. 1 Satz 2 
der  Verordnung über die Gebühren für die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft vom 28. Mai 1935 — RGBl. I S. 724 —; 
vgl. auch § 7 Abs. 2 der Verordnung über Kosten im Bereich 
der Justizverwaltung vom 14. Februar 1940 — RGBl. I 

 S. 357 —), schon vorher eingefordert werden. 

Zu § 222 

Ermäßigung oder Erlaß der Gebühren 

Mit der Ermäßigung oder dem Erlaß der Gebühren, die 
durch § 222 entsprechend der allgemeinen Regelung im 
§ 12 der Verordnung über Kosten im Bereich der Justiz-
verwaltung vom 14. Februar 1940 (RGBl. I  S. 357) ermög-
licht werden, können die Gebührenvorschriften elastisch 
gehandhabt werden. 

Zweiter Abschnitt 

Kasten in dem ehrengerichtlichen Verfahren 

Der zweite Abschnitt behandelt die Kosten des ehren-
gerichtlichen Verfahrens (§§ 115 ff.). 

Zu § 223 

Gebührenfreiheit. Auslagen 

Nach der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 94 
Abs. 1) wurden für das ehrengerichtliche Verfahren Ge-
bühren nicht erhoben; der Verurteilte hatte nur die baren 
Auslagen zu erstatten. Diesen Grundsatz enthält in An-
lehnung an den früheren Rechtszustand auch die Bundes-
disziplinarordnung vom 28. November 1952 — BGBl. I 

 S. 761 — (§§ 97 bis 99). 

Der vorliegende Entwurf übernimmt diesen hergebrach-
ten Grundsatz der anwaltlichen Ehrengerichtsbarkeit. Des-
halb sollen nur die baren Auslagen erhoben werden. Sie 
bestimmen sich nach dem Gerichtskostengesetz. 

Zu § 224 

Kostenpflicht des Verurteilten 

Die Entscheidungen, durch die ein Beschuldigter in dem 
ehrengerichtlichen Verfahren im ersten Rechtszuge ver-
urteilt wird (§ 146 Abs. 2, § 151), müssen entsprechend § 464 
Abs. 1 und § 465 Abs. 1 StPO einen Ausspruch über die 
Kostenpflicht des Verurteilten enthalten (Absatz 1). 

Die Kostenpflicht im Verfahren bei einem Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung (§ 157) und im Rechtsmittelver-
fahren wird in den Absätzen 2 und 3 in Anlehnung an 
§ 473 Abs. 1 StPO geregelt. 

Zu § 225 

Haftung der Rechtsanwaltskammer 

Die Haftung der Rechtsanwaltskammer für Kosten, die 
weder dem Beschuldigten noch einem Dritten auferlegt 
oder von dem Beschuldigten nicht eingezogen werden 
können, war bereits in der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 (§ 94 Abs. 3 Satz 1) vorgesehen. Die Haftuni 
erstreckt sich nur auf die Auslagen, wie sich aus § 223 
ergibt. 

Die Regelung hat nur deklaratorische Bedeutung, soweit 
die Rechtsanwaltskammer die Kosten, die bei dem Ehren-
gericht entstanden sind, ohnehin zu tragen hätte. Eine 
Haftung im engeren Sinne wird nur der Staatskasse gegen-
über begründet. Sie ist in diesem Umfange notwendig, 
um Ausfälle in dem staatlichen Haushalt zu vermeiden. 

In dem Verfahren vor dem Ehrengericht werden die 
Zeugen und Sachverständigen von der Rechtsanwaltskam-
mer entschädigt, wie es schon früher nach § 94 Abs. 3 Satz 2 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 der Fall war. 
Der Umfang der Zeugen- und Sachverständigengebühren 
richtet sich nach § 71 StPO und der Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverständige. Wie in den gerichtlichen 
Verfahren (§ 165 Abs. 3 GVG) haben die Zeugen und Sach-
verständigen bei weiterer Entfernung vom Sitz des Ehren-
gerichts einen Anspruch auf Zahlung eines Vorschusses. 
Auch in diesem Falle trifft die Zahlungspflicht die Rechts-
anwaltskammer (Absatz 2 Satz 2). 

In dem Verfahren vor den staatlichen Gerichten (§ 149, 
§§ 156 bis 160) sind § 71 StPO und § 165 Abs. 3 GVG un-
mittelbar anzuwenden, so daß hier die Staatskasse haftet. 

Zu § 226 

Festsetzung der Kosten des Verfahrens 
vor dem Ehrengericht 

Die Entscheidung über die Kosten (§ 224) enthält nur 
die Feststellung, daß der Verurteilte die Kosten zu tragen 
hat. Sie ergeht, ohne daß vorher zu prüfen wäre, in welcher 
Höhe Kosten entstanden. sind. Diese Fragen werden in dem 
nachfolgenden Festsetzungsverfahren geklärt. 



Die Kosten werden durch Beschluß festgesetzt. Für diese 
Entscheidung ist wie früher (§ 94 Abs. 2 der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878) der Vorsitzende des Ehrenge-
richts zuständig. 

Als Rechtsbehelf gegen den Festsetzungsbeschluß wird 
in Anlehnung an § 104 Abs. 3 ZPO die Erinnerung an das 
Ehrengericht vorgesehen. Gegen dessen Entscheidung ist 
die sofortige Beschwerde an den Ehrengerichtshof für 
Rechtsanwälte gegeben (§ 226 Abs. 2 Satz 3 in Verbindung 
mit § 156 Abs. 1). 

Dritter Abschnitt 

Kosten des Verfahrens bei Anträgen auf 
gerichtliche Entscheidung in Zulassungssachen 

und über Wahlen und Beschlüsse 

In den Vorschriften des dritten Abschnitts (§§ 227 bis 
230) werden die Kosten (Gebühren und Auslagen) in den 
Verfahren geregelt, die durch andere als die in § 224 
erwähnten Anträge auf gerichtliche Entscheidung ein-
geleitet werden. Solche Anträge können nach § 9 
Abs. 3 und 4, § 17 Abs. 4, § 21 Abs. 2, § 23 Abs. 2 
und 3, § 28 Abs. 4, § 33 Abs. 2 und 3, § 40 Abs. 3, § 41 
Abs. 4 und 5, § 47 Abs. 3, § 114 und nach § 217 gestellt 
werden. Das Verfahren selbst ist in den §§ 49 bis 54 und 
im § 114 (§ 217) geregelt. 

Zu § 227 

Anwendung der Kostenordnung 

Die Verfahren, die durch Anträge auf gerichtliche Ent-
scheidung bei dem Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte und 
in den Fällen der sofortigen Beschwerde bei dem Bundes-
gerichtshof eingeleitet werden, richten sich grundsätzlich 
nach den Vorschriften des Gesetzes über die Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (§ 52 Abs. 3, § 54 
Abs. 6, § 114 Abs. 6, § 217). Deshalb ist es gerechtfertigt, 
die Kosten für das gerichtliche Verfahren nach der Kosten-
ordnung vom 25. November 1935 (RGBl. I S. 1371) zu er-
heben (vgl. § 1 der Kostenordnung). Die Kosten umfassen 
bei diesen Verfahren Gebühren und Auslagen, wie im 
§ 227 zur Klarstellung im Anschluß an § 1 der Kostenord-
nung hervorgehoben ist. 

Im Satz 2 werden die Absätze 2 und 3 des § 7 der Kosten-
ordnung, die es grundsätzlich zulassen, die vorherige Zah-
lung der Kosten zu fordern, von der Anwendung ausdrück-
lich ausgenommen. Es würde mit den besonderen Aufgaben 
dieses Verfahrens nicht vereinbar sein, wenn seine Durch-
führung von der Sicherung des Kosteneingangs abhängig 
gemacht werden würde. 

Zu § 228 

Kostenpflicht des Antragstellers 
und der Rechtsanwaltskammer 

Der Grundsatz der Kostenordnung, daß der Antragsteller 
Kostenschuldner ist (§ 2 Abs. 1 der Kostenordnung), muß 
in den hier in Frage stehenden Verfahren zu seinen Gun-
sten eingeschränkt werden. Wird dem Antrag auf gericht-
liche Entscheidung, der sich gegen einen Bescheid oder 
eine Verfügung dar Landesjustizverwaltung richtet (§ 51), 
stattgegeben und ist somit der Verwaltungsakt mit Erfolg 
angefochten, so können dem Antragsteller billigerweise 
Kosten nicht auferlegt werden (vgl. auch § 123 Abs. 1, 
§ 15 Abs. 1 Satz 2 der Kostenordnung). Dringt der Antrag-
steller mit einem Antrag auf gerichtliche Entscheidung bei 
einem ablehnenden Gutachten der Rechtsanwaltskammer 
durch (§ 50), so sind die Kosten der Rechtsanwaltskammer 
als Antragsgegnerin aufzuerlegen (Absatz 2). Der Antrag-
stellar ist nur dann zur Zahlung der Kosten verpflichtet, 
wenn sein Antrag auf gerichtliche Entscheidung zurück-
genommen, als unzulässig verworfen oder zurückgewie-
sen wird. Die Kostenentscheidung ergeht gleichzeitig mil 
der Entscheidung in der Hauptsache. 

Das Verfahren nach § 114 (§ 217) richtet sich gegen die 
Rechtsanwaltskammer als Antragsgegner. Der Antrag

-

steller und die Antragsgegnerin übernehmen hier die 
Stellung von Parteien, die in den übrigen Verfahren nicht 
vorgesehen ist. Hat der Antragsteller mit seinem Antrag 

Erfolg, so hat nach allgemeinen Grundsätzen die Rechts-
anwaltskammer als unterlegene Partei die Kosten zu tra-
gen (Absatz 3). 

Zu § 229 

Gebühr für das Verfahren 

Für das Verfahren wird eine feste Gebühr nach der 
Gebührenstaffel des § 26 der Kostenordnung vorgesehen 
(Absatz 1). Die Gebühr ermäßigt sich auf die Hälfte der 
vollen Gebühr, wenn der Antrag zurückgenommen wird, 
bevor das Gericht entschieden hat oder wenn er als un-
zulässig zurückgewiesen wird (Absatz 4). 

Der Geschäftswert, nach dem die Gebühren zu berech-
nen sind (§ 17 Abs. 1 der Kostenordnung), ist nach Absatz 2, 
der auf § 24 Abs. 2 der Kostenordnung verweist, regel-
mäßig auf 3000 DM, ausnahmsweise höher oder niedriger, 
jedoch nicht unter 200 DM und nicht über eine Million DM 
anzunehmen. Den Wert setzt das Gericht von Amts wegen 
fest. 

Das Beschwerdeverfahren steht in kostenrechtlicher Hin-
sicht dem Verfahren in erster Instanz gleich (Absatz 3). 
Diese Vorschrift ersetzt insoweit § 123 Abs. 1 Nr. 1 der 
Kostenordnung Es besteht in diesen Angelegenheiten 
weder ein Grund, die Gebühr für das Beschwerdeverfah-
ren zu erhöhen noch sie gegenüber der Gebühr im ersten 
Rechtszuge zu ermäßigen. Nur für den Fall, daß die Be-
schwerde zurückgenommen wird, bevor das Gericht ent-
schieden hat, oder daß sie als unzulässig verworfen wird, 
treten die gleichen kostenrechtlichen Ermäßigungen wie 
im ersten Rechtszuge ein (Absatz 4). 

Zu § 230 

Entscheidung über Erinnerungen 

Über Einwendungen und Erinnerungen gegen den An-
satz von Kosten hat nach § 13 Abs. 2 der Kostenordnung 
das Gericht zu entscheiden, bei dem die Kosten angesetzt 
sind. Da nach § 13 Abs. 1 der Kostenordnung die Kosten 
eines Beschlußverfahrens bei dem Beschwerdegericht an-
gesetzt werden, würde der Bundesgerichtshof, wenn diese 
allgemeine Regelung auch hier gelten sollte, mit den Er-
innerungen befaßt werden. Es erscheint nicht notwendig, 
es bei dieser Regelung zu belassen, weil die Fragen nicht 
von erheblicher Bedeutung sind. Es muß auch jede sachlich 
nicht gerechtfertigte Belastung des Bundesgerichtshofes 
vermieden werden. Deshalb wird im Absatz 1 abweichend 
von § 13 Abs. 2 der Kostenordnung bestimmt, daß die Ent-
scheidung über Erinnerungen in jedem Falle dem Ehren-
gerichtshof für Rechtsanwälte zusteht. 

Eine Beschwerde gegen die Entscheidung des Ehren-
gerichtshofes ist nicht gegeben. Sie wäre auch nach § 13 
Abs. 3 der Kostenordnung und § 567 Abs. 3 ZPO ausge-
schlossen. 

Vierter Abschnitt 

Beitreibung der Kosten 

Im vierten Abschnitt (§§ 231 bis 233) wird die Beitrei-
bung der Geldbußen und der Kosten geregelt. 

Zu § 231 

Beitreibung der Geldbußen und Kosten 
vor den Ehrengerichten 

Die Geldbußen, auf die in einem ehrengerichtlichen 
Verfahren erkannt wird (§ 116 Abs. 1 Nr. 3), fließen wie 
früher (§ 97 Abs. 1 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878) der Kasse der Rechtsanwaltskammer zu. Diese Re-
gelung ist innerlich dadurch gerechtfertigt, daß die Ehren-
gerichte die Zwangsgewalt der Anwaltskammer ausüben 
(vgl. die Vorbemerkungen vor § 104). Aus dem gleichen 
Grunde sollen auch die Kosten des Verfahrens vor dem 
Ehrengericht, die der Verurteilte zu tragen hat (§ 224 
Abs. 1), der Kammer zufallen (Absatz 1). 

Die Beitreibung der Geldbußen und der Kosten zugun-
sten der Kasse der Rechtsanwaltskammer ist nach den 
gleichen Grundsätzen wie die Beitreibung der Ordnungs-
strafe (§ 69 Abs. 6) und der Einziehung rückständiger Bei- 



träge (§ 98) geregelt. Hervorzuheben ist lediglich, daß bei 
der Vollstreckung der Geldbuße eine vorherige oder 
gleichzeitige Zustellung der Entscheidungsformel ab-
weichend von § 750 Abs. 1 ZPO ebenso wie bei der 
Vollstreckung nach § 463 StPO nicht erforderlich ist. 

Zu § 232 

Beitreibung der Gerichtskosten 

Die Kosten, die in den gerichtlichen Verfahren vor dem 
Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte oder dem Bundes-
gerichtshof entstanden sind, werden nach den Vorschriften 
der allgemeinen Kostengesetze (Gerichtskostengesetz, 
Kostenordnung) angesetzt und eingefordert. Die Voll-
streckung wird nach der Justizbeitreibungsordnung vom 
11. März 1937 (RGBl. I S. 298) durchgeführt (Absatz 1). 

Die in dem Verfahren vor dem Bundesgerichtshof ent-
standenen Kosten stehen der Bundeskasse zu (Absatz 2). 

Zu § 233 

Beitreibung nach Ausscheiden aus der Rechtsanwaltschaft 

Die Vorschrift, daß die Geldbuße und die Kosten auch 
dann noch beigetrieben werden können, wenn der Be-
schuldigte nach rechtskräftigem Abschluß des Verfahrens 
aus der Rechtsanwaltschaft ausgeschieden ist, beseitigt 
Unklarheiten, die unter der Geltung der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 aufgetreten sind. Endigt die 
Mitgliedschaft des Verurteilten bei der Kammer erst nach 
der Rechtskraft der Entscheidung, so soll dies der Voll-
streckung nicht hindernd entgegenstehen, wenn nur der 
Verurteilte während der ganzen Dauer des Verfahrens 
der Zwangsgewalt der Anwaltskammer unterlag. Eine 
Bestimmung gleichen Inhalts ist seinerzeit zur Klarstel-
lung in die Rechtsanwaltsordnung für die Britische Zone 
vom 10. März 1949 (§ 121 Abs. 2 Satz 2) aufgenommen 
worden. 

ZEHNTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

Erster Abschnitt 

Übergangsvorschriften 

Zu § 234 

Anwärterdienst 

Der Anwärterdienst (§§ 6 ff.) besteht bereits in allen 
Ländern mit Ausnahme des Landes Rheinland-Pfalz. Auf 
die Unterschiede zwischen den landesrechtlichen Rege-
lungen ist in der Vorbemerkung vor § 6 und in den Aus-
führungen zu § 7 hingewiesen worden. 

Bei der Überleitung auf die nunmehr einheitliche Rege-
lung wird die Zeit, die ein Bewerber zur besonderen Vor-
bereitung auf die selbständige Ausübung des Anwalts-
berufes, sei es im Anwärter- oder im Probedienst ver-
bringt, in vollem Umfange angerechnet. Diese Vorschrift 
hat Bedeutung für die Länder Hessen und für das Gebiet 
des ehemaligen Landes Württemberg-Baden, in denen der 
Anwärterdienst (Probe- und Anwärterdienst) bisher zwei 
Jahre beträgt (vgl. § 3, § 6 Abs. 3 der hess. Rechtsanwalts-
ordnung vom 18. Oktober 1948 — GVBl. S. 126 —; § 2 d, 
§ 2 g Abs. 3 des württ.-bad. Gesetzes Nr. 222 — Rechts-
anwaltsordnung — vom 4. März 1948 — Reg.Bl. S. 101 —). 
Die Anwaltsassessoren, die in diesen Ländern bereits ein 
Jahr im anwaltlichen Probedienst stehen, haben nunmehr 
die zeitlichen Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 erfüllt. Ihre 
Vorbereitungszeit wird also gegenüber der bisherigen 
Regelung verkürzt. 

Zu § 235 

Schwebende Anträge auf Zulassung 

Bei dem Inkrafttreten der neuen Rechtsanwaltsordnung 
sind die schwebenden Anträge auf Zulassung, die nach 
dem bisherigen Recht gestellt worden sind, zunächst dar

-

auf zu prüfen, ob es sich urn die Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft oder urn  die lokale Zulassung bei einem 
Gericht handelt (vgl. die Vorbemerkungen vor § 4). Die 
Anträge werden in der Sache selbst nach den neuen Vor-
schriften weiter behandelt. 

In dem Land Rheinland-Pfalz, im Gebiet der ehemaligen 
Länder Baden und Württemberg-Hohenzollern ändert sich 
mit dem Inkrafttreten der neuen Rechtsanwaltsordnung 
die Zuständigkeit für die Entscheidung über die Zulas-
sungsanträge (vgl. Einleitung II unter 2). Die Vorstände 
der Anwaltskammern, die bei Inkrafttreten der neuen 
Rechtsanwaltsordnung mit Anträgen auf Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft befaßt sind, geben nunmehr diese An-
träge nach Absatz 1 Satz 2 an die Landesjustizverwaltun-
gen ab. 

Bei dem Inkrafttreten der neuen Rechtsanwaltsordnung 
ist damit zu rechnen, daß im Zusammenh ang mit der Zu-
lassung eine Anzahl von gerichtlichen oder ehrengericht-
lichen Verfahren anhängig ist. In materieller und formeller 
Hinsicht soll das neue Recht gelten. Deshalb wird das 
schwebende Verfahren zunächst durch Einstellung beendet. 
Hierbei kann es sein Bewenden haben für die Fälle, in 
denen nach dem neuen Recht ein Verfahren dieser Art 
nicht mehr zulässig wäre. So kann z. B. eine Rechtsanwalts-
kammer einen Verwaltungsakt im Zulassungsverfahren 
nicht anfechten. Sind Fälle dieser Art bei den Verwal-
tungsgerichten anhängig, so ist das Verfahren nunmehr 
in der Hauptsache erledigt, ohne daß weitere Vorsorge 
zu treffen wäre. Anders liegt es dagegen in den Fällen, 
in denen im Zusammenhang mit der Ablehnung eines 
Antrags auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ein ge-
richtliches oder ehrengerichtliches Verfahren eingeleitet 
worden ist Es kann zwar auch hier zunächst das Verfah-
run eingestellt werden Es muß aber andererseits vermie-
den werden, daß die Beteiligten in der Wahrnehmung 
ihrer Rechte beeinträchtigt werden. Deshalb wird ihnen 
dadurch weiter Rechtsschutz gewährt, daß ihr Antrag er-
neut, und zwar auf Grund der jetzt in Kraft tretenden 
V orschriften, geprüft wird (Absatz 3). 
Die bei dem Inkraftreten des Gesetzes schwebenden 

Anträge auf eine lokale Zulassung bei einem Gericht sind 
nach Absatz 4 nach den neuen Vorschriften zu behandeln. 

Soweit gerichtliche oder ehrengerichtliche Verfahren 
nach Absatz 2 eingestellt werden, bleiben Gebühren und 
Auslagen außer Ansatz. Außergerichtliche Kosten werden 
nicht erstattet (Absatz 2 Satz 2). 

Zu § 236 

Übernahme der Verwaltungsrechtsräte 
in die Rechtsanwaltschaft 

Nach § 1 des preußischen Gesetzes über die Vertretung 
vor den Verwaltungsgerichten vom 25. Mai 1926 (GS. 
S. 163) mußten Personen, welche die Befähigung zum preu-
ßischen höheren Verwaltungsdienst oder zum Richteramt 
erlangt hatten und danach zwei Jahre in der Verwaltung 
des preußischen Staates, preußischer Gemeinden oder Ge-
meindeverbände, in einer Kirchenverwaltung oder als 
preußischer Verwaltungsrichter tätig gewesen und in einer 
beim preußischen Oberverwaltungsgericht zu führenden 
Liste der Verwaltungsrechtsräte eingetragen waren, zur 
berufsmäßigen Rechtsvertretung vor den Verwaltungs-
gerichten zugelassen werden. 

Das preußische Gesetz gilt formell noch in den Ländern 
Hessen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Rhein-
land-Pfalz. Im Lande Nordrhein-Westfalen ist es durch 
Gesetz vom 7. Juni 1949 (GVBl. S. 189) aufgehoben worden. 
In den Ländern Niedersachsen, Schleswig-Holstein und 
Rheinland-Pfalz sind seit 1949 Verwaltungsrechtsräte nicht 
mehr zugelassen worden. Im Lande Hessen sind nur vor-
läufige Genehmigungen zum Auftreten vor den Verwal-
tungsgerichten erteilt worden. 

Das Institut der Verwaltungsrechtsräte soll nicht bei-
behalten werden. Seit längerer Zeit sind Bestrebungen 
im Gange, diese eng beschränkte Vertretung aufzugeben 



und zu einer einheitlichen Vertretung vor den Gerichten 
zurückzukehren. Deshalb wird das preuß. Gesetz über die 
Vertretung vor den Verwaltungsgerichten vom 25. Mai 
1926 (GS. S. 163) nunmehr aufgehoben (§ 259 Abs. 2). An-
dererseits muß für die Verwaltungsrechtsräte, die bereits 
zugelassen sind, die Möglichkeit, eine gleichwertige Be-
rufsstellung zu erlangen, geschaffen werden. Deshalb 
werden die Verwaltungsrechtsräte nach Erledigung ge-
wisser Formalien in die Rechtsanwaltschaft übernommen. 
Damit wird ihr Aufgabengebiet, das sich bisher auf die 
Vertretung vor den Verwaltungsgerichten beschränkte, 
wesentlich erweitert, weil sie als Rechtsanwälte zur Ver-
tretung in allen Rechtsangelegenheiten berufen sind (§ 3 
Abs. 1). 

Die Verwaltungsrechtsräte werden in die Rechtsanwalt-
schaft übernommen, wenn sie ihre Zulassung vor dem 
1. Juli 1951 erhalten haben und bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes noch als solche zugelassen sind. 

Die Übernahme vollzieht sich durch Einzelakte. Erforder-
lich ist deshalb ein Antrag auf Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft. Dieser Antrag kann nur innerhalb von sechs Mo-
naten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellt werden. 
Er muß an die Justizverwaltung des Landes gerichtet 
werden, in dem der Bewerber bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes seinen Wohnsitz hat. 

Die Übernahme könnte im Einzelfall nach den allgemei-
nen Vorschriften (§ 4) daran scheitern, daß der Antrag-
steller nicht die Fähigkeit zum Richteramt hat. Eine solche 
Folge wäre im Interesse der allgemeinen Lösung, die an-
gestrebt wird, unerwünscht. Deshalb wird im Absatz 3 für 
den Übergang bestimmt, daß der Antrag auf Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft nicht deshalb abgelehnt werden 
d a rf, weil der Antragsteller nicht die Fähigkeit zum Rich-
teramt besitzt. Die Verwaltungsrechtsräte werden weiter 
auch vom anwaltlichen Anwärterdienst befreit. Der recht

-

zeitig gestellte Antrag eines Verwaltungsrechtsrates auf 
Übernahme in die Rechtsanwaltschaft kann mithin nur 
aus den Gründen des § 19 des Entwurfs abgelehnt werden. 

Im Lande Hessen stehen den Verwaltungsrechtsräten 
die Personen gleich, die nach den Grundsätzen des preuß. 
Gesetzes über die Vertretung vor den Verwaltungsgerich-
ten vom 25. Mai 1926 (GS. S. 163) die vorläufige Genehmi-
gung zum Auftreten vor den Verwaltungsgerichten er-
halten haben (Absatz 1 Satz 2). 

In den Ländern Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
und Schleswig-Holstein  war die Zulassung als Verwal-
tungsrechtsrat seit Mitte 1949 in Erwartung einer Neu-
regelung gesperrt. Im Lande Nordrhein-Westfalen war 
überdies die Zulassung durch ein Landesgesetz vom 7. Juni 
1949 ausgeschlossen worden. Die im Zeitpunkt der Sperre 
vorliegenden Gesuche sind zum Teil erst mehrere Mo-
nate nach der Sperre ablehnend beschieden worden. Nach-
dem sich Ende 1949 ergeben hatte, daß eine Teilregelung 
für die erwähnten Länder nicht mehr zu erwarten sei, 
erscheint es billig, die Gesuche, die bis zum Jahresende 
1949 bereits eingereicht waren, aber nicht mehr zu einer 
Zulassung geführt haben, zur Grundlage eines Antrages 
auf Übernahme in die Rechtsanwaltschaft zu machen. Des-
halb ermöglicht es der Absatz 2 auch solchen Bewerbern, 
die Übernahme in die Rechtsanwaltschaft zu beantragen, 
vorausgesetzt, dali sie seinerzeit nach den einschlägigen 
Vorschriften als Verwaltungsrechtsräte hätten zugelassen 
werden müssen. 

Zu § 237 

Anträge von Beamten im Wartestand 
und von Beamten zur Wiederverwendung 

Beamte zur Wiederverwendung (§ 5 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen in der Fassung vom 
1. September 1953 — BGBl. I S. 1287 —) und Beamte im 
Wartestand könnten ohne eine ausdrückliche abweichende 
Regelung bei Anträgen auf Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft (§ 18 des Entwurfs) auf Schwierigkeiten stoßen, weil 
sie noch im Beamtenverhältnis stehen (§ 19 Nr. 10 des 
Entwurfs). Ein solches Ergebnis wäre bei der Rechtsstellung 
dieser Beamtengruppen nicht tragbar. Insbesondere ließe 
es sich nicht mit den Zielen des Gesetzes zu Artikel 131 
des Grundgesetzes vereinbaren. Deshalb wird im § 237 

des Entwurfs ausdrücklich bestimmt, daß Beamten zur 
Wiederverwendung oder Beamten im Wartestand die Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft aus den Gründen des § 19 
Nr. 10 nicht versagt werden kann. 

Zu § 238 

Unbeachtliche Verurteilungen 

Verurteilungen, die in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 
zum 8. Mai 1945 ergangen sind, und die ausschließlich auf 
rassischen, politischen oder religiösen Gründen beruhen, 
können nach den allgemeinen Grundsätzen der Wieder-
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts nicht zu einer 
Versagung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft führen 
(§ 19 Nrn. 2 bis 4). Deshalb sind sie bei der Entscheidung 
über einen Antrag auf Erteilung der Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft nicht zu berücksichtigen (vgl. audi die ent-
sprechende Regelung im Artikel VIII  Abs. 2 der Verord-
nung zur Einführung der Rechtsanwaltsordnung für die 
Britische Zone vom 10. März 1949 — VO. Bl. BZ. S. 79 —). 

Zu § 239 

Befreiung von der Residenzpflicht 

Bei der Wiederzulassung von Rechtsanwälten, die sich 
in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 aus 
rassischen, politischen oder religiösen Gründen in das 
Ausland begeben mußten, haben sich in der Zeit nach 
1945 häufig dadurch Schwierigkeiten ergeben, daß die 
Antragsteller nicht sogleich ihrer Residenzpflicht nach-
kommen konnten. Ähnlich lag es bei Bewerbern, die zwar 
noch nicht zur Rechtsanwaltschaft zugelassen waren, die 
aber die Voraussetzungen hierfür erfüllten. 

Die Schwierigkeiten sind meist dadurch behoben worden, 
daß den Rechtsanwälten weitgehend die Befreiung von 
der Residenzpflicht (§§ 39, 41) erteilt worden ist. Hierfür 
waren aber jeweils Einzelakte erforderlich, die zu Einzel-
erörterungen Anlaß gaben. Die Befreiungen waren audi 
nur befristet, so daß Anträge auf Verlängerung der Be-
freiung gestellt wurden. Dadurch haben sich häufig Span-
nungen ergeben, die bei der Wiedergutmachung vermie-
den werden müssen. 

Der Entwurf sieht deshalb für diesen Personenkreis 
eine kraft Gesetzes eintretende zeitlich begrenzte Befrei-
ung von der Residenzpflicht vor. Sie trägt den Belangen 
der Beteiligten Rechnung, die ihre Rückkehr vorbereiten, 
aber hierfür noch eine gewisse Zeit benötigen. Anderer-
seits soll die Regelung keinen Dauerzustand schaffen, der 
mit den Belangen der Rechtspflege nicht vereinbar wäre. 
Da an der Residenzpflicht im Interesse der Anwaltschaft 
und im Interesse der Allgemeinheit festgehalten wird 
(§ 39), können Befreiungen nur eine Ausnahme für Härte-
fälle bilden, in denen dem Betroffenen die Erfüllung der 
Pflicht aus besonderen Gründen nicht zugemutet werden 
kann. Sobald aber diese Schwierigkeiten, die nur zeit-
weilig bestehen können, überwunden sind, muß der all-
gemeine Grundsatz wieder Geltung beanspruchen . 

Den Rechtsanwälten, die kraft Gesetzes einstweilen von 
der Residenzpflicht befreit sind, wird ferner die Erleich-
terung gewährt, daß sie nicht verpflichtet sind, einen Zu-
stellungsbevollmächtigten zu bestellen (§ 42 Abs. 1). Diese 
Ausnahme erscheint für den Rechtsverkehr um deswillen 
vertretbar, weil davon ausgegangen werden kann, daß 
die in Frage kommenden Rechtsanwälte bis zur endgül-
tigen Klärung, ob sie aus dem Ausland zurückkehren 
werden, als Prozeßbevollmächtigte schwerlich eine größere 
Zahl von Prozessen führen werden. 

In der Praxis haben sich in Einzelfällen dadurch Schwie-
rigkeiten ergeben, daß Bewerber, bei denen es sich nicht 
lediglich um eine Wiederzulassung zur Rechtsanwaltschaft 
handelte, wegen der weiten Entfernung die Reise an den 
Gerichtssitz nicht unternehmen konnten, um den Eid als 
Rechtsanwalt in öffentlicher Sitzung zu leisten. Diesen 
besonderen Umständen wird dadurch Rechnung getragen, 
daß in derartigen Fällen der Eid (§ 38) auf Ersuchen des 
Gerichts, bei dem der Rechtsanwalt zugelassen worden 
ist, von einem deutschen Konsul abgenommen werden 
kann (Absatz 2). 



Zu § 240 
Verbleiben im Amt des Vorstandes 

Die neue Rechtsanwaltsordnung läßt die Grundlagen 
der anwaltlichen Selbstverwaltung in den Kammern und 
in dem Vorstand der Kammern unverändert bestehen: 
Deshalb ist es auch nicht erforderlich, daß die Ämter im 
Vorstand alsbald neu besetzt werden. Die Amtsdauer der 
Mitglieder des Vorstandes kann sich mithin nach den bis-
her geltenden Vorschriften richten (Absatz 1). 

Einige Kammern könnten aber unter Umständen in Er-
wägung ziehen, die bisherige Zahl der Vorstandsmitglie-
der herabzusetzen, weil der Geschäftskreis des Vorstan-
des durch die Abtrennung der Aufgaben der Ehrengerichte 
kleiner geworden ist. Einer solchen Entwicklung trägt der 
Entwurf dadurch Rechnung, daß der Versammlung der 
Kammer im Absatz 2 für die Übergangszeit das Recht ein-
geräumt wird, die bisherige Zahl der Vorstandsmitglieder 
bis auf die Mindestzahl herabzusetzen. Dadurch wird es 
den Kammern zugleich ermöglicht, in den ausscheidenden 
Vorstandsmitgliedern erfahrene Kräfte für die erste Be-
setzung der Ehrengerichte zu gewinnen. 

Dit Mitglieder, die nach der Herabsetzung der Zahl der 
Vorstandsmitglieder ausscheiden, werden durch das Los 
bestimmt, so daß Erörterungen in persönlicher Hinsicht 
vermieden werden. 

Zu § 241 
Bisherige Geschäftsführer der Rechtsanwaltskammern 
Nach § 91 des Entwurfs muß der Geschäftsführer, den 

der Vorstand der Rechtsanwaltskammer anstellen kann, 
ein Mitglied der Kammer sein. Dadurch könnten sich in-
sofern Schwierigkeiten ergeben, als bei Rechtsanwalts-
kammern Geschäftsführer tätig sind, die nicht zugleich 
der Rechtsanwaltschaft angehören. Diese Schwierigkeiten 
sollen durch die Übergangsvorschrift des § 241 vermieden 
werden. 

Zu § 242 
Einrichtung der Ehrengerichte 

Die neu zu bildenden Ehrengerichte (§§ 104 ff.) müssen 
ihre Tätigkeit möglichst bald aufnehmen, damit der Gang 
der Geschäfte nicht durch eine Zäsur gestört wird. Deshalb 
wird es den Rechtsanwaltskammern zur Pflicht gemacht, 
die neuen Ehrengerichte innerhalb von drei Monaten ein-
zurichten. 

Zu § 243 

Erstmaliges Ausscheiden von Mitgliedern des Vorstandes 
und des Ehrengerichts 

Nach § 81 Abs. 2 scheidet alle zwei Jahre die Hälfte der 
Mitglieder des Vorstandes aus. Um diesen turnusmäßigen 
Wechsel einzuleiten, muß geklärt werden, welche Mitglie-
der bereits mit dem Ablauf des zweiten Jahres ausscheiden. 
Auch hier soll wie im § 240 das Los bestimmen. Die Ent-
scheidung soll alsbald herbeigeführt werden, damit die 
Amtsdauer der einzelnen Vorstandsmitglieder nicht län-
gere Zeit hindurch im Ungewissen bleibt. 

Um klarzustellen, wie die Verhältnisse sich bei einer 
ungeraden Zahl von Mitgliedern des Vorstandes zu ge-
stalten haben, wird im Absatz 2 vorgesehen, daß erstmalig 
die größere Zahl von Mitgliedern auszuscheiden hat. 

Zu § 244 

Erstmalige Berufung von anwaltlichen Beisitzern 

Bei den anwaltlichen Beisitzern in dem Senat des Bun-
desgerichtshofes (§ 182) läßt sich der auch hier erwünschte 
turnusmäßige Wechsel dadurch erreichen, daß bei der 
ersten Besetzung die Hälfte der Mitglieder nur auf die 
Dauer von zwei Jahren berufen wird. 

Zu § 245 

Überleitung ehrengerichtlicher Verfahren 
des ersten Rechtszuges 

Da das Ehrengericht als ein selbständiges Organ inner-
halb der Rechtsanwaltskammer neu gebildet wird, sind 
die Geschäfte von den früheren Ehrengerichten auf die 

neuen Ehrengerichte überzuleiten. Dabei ist zu berück-
sichtigen, daß die Kompetenzen des Ehrengerichts sich 
insofern geändert haben, als das Ehrengericht jetzt nicht 
mehr für die Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft 
(vgl. die Vorbemerkungen vor § 104) und auch nicht für 
das sogen. objektive Zulassungsverfahren (vgl. die Vor-
bemerkungen vor § 49) zuständig ist. Hinsichtlich der 
Uberleitung von Sachen aus der letztgenannten Zuständig-
keit sind die erforderlichen Vorschriften bereits im § 235 
im Zusammenhang mit dem Zulassungsverfahren ent-
halten (vgl. auch Absatz 2 des vorliegenden § 245). Hier 
ist nur der Übergang der ehrengerichtlichen Zuständig-
keiten im engeren Sinne zu regeln. 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, daß die ehrengericht-
lichen Verfahren, die bei den früheren Ehrengerichten im 
ersten Rechtszuge anhängig sind, auf die neu zu bildenden 
Ehrengerichte übergehen, und zwar in der Lage, in der 
sie sich be finden. Hält das Ehrengericht die Ausschließung 
aus der Rechtsanwaltschaft für verwirkt und damit seine 
Zuständigkeit nicht für ausreichend (§ 118 Abs. 2), so ver-
weist es die Sache an den Ehrengerichtshof (§ 145). 

Die Zulässigkeit von Rechtsmitteln gegen die ehren-
gerichtlichen Entscheidungen, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes verkündet sind, richtet sich entsprechend 
dem allgemeinen prozessualen Grundsatz nach den bisher 
geltenden Vorschriften. Eine besondere Bestimmung ist 
für den Fall erforderlich, daß im ersten Rechtszuge auf 
Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft erkannt ist. 
Hier ist Vorsorge zu treffen, daß dieses Rechtsmittelver-
fahren in ein erstinstanzliches Verfahren vor dem Ehren-
gerichtshof für Rechtsanwälte übergeleitet werden kann 
(Absatz 4). 

Für die Einlegung der Rechtsmittel in der Übergangs-
zeit sind die erforderlichen Vorschriften im Absatz 3 Satz 2 
und 3 enthalten. 

Zu § 246 

Überleitung ehrengerichtlicher Verfahren 
des zweiten Rechtszuges 

Nach dem vorliegenden Entwurf hat über ein Rechts-
mittel, das gegen die Entscheidung des Ehrengerichts ein-
gelegt ist, der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte als Ge-
richt des zweiten Rechtszuges zu befinden (§ 157). Deshalb 
werden die ehrengerichtlichen Verfahren, die' beim In-
krafttreten dieses Gesetzes nach den bisher geltenden Vor-
schriften im zweiten Rechtszuge anhängig sind, auf den 
Ehrengerichtshof übergeleitet (Absatz 1). Das weitere Ver-
fahren richtet sich nach dem Ş  157 des vorliegenden Ent-
wurfs (Absatz 2). 

Eine Ausnahme gilt jedoch für die Sachen, in denen Be-
rufung eingelegt worden ist mit dem Antrag, auf Aus-
schließung aus der Rechtsanwaltschaft zu erkennen. In 
diesen Fällen verfährt und entscheidet der Ehrengerichts-
hof als erkennendes Gericht des ersten Rechtszuges (Ab-
satz 3). Durch diese Regelung wird dem Rechtsschutzbe-
dürfnis des Beschuldigten weitgehend Rechnung getragen. 

Zu § 247 

Aufhebung oder Änderung ehrengerichtlicher 
Verurteilungen 

Die Mehrzahl der Länder 1) hat bereits in früheren Ge-
setzen vorgesehen, daß ehrengerichtliche Urteile, die in 
der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 ergan- 

1) Bayern:  Artikel 6 der Rechtsanwaltsordnung 1946 vom 6. Novem-
ber 1946 (GVBl. S. 371); 

He  s s en  : § 115 der Rechtsanwaltsordnung vom 18. Oktober 1948 
(GVBl. S. 126); 

früheres Land Württemberg -Baden : Artikel 6 des Gesetzes 
Nr. 222 — Rechtsanwaltsordnung — vom 4. März 1943 
(Reg.Bl. S. 101) ; 

Bremen:  § 6 der Verordnung über die Ehrengerichte bei den 
Rechtsanwaltskammern vom 8. Oktober 1946 (Brem. Ges

-

Bl. S. 110); 
Nordrhein-Westfalen:  § 6 der Verordnung über die Ehren

-

Niedersachsen: 	Berichte bei den Rechtsanwaltskam

-

Schleswig-Hol stein: 	mern vom 8. Oktober 1946 (VO.BI. 
Hamburg: 	 BZ. 1947 S. 4). 



gen sind und die unmittelbar oder mittelbar auf rassischen, 
politischen oder religiösen Gründen beruhen, auf Antrag 
aufgehoben oder geändert werden können. Die bisher 
bekanntgewordenen Fälle, in denen unter diesem Ge-
sichtspunkt nationalsozialistisches Unrecht wiedergutzu-
machen ist, sind bereits abgeschlossen. Jedoch ist mit der 
Möglichkeit zu rechnen, daß einzelne Anträge erst nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellt werden. Des-
halb ist Vorsorge zu treffen, daß solche neuen Anträge er-
ledigt werden können. 

Zu § 248 

Einberufung der ersten Hauptversammlung 
der Bundesrechtsanwaltskammer 

Die Bundesrechtsanwaltskammer kann sich alsbald nach 
dem Inkraftreten dieses Gesetzes konstituieren, wenn nur 
ermöglicht wird, daß die erste Hauptversammlung, in der 
die Organe zu wählen sind (§ 206 Abs. 1), ordnungsmäßig 
einberufen werden kann (§ 215). Deshalb wird im § 248 
vorgesehen, daß die erste Hauptversammlung durch den 
Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft der Anwaltskam-
mervorstände im Bundesgebiet einberufen und bis zur 
Wahl des Präsidenten der Bundesrechtsanwaltskammer 
geleitet wird. 

Zweiter Abschnitt 

Schlußvorschriften 

Zu § 249 

Ergänzende Vorschriften über den Rechtsschutz 

Gründe der Zweckmäßigkeit legen es nahe, das gericht-
liche Verfahren für die Anfechtung aller Verwaltungs-
akte, die auf dem Gebiete des Anwaltsrechts denkbar 
sind, einheitlich zu regeln. Der Entwurf sieht in allen 
Fällen, in denen Anträge auf gerichtliche Entscheidung 
gegen Verwaltungsakte für zulässig erklärt werden, ein 
Verfahren vor dem Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte 
vor (§§ 49, 158, 159, 169, 226). Um etwaige Lücken, die bei 
der Anfechtung von Verwaltungsakten auftreten könnten, 
zu schließen, erscheint es geboten, neben den im Entwurf 
ausdrücklich erwähnten Fällen eine Generalklausel auf-
zunehmen, in der die Zuständigkeit des Ehrengerichts-
hofs für Rechtsanwälte festgelegt wird. 

Zu § 250 

Regelung des Fachhinweises 

Die Frage, ob ein Rechtsanwalt neben seiner Berufsbe-
zeichnung einen Fachhinweis führen dürfe, ist in den 
letzten beiden Jahrzehnten wiederholt erörtert worden. 
Der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte hatte noch in 
seinem Urteil vom 29. Februar 1923 (EGH Bd. 18 S. 89) da-
hin entschieden, daß ein Rechtsanwalt sich nicht als Spe-
zialist auf irgendeinem Rechtsgebiet bezeichnen dürfe. 
Nach dieser Entscheidung sollte insbesondere der Zusatz 
„Steueranwalt" unzulässig sein. Der Ehrengerichtshof ging 
in dem Urteil davon aus, daß in der Hervorhebung eines 
Spezialistentums die Überbetonung wirtschaftlicher Ge-
sichtspunkte zu erblicken sei und daß dies mit der be-
sonderen Stellung des Anwaltsstandes und der Rechts-
pflege nicht vereinbart werden könne. ' 

Die Anwaltschaft hat sich seit 1922 laufend mit dieser 
Frage befaßt. Zunächst hatte sich ein Ausschuß des Vor-
standes des Deutschen Anwaltvereins im Jahre 1922 dafür 
ausgesprochen, daß ein Fachhinweis sich auf Sonderge-
biete zu beschränken habe und daß er dann zulässig sei, 
wenn der Rechtsanwalt keine allgemeine Praxis betreibe 
(Nachrichten für die Mitglieder des Deutschen Anwaltver-
eins 1922 S. 89). Die 24. Abgeordnetenversammlung des 
Deutschen Anwaltvereins faßte am 11. September 1929 
folgende Beschlüsse: 

1. Es ist zulässig, daß sich ein Rechtsanwalt als Fach-
anwalt nach außenhin kundmacht. 

2. Die Ausübung allgemeiner Praxis neben der Fach-
praxis ist statthaft. 

3. Es ist dem Fachanwalt nicht verwehrt, sich mit an-
deren Rechtsanwälten zu gemeinsamer Praxis zu ver-
binden. Die Verbindung mit einem Fachanwalt des 
gleichen Faches ist gestattet. 

4. Die Ausübung der Fachanwaltschaft bedarf des 
Nachweises der Befähigung, der vor der Bekannt-
gabe zu führen ist. 

5. Die Kundmachung nach außen darf erst erfolgen, 
nachdem seit der Zulassung des betreffenden An-
walts eine gewisse Zeit verflossen ist. 

6. Zur Ausführung und Durchführung der vorstehenden 
Beschlüsse beruft der Vorstand des Deutschen An-
waltvereins in Gemeinschaft mit der Vereinigung 
der Vorstände der Deutschen Anwaltskammern so-
fort eine Kommission. Diese Kommission ist ermäch-
tigt, die erforderlichen Beschlüsse endgültig mög-
lichst beschleunigt zu fassen. 

7. Die Abgeordnetenversammlung empfiehlt den ört-
lichen Anwaltvereinen, die Öffentlichkeit zeitweise 
durch geeignete Zeitungsnachrichten über den Wir-
kungskreis der Anwaltschaft auch auf den verschie-
denen Sondergebieten des Rechts aufzuklären. 
— Anwaltsblatt 1929 S. 245 — 

Die  vom Deutschen Anwaltverein eingesetzte Kom-
mission (Nr. 6 der vorerwähnten Beschlüsse) erließ am 
8. Februar 1930 Richtlinien für die Fachanwaltschaft (An-
waltsblatt 1930 S. 50). Es wurden folgende Fachgebiete 
anerkannt: 

1. Steuerrecht; 

2. Urheber- und Verlagsrecht, gewerblicher Rechts-
schutz; 

3. Staats- und Verwaltungsrecht; 

4. Auslandsrecht; 

5. Arbeitsrecht. 

Ein Hinweis auf ein besonderes Fachgebiet sollte erst 
fünf Jahre nach der ersten Eintragung in die Anwaltsliste 
zulässig sein. Voraussetzung war ferner, daß der Vor-
stand der Anwaltskammer dem Bewerber mitgeteilt hatte, 
es bestünden gegen die Kundmachung keine Bedenken. 
-  Später wurde als weiteres Fachgebiet das Sozialver-
sicherungsrecht von dem sogen. Gemischten Fachanwalts-
ausschuß anerkannt (Anwaltsblatt 1931 S.12). 

Die Richtlinien wurden am 30. Oktober 1932 neu gefaßt 
(Anwaltsblatt 1932 S. 343). Die Genehmigung zur Führung 
des Fachhinweises sollte auch weiterhin der Vorstand der 
Anwaltskammer erteilen. 

Die Fachanwaltschaft hat bis 1932 in der Rechtsanwalt-
schaft eine geringe praktische Bedeutung erlangt. Nach 
einer statistischen Erhebung waren bis zum 25. Oktober 
1932 im Deutschen Reich insgesamt 150 Fachanwälte an-
erkannt. Davon entfielen auf die einzelnen Fachgebiete: 

Arbeitsrecht 	  25 

Auslandsrecht 	  16 
gewerblicher Rechtsschutz, Urheber- und Verlags-
recht 	  32 

Sozialversicherungsrecht  	1 

Staats- und Verwaltungsrecht 	  12 

Steuerrecht 	  64 

(vgl. Anwaltsblatt 1932 S. 344). 

Nach einem zeitweiligen Verbot, die Bezeichnung 
„Fachanwalt" zu führen (Nr. 59 der Anordnung des Prä-
sidenten der Reichs-Rechtsanwaltskammer vom 23. De-
zember 1935), trat 1937 eine erneute Änderung ein, als 
die Reichsminister der Finanzen und der Justiz in einem 
gemeinsamen Runderlaß vom 10. November 1937 Richt-
linien über Fachanwälte für Steuerrecht festlegten (Deut-
sche Justiz 1937 S. 1761). Nach diesen Richtlinien durften 
die Bezeichnung „Fachanwalt für Steuerrecht" nur die-
jenigen Rechtsanwälte führen, die von dem Oberfinanz-
präsidenten, in dessen Bezirk sie ihren Wohnsitz hatten, 



in die Liste der „Fachanwälte für Steuerrecht" eingetragen 
worden waren. Der Antragsteller, der in die Liste auf-
genommen werden wollte, mußte dem Oberfinanzpräsi-
denten gegenüber den Nachweis führen, daß er auf dem 
Gebiet des Steuerrechts besondere Kenntnisse erworben 
habe. Der Reichsminister der Finanzen und der Reichs-
minister der Justiz hatten darüber zu entscheiden, ob die 
Eintragung bewilligt werden könne. — Der erwähnte 
Runderlaß wurde später geändert. Nach den neuen Richt-
linien vom 3. Mai 1941 (Deutsche Justiz 1941 S. 578) wurde 
die Bezeichnung „Fachanwalt für Steuerrecht" durch die 
Bezeichnung: „Steuerberater" ersetzt. Es blieb aber dabei, 
daß der Bewerber den Befähigungsnachweis entweder 
durch ein Zeugnis einer Reichsfinanzschule oder durch 
eine Bescheinigung des Reichsministers der Finanzen 
über die Bewährung in langjähriger steuerrechtlicher 
Praxis beibringen mußte. 

Nach 1945 haben die Vorstände einiger Rechtsanwalts-
kammern für sich die Befugnis in Anspruch genom-
men, ohne Beteiligung der staatlichen Fachverwaltun-
gen zu gestatten, daß die Bezeichnung „Fachanwalt für 
Steuerrecht" geführt werde. Sie gingen dabei von der 
Auffassung aus, daß es sich hierbei allein um eine stan-
desrechtliche Frage handele. Im Lande Bayern wurden 
dagegen vor der Entschließung des Vorstandes der Rechts-
anwaltskammern die Oberfinanzpräsidenten gehört. Neu-
erdings haben die Anwaltskammern Hamm, Köln und 
Düsseldorf mit dem Justizministerium und dem Finanz-
ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen eine Ver-
einbarung über die Erlaubnis zur Führung der Bezeichnung 
„Fachanwalt für Steuerrecht" getroffen. Dabei wurde eine 
Mitwirkung der Oberfinanzdirektionen bei der Verleihung 
des Fachhinweises vorgesehen. 

In der bisherigen Entwicklung hat sich ergeben, daß 
die Betätigung als Fachanwalt nicht die Ausübung der all-
gemeinen Praxis als Rechtsanwalt ausschließen soll. Darin 
unterscheiden sich die Fachbestrebungen auf dem anwalt-
lichen Gebiete wesentlich von denen, die im ärztlichen 
Beruf zu einer abweichenden Ordnung geführt haben. 
Während aber im ärztlichen Beruf die Fachfragen im we-
sentlichen geklärt sind, ist für das Berufsrecht der An-
wälte noch offen, unter welchen Voraussetzungen ein Be-
werber einen Anspruch darauf erheben könnte, sich als 
Fachanwalt zu bezeichnen. Auch die Ansichten darüber, 
ob eine Fachanwaltschaft angesichts der generellen Be-
tätigung des Anwaltes, die durch § 3 des vorliegenden 
Entwurfs ermöglicht wird, zweckmäßig sei, sind noch 
geteilt. 

So ist ein einheitliches Bild zur Frage des Fachhin-
weises nicht gegeben. Die bisherigen Zustände bedürfen 
einer Klärung, zumal das Institut des Fachanwalts und 
die Führung einer Fachbezeichnung über das Standes-
recht hinaus unter dem allgemeinen Gesichtspunkt der 
Rechtspflege Bedeutung haben. Eine Ordnung wird sich 
am ehesten durch eine gesetzliche Regelung erreichen 
lassen. Da die Entwicklung noch nicht abgeschlossen ist, 
kann eine solche rechtliche Regelung aber nicht bereits 
in dem vorliegenden Entwurf getroffen werden. Eine 
solche umfassende Regelung der Fachanwaltschaft würde 
sich auch in den Rahmen einer allgemeinen Rechts-
anwaltsordnung nicht recht einfügen. Deshalb wird im 
§ 250 eine Ermächtigung für den Bundesminister der 
Justiz vorgesehen, im Einvernehmen mit den zustän-
digen Fachressorts und mit Zustimmung des Bundes-
rates durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen über 
den Fachhinweis zu treffen. 

Zu § 251 

Übertragung von Befugnissen der 
Landesjustizverwaltung 

Der Landesjustizverwaltung sind in diesem Gesetz Be-
fugnisse zugewiesen, die sie nicht notwendig selbst aus-
üben muß (vgl. § 7 Abs. 4, § 8 Abs. 2, § 17 Abs. 1, § 20 
Abs. 1, § 24, § 28 Abs. 1, § 29 Abs 2 und 3, § 31 Abs. 2, 
§ 36, § 39 Abs. 1, § 40, § 41 Abs. 1, § 45 Abs. 5, § 47 
Abs. 3, § 50 Abs. 3, § 51 Abs. 1, § 54 Abs. 2, § 65 Abs. 2 
bis 5, § 67 Abs. 1, 4, 5, § 74, § 75 Abs. 2, § 95, § 113 

Abs. 1, § 172 Abs. 1, § 173 Abs. 1, § 175 Abs. 2, § 176, 
§ 177 Abs. 1, 4, § 179). Zum Zwecke der Dezentralisie-
rung wird vorgesehen, daß die Landesjustizverwaltung 
die Befugnisse, die ihr nach diesem Gesetz zustehen, 
nach ihrem Ermessen auf dachgeordnete Behörden über-
tragen kann. 

Zu § 252 

Auftreten der Rechtsanwälte 
vor Gerichten und Behörden der Länder 

Nach § 3 Abs. 2 des Entwurfs kann das Recht des 
Rechtsanwalts in Rechtsangelegenheiten aller Art vor 
Gerichten, Schiedsgerichten oder Behörden aufzutreten, 
künftig nur durch ein Bundesgesetz beschränkt werden. 

In älteren landesrechtlichen Vorschriften findet sich 
bisweilen noch die Beschränkung, daß vor einem Gericht 
oder einer Behörde eines Landes nur ein bei einem 
Gericht dieses Landes zugelassener Rechtsanwalt auf-
treten dürfe. Nach der Verordnung über das Auftreten 
von Rechtsanwälten vor Behörden der Länder vom 
30. Oktober 1936 (RGBl. I S. 936) wurden diese Sonder-
regelungen gegenstandslos, weil in diesem Rahmen alle 
bei irgendeinem deutschen Gericht zugelassenen Rechts-
anwälte gleichgestellt wurden. 

Die Verordnung vom 30. Oktober 1936 soll jetzt zu-
sammen mit einer Reihe von Einzelvorschriften, welche 
die Ubersicht beeinträchtigen, aufgehoben werden (§ 259 
Abs. 1 Nr. 5). Um Zweifel auszuschließen, ob damit die 
früheren landesrechtlichen Beschränkungen wieder auf-
lebten, wird im § 252 ausdrücklich bestimmt, daß ein 
Rechtsanwalt durch seine lokale Zulassung in einem 
Lande von dem Auftreten in einem anderen Lande durch 
eine landesrechtliche Vorschrift nicht ausgeschlossen ist. 

Zu § 253 

Gleichzeitige Zulassung 
bei dem Land- und Oberlandesgericht 

Im § 37 ist der Grundsatz enthalten, daß der bei 
einem Oberlandesgericht zugelassene Rechtsanwalt nicht 
zugleich bei einem anderen Gericht zugelassen sein darf. 
Diese Ausschließlichkeit der Zulassung bei dem Ober-
landesgericht wird im § 253 für bestimmte Bezirke ge-
lockert. Die Gründe hierfür sind historischer Natur; sie 
sind bereits bei § 37 dargelegt. 

Im Absatz 1 des § 253 werden die Simultanzulassun-
gen, die bei den hier genannten Land- und Oberlandes-
gerichten im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
bestehen, weiterhin aufrechterhalten. Dadurch wird den 
Interessen der Beteiligten, die auf den Bestand der 
Simultanzulassung vertrauen dürfen, Rechnung getragen. 

Bei neuen Simultanzulassungen muß nach der histori-
schen Entwicklung unterschieden werden. Jedoch ist her-
vorzuheben, daß bei den Landgerichten Braunschweig, 
Kaiserslautern, Oldenburg und Zweibrücken künftig Si-
multanzulassungen bei dem Oberlandesgericht nicht mehr 
vorgesehen sind, weil ein Bedürfnis für eine Ausnahme-
regelung nicht mehr besteht. 

In Hamburg war die Simultanzulassung bei dem Ober-
landesgericht und dem Landgericht seit jeher üblich, und 
zwar auch bei Erstzulassungen. Eine Wartefrist war nicht 
vorgesehen. Deshalb kann die Simultanzulassung auch 
künftig ohne weiteres erteilt werden. Die Simultanzu-
lassung bei dem Land- und Oberlandesgericht Bremen 
ist nach den gleichen Grundsätzen zu behandeln (Ab-
satz 2). 

In dem Lande Bayern war die Simultanzulassung der 
Landgerichtsanwälte bei dem übergeordneten Oberlan-
desgericht von jeher unter bestimmten Voraussetzungen 
zulässig. Sie wurde nur solchen Landgerichtsanwälten 
gewährt, die an dem Sitz des Oberlandesgerichts ihren 
Wohnsitz oder ihre Kanzlei hatten; außerdem mußten 
diese Anwälte mehrere Jahre hindurch bereits als solche 
tätig gewesen sein. Diese Regelung wird in Absatz 3 
beibehalten. Dabei ist den besonderen Verhältnissen in 



Augsburg Rechnung zu tragen, wo bis zum Jahre 1932 
ein eigenes Oberlandesgericht bestanden hat und nun-
mehr auf Grund des § 116 Abs. 1 GVG ein detachier-
ter  Senat des Oberlandesgerichts München seinen Sitz 
hat. So wie früher die am Landgericht Augsburg zuge-
lassenen Rechtsanwälte, die in Augsburg ihren Wohn-
sitz oder ihre Kanzlei hatten, die Simultanzulassung bei 
dem Oberlandesgericht Augsburg und später bei dem 
Oberlandesgericht München erhalten konnten, so sollen 
sie künftig auch bei dem Oberlandesgericht München, 
dessen detachierter Senat sich in Augsburg befindet, 
gleichzeitig zugelassen werden. 

Eine besondere Regelung wird für die Simultanzu-
lassung bei dem Landgericht Frankenthal und dem Ober-
landesgericht Neustadt an der Weinstraße vorgesehen 
(Absatz 4). Sie ist ebenfalls durch die örtlichen Verhält-
nisse und die historische Entwicklung bedingt. Hier wird 
die Simultanzulassung in Anlehnung an § 10 Abs. 1 der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 nur erteilt, wenn 
die Landesjustizverwaltung feststellt, daß sie einer ge-
ordneten Rechtspflege dienlich ist. Die Anwaltschaft 
wirkt bei der Klärung dieser Vorfrage mit, indem der 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer in jedem Einzelfall 
ein Gutachten erstattet. 

In den verschiedenen Gebieten von Baden-Württem-
berg, nämlich in Baden, Württemberg-Baden und Würt-
temberg-Hohenzollern, ist sowohl die Tradition wie der 
gegenwärtige Zustand in der Frage der Simultanzulas-
sung verschieden. Hinzu kommt, daß die vier Ober-
landesgerichte, die  bisher im Gebiet von Baden-Würt-
temberg bestanden haben, zusammengelegt worden sind 
(Gesetz über die Oberlandesgerichte vom 27. April 1953 

Ges.Bl. S. 31 —). Es empfiehlt sich deshalb, dem 
Lande Baden-Wüttemberg die Ermächtigung au einer von 
der Regel des § 37 abweichenden Bestimmung zu geben, 
damit die Landesinstanzen bei der Neuordnung freie 
Hand haben (Abs. 5). 

Durch die im Absatz 6 vorgesehene Regelung soll der 
besonderen Lage Berlins Rechnung getragen werden, wo 
seit 1945 die beim Landgericht zugelassenen Rechts-
anwälte zugleich beim Kammergericht zugelassen sind. 
Dieser Zustand soll einstweilen aus wirtschaftlichen 
Gründen beibehalten werden, weil sich in Berlin, ähn-
lich wie in Hamburg und Bremen, zur Zeit der Ober-
landesgerichtsbezirk auf den Landgerichtsbezirk be-
schränkt. 

Bei den Simultanzulassungen regelt sich die Residenz-
pflicht nach § 39 Abs. 2. Die Verpflichtung, einen Zu-
stellungsbevollmächtigten zu bestellen, bestimmt sich 
nach § 42 Abs. 1, wie aus Absatz 7 des § 253 hervorgeht. 

Zu § 254 

Gleichzeitige Zulassung bei dem obersten Landesgericht 

Die Simultanzulassung bei einem obersten Landes-
gericht und den Oberlandesgerichten in einem Lande, die 
im § 254 geregelt wird, hat nur für das Land Bayern 
Bedeutung. Bei dem Bayerischen Obersten Landesgericht, 
das durch das Gesetz Nr. 124 vom 11. Mai 1948 (Bayer. 
GVBl. S. 83) wiedererrichtet worden ist (vgl. hierzu die 
Ermächtigung im § 8 EG GVG), wird eine besondere 
Anwaltschaft nicht gebildet. Die bei den Oberlandes-
gerichten des  Landes  zugelassenen Anwälte gelten viel-
mehr als bei dem Obersten Landesgericht zugleich zu-
gelassen. 

Da bei dem Bayerischen Obersten Landesgericht eine 
besondere Anwaltschaft nicht besteht, ist es auch nicht 
notwendig, eine eigene Liste der bei ihm simultan zuge-
lassenen Rechtsanwälte (§ 43 Abs. 1) zu führen (Absatz 2). 

Zu § 255 

Bestimmung des zuständigen Ehrengerichts 
oder des zuständigen Ehrengerichtshofes 

durch das oberste Landesgericht 

Bei der Bestimmung des zuständigen Ehrengerichts in 
dem Fall, daß zwischen mehreren Ehrengerichten Streit 
über die Zuständigkeit besteht oder das an sich zuständige 

Ehrengericht an der Ausübung seiner Tätigkeit rechtlich 
oder tatsächlich verhindert ist (§§ 14, 15 StPO in Verbin-
dung mit § 122 dieses Entwurfs), tritt in einem Land, in 
dem auf Grund des § 8 EG GVG ein oberstes Landesgericht 
errichtet ist, dieses Gericht an die Stelle des Bundesge-
richtshofes, wenn die Bestimmung nur in diesem Lande 
erforderlich wird. 

Diese Vorschrift hat ebenso wie die voraufgehende (§ 254) 
nur für das Land Bayern Bedeutung. Hier ist die Bestim-
mung des zuständigen Gerichts in Fällen dieser Art dem 
Bayerischen Obersten Landesgericht übertragen (§ 6 des 
Gesetzes Nr. 124 über die Wiedererrichtung des Bayeri-
schen Obersten Landesgerichts vom 11. Mai 1948 — GVBl. 
S. 83 —). Die gleiche Kompetenz erhält das Bayerische 
Oberste Landesgericht für den Fall, daß im Lande Bayern 
das zuständige Ehrengericht oder der zuständige Ehren-
gerichtshof zu bestimmen ist. 

Zu § 256 

Verfahren bei Zustellungen 

Soweit nach diesem Gesetz Zustellungen zu bewirken 
sind (vgl. z. B. § 9 Abs. 2 Satz 2, § 17 Abs. 3 Satz 2, § 21 
Abs. 1 Satz 1, § 23 Abs. 1 Satz 2, § 28 Abs. 3 Satz 2, § 33 
Abs. 1 Satz 2, § 40 Abs. 3 Satz 2, § 41 Abs. 4 Satz 2, § 47 
Abs. 3 Satz 4), gelten für das Verfahren die §§ 166 ff. ZPO, 
welche die näheren Vorschriften enthalten. Für die vor-
erwähnten Einzelfälle sind ohne Ausnahme die besonderen 
Vorschriften über die Zustellungen von Amts wegen 
(§§ 208 bis 213 ZPO) maßgebend. Für die Zustellungen in 
Verfahren, die sich nach dem Gesetz über die Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (vgl. § 52 Abs. 3, 
§ 54 Abs. 6, § 114 Abs. 7, § 217) oder nach der Strafprozeß-
ordnung (vgl. § 69 Abs. 5, § 122, § 156 Abs. 2, § 157 Abs. 4, 
§ 158 Abs. 2, § 159 Abs. 2, § 160 Abs. 4, § 169 Abs. 3) richten, 
gelten ebenfalls die Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
(§ 16 Abs. 2 FGG, § 37 StPO). 

Zu § 257 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Die in dieser Vorschrift enthaltenen Änderungen der 
Zivilprozeßordnung werden dadurch erforderlich, daß ein-
zelne Bestimmungen, die bisher als Fremdkörper in der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 enthalten waren, 
aus systematischen Gründen in die Zivilprozeßordnung 
übernommen werden. Im einzelnen ist folgendes zu be-
merken: 

Zu Nr. 1 (§ 78a ZPO) :  

Entsprechend der früheren Regelung (§ 33 der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878) soll es ermöglicht wer-
den, einer Prozeßpartei, die in einem Anwaltsprozeß einen 
zu ihrer Vertretung bereiten Anwalt nicht fi ndet, einen 
sogen. Notanwalt beizuordnen. Diese Vorsorge muß ge-
troffen werden, weil die Partei nach der gesetzlichen Ord-
nung des Verfahrens (§ 78 der Zivilprozeßordnung) ohne 
einen Anwalt in dem Prozeß nicht vertreten und damit 
ohne Rechtsschutz wäre. 

Die Unterstützung braucht andererseits nicht soweit zu 
gehen, daß in Fällen dieser Art das Gericht von Amts 
wegen tätig werden müßte. Da die näheren Umstände, die 
zu der besonderen Lage führen können, allein die Prozeß

-

partei angehen, kann mit dem Eingreifen durdi das Gericht 
so lange gewartet werden, bis die Partei sich an das Pro-
zeßgericht wendet. Deshalb setzt die Beiordnung des Not-
anwalts einen Antrag der Partei voraus. 

In dem Antrag hat die Partei darzulegen, inwieweit sie 
sich bisher vergeblich bemüht hat, einen zu ihrer Ver-
tretung bereiten Anwalt zu finden. Welche Anforderungen 
in dieser Hinsicht zu stellen sind, läßt sich nur im einzelnen 
Fall beurteilen. Daß die Partei sich an alle bei dem Prozeß-
gericht zugelassenen Anwälte gewandt haben müßte, wird 
nicht erforderlich sein (Rechtspr. der OLG Bd. 5 S. 221). Das 
Gericht wird bei der Prüfung dieser Frage keinen allzu 
strengen Maßstab anzulegen haben. 

Das Gericht hat ferner zu prüfen, ob die Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung nicht mutwillig oder aussichtslos 
erscheint. Die Voraussetzungen können hier bei der Be- 



stellung eines Notanwalts enger als bei dem Armenrecht 
(§ 114 Abs. 1 ZPO) gezogen werden. Der beizuordnende 
Rechtsanwalt wird nach § 116b Abs. 1 ZPO in der Fassung 
des § 257 Nr. 4 des Entwurfs durch den Vorsitzenden des 
Prozeßgerichts ausgewählt. Er kann die Übernahme der 
Vertretung davon abhängig machen, daß die Partei ihm 
einen Vorschuß zahlt. 

Wird der Antrag abgelehnt, so steht der Partei die 
Beschwerde nach § 567 der Zivilprozeßordnung zu. 

Diese Regelung wird nunmehr in dem neuen § 78 a 
ZPO getroffen. 

Zu Nr. 2 (§ 91 Abs. 2 ZPO): 

Im bisher geltenden Recht standen sich auf kostenrecht-
lichem Gebiet zwei Vorschriften gegenüber, deren Ver-
hältnis zueinander nicht ohne weiteres klar war. So be-
stimmte § 91 Abs. 2 Satz 1 ZPO, daß die Reisekosten eines 
auswärtigen Rechtsanwalts nur insoweit zu erstatten sind, 
als die Zuziehung zur zweckentsprechenden Rechtsver-
folgung oder Rechtsverteidigung notwendig war. Anderer-
seits sah § 18 Abs. 6 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 vor, daß die Mehrkosten, die bei der Vertretung 
einer Partei vor einem Kollegialgericht durch einen bei 
demselben zugelassenen Rechtsanwalt dadurch entstehen, 
daß er seinen Wohnsitz nicht am Orte des Gerichts hatte, 
die Gegenpartei nicht zu erstatten habe. 

§ 91 Abs. 2 Satz 1 ZPO ist durdi den zeitlich nachfolgen-
den § 18 Abs. 6 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 abgeändert worden. Er hat nur für Prozesse vor dem 
Amtsgericht Bedeutung, in denen ein auswärtiger Rechts-
anwalt, der nicht bei dem Amtsgericht zugelassen ist, als 
Prozeßbevollmächtigter auftritt. § 18 Abs. 6 der Rechts-
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878 bezog sich dagegen auf 
den Fall, daß eine Partei vor einem Kollegialgericht durch 
einen Rechtsanwalt vertreten wurde, der zwar bei diesem 
Gericht zugelassen war, der aber seinen Wohnsitz nicht 
am Ort des Gerichts hatte. 

Beide Vorschriften werden nunmehr in dem geänderten 
§ 91 Abs. 2 ZPO zusammengefaßt. Satz 1 dieser Vorschrift 
wird weiter wie bisher nur für Amtsgerichtsprozesse Be-
deutung haben. Zum besseren Verständnis wird näher 
umschrieben, unter welchen Voraussetzungen ein Rechts-
anwalt als „ein auswärtiger" anzusehen ist. Die Vorschrift 
bezieht sich auf einen Rechtsanwalt, der nicht bei dem 
Prozeßgericht zugelassen ist und am Ort des Prozeßgerichts 
auch nicht wohnt. In einem solchem Falle werden die 
Reisekosten nur insoweit erstattet, als die Zuziehung zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsver-
teidigung notwendig war. 

In dem zweiten Falle, der bisher im § 18 Abs. 6 der 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 geregelt war, han-
delt es sich um einen bei dem Prozeßgericht zugelassenen 
Rechtsanwalt, der seinen Wohnsitz oder seine Kanzlei 
nicht am Ort des Prozeßgerichts oder einer auswärtigen 
Abteilung dieses Gerichts hat (§ 91 Abs. 2 Satz 2 ZPO). 
Hier sind der Partei die Mehrkosten, die ihr durdi die 
besonderen Umstände, die in der Person ihres Prozeß-
bevollmächtigten vorliegen, abweichend vom Normalfall 
entstehen, nicht zu erstatten. Die Simultanzulassung (§§ 35, 
36) oder die Befreiung von der Residenzpflicht (§ 41 Abs. 1), 
welche diese Umstände hervorrufen, dürfen in einem Pro-
zeß nicht zu einer Erhöhung der Kostenlast der Gegen-
partei führen, weil sie auf diese Besonderheiten keinen 
Einfluß nehmen kann. Um Mehrkosten in diesem Sinne 
handelt es sich nicht, wenn eine Abteilung eines Gerichts 
außerhalb des Gerichts gebildet ist und ein Rechtsanwalt, 
der bei dem Gericht zugelassen ist, seinen Wohnsitz am 
Ort der auswärtigen Abteilung hat. Denn die auswärtige 
Abteilung und das Gericht bilden organisatorisch eine 
Einheit. 

§ 91 Abs. 2 Satz 3 ist unverändert geblieben. 

Zu Nr. 3 (§ 116 ZPO): 

Die Beiordnung eines Rechtsanwalts im Parteiprozeß 
war früher im § 34 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 geregelt. Dadurch wurden die Vorschriften über die 

Beiordnung eines Anwalts im Armenrecht getrennt. Wäh-
rend für Anwaltsprozesse (§ 78 ZPO) die Regelung im § 115 
Abs. 1 Nr. 3 ZPO enthalten war, fand sich die ent-
sprechende Vorschrift für den Parteiprozeß in der Rechts-
anwaltsordnung. 

Damit die Regelung übersichtlich ist, wird nunmehr die 
Beiordnung eines Anwalts im Parteiprozeß im § 116 Abs. 1 
ZPO im unmittelbaren Anschluß an § 115 ZPO behandelt. 

Die Beiordnung setzt voraus, daß eine Vertretung durch 
einen Rechtsanwalt erforderlich erscheint. Daß ein solcher 
Grund vorliegen müsse, war bisher in der Rechtsanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 nicht ausdrücklich erwähnt. Es 
bestand aber nach den Motiven (Anlagen zu den Verhand-
lungen des Deutschen Reichstags, 3. Legislaturperiode —
II. Session, Aktenstück Nr. 5 S. 85 zu § 32) kein Zweifel, 
daß im Einzelfall zu prüfen war, ob nach den tatsächlichen 
Verhältnissen die Beiordnung eines Rechtsanwalts geboten 
war. Zur Klarstellung wird nunmehr in den Absatz 1 des 
§ 116 ZPO ein entsprechender Hinweis aufgenommen. 

Wird der Antrag der Partei, ihr einen Rechtsanwalt bei-
zuordnen, abgelehnt, so kann sie gegen diese Entscheidung 
nach § 567 ZPO Beschwerde erheben (§ 116 Abs. 3 ZPO). 

§ 36 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878, nach 
dem die Auswahl des beizuordnenden Rechtsanwalts durch 
den Vorsitzenden des Gerichts aus der Zahl der bei die-
sem zugelassenen Rechtsanwälte erfolgen mußte, hatte in 
der Praxis zu Zweifeln Anlaß gegeben. Wenn es auch 
schon nach § 34 der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 
1878 vereinzelt für zulässig angesehen wurde, der armen 
Partei einen besonderen Rechtsanwalt zur Wahrnehmung 
des Beweistermins vor einem ersuchten Richter beizuord-
nen, so mußte diese Bestellung regelmäßig daran scheitern, 
daß nur der Vorsitzende des Prozeßgerichts, nicht aber 
der ersuchte Richter, die Auswahl treffen konnte (vgl. 
Friedlaender: Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878, 3. Aufl., § 34 Anm. 5, § 36 Anm. 3). 

Die erwähnte Vorschrift der Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 erwies sich aber auch insofern als zu eng, als 
nur ein bei dem Prozeßgericht zugelassener Rechtsanwalt 
beigeordnet werden konnte. Der Kreis der Rechtsanwälte, 
die ausgewählt werden konnten, wurde später durch Ar-
tikel 1 Nr. 9 des Gesetzes zur Änderung der Rechtsanwalts-
ordnung vom 20. Dezember 1934 (RGBl. I S. 1258) erweitert. 

Der Entwurf sieht nach den Bedürfnissen der Praxis 
nunmehr folgende Regelung vor: 

Der Rechtsanwalt, welcher der armen Partei im Anwalts-
prozeß beizuordnen ist (§ 115 Abs. i Nr. 3 ZPO), und der 
Notanwalt im Anwaltsprozeß (§ 78a ZPO — neu —) wer-
den von dem Vorsitzenden des Gerichts aus der Zahl der 
bei dem Prozeßgericht zugelassenen Rechtsanwälte ausge-
wählt (§ 116b Abs. 1 Satz 1 ZPO). In dieser Hinsicht wird 
also die frühere Regelung beibehalten. Es bleibt also ins-
besondere dabei, daß die Auswahl der Vorsitzende des 
Prozeßgerichts nach pflichtmäßigem Ermessen trifft. Die 
Partei hat mithin kein Recht darauf, daß ihr ein bestimmter, 
von ihr benannter Anwalt beigeordnet werde (vgl. auch 
die Ausführungen zu § 3 Abs. 3). Wohl aber kann der 
Vorsitzende einem berechtigten Wunsch der Partei Rech-
nung tragen. Dieser Fall wird im übrigen nur im Rahmen 
des Armenrechts, nicht aber bei der Bestellung eines Not-
anwalts (§ 78a ZPO — neu —) praktisch werden. 

Bei der Auswahl des Rechtsanwalts im Parteiprozeß 
(§ 116a Abs. 1 ZPO — neu —) wird der Amtsrichter zwar 
ebenfalls grundsätzlich einen Rechtsanwalt auswählen, der 
bei dem Amtsgericht zugelassen ist. Jedoch hat sich in der 
Praxis das Bedürfnis gezeigt, die Auswahl nicht zwingend 
auf den Kreis der bei dem Amtsgericht zugelassenen 
Rechtsanwälte zu beschränken. Wenn z. B. eine Partei 
zwar im Bezirk des Amtsgerichts A wohnt, der Wohnort 
aber näher zu dem Amtsgericht B als zu dem Amtsgericht A 
liegt und die Partei tagsüber in B berufstätig ist, so kann 
es für sie schwierig sein, die Rechtssache mit einem in A 
zugelassenen Rechtsanwalt mündlich zu besprechen. Leich-
ter und bequemer ist es für sie, einen Rechtsanwalt in B 
aufzusuchen. Genießt ein Anwalt in B ihr besonderes Ver-
trauen und übernimmt er dazu noch regelmäßig Vertre-
tungen vor dem Amtsgericht A, so würde es nicht ver- 



ständlich sein, wenn in diesem Fall der Rechtsanwalt in B 
der armen Partei nicht auch hei dem Amtsgericht in A als 
Anwalt beigeordnet werden könnte. Damit in solchen Aus-
nahmefällen künftig dem berechtigten Wunsch der Partei 
Rechnung getragen werden kann, soll § 116b Abs. 1 Satz 2 
ZPO insofern elastisch gestaltet werden, als er nur noch 
vorschreibt, daß der Anwalt möglichst aus der Zahl der bei 
dem Amtsgericht zugelassenen Rechtsanwälte ausgewählt 
werden soll. 

Bei der Beiordnung eines besonderen Anwalts zur Wahr-
nehmung des Beweistermins vor einem ersuchten Richter 
oder bei der Beiordnung eines Verkehrsanwalts (§ 116 a 
Abs. 1 ZPO — neu —) wird es nunmehr durch die aus-
drückliche Regelung im Absatz 2 des § 116b ZPO ermög-
licht, daß der ersuchte Richter die Auswahl treffen kann. 

Gegen die Auswahl des Rechtsanwalts steht der Partei 
und auch dem bestellten Rechtsanwalt die Beschwerde nach 
§ 567 ZPO zu (§ 116b Abs. 3 ZPO). 

§ 116 Abs. 2 ZPO ist nur in sprachlicher Hinsicht gering-
fügig geändert. 

Zu Nr. 4 (§§ 116 a, 116b ZPO): 

Nach der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (§ 34) 
konnte der armen Partei zwar ein besonderer Anwalt zur 
Wahrnehmung des Beweistermins vor einem ersuchten 
Richter (§ 362 ZPO) beigeordnet werden. Dagegen war die 
Bestellung eines Anwalts zur Vermittlung des Verkehrs 
zwischen einer Partei, die vom Sitz des Gerichts entfernt 
wohnt, und ihrem Prozeßbevollmächtigten nicht möglich, 
zum mindesten war es zweifelhaft, ob eine solche Bestel-
lung zulässig war (vgl. Neue Jur. Wochenschrift 1949 S. 583, 
829, 873). In der Praxis hatte sich jedoch ein Bedürfnis, 
die Beiordnung zu ermöglichen, schon häufiger ergeben. 
Diese Fragen wurden später durch das Zweite Gesetz zur 
Änderung der Rechtsanwaltsordnung vom 13. Dezember 
1935 (RGBl. I S. 1470) ausdrücklich dahin geregelt, daß die 
Beiordnung eines besonderen Anwalts zur Wahrnehmung 
einer auswärtigen Beweisaufnahme oder zur Vermittlung 
des Verkehrs mit dem Prozeßbevollmächtigten zulässig 
war, wenn besondere Umstände dies erforderten. 

Diese gesetzliche Erweiterung hat die Rechtsanwaltsord-
nung für die Britische Zone vom 10. März 1949 in ihrem 
§ 44 Abs. 2 beibehalten. - 

Der Entwurf übernimmt diese Regelung aus systemati-
schen Gründen in die Zivilprozeßordnung. Sie ist in dem 
neuen § 116a ZPO enthalten. 

Ferner wird auch die Auswahl des beizuordnenden 
Rechtsanwalts, Tiber die bisher im § 36 der Rechtanwalts-
ordnung vom 1. Juli 1878 Näheres bestimmt war, künftig 
im Zusammenhang mit dem Armenrecht in der Zivilprozeß-
ordnung (§ 116b) geregelt. 

Zu § 258 

Änderung des Gesetzes, betreffend die Erstattung 
von Rechtsanwaltsgebühren in Armensachen 

Das Gesetz, betreffend die Erstattung von Rechtsanwalts-
gebühren in Armensachen, soll im Zusammenhang mit der 
Änderung des § 91 Abs. 2 ZPO (§ 257 Nr. 2 des Entwurfs) 
hinsichtlich der Frage ergänzt werden, ob einem für die 
arme Partei bestellten Rechtsanwalt die Mehrkosten er-
stattet werden können, die dadurch entstehen, daß er seinen 
Wohnsitz oder seine Kanzlei nicht an dem Ort hat, an dem 
sich das Prozeßgericht oder eine auswärtige Abteilung 
dieses Gerichts be findet. Diese Frage war bereits durch die 
Verordnung zur Ergänzung der Vorschriften über die Zu-
lassung von Amtsgerichtsanwälten beim übergeordneten 
Landgericht vom 30. April 1936 (RGBl. I S. 406) im Anschluß 
an die Rechtsprechung des Kammergerichts (JW 1933 
S. 2345 6) im verneinenden Sinne entschieden worden. Jene 
Verordnung wird nunmehr durch § 259 Abs. 1 Nr. 4 auf-
gehoben. Ihr Inhalt wird in das Gesetz, betreffend die Er-
stattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armensachen, 
übernommen. Inhaltlich entspricht die Ergänzung dem 

§ 91 Abs. 2 Satz 2 ZPO. Für beide Vorschriften sind die 
gleichen Erwägungen maßgebend. 

Zu § 259 

Aufhebung von Vorschriften 

Im Absatz 1 ist der Katalog der Vorschriften enthalten, 
die gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf-
gehoben werden können. 

Nach Absatz 2 soll das preußische Gesetz über die Ver-
tretung vor den Verwaltungsgerichten vom 25. Mai 1926 
(GS. S. 163) in der letzten Fassung seine Geltung erst sechs 
Monate nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes verlieren. 
Diese Übergangsregelung ist erforderlich, um die Über-
nahme der Verwaltungsrechtsräte in die Rechtsanwalt-
schaft (§ 236) vorzubereiten. Sie soll auch den Verwaltungs-
rechtsräten die Möglichkeit geben, ihren Beruf weiter aus-
zuüben, bis die Übernahme geklärt ist. 

Spätestens mit dem Außerkrafttreten des Gesetzes über 
die Vertretung vor den Verwaltungsgerichten erlöschen 
die Zulassungen, die auf Grund jenes Gesetzes erteilt sind 
(Absatz 2 Satz 2) Ebenso erlöschen auch die vorläufigen 
Genehmigungen, die im Lande Hessen nach den Grund-
sätzen des preußischen Gesetzes über die Vertretung vor 
den Verwaltungsgerichten vom 25. Mai 1926 (GS. S. 163) 
zum Auftreten vor den Verwaltungsgerichten erteilt wor-
den sind, spätestens sechs Monate nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, wenn sie nicht schon vorher durch die 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft gegenstandslos gewor-
den sind (Absatz 2 Satz 3). 

Zu § 260 

Besondere Vorschriften über die Fähigkeit zum Richteramt 

Wie bereits bei § 4 ausgeführt worden ist, sollen die 
besonderen gesetzlichen Vorschriften, nach denen die 
Fähigkeit zum Richteramt (§ 2 GVG) Personen verliehen 
werden kann, welche die Prüfungen zur Erlangung einer 
solchen Fähigkeit nicht im Inland abgelegt haben, durch 
dieses Gesetz nicht berührt werden. An solchen beson-
deren gesetzlichen Vorschriften kommen in Frage: 

1. die Verordnung über die Zuerkennung der Fähigkeit 
zum Richteramt an Volksdeutsche vom 8. Dezember 
1939 (RGBl. I S.2390), 

2. die in den Ländern Bayern, Hessen, in der Freien 
Hansestadt Bremen und im Gebiet des ehemaligen 
Landes Württemberg-Baden geltenden Gesetze über 
die Richteramtsbefähigung umgesiedelter und hei-
matvertriebener Juristen: 

Bayern : Gesetz vom 16. Juni 1948 (GVBl. S. 109, 154) ; 

Hessen:  Gesetz vom 21. Juni 1948 (GVBl. S. 79, 82) ; 

früheres Land W ü r t t e m b e r g -Baden : Gesetz vom 
2. Juni 1948 (Reg. Bl. S. 91, 148) ; 

B r e m en:  Gesetz vom 2. Juni 1948 (Brem. Ges.-Bl. S. 133). 

Zu § 261 

Besondere landesrechtliche Beschränkungen 
für den Zugang zur Rechtsanwaltschaft 

Einzelne landesrechtliche Vorschriften über den Abschluß 
der politischen Befreiung enthalten Beschränkungen für 
den Zugang zur Rechtsanwaltschaft. So ist im § 2 Abs. 1 
Satz 2 des Zweiten Gesetzes zum Abschluß der politischen 
Befreiung in Hessen vom 18. Oktober 1951 (GVBl. S. 69) 
vorgesehen, daß ein Hauptschuldiger oder ein Belasteter 
nicht als Rechtsanwalt tätig sein darf (Artikel 15 Ziff. 3, 
Artikel 16 Ziff. 4 des Gesetzes zur Befreiung von National-
sozialismus und Militarismus vom 5. März 1946 — GVBl. 
S. 57 —). Bestimmungen dieser Art, die in der Gesetz-
gebungskompetenz der Länder liegen, werden durch dieses 
Gesetz nicht berührt. In § 261 des Entwurfs wird deshalb 
ein landesrechtlicher Vorbehalt aufgenommen, wie er ähn-
lich im Artikel 8 Nr. 96 des Gesetzes zur Wiederherstellung 
der Rechtseinheit auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung, 
der bürgerlichen Rechtspflege, des Strafverfahrens und 



des Kostenrechts vom 12. September 1950 (BGBl. S. 455) 
enthalten ist. 

Zu § 262 

Verweisungen in anderen Vorschriften 

Durch die Generalklausel im § 262 werden die Gesetze 
und Verordnungen, in denen nunmehr auf überholte Vor-
schriften des Anwaltsrechts verwiesen ist, ohne eine aus-
drückliche Änderung angeglichen. Sie hat z. B. für § 14 des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit Bedeutung. In jener Vorschrift ist für das 
Armenrecht zusätzlich auf die Vorschriften der §§ 34 bis 36 
der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 verwiesen. An 
die Stelle dieser Bestimmungen tritt jetzt § 116 Abs. 1, 3 
und § 116b Abs. 1 Satz 2 der Zivilprozeßordnung in der 
Fassung des § 257 Nr. 3 und 4 des vorliegenden Entwurfs. 
Ebenso wird im § 42 Abs. 3 Nr. 2 der Reichsnotarordnung, 
nach dem „ein Vertretungsverbot nach § 95 der Reichs

-

Rechtsanwaltsordnung" die vorläufige Amtsenthebung 
eines Anwaltsnotars kraft Gesetzes zur Folge hat, die Vor-
schrift der Reichs-Rechtsanwaltsordnung durch § 162 des 
vorliegenden Entwurfs ersetzt. 

Zu § 263 

Geltung in Berlin 

In Berlin wird auf Grund des Gesetzes über vorläufige 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Anwaltsrechts vom 
6. Mai 1952 (GVBl. S 311) die Rechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 in der Fassung angewandt, die sich aus 
der Anlage zu jenem Gesetz ergibt. Nach Artikel I des 
Gesetzes vom 6. Mai 1952 soll es hierbei bis zum Inkraft-
treten einer Bundesrechtsanwaltsordnung verbleiben. 

Durch § 263 des vorliegenden Entwurfs soll es ermög-
licht werden, daß die Bundesrechtsanwaltsordnung auch 
in Berlin in Kraft gesetzt werden kann. 

Zu § 264 

Inkrafttreten 

Als Zeitpunkt des Inkrafttretens dürfte der Beginn eines 
Kalendervierteljahres zu wählen sein.  En  nicht zu kurz 
zu bemessener zeitlicher Abstand zwischen der Verkün-
dung des Gesetzes und seinem Inkrafttreten würde die 
Überleitung auf das neue Recht erleichtern. 



Änderungen des Entwurfs (Entwurf II) 
gegenüber dem Entwurf einer Bundesrechtsanwaltsordnung 

- Drucksache des Deutschen Bundesrates Nr. 258/52 und Drucksache 
des Deutschen Bundestages Nr. 3650, 1. Wahlperiode 1949, — 

(Entwurf I) 

Entwurf II Entwurf I Änderungen des Entwurfs II gegenüber dem Entwurf I 

§ 1 § 1 unverändert. 
§ 2 § 2 sprachlich bessere Fassung der Uberschrift (Vorschlag des Bundesrates 

unter Nr. 1 der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 3 § 3 unverändert. 
§ 4 § 4 Der Ausdruck „Bestallung" wird durch „Zulassung zur Rechtsanwalt-

schaft" ersetzt. 

§ 5 § 5 nur redaktionelle Änderung. 

§ 6 § 6 nur redaktionelle Änderung. 
§ 7 § 7 Das Wort „pflichtmäßigem" vor Ermessen wird gestrichen, weil ein 

solcher Hinweis entbehrlich ist (Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 3 
der Anlage 3 zur BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 8 § 8 Zur Klarstellung wird § 4 in Bezug genommen. 

§ 9 § 9 An die Stelle des Oberlandesgerichts tritt der Ehrengerichtshof für 
Rechtsanwälte (§§ 174 ff.). 	 . 

§ 10 § 10 unverändert. 
§ 11 § 11 nur redaktionelle Änderung . 

§ 12 § 12 unverändert. 
§ 13 

- 
§ 13 nur redaktionelle Änderung entsprechend dem Vorschlag des Bundes-

rates (Nr. 4 der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 14 § 14 unverändert. 
§ 15 § 15 Ein Gutachten über das Ergebnis des Anwärterdienstes wird nicht 

mehr vorgesehen, weil der Versagungsgrund des § 20 Nr. 10 des 
Entwurfs I (nicht erfolgreiche Ableistung des Anwärterdienstes) ge-
strichen wird. 

§ 16 § 16 unverändert. 
§ 17 § 17 nur redaktionelle Änderung. An die Stelle des Oberlandesgerichts 

tritt der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte. 
§ 18 § 18 Abs. 1, § 18 Abs. 1 und § 19 Abs. 3 des Entwurfs I werden zu dem neuen § 18 

§ 19 Abs. 3 zusammengezogen. 
§ 18 Abs. 2 des Entwurfs I ist entbehrlich, weil sich bereits aus § 30 
Abs. 2 ergibt, daß zugleich mit der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
auch die erste lokale Zulassung beantragt werden muß. 
§ 19 Absätze 1 und 2 des Entwurfs I werden § 20 Absätze 1 und 2 
des Entwurfs II. 

§ 19 § 20 Nr. 1: Verwirkung eines Grundrechts ist Versagungsgrund (Vor

-

schlag des Bundesrates unter Nr. 5 a der Anlage 3 der BT

-

Drucksache Nr. 3650). 
Nr. 6 (Nr. 5 des Entwurfs I): 

redaktionelle Änderung. 
Nr. 10 (Nr. 9 des Entwurfs I): 

Die Ausübung eines Ehrenamts kann die Versagung der Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft nicht rechtfertigen. 

Nr. 10 des Entwurfs I wird gestrichen, weil ungeeignete Bewerber 
bereits nach den Nrn.5 und 6 zurückgewiesen werden können. 

§ 20 § 19 Wegen der besonderen Bedeutung, die der § 21 des Entwurfs II dem 
Gutachten des Vorstands der Rechtsanwaltskammer beilegt, wird im 
Interesse 	des Bewerbers sichergestellt, daß die Entscheidung über 
einen Zulassungsantrag innerhalb eines angemessenen Zeitraums 
ergehen kann. Die Absätze 3 und 4 sind auch im Hinblick auf die dem 
Bewerber zustehende Untätigkeitsklage (§ 23 Abs. 3) erforderlich. 



Entwurf II Entwurf I Änderungen des Entwurfs II gegenüber dem Entwurf I 

§ 21 keine Dem ablehnenden Gutachten des Vorstands der Rechtsanwaltskammer 
entsprechende kommt in bestimmten Fällen (Versagungsgründe der Nrn. 5 bis 8 des 
Vorschrift § 19) die besondere Wirkung zu, daß die Landesjustizverwaltung die 

Entscheidung über den Zulassungsantrag aussetzen muß. Der Bewer

-

ber kann die Entscheidung des Ehrengerichtshofes für Rechtsanwälte 
darüber herbeiführen, ob der in dem Gutachten des Kammervorstands 
angeführte Versagungsgrund vorliegt. 

keine § 21 Kann-Versagungsgründe nach § 21 des Entwurfs I gestrichen, da neben 
entsprechende den Muß-Versagungsgründen des § 19 (§ 20 des Entwurfs I) entbehrlich. 
Vorschrift 

§ 22 § 22 nur redaktionelle Änderung. 
§ 23 § 23 Durch die redaktionellen Änderungen wird klargestellt, daß die Vor

-

schrift den Rechtsbehelf gegenüber Akten der Landesjustizverwaltung 
im Zulassungsverfahren regelt und daß über den Antrag auf gericht

-

liche Entscheidung der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte zu befinden 
hat. 

§ 24 § 24 nur redaktionelle Änderung. 
§ 25 § 25 nur redaktionelle Änderung. 
§ 26 § 26 In Nr. 1 werden entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates (Nr. 7 

der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650) die Worte „nach § 20" ge-
strichen, damit die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft auch zurück-
genommen werden kann, wenn sich später herausstellt, daß der Be-
werber die Fähigkeit zum Richteramt (§ 4) nicht erlangt hat. 
Nr. 2: Die Verwirkung eines Grundrechts ist Zurücknahmegrund (Vor

-

schlag des Bundesrates unter Nr. 8 a der Anlage 3 der BT-Drucksache 
Nr. 3650). 

§ 27 § 27 nur redaktionelle Änderung. 
§ 28 § 28 redaktionelle Änderung. An die Stelle des Oberlandesgerichts tritt 

der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte. 
§ 29 § 29 nur redaktionelle Änderung. 
§ 30 § 30 nur redaktionelle Änderung, um die lokale Zulassung (Zulassung bei 

einem Gericht) von der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft (Bestallung 
des Entwurfs I) zu unterscheiden. 

§ 31 § 31 nur redaktionelle Änderung. 
§ 32 § 32 In den Nm. 1 und 2 werden zwei weitere Tatbestände vorgesehen, 

die der Zulassung bei einem Gericht entgegenstehen. Die Nr. 1 (Ge

-

fährdung der Rechtspflege durch die Zulassung bei einem bestimmten 
Gericht) entspricht dem Vorschlag des Bundesrates (unter Nr. 9 der 
Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 33 § 33 redaktionelle Änderung. An die Stelle des Oberlandesgerichts tritt der 
Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte. 

§ 34 § 34 unverändert. 
§ 35 § 35 unverändert. 
§ 36 § 36 unverändert. 
§ 37 § 37 unverändert. 
§ 38 § 38 In dem Eid wird die Verpflichtung zur Verfassungstreue hervor

-

gehoben (Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 10 der Anlage 3 der 
BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 39 § 39 unverändert. 
§ 40 § 40 Vorschlag des Bundesrates (Nr. 11 der Anlage 3 der BT-Drucksache 

Nr. 3650), auch gegen die Versagung der Erlaubnis einen Rechtsbehelf 
ausdrücklich vorzusehen, ist in Absatz 3 berücksichtigt. An die Stelle 
des Oberlandesgerichts tritt der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte. 

§ 41 § 41 Ausnahmen von der Residenzpflicht auch im Interesse der Rechtspflege 
möglich (Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 12 der Anlage 3 der BT

-

Drucksache Nr. 3650). An die Stelle des Oberlandesgerichts tritt der 
Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte. 

§'42 § 42 unverändert. 	 . 
§ 43 § 43 Die Erlaubnis, auswärtige Sprechtage abzuhalten oder eine Zweig-

stelle einzurichten, wird in die Liste eingetragen (Vorschlag des Bun-
desrates unter Nr. 13 der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 44 § 44 unverändert. 
§ 45 § 45 nur redaktionelle Änderung. 
§ 46 § 46 nur redaktionelle Änderung. 
§ 47 § 47 redaktionelle Änderung. An die Stelle des Oberlandesgerichts tritt der 

Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte. 
§ 48 § 48 nur redaktionelle Änderung. 
§ 49 § 49 Abs. 1 Die Änderungen in der Fassung sind dadurch veranlaßt, daß der An-

trag auf gerichtliche Entscheidung nicht nur gegenüber Verwaltungs-
akten der Landesjustizverwaltung (§ 23), sondern auch bei einem ab-
lehnenden Gutachten der Rechtsanwaltskammer (§ 21) gegeben ist. 
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§ 50 keine 
entsprechende 

Die neue Vorschrift enthält die formellen Bestimmungen für den An

-

trag auf gerichtliche Entscheidung bei einem ablehnenden Gutachten 
Vorschrift der Rechtsanwaltskammer. 

§ 51 § 49 nur redaktionelle Änderung. 
§ 52 § 50 redaktionelle Änderung. Keine gesetzliche Verpflichtung der Landes

-

justizverwaltung, ihre Akten in jedem Falle vorzulegen (Vorschlag 
des Bundesrates unter Nr. 14 der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 53 § 51 Die neuen Absätze 2 und 5 sind erforderlich, weil in den Verfahren 
nach den §§ 49 ff. auch über Anträge bei einem ablehnenden Gutachten 
der Rechtsanwaltskammer zu entscheiden ist. Qualifizierte Mehrheit 
für eine dem Antragsteller ungünstige Entscheidung. 

§ 54 § 52 Den Vorschlägen des Bundesrates entsprechend ist das Beschwerde

-

recht des Antragstellers erweitert (neue Nrn.  und 7 des Absatzes 1) 
'und das Beschwerderecht der Landesjustizverwaltung nach Absatz 2 
auf die Fälle beschränkt, in denen auch dem Antragsteller ein solches 
zusteht (Vorschläge des Bundesrates unter Nrn. 15 und 16 der Anlage 3 
der BT-Drucksache Nr. 3650). 
Im übrigen beruhen die Änderungen darauf, daß nunmehr auch die 
Entscheidungen über Anträge bei einem ablehnenden Gutachten der 
Rechtsanwaltskammer zu berücksichtigen sind. 

§ 55 § 53 unverändert. 
§ 56 § 55 unverändert. 
§ 57 § 56 unverändert. 
§ 58 § 57 Die Worte „als Prozeßbevollmächtigter" werden gestrichen. Ein Syn

-

dikusanwalt darf auch vor den Gerichten für Arbeitssachen und vor 
den Finanzgerichten nicht als Prozeßbevollmächtigter für seinen Dienst-
herrn tätig werden (Vorschläge des Bundesrates unter Nr. 17 der An-
lage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 59 § 58 Die Beiordnung nach § 	11 a des Arbeitsgerichtsgesetzes ist berück

-

sichtigt. 
§ 60 § 59 unverändert. 
§ 61 § 60 unverändert. 
§ 62 § 61 unverändert. 
§ 63 § 62 Die vom Bundesrat vorgeschlagene Regelung wird übernommen (Vor-

schlag des Bundesrates unter Nr. 18 der Anlage 3 der BT-Drucksache 
Nr. 3650). 

§ 64 § 63 unverändert. 
§ 65 § 64 Die Änderung im Absatz 4 ermöglicht es, Referendare im größeren 

Umfange 	als im Entwurf I vorgesehen zur Vertretung von Rechts

-

anwälten heranzuziehen (Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 19 der 
Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 66 § 65 unverändert. 
§ 67 keine Der neue § 67 ermöglicht die Abwicklung der Anwaltspraxis in den 

entsprechende 
Vorschrift 

Fällen, in denen ein Rechtsanwalt verstorben oder sonst aus der An
-waltschaft ausgeschieden ist. 

§ 68 § 66 unverändert. 
§ 69 § 67 redaktionelle Änderung. An die Stelle des Oberlandesgerichts tritt 

der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte. 
§ 70 § 68 unverändert. 
§ 71 § 69 unverändert. 
§ 72 § 70 unverändert. 
§ 73 § 71 unverändert. 
§ 74 § 72 unverändert. 
§ 75 § 73 Das Wort „Aufsicht" ist durch „Staatsaufsicht" ersetzt (genauere Aus

-

drucksweise entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 20 
der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 76 § 74 Die Mindestzahl wird von neun auf sieben Mitglieder des Vorstands 
herabgesetzt (Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 21 der Anlage 3 
der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 77 § 75 unverändert. 
§ 78 § 76 unverändert. 
§ 79 § 77 nur redaktionelle Änderung. 
§ 80 § 78 unverändert. 
§ 81 § 79 Es wird klargestellt, daß eine Wiederwahl zulässig ist (Vorschlag des 

Bundesrates unter Nr. 22 der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 
§ 82 § 80 Die Mindestzahl der Mitglieder des Vorstands beträgt sieben (Vor

-

schlag des Bundesrates unter Nr. 23 der Anlage 3 der BT-Drucksache 
Nr. 3650) . 

§ 83 § 81 unverändert. 
§ 84 § 82 unverändert. 
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§ 85 § 83 unverändert. 
§ 86 § 84 Weitere Aufgabe des Vorstands nach Nr. 5: 

Wahl der Mitglieder des Ehrengerichts. 
§ 87 § 85 Absatz 6 des § 85 des Entwurfs I wird als überflüssig gestrichen. 
§ 88 § 86 unverändert. 
§ 89 § 87 Die besondere Vorschrift über die Aussagegenehmigung und die 

Schweigepflicht für Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht (§ 28 
Abs. 2 BVerfGG.) bleibt unberührt (Klarstellung entsprechend dem 
Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 24 der Anlage 3 der BT-Druck-
sache Nr. 3650). 

§ 90 § 88 unverändert. 
§ 91 § 89 unverändert. 
§ 92 § 90 unverändert. 
§ 93 § 91 unverändert. 
§ 94 § 92 unverändert. 
§ 95 § 93 unverändert. 

§ 96 § 94 unverändert. 

§ 97 § 95 unverändert. 

§ 98 § 96 unverändert. 
§ 99 § 97 unverändert. 

§ 100 § 98 unverändert. 

§ 	101 § 99 nur sprachliche Verbesserung. 

§ 102 § 100 unverändert. 

§ 103 § 101 Weitere Aufgaben für die Versammlung der Anwaltskammer: 
Schaffung von Fürsorgeeinrichtungen (Nr. 4); 
Regelung der Lehrlingsausbildung in Anwaltskanzleien (Nr. 8). 

§§ 	104 ff. §§ 108 ff. Die Vorschriften überdie Bildung und die Zusammensetzung der 
Ehrengerichte der Rechtsanwaltskammern werden in den vierten Teil 
„Die Rechtsanwaltskammern" übernommen, weil das Ehrengericht ein 
Organ der Rechtsanwaltskammer ist. 

§ 104 § 104 nur redaktionelle Änderung. 	 . 

§ 105 § 116 unverändert. 

§ 106 §§ 109 bis 111 Das Ehrengericht wird mit zwei Vorstandsmitgliedern und einem drit
-

ten Mitglied besetzt, das von der Kammerversammlung gewählt wird. 
Die Unvereinbarkeit des Amts eines Ehrenrichters mit dem Vorstands-
amt (§ 110 des Entwurfs I) gilt nur noch für das gewählte dritte Mit-
glied. Ein Präsident des Ehrengerichts ist nicht mehr vorgesehen. 

§ 107 §§ 109, 111 bis 113 Wahl des dritten Mitglieds des Ehrengerichts durch die Kammer- 
versammlung. 

§ 108 § 118 unverändert. 

§ 109 § 119 Die Genehmigung zur Aussage erteilt der Präsident der Rechtsanwalts

-

kammer, da ein Präsident des Ehrengerichts nicht mehr vorgesehen ist. 

§ 110 § 115 nur redaktionelle Änderung. 

§ 111 § 120 An die Stelle des Präsidenten des Ehrengerichts tritt der Präsident der 
Rechtsanwaltskammer. 

§ 112 § 121 nur redaktionelle Änderung. 

§ 113 § 102 An die Stelle des Oberlandesgerichts tritt der Ehrengerichtshof für 
Rechtsanwälte. 

§ 114 § 103 An die Stelle des Oberlandesgerichts tritt der Ehrengerichtshof für 
Rechtsanwälte. Zweidrittel-Mehrheit für einen dem Antragsteller 
ungünstigen Beschluß erforderlich. 

§§ 115 ff. §§ 104 ff., 
§§ 161 ff. 

Zusammenfassung des ehrengerichtlichen Verfahrens und des Ver

-

fahrens zum Zwecke der Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft. 
Dadurch 	ändert sich auch der Aufbau des fünften Teils (Das ehren

-

gerichtliche Verfahren) gegenüber dem entsprechenden vierten Teil 
des Entwurfs I (Ehrengerichtliches Verfahren und das Verfahren zum 
Zwecke der Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft). 

§ 115 § 104 Absätze 1 nur redaktionelle Änderung. 
und 2 

§ 116 §§ 107, 161 Die Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft wird unter den ehren-
gerichtlichen Strafen aufgeführt. 

§ 117 § 104 Abs. 3, Absatz 1 entspricht inhaltlich dem § 104 Abs. 3 des Entwurfs I. 
§ 105 Abs. 1 

§ 118 § 108, §123 Abs. 1, 
§ 163 

Abgrenzung der Zuständigkeitsbereiche des Ehrengerichts der Rechts

-

anwaltskammer und des Ehrengerichtshofes für Rechtsanwälte. An 
die Stelle des Oberlandesgerichts tritt der Ehrengerichtshof für Rechts

-

anwälte. § 118 Abs. 3 (Örtliche Zuständigkeit) entspricht § 123 Abs. 1 
des Entwurfs I. 

§ 119 § 124 redaktionelle Verbesserung. 
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§ 120 § 125 nur sprachliche Verbesserung. 
§ 121 § 106 Absatz 3 wird entsprechend § 13 Abs. 3 der Bundesdisziplinarordnung 

neu gefaßt. 
§ 122 § 122 Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes über die Sitzungspolizei 

sind entsprechend anwendbar (Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 27 
der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 123 §§ 126, 166 Staatsanwalt reicht alle Anträge auf Einleitung des ehrengericht

- 

lichen Verfahrens bei dem Ehrengericht ein. 
§ 124 § 127 redaktionelle Änderung. 
§ 125 §§ 128, 168 Einheitliches ehrengerichtliches Untersuchungsverfahren, während Ent

-

wurf I zwischen ehrengerichtlichem Untersuchungsverfahren und der 
gerichtlichen Voruntersuchung unterschied. 

§ 126 § 130 Untersuchungsrichter an Stelle eines Rechtsanwalts als Untersuchungs-
führer. 

§ 127 § 131 unverändert. 
§ 128 § 133 An die Stelle des Untersuchungsführers tritt der Untersuchungsrichter. 
§ 129 § 135 An die Stelle des Untersuchungsführers tritt der Untersuchungsrichter. 
§ 130 § 136 An die Stelle des Untersuchungsführers tritt der Untersuchungsrichter. 
§ 131 § 137 Staatsanwalt reicht Anschuldigungsschrift nach Schluß des ehrengericht-

lichen Untersuchungsverfahrens stets bei dem Ehrengericht ein. 
§ 132 § 138 Antrag auf Vorlage an den Ehrengerichtshof, wenn Ausschließung aus 

der Rechtsanwaltschaft zu erwarten. 
§ 133 § 139 redaktionelle Änderung. 
§ 134 keine 

ausdrückliche 
Vorlegung an den Ehrengerichtshof, wenn die Angelegenheit die Zu

-

ständigkeit des Ehrengerichts übersteigt. 
entsprechende 
Vorschrift 

§ 135 keine Ehrengerichtshof kann Hauptverfahren vor dem Ehrengericht eröffnen. 
ausdrückliche 
entsprechende 
Vorschrift 

§ 136 § 140 unverändert. 
§ 137 § 141 unverändert. 
§ 138 § 142 unverändert. 
§ 139 § 143 unverändert. 
§ 140 § 144 Sprachliche Änderung entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates 

(unter Nr.28 der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 
§ 141 § 145 unverändert. 
§ 142 § 146 unverändert. 
§ 143 § 147 unverändert. 
§ 144 § 148 unverändert. 
§ 145 § 149 redaktionelle Änderung. 
§ 146 § 150 redaktionelle Änderung. 
§ 147 § 151 redaktionelle Änderung. An die Stelle des Präsidenten des Ehren-

gerichts tritt der Vorsitzende des Ehrengerichts. 
§ 148 § 152 unverändert. 
§ 149 § 165 i. V. m. Öffentliche Hauptverhandlung (Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 32 

§ 143 der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 
§ 150 § 167 redaktionelle Änderung. 
§ 151 § 171 redaktionelle Änderung. 
§ 152 § 173 unverändert. 
§ 153 keine 

entsprechende 
Nach Einstellung des ehrengerichtlichen Verfahrens können die Be

-

weise gesichert werden 
Vorschrift 

§ 	154 keine Verfahren bei der Beweissicherung. 
entsprechende 
Vorschrift 

§ 	155 § 160 unverändert. 

§ 156 § 153 Sprachlich bessere Fassung und redaktionelle Änderungen. An die 
Stelle des Oberlandesgerichts tritt der Ehrengerichtshof für Rechts-
anwälte. 

§ 157 § 154 Abs. 1, Offentliche Hauptverhandlung (Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 29 
§§ 155, 156 der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

Absätze 1 und 2 
§ 158 § 165 Abs. 2 genauere Regelung und redaktionelle Änderung. 
§ 159 § 172 genauere Regelung und redaktionelle Änderung. 
§ 160 §§ 157 bis 159 redaktionelle Änderung. 
§ 161 § 164 redaktionelle Änderung. 
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§ 162 § 175 Auch das Ehrengericht kann das Berufs- und Vertretungsverbot ver

-

hängen, solange das ehrengerichtliche Untersuchungsverfahren schwebt 
oder das ehrengerichtliche Verfahren bei dem Ehrengericht anhängig 
ist. An die Stelle des Oberlandesgerichts tritt der Ehrengerichtshof für 
Rechtsanwälte. 

§ 163 §§ 176, 177 redaktionelle Änderung. 
§ 164 § 178 unverändert. 
§ 165 § 179 An die Stelle des Oberlandesgerichts tritt der Ehrengerichtshof für 

Rechtsanwälte. 
§ 166 § 180 unverändert. 
§ 167 § 181 unverändert. 
§ 168 § 182 nur sprachliche Änderung. 
§ 169 § 183 redaktionelle Änderung. 
§ 170 § 184 redaktionelle Änderung. An die Stelle des Oberlandesgerichts tritt der 

Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte. 
§ 171 § 185 redaktionelle Änderung. 
§ 172 § 186 unverändert. 
§ 173 § 187 unverändert. 
§ 174 keine Der Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte wird als besonderes Gericht 

entsprechende gebildet und organisatorisch mit dem Oberlandesgericht verbunden. 
Vorschrift 

§ 175 keine 
entsprechende 

Zusammensetzung des Ehrengerichtshofes (Berufsrichter und Rechts-
anwälte). 

Vorschrift 
§ 176 keine 

entsprechende 
Die Berufsrichter werden der Zahl der ständigen Mitglieder des Ober

-

landesgerichts entnommen. 	Der Präsident und die Vorsitzenden des 
Vorschrift Senats sind Berufsrichter. 

§ 177 keine 
entsprechende 

Die Rechtsanwälte werden auf Vorschlag des Vorstands der Rechts

-

anwaltskammer von der Landesjustizverwaltung zu Richtern bei dem 
Vorschrift Ehrengerichtshof ernannt. Ihr Amt ist ein Ehrenamt. 

§ 178 keine 
entsprechende 

Die Senate des Ehrengerichtshofes sind überwiegend mit Rechts

-
anwälten besetzt. 

Vorschrift 
§ 179 § 191 Abs. 2 Geschäftsverteilung und Geschäftsgang. 
§ 180 § 198 redaktionelle Änderung. 
§ 181 § 199 unverändert. 
§ 182 § 200 Die Absätze 2 und 3 sind erforderlich, weil nicht mehr auf Vorschriften 

für die Senate der Oberlandesgerichte in Anwaltssachen verwiesen 
werden kann (Änderung des ersten Abschnitts dieses Teils). 

§ 183 § 193 vgl. die Bemerkung zu § 182. 	  
§ 184 § 194 vgl. die Bemerkung zu § 182. 
§ 185 § 195 vgl. die Bemerkung zu § 182. 
§ 186 § 196 vgl. die Bemerkung zu § 182. 
§ 187 § 197 vgl. die Bemerkung zu § 182. 
§ 188 § 201 Änderung der Verweisung. Die Worte: „fünfte Teil" sind durch: 

„sechste Teil" zu ersetzen (redaktionelle Änderung). 
§ 189 § 202 Satz 1: Änderung der Verweisung; 

Satz 2: An die Stelle des Oberlandesgerichts tritt der Ehrengerichts-
hof für Rechtsanwälte. 

§ 190 § 203 unverändert. 
§ 191 § 204 unverändert. 
§ 192 § 205 unverändert. 
§ 193 § 206 unverändert. 
§ 194 § 207 unverändert. 
§ 195 § 208 unverändert. 
§ 196 § 209 redaktionelle Änderung. 
§ 197 § 210 unverändert. 
§ 198 § 211 unverändert. 
§ 199 § 212 unverändert. 
§ 200 § 213 unverändert. 
§ 201 § 214 unverändert. 
§ 202 § 215 Der Ausdruck „Aufsicht" wird durch „Staatsaufsicht" ersetzt (vgl. zu 

§ 75). 
§ 203 § 216 Weitere Aufgaben für die Bundesrechtsanwaltskammer: 

Richtlinien für den Anwaltsberuf (Nr. 2); 
Grundsätze für die Fürsorgeeinrichtungen (Nr. 3) ; 
Einrichtungen für die berufliche Fortbildung (Nr. 8). 
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§ 204 § 217 unverändert. 
§ 205 § 218 An die Stelle des Schriftführers tritt der zweite Vizepräsident. 
§ 206 § 219 unverändert. 
§ 207 § 220 unverändert. 
§ 208 § 221 unverändert. 
§ 209 § 222 unverändert. 
§ 210 § 223 unverändert. 
§ 211 § 224 unverändert. 
§ 212 § 225 unverändert. 
§ 213 § 226 unverändert. 	  
§ 214 § 227 unverändert. 
§ 215 § 228 unverändert. 
§ 216 § 229 Redaktionelle Änderung in Absatz 5, die durch die Änderung im § 205 

notwendig wird. 
§ 217 § 230 unverändert. 
§ 218 § 231 unverändert. 
§ 219 § 232 nur redaktionelle Änderung. 
§ 220 § 233 Gebühr für Bestellung eines Abwicklers. Im übrigen nur redaktionelle 

Änderung. 
§ 221 § 234 Änderung der Verweisungen. 
§ 222 § 235 unverändert. 
§ 223 § 236 redaktionelle Änderung. 
§ 224 § 237 redaktionelle Änderung und Ergänzung wegen der Kosten eines Rechts-

mittels des Beschuldigten (Absatz 3). 
§ 225 § 238 unverändert. 
§ 226 § 239 unverändert. 
§ 227 § 240 redaktionelle Änderung. 
§ 228 § 241 Im Absatz 1 ist Satz 2 gestrichen. Eingefügt ist Absatz 2, weil bei dem 

Verfahren zwei Arten von Anträgen vorkommen (Antrag auf gericht

-
liche Entscheidung bei einem ablehnenden Gutachten der Rechts

-anwaltskammer — § 50 — und Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
gegen Verwaltungsakte der Landesjustizverwaltung — § 51 —). 

§ 229 § 242 unverändert. 
§ 230 § 243 An die Stelle des Oberlandesgerichts ist der Ehrengerichtshof für 

Rechtsanwälte gesetzt. 
§ 231 § 244 lediglich Änderung der Verweisungen. 
§ 232 § 245 An die Stelle des Oberlandesgerichts ist der Ehrengerichtshof für 

Rechtsanwälte gesetzt. 
§ 233 § 246 Unverändert. 
§ 234 § 247 unverändert. 
§ 235 § 249 nur redaktionelle Änderung. 
§ 236 § 250 redaktionelle Änderung. 	Im Absatz 1 ist der 1. Juli 1951 durch den 

1. Juli 1952 ersetzt (Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 40 der An

-

lage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). Durch den neuen Absatz 2 und die 
Änderung des jetzigen Absatzes 3 wird den besonderen Verhältnissen 
in den Ländern Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig

-

Holstein Rechnung getragen (Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 41 
der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 237 § 251 Die Ausnahme gilt auch für Beamte im Wartestand (Vorschlag des 
Bundesrates unter Nr. 42 der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 238 § 252 nur redaktionelle Änderung. 
§ 239 § 253 Die Befreiung gilt für die Dauer von drei Jahren. Der Eid (§ 38) kann 

in Ausnahmefällen auch vor einem deutschen Konsulat geleistet wer

-

den. Zur Klarstellung sind die Worte „Residenzpflicht" ersetzt durch 
die Worte „den Pflichten des § 39" (Vorschlag des Bundesrates unter 
Nr. 43 der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 240 § 254 unverändert. 	 . 
§ 241 keine Bisherige Geschäftsführer können weiterhin tätig sein, auch wenn sie 

entsprechende nicht Rechtsanwälte sind (Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 44 der 
Vorschrift Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 242 § 255 unverändert. 
§ 243 § 256 nur redaktionelle Änderung. 
§ 244 § 257 redaktionelle Änderung. 
§ 245 § 258 Änderungen, die durch die Änderungen im fünften Teil (Das ehren-

gerichtliche Verfahren) erforderlich werden. 
§ 246 § 259 Änderungen, die durch die Änderungen im fünften Teil (Das ehren-

gerichtliche Verfahren) erforderlich werden, 
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§ 247 § 260 Ersatzzuständigkeit erweitert (Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 45 
der  Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 248 § 261 unverändert. 
§ 249 keine 

entsprechende 
Generalklausel über den Rechtsschutz. Zuständigkeit des Ehren

-g

erichtshofes für Rechtsanwälte (Vorschlag des Bundesrates unter 
Vorschrift Nr. 47 der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 250 § 54 Ermächtigung für den Bundesminister der Justiz, Frage des Fach

-

hinweises zu regeln. 
§ 251 § 262 Der Artikel vor dem Wort. „Befugnisse" wird gestrichen. Klarstellung 

entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates (unter Nr. 46 der An-
lage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 252 § 263 unverändert. 
§ 253 § 264 Im Absatz 1 werden „Augsburg" und „Kaiserslautern" eingefügt. Ände-

rungen in den Absätzen 3 bis 6, die den Besonderheiten in den Län-
dern Bayern, Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg und Berlin Rech-
nung tragen. Dabei sind die Vorschläge des Bundesrates (unter Nr. 48 
der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650) berücksichtigt. 

§ 254 § 265 unverändert. 
§ 255 § 266 Redaktionelle Änderungen, die durch Änderungen im Teil über das 

ehrengerichtliche Verfahren bedingt sind. 
§ 256 § 267 unverändert. 
§ 257 § 268 Unter Nr. 2 wird der Fall der auswärtigen Abteilung tines  Gerichts 

berücksichtigt. 
§ 258 § 269 Der Fall der auswärtigen Abteilung eines Gerichts ist berücksichtigt. 
§ 259 § 270 Unter Nr. 13 ist die Rechtsanordnung des Kreispräsidenten des Kreises 

Lindau vom 30. Juni 1947 aufgeführt (Vorschlag des Bundesrates unter 
Nr. 49 der Anlage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). Unter Nr. 19 ist das 
inzwischen ergangene Gesetz zur Änderung des Hessischen Gesetzes 
zur Einführung der Rechtsanwaltsordnung vom 20. Dezember 1952 be

-

rücksichtigt. Im Absatz 2 wird die Frist von sechs Monaten auf ein 
Jahr ausgedehnt (Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 50 der Anlage 3 
der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 260 § 271 unverändert. 
§ 261 § 272 Es wird klargestellt, daß die Beschränkungen auch für den Wechsel der 

Zulassung gelten (Vorschlag des Bundesrates unter Nr. 51 der An-
lage 3 der BT-Drucksache Nr. 3650). 

§ 262 § 273 unverändert. 
§ 263 § 274 neue Berlin-Klausel. 
§ 264 § 275 unverändert. 





Anlage 2 

Änderungsvorschläge des Bundesrates 

1. Zu §5 

In .§ 5 ist zwischen den Worten „an-
deren" und „Land" einzufügen das Wort 
„deutschen". 

Begründung 
Redaktionelle Änderung im Hinblick auf 
die entsprechende Fassung von § 8 Abs. 1. 

2. Zu §7 Abs. 3 

In § 7 Abs. 3 ist das Wort „ausnahms-
weise" zu streichen. 

Begründung 

Es soll der Justizverwaltung allgemein 
überlassen bleiben, in welcher Weise sie 
von der Möglichkeit der Verlängerung des 
Anwärterdienstes Gebrauch machen will. 

3. Zu § 15 

In § 15 ist folgender neuer Abs. 2 anzu-
fügen: 
„(2) Der Vorstand der Rechtsanwalts-

kammer übersendet eine Abschrift des 
Berichts der Landesjustizverwaltung." 

Begründung 
Auch die Landesjustizverwaltung muß zur 
Entscheidung über den Antrag auf Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft Kenntnis 
von den im anwaltlichen Anwärterdienst 
gezeigten Fähigkeiten und Leistungen er-
halten, um ggf. ihrerseits den Versagungs-
grund des § 19 Nr. 5 oder 6 geltend 
zu machen. 

4. Zu§ 19 Nr. 6 

§ 19 Nr. 6 ist wie folgt zu fassen: 
„6. wenn der Bewerber sich so verhalten 

hat, daß die Besorgnis begründet ist, 
er werde als Rechtsanwalt die ver-
fassungsmäßige Ordnung, die Aus

-

übung der Rechtspflege oder die Inter

-

essen der Rechtsuchenden gefährden;" 

Begründung 

Es erscheint geboten, den Gesichtspunkt 
der Verfassungstreue besonders hervorzu-
heben. 

5. Zu § 20 Abs. 3 

§ 20 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 
„(3) Der Vorstand der Rechtsanwalts-

kammer soll das Gutachten unverzüglich 
erstatten. Kann er das Gutachten nicht 
innerhalb von drei Monaten vorlegen, so 
hat er der Landesjustizverwaltung die 
Hinderungsgründe rechtzeitig mitzutei-
len." 

Begründung 
Diese Fassung soll eine möglichst beschleu-
nigte Erledigung der Zulassungsgesuche 
gewährleisten und klarstellen, daß die 
Frist von drei Monaten nicht als Regel 
betrachtet wird. 

6. Zu§ 26 Abs. 2 

§ 26 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 
„(2) Von der Zurücknahme der Zu-

lassung zur Rechtsanwaltschaft kann abge-
sehen werden, wenn die Gründe des Ab-
satzes 1 Nr. 3 oder § 19 in dem Zeitpunkt, 
in dem der Sachverhalt bekannt wird, 
nicht mehr bestehen." 

Begründung 
Es muß die Möglichkeit eingeräumt wer-
den, in allen Fällen des § 19 von der Zu-
rücknahme der Zulassung abzusehen, 
wenn die Gründe in dem Zeitpunkt, in 
dem der Sachverhalt bekannt wird, nicht 
mehr bestehen. 



7. Zu 27 Nr. 1 

§ 27 Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 
„1. wenn der Rechtsanwalt infolge ge-

richtlicher Anordnung in der Verfü-
gung über sein Vermögen beschränkt 
wird oder wenn er in Vermögens-
verfall geraten ist und dadurch die 
Interessen der Rechtsuchenden gefähr-
det sind;" 

Begründung 

Es erscheint tunlich, eine Zurücknahme-
möglichkeit auch dann zu schaffen, wenn 
der Rechtsanwalt durch Vermögensverfall 
die Interessen der Rechtsuchenden ge-
fährdet. 

B. Zu § 29 Abs. 3 

In § 29 Abs. 3 sind nach dem Wort „Zu-
lassung" einzufügen die Worte „zur 
Rechtsanwaltschaft". 

Begründung 

Redaktionelle Klarstellung. 

9. Zu§ 31 

a) § 31 Abs. 2 und 3 werden zu folgen-
dem neuen Abs. 2 zusammengezogen: 

„(2) Über den Antrag entscheidet 
die Landesjustizverwaltung. Vor der 
Entscheidung ist der Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer, in deren Be-
zirk der Bewerber als Rechtsanwalt 
zugelassen werden will, gutachtlich zu 
hören." 

Begründung 

Redaktionelle Verbesserung. 

b) In § 31 ist folgender neuer Abs. 3 an 
zufügen: 

„(3) Ein Antrag darf nur aus den 
in diesem Gesetz bezeichneten Grün-
den abgelehnt werden." 

Begründung 
Klarstellung. 

10. Zu § 32 

a) In § 32 ist die Einleitung des Abs. 1 
und Abs. 1 Nr. 1 zu folgendem neuen 
Abs. 1 zusammenzufassen: 

„(1) Die Zulassung bei dem im An-
trag bezeichneten Gericht ist zu versa- 

gen , wenn in der Person des Bewerbers 
Umstände vorliegen, die es für die 
Rechtspflege als untragbar erscheinen 
lassen, daß der Bewerber die anwalt-
liche Tätigkeit bei diesem Gericht aus-
übt." 

b) In § 32 ist folgender neuer Abs. 2 
einzufügen: 

„(2) Die Zulassung bei dem im An-
trag bezeichneten Gericht kann ver-
sagt werden: 

1. wenn der Bewerber innerhalb der 
letzten fünf Jahre in dem Bezirk des 
Landgerichts, in dem er zugelassen 
werden will, als Richter oder Staats-
anwalt auf Lebenszeit angestellt 
war;" 

2. wie bisher Abs. 1 Nr. 3 

3. wie bisher Abs. 1 Nr. 4 

4. wie bisher Abs. 1 Nr. 5. 

c) der bisherige Abs. 2 des § 32 wird 
Abs. 3. 

Begründung zu a bis c 

Es erscheint zweckmäßig, den Versagungs-
grund des § 32 Abs. 1 Nr. 1 als obligato-
rischen Versagungsgrund auszugestalten. 

11. Zu § 45 Abs. 2 

§ 45 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 
„(2) Die Entscheidung über den Antrag 

auf anderweitige Zulassung kann ausge-
setzt werden, wenn gegen den Rechts-
anwalt ein ehrengerichtliches Verfahren, 
ein Ermittlungsverfahren wegen des Ver-
dachts einer strafbaren Handlung oder ein 
strafgerichtliches Verfahren schwebt." 

Begründung 

Es erscheint tunlich, die hier vorgesehene 
Regelung der des § 22 Abs. 1 anzugleichen. 

12. Zu § 45 Abs. 3 

§ 45 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 
„(3) Die anderweitige Zulassung kann 

unbeschadet der in § 32 getroffenen Rege-
lung auch versagt werden, wenn der 
Rechtsanwalt innerhalb der letzten zwei 
Jahre in einem ehrengerichtlichen Verfah-
ren mit einem Verweis oder einer Geld-
buße bestraft worden ist." 



Begründung 

Redaktionelle Änderung im Hinblick auf 
die Neufassung von § 32 (vgl, oben 
Nr. 10). 

13. Zu § 50 Abs. 3 

§ 50 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 
„(3) An dem Verfahren kann sich die 

Landesjustizverwaltung beteiligen." 

Begründung 

Die Änderung dient der Vereinfachung. 

14. Zu § 51 Abs. 1 Satz 1 

§ 51 Abs. 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
gegen einen Bescheid oder eine Verfügung 
der Landesjustizverwaltung ist gegen die 
Landesjustizverwaltung zu richten." 

Begründung 

Die Änderung dient der Vereinfachung. 

15. Zu § 52 Abs. 1 Satz 2 

§ 52 Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 
„Einen Antrag auf gerichtliche Entschei-
dung bei einem ablehnenden Gutachten 
des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer 
teilt der Ehrengerichtshof auch der Lan-
desjustizverwaltung mit." 

Begründung 

Die Änderung dient der Vereinfachung. 

16. Zu § 52 Abs. 3 (neu) 

a) In § 52 ist folgender neuer Abs. 3 ein-
zufügen: 

„(3) Die mündliche Verhandlung ist 
nicht öffentlich. Vertretern der Lan

-

desjustizverwaltung, dem Präsidenten 
des Oberlandesgerichts oder seinem 
Beauftragten, dem ersten Beamten der 
Staatsanwaltschaft bei dem Oberlan-
desgericht und Mitgliedern oder Ver-
tretern des Vorstandes der Rechts-
anwaltskammer ist der Zutritt zu der 
Verhandlung gestattet. Der Ehren-
gerichtshof kann nach Anhörung der 
Beteiligten auch andere Personen als 
Zuhörer zulassen. Auf Antrag eines 
Beteiligten ist die Öffentlichkeit her-
zustellen; in diesem Fall sind die Vor

-

schriften des Gerichtsverfassungsge-
setzes über die Offentlichkeit sinn-
gemäß anzuwenden." 

b) Der bisherige Abs. 3 des § 52 wird 
Abs. 4. 

Begründung zu a und b 

Es erscheint zweckmäßig, die Regelung 
über die Öffentlichkeit der münd-
lichen Verhandlung dem Verfahren 
vor dem Ehrengerichtshof im ehren-
gerichtlichen Verfahren anzugleichen 
(vgl. die zu § 149 Abs. 1 vorgeschla-
gene Änderung unter Nr. 34). 

17. Zu § 53 Abs. 5 

§ 53 Abs. 5 ist wie folgt zu fassen: 

„(5) Der Ehrengerichtshof stellt einen 
Beschluß, der über einen Antrag nach § 50 
ergangen ist, der Landesjustizverwaltung 
auch dann zu, wenn sie sich an dem Ver-
fahren nicht beteiligt hat." 

Begründung 

Die Änderung dient der Vereinfachung. 

18. Zu § 54 Abs. 2 Satz 1 

§ 54 Abs. 2 Satz 1 ist am Anfang wie 
folgt zu fassen: 

„Der Landesjustizverwaltung steht die 
sofortige Beschwerde zu, 	 

Begründung 

Die Änderung dient der Vereinfachung. 

19. Zu § 67 Abs. 1 

§ 67 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Ist ein Rechtsanwalt gestorben, so 
kann die Landesjustizverwaltung einen 
Rechtsanwalt, einen Anwaltsassessor oder 
eine andere Person, welche die Befähigung 
zum Richteramt erlangt hat, zum Ab-
wickler der Kanzlei bestellen. Vor der Be-
stellung ist der Präsident der Rechts-
anwaltskammer zu hören. Der Abwickler 
soll höchstens auf die Dauer eines Jahres 
bestellt werden." 

Begründung 

Die Anhörung des Präsidenten der 
Rechtsanwaltskammer vor der Bestellung 
des Abwicklers der Kanzlei erscheint 
zweckmäßig. Im übrigen sprachliche Ver-
besserung. 



20. Zu § 67 Abs. 2 

In § 67 Abs. 2 ist folgender neuer Satz 5 
anzufügen: 

„Der Abwickler führt die laufenden Auf-
träge fort; innerhalb der ersten drei Mo-
nate ist er berechtigt, auch neue Aufträge 
anzunehmen." 

Begründung 

Der Abwickler soll für eine kurze Über-
gangszeit auch neue Aufträge annehmen 
können. 

21. Zu § 67 Abs. 3 

a) In § 67 Abs. 3 ist Satz 2 zu streichen. 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2 und 
ist wie folgt zu fassen: 
„Ihm stehen die Gebühren und Aus-
lagen zu, soweit sie noch nicht vor 
seiner Bestellung erwachsen sind." 

c) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden 
Sätze 3 und 4. 

Begründung 

Zu a 

Die Streichung ergibt sich aus der vor-
geschlagenen Ergänzung des § 67 
Abs. 2. 

Zu bund c 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

22. Zu § 74 Abs. 1 

a) In § 74 Abs. 1 ist folgender neuer 
Satz 2 anzufügen: 

„Bevor die weitere Rechtsanwaltskam-
mer errichtet ist, ist der Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer zu hören." 

Begründung 

Die Anhörung des Vorstandes der 
Rechtsanwaltskammer erscheint zweck-
mäßig. 

b) Der bisherige Satz 2 von § 74 Abs. 1 
ist als neuer Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Die Landesjustizverwaltung ordnet 
an, welcher Kammer die bei dem 
Oberlandesgericht zugelassenen Rechts-
anwälte angehören und wie sich die 
Landgerichtsbezirke auf die Kammern 
verteilen." 

Begründung 
Redaktionelle Klarstellung. 

23. Zu§ 82 

a) § 82 Abs. 1 Nr. 1 ist wie folgt zu 
fassen: 

„1. wenn er seine Wählbarkeit aus den 
in § 78 Nr. 1, § .79 Nr. 1, 3 und 4 
angegebenen Gründen verliert;" 

b) In § 82 ist folgender neuer Abs. 4 an-
zufügen: 

„(4) Ist gegen ein Mitglied des Vor-
standes ein ehrengerichtliches Verfah-
ren eingeleitet, so ruht seine Mitglied-
schaft im Vorstand, bis das Verfahren 
erledigt ist." 

Begründung zu a und b 

Es erscheint nicht notwendig, daß ein 
Rechtsanwalt schon wegen der Einlei-
tung eines ehrengerichtlichen Verfah-
rens aus dem Vorstand der Rechts-
anwaltskammer ausscheidet, das Ruhen 
seiner Mitgliedschaft bis zur Erledi-
gung des Verfahrens ist ausreichend. 

24. Zu § 86 Abs. 2 Nr. 5 

§ 86 Abs. 2 Nr. 5 ist wie folgt zu fassen: 

„5. die ständigen Mitglieder des Ehren-
gerichts und ihre Vertreter aus seiner 
Mitte zu wählen (§ 106);" 

Begründung 

Der Kammervorstand soll bereits bei 
seiner Wahl bestimmen, wer ständiges 
Mitglied und wer Vertreter im Ehren-
gericht ist. 

25. Zu § 87 Abs. 5 

In § 87 Abs. 5 sind die folgenden neuen 
Sätze anzufügen: 

„Ober den Einspruch entscheidet der Vor-
stand durch Einspruchsbescheid; Absatz 4 
ist entsprechend anzuwenden. Wird der 
Einspruch zurückgewiesen, so kann der 
Rechtsanwalt binnen zwei Wochen nach 
der Zustellung bei dem Ehrengericht be-
antragen, das ehrengerichtliche Unter-
suchungsverfahren gegen ihn zu eröffnen 
(§ 123 Abs. 3)." 

Begründung 

Die Ergänzung erscheint notwendig, da 
andernfalls gemäß § 249 sofort der An-
trag auf gerichtliche Entscheidung beim 
Ehrengerichtshof gestellt werden könnte. 



26. Zu§ 91 

§ 91 ist zu streichen. 

Begründung 

Eine gesetzliche Regelung erscheint nicht 
notwendig. 

27. Zu § 103 Abs. 2 Nr. 2 

§ 103 Abs. 2 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. die ständigen Mitglieder des Ehren-
gerichts und ihre Vertreter zu wählen 
(§ 107);" 

B egründung 

Die Ergänzung entspricht dem Ände-
rungsvorschlag zu § 86 Abs. 2 Nr. 5 (vgl. 
oben Nr. 24). 

28. Zu § 106 Satz 1 

§ 106 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Der Vorsitzende und ein weiteres Mit-
glied müssen von dem Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer aus seiner Mitte 
gewählt sein." 

B egründung 

Redaktionelle Klarstellung. 

29. Zu § 114 Abs. 5 Satz 2 

§ 114 Abs. 5 Satz 2 ist zu streichen. 

B egründung 

Eine qualifizierte Mehrheit erscheint bei 
dem Verfahren gemäß § 114 nicht erfor-
derlich. 

30. Zu § 135 

§ 135 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 135 

Eröffnung des Hauptverfahrens vor dem 
Ehrengerichtshof 

Der Ehrengerichtshof kann in einer 
Sache, die ihm nach § 134 Abs. 1 vor-
gelegt ist, die Eröffnung des Hauptver-
fahrens nicht deshalb ablehnen, weil er 
das Ehrengericht für zuständig hält." 

B egründung 

Zum Zwecke der Vereinfachung und Be

-

schleunigung des Verfahrens kann auf die 
Möglichkeit verzichtet werden, daß der 

Ehrengerichtshof, wenn das Ehrengericht 
eine Sache wegen fehlender Zuständigkeit 
abgegeben hat, gleichwohl das Hauptver-
fahren vor dem Ehrengericht eröffnet. 

31. Zu § 142 

In § 142 ist nach Satz 2 anstelle des Punk-
tes ein Semikolon zu setzen und folgender 
Halbsatz anzufügen: 

„der Vorsitzende des ersuchten Gerichts 
kann mit der Erledigung des Ersuchens 
ein Mitglied des Ehrengerichts beauf-
tragen." 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

32. Zu§ 146 Abs. 3 

§ 146 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 
„(3) Das ehrengerichtliche Verfahren 

ist, abgesehen von dem Fall des § 260 
Abs. 3 der Strafprozeßordnung, einzustel-
len, wenn die Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft erloschen oder zurückge-
nommen worden ist (§§ 25 bis 28)." 

Begründung 

Redaktionelle Verbesserung. 

33. Zu § 147 Abs. 1 

§ 147 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 
„(1) In dem Verfahren vor dem Ehren-

gericht werden die Aufgaben des Proto-
kollführers von einem Rechtsanwalt oder 
einem Anwaltsassessor wahrgenommen." 

Begründung 

Die Wahrnehmung der Aufgaben des Pro-
tokollführers durch einen Angestellten der 
Geschäftsstelle des Ehrengerichts erscheint 
nicht erwünscht. 

34. Zu § 149 Abs. 1 

§ 149 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Hauptverhandlung vor dem 
Ehrengerichtshof ist nicht öffentlich. 
§ 139 Abs. 2 gilt entsprechend. Auf An-
trag der Staatsanwaltschaft oder des Be-
schuldigten ist die Öffentlichkeit herzu-
stellen; in diesem Falle sind die Vorschrif-
ten des Gerichtsverfassungsgesetzes über 
die Öffentlichkeit sinngemäß anzuwen-
den." 



B egründung 

Die vorgeschlagene Regelung erscheint 
zweckmäßiger, weil die Öffentlichkeit der 
Hauptverhandlung mit Rücksicht auf den 
besonderen Charakter des Verfahrens 
nicht in jedem Fall angezeigt ist. 

35. Zu § 153 Abs. 1 Satz 1 

§ 153 Abs. 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 
„Wird ein ehrengerichtliches Verfahren 
gegen den Beschuldigten eingestellt, weil 
seine Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
erloschen oder zurückgenommen ist, so 
kann in der Entscheidung zugleich auf 
Antrag der Staatsanwaltschaft die Siche-
rung der Beweise angeordnet werden, 
wenn zu erwarten ist, daß auf Ausschlie-
ßung aus der Rechtsanwaltschaft erkannt 
worden wäre." 

B egründung 

Die Neufassung erscheint erforderlich, um 
Zweifel über die zuständige Stelle auszu-
schließen. 

36. Zu § 154 Abs. 3 Satz 2 

§ 154 Abs. 3 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 
„Ein Anspruch auf Benachrichtigung von 
den Terminen, die zum Zwecke der Be-
weissicherung anberaumt werden, steht 
dem früheren Beschuldigten nur zu, wenn 
er sich im Inland aufhält und seine An-
schrift demjenigen Ehrengericht oder Ge-
richt, von dem das ehrengerichtliche Ver-
fahren eingestellt worden ist, angezeigt 
hat." 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu oben Nr. 35. 

37. Zu § 154 Abs. 4 

§ 154 Abs. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Erachtet der Untersuchungsrichter 
den Zweck des Verfahrens für erreicht, so 
übersendet er die Akten demjenigen 
Ehrengericht oder Ehrengerichtshof, vor 
dem das ehrengerichtliche Verfahren im 
ersten Rechtszug anhängig war." 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu oben Nr. 36. 

38. Zu § 157 Abs. 3 

§ 157 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Der Ehrengerichtshof entscheidet 
über den Antrag durch Urteil." 

B egründung 

Die Entscheidung des Ehrengerichtshofs 
soll auch in diesem Fall durch Urteil er-
gehen. 

39. Zu § 157 Abs. 4 

§ 157 Abs. 4 ist wie folgt zu fassen: 
„(4) Auf das Verfahren sind im übri-

gen die Vorschriften der Strafprozeßord-
nung über das Berufungsverfahren und 
die §§ 138, 142, 143 und 149 dieses Ge-
setzes sinngemäß anzuwenden." 

B egründung 

Redaktionelle Änderung im Hinblick auf 
die Neufassung von § 149 Abs. 1 (vgl. die 
Begründung zu oben Nr. 34). 

40. Zu § 159 

§ 159 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 159 

Die Berufung 

(1) Gegen das im ersten Rechtszug er-
lassene Urteil des Ehrengerichtshofes ist 
die Berufung an den Bundesgerichtshof 
zulässig. 

(2) Gegen ein Urteil, durch das der 
Ehrengerichtshof über einen Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung (§ 157) erkannt 
hat, findet die Berufung nur statt, wenn 
der Ehrengerichtshof sie in seinem Urteil 
zugelassen hat. Er darf die Berufung nur 
zulassen, wenn er über Rechtsfragen oder 
Fragen des anwaltlichen Standesrechts ent-
schieden hat, die von grundsätzlicher Be-
deutung sind. 

(3) Die Vorschriften der Strafprozeß-
ordnung über die Berufung und § 149 
dieses, Gesetzes sind entsprechend anzu-
wenden." 

Begründung 

Die Neufassung ist erforderlich im Hin-
blick auf § 157 Abs. 3 (vgl. die Begrün-
dung zu Nr. 38 oben). 



41. Zu § 160 

§ 160 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung ergibt sich aus der Neu-
fassung des § 157 Abs. 3 und des § 159 
(vgl. die Begründung zu Nr. 38 und 40 
oben). 

42. Zu § 163 Abs. 4 

§ 163 Abs. 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift erscheint im Hinblick auf 
§ 163 Abs. 2 überflüssig und könnte zu 
der Auslegung Anlaß geben, daß in Ab-
wesenheit des Beschuldigten nicht verhan-
delt werden darf. 

43. Zu § 175 Abs. 1 

In § 175 Abs. 1 ist das Wort „Beisitzern" 
zu ersetzen durch die Worte „weiteren 
Mitgliedern". 

Begründung 

Im Hinblick auf die Sonderstellung der 
anwaltlichen Mitglieder der Ehrengerichts-
höfe im Verhältnis zur Stellung der an-
waltlichen Beisitzer beim Bundesgerichts-
hof erscheint es angezeigt, diese Rechts-
anwälte nicht als Beisitzer, sondern als 
Mitglieder des Ehrengerichtshofes zu be-
zeichnen. 

44. Zu § 176 Satz 1 	. 

In § 176 Satz 1 ist das Wort „Beisitzer" 
zu ersetzen durch das Wort „Mitglieder". 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu oben Nr. 43. 

45. Zu § 177: Überschrift und Abs. 1 Satz 1 

Die Überschrift zu § 177 und § 177 Abs. 1 
Satz 1 sind wie folgt zu fassen: 

„§ 177 

Ernennung von Rechtsanwälten 
zu Mitgliedern des Ehrengerichtshofes 

(1) Diejenigen Mitglieder, die Rechts-
anwälte sind, werden von der Landes-
justizverwaltung nach gutachtlicher An-
hörung des Vorstandes der Rechtsanwalts-
kammer für die Dauer von vier Jahren 
ernannt." 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu oben Nr. 43. Im 
übrigen redaktionelle Klarstellung. 

46. Zu § 177 Abs. 1 Satz 2 

In § 177 Abs. 1 Satz 2 ist das Wort „Bei-
sitzer" zu ersetzen durch das Wort „Mit-
glieder". 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu oben Nr. 43. 

47. Zu § 177 Abs. 2 Satz 1 

In § 177 Abs. 2 Satz 1 ist das Wort „Bei-
sitzer" zu ersetzen durch das Wort „Mit-
glied". 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu oben Nr. 43. 

48. Zu § 177 Abs. 2 Satz 2 

In § 177 Abs. 2 Satz 2 ist das Wort „Bei-
sitzer" zu ersetzen durch das Wort „Mit-
glieder". 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu oben Nr. 43. 

49. Zu § 177 Abs. 3 Satz 1 

§ 177 Abs. 3 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Mitglieder aus den Reihen der 
Rechtsanwälte haben während der Dauer 
ihres Amtes in Beziehung auf dasselbe 
alle Rechte und Pflichten eines Richters 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit." 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu oben Nr. 43. Die 
Bezugnahme auf die Richter der ordent-
lichen Gerichtsbarkeit dient der Klarstel-
lung. 

50. Zu § 177 Abs. 4 

§ 177 Abs. 4 ist wie folgt zu fassen: 
„(4) Ein Rechtsanwalt ist auf Antrag 

der Landesjustizverwaltung seines Amtes 
als Mitglied des Ehrengerichtshofes zu 
entheben, wenn nachträglich ein Umstand 
eintritt, der seiner Ernennung entgegen-
steht. Über den Antrag entscheidet in 
diesem Fall der Erste Zivilsenat des Ober-
landesgerichts. Vor der  Entscheidung ist 



der Rechtsanwalt zu hören. Die Entschei-
dung ist endgültig." 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu oben Nr. 43. Im 
übrigen dient die Änderung der Klar-
stellung. 

51. Zu § 178 

§ 178 ist wie folgt zu fassen: 
„§ 178 

Der Ehrengerichtshof entscheidet in 
der Besetzung mit dem Vorsitzenden, 
einem Mitglied, das planmäßig angestell-
ter Richter ist, und drei Mitgliedern, die 
Rechtsanwälte sind." 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu oben Nr. 43. 

52. Zu § 180 Abs. 2 Satz 2 

§ 180 Abs. 2 Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus der Strei-
chung des S  160 (vgl. die Begründung zu 
oben Nr. 41). 

53. Zu § 196 

a) s 196 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 
„(2) Die Entscheidung über den An-

trag auf Zulassung kann ausgesetzt 
werden, wenn einer der in § 45 Abs. 2 
bezeichneten Gründe vorliegt." 

Begründung 
Die Änderung ergibt sich aus dem 
Vorschlag zu § 45 Abs. 2 (vgl. oben 
Nr. 1). 

b) § 196 Abs. 4 ist wie folgt zu fassen: 
„(4) Die Zulassung kann, abgesehen 

von den in s 32 Abs. 2 Nr. 2 und 3 
und in 45 Abs. 3 genannten Grün-
den nur dann versagt werden, wenn 
die in § 192 Abs. 3 bezeichneten Vor-
aussetzungen nicht erfüllt sind." 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus dem 
Vorschlag zu § 32 Abs. 2 (neu) (vgl. 
die Begründung zu oben Nr. 10 b). 

54. Zu § 203 Abs. 2 Nr. 2 und 3 

In § 203 Abs. 2 Nr. 2 und 3 sind die 
Worte „Grundsätze" zu ersetzen durch 
die Worte „Richtlinien". 

Begründung 

Redaktionelle Klarstellung. 

55. Zu § 205 Abs. 2 Nr. 2 

In § 205 Abs. 2 Nr. 2 ist das Wort „zwei" 
zu ersetzen durch das Wort „drei". 

Begründung 

Eine Zahl von fünf Mitgliedern des Prä-
sidiums erscheint zweckmäßig. 

56. Zu§ 214 Abs. 3 

§ 214 Abs. 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Eine gesetzliche Regelung erscheint nicht 
notwendig. 

57. Zu § 235 a  (neu)  

Als § 235 a ist folgende neue Vorschrift 
einzufügen: 

„§ 235 a 
Bewerber mit Befähigung zum höheren 

Verwaltungsdienst 

Bewerbern, die bei Inkrafttreten die-
ses Gesetzes berechtigt sind, auf Grund 
der vorgeschriebenen Prüfungen haupt-
amtlich ein Richteramt an einem Gericht 
der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbar-
keit zu bekleiden, kann die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft nicht deshalb versagt 
werden, weil die Voraussetzung des § 4 
nicht gegeben ist." 

Begründung 
Die Zulassung von Bewerbern, welche die 
Befähigung zum Richteramt bei einem 
allgemeinen Verwaltungsgericht besitzen, 
erscheint angemessen, weil im Geltungs-
bereich des Preußischen Gesetzes über die 
Vertretung vor den Verwaltungsgerichten 
die Verwaltungsrechtsräte in die Rechts-
anwaltschaft übernommen werden, auch 
wenn sie die Befähigung zum Richteramt 
nach den Vorschriften des Gerichtsver-
fassungsgesetzes nicht besitzen. Die Ober-
nahme der Bewerber, welche die zum 
höheren Verwaltungsdienst befähigenden 



Examen abgelegt haben, macht lediglich 
eine Übergangsregelung erforderlich, weil 
nunmehr die juristische Ausbildung ein-
heitlich ist. 

58. Zu § 236 Abs. 1 Satz 1 

In § 236 Abs. 1 Satz 1 ist „1. Juli 1952" 
zu ersetzen durch „1. Januar 1953". 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu unten Nr. 59. 
Anpassung an die für 5  236 Abs. 2 vor-
geschlagene Änderung. 

59. Zu § 236 Abs. 2 Satz 1 

In § 236 Abs. 2 Satz 1 ist „1. Januar 1950" 
zu ersetzen durch „1. Januar 1953". 

Begründung 

Der im Entwurf vorgesehene Termin er-
faßt im Hinblick auf die landesrechtliche 
Entwicklung dieses Problems nicht alle 
Fälle. Eine maßvolle Hinausschiebung ge-
währleistet die gleichmäßige Behandlung 
des in Frage kommenden Personenkreises. 

60. Zu § 241 

5 241 wird gestrichen. 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus der Strei-
chung des § 91 (vgl. die Begründung oben 
Nr. 26). 

61. Zu § 253 Abs. 5 

In 5 253 Abs. 5 sind die Worte „In dem 
Gebiet der früheren Länder Baden, Würt-
temberg-Baden und Württemberg-Ho-
henzollern" zu ersetzen durch die Worte 
„In dem Land Baden-Württemberg". 

Begründung 

Anpassung an die staatliche Neugliede-
rung. 

62. Zu § 259 Abs. 1 

In 5  259 Abs. 1 ist folgende neue Num-
mer 26 anzufügen: 

„26. das Berliner Gesetz über vorläufige 
Maßnahmen auf dem Gebiete des An-
waltsrechts vom 6. Mai 1952 (Gesetz 
und. Verordnungsblatt S. 311)." 

Begründung 

Auch das Berliner Gesetz vom 6. Mai 1952 
muß aufgehoben werden. 




